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197. Sitzung

Berlin, Dienstag, den 8. Dezember 2020

Beginn: 10.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte 

nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet.

Vor Eintritt in die Tagesordnung gratuliere ich nach-
träglich dem Kollegen Gerold Otten. Er hat gestern sei-
nen 65. Geburtstag gefeiert.

(Beifall)

Und ich gratuliere dem Kollegen Manfred 
Todtenhausen, der heute seinen 70. Geburtstag feiert. 

(Beifall)

Herzliche Glückwünsche im Namen des ganzen Hauses.

Für den verstorbenen Kollegen Thomas Oppermann ist 
die Kollegin Hiltrud Lotze als Mitglied des Deutschen 
Bundestages nachgerückt. Im Namen des ganzen Hauses 
begrüße ich Sie herzlich und wünsche eine gute Zusam-
menarbeit. 

(Beifall)

Interfraktionell ist vereinbart worden, heute mit den 
Tagesordnungspunkten I.4 und II. einen Antrag der Frak-
tion der FDP mit dem Titel „Beschluss des Bundestages 
gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundge-
setzes“ aufzurufen.

Die Tagesordnung soll außerdem um die in der 
Zusatzpunktliste aufgeführten Punkte erweitert werden, 
die alle ohne Debatte am Donnerstag aufgerufen werden 
sollen. Im Anschluss daran soll der Vorschlag der Frak-
tion der AfD zur Wahl eines Mitglieds des Stiftungsrates 
der Stiftung „Haus der kleinen Forscher“ auf Drucksache 
19/24768 aufgerufen werden: 

ZP 1 Beratung des Antrags der Abgeordneten Otto 
Fricke, Christian Dürr, Grigorios Aggelidis, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Beschluss des Bundestages gemäß Artikel 115 
Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes

Drucksache 19/24969

ZP 2 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP IV.)

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Wieland Schinnenburg, Michael Theurer, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Insolvenz des Rezeptabrechners AvP – 
Aufarbeitung vorantreiben, finanzielle 
Sicherheit im Gesundheitssystem erhöhen

Drucksache 19/24966
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Federführung strittig

b) Beratung des Antrags der Fraktion der AfD

Anpassung der Musterbauordnung zum 
Erhalt historischer Altstädte

Drucksache 19/…
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen (f) 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für Kultur und Medien

c) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP

Beziehungen zu Japan stärken

Drucksache 19/…
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss

d) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP

Herausforderungen begegnen, Chancen 
nutzen – Die Chinapolitik Deutschlands 
und der EU neu justieren

Drucksache 19/…
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss
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e) Beratung des Antrags der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Teilen als Prinzip der Mobilität von mor-
gen verankern – Rechtliche Grundlagen 
für neue Sharing-Angebote verbessern

Drucksache 19/…
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

ZP 3 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl eines Mitglieds des Stiftungsrates der 
„Stiftung Haus der kleinen Forscher“

Drucksache 19/24768

Sind Sie mit alldem einverstanden? – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte I a und b auf:

a) Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalt-
splans für das Haushaltsjahr 2021 (Haus-
haltsgesetz 2021)

Drucksachen 19/22600, 19/22602, 
19/24535 Nr. 1

b) Beratung der Beschlussempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung

Finanzplan des Bundes 2020 bis 2024

Drucksachen 19/22601, 19/23839 Nr. 1, 
19/22602, 19/24535 Nr. 1, 19/23327

Wir kommen zur Beratung der Einzelpläne, und zwar 
zunächst der drei Einzelpläne, zu denen keine Ausspra-
che vorgesehen ist.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt I.1 auf:

hier: Einzelplan 01 
Bundespräsident und Bundespräsidialamt

Drucksachen 19/23324, 19/23325

Berichterstattung: die Abgeordneten Kerstin 
Radomski, Sonja Steffen, Peter Boehringer, Otto Fricke, 
Dr. Dietmar Bartsch, Ekin Deligöz.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 01 
in der Ausschussfassung. Wer stimmt dafür? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die AfD hat 
sich enthalten. Der Kollege Brandner hat dagegenge-
stimmt. Der Rest des Hauses hat dem Einzelplan 01 zuge-
stimmt. Damit ist er in zweiter Lesung angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt I.2 auf:

hier: Einzelplan 02  
Deutscher Bundestag

Drucksachen 19/23302, 19/23324

Berichterstattung: die Abgeordneten Dennis Rohde, 
Eckhardt Rehberg, Peter Boehringer, Bettina Stark- 
Watzinger, Dr. Gesine Lötzsch, Sven-Christian Kindler.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 02 
in der Ausschussfassung. Wer stimmt dafür? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Einzelplan 02 
ist einstimmig angenommen.

Damit rufe ich Tagesordnungspunkt I.3 auf:
hier: Einzelplan 03  
Bundesrat
Drucksache 19/23325

Berichterstattung: die Abgeordneten Martin Hohmann, 
Tankred Schipanski, Ulrich Freese, Christoph Meyer, 
Heidrun Bluhm-Förster, Dr. Tobias Lindner.

Wir stimmen ab über den Einzelplan 03. Wer stimmt 
dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der 
Einzelplan 03 ist einstimmig angenommen.

Damit rufe ich den Tagesordnungspunkt I.4 sowie den 
Tagesordnungspunkt II und Zusatzpunkt 1 auf:

I.4 a) hier: Einzelplan 08 
Bundesministerium der Finanzen
Drucksachen 19/23324, 19/23325

b) hier: Einzelplan 20 
Bundesrechnungshof
Drucksache 19/23325

II Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD
Beschluss des Deutschen Bundestages 
gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 
des Grundgesetzes
Drucksachen 19/22887, 19/24940

ZP1 Beratung des Antrags der Abgeordneten Otto 
Fricke, Christian Dürr, Grigorios Aggelidis, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Beschluss des Bundestages gemäß Artikel 115 
Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes
Drucksache 19/24969

Berichterstattung zum Einzelplan 08: die Abgeordne-
ten Metin Hakverdi, Dr. André Berghegger, Dr. Birgit 
Malsack-Winkemann, Christian Dürr, Dr. Gesine 
Lötzsch, Sven-Christian Kindler.

Berichterstattung zum Einzelplan 20: die Abgeordne-
ten Ekin Deligöz, Dr. André Berghegger, Esther Dilcher, 
Ulrike Schielke-Ziesing, Bettina Stark-Watzinger, 
Michael Leutert.

Über den Antrag der Fraktion der FDP sowie über die 
Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses zu dem 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD werden 
wir später nacheinander namentlich abstimmen.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 90 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Kollegen Peter Boehringer, AfD.

(Beifall bei der AfD)
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Peter Boehringer (AfD):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die Bundeshaushalte 2020 und 2021 umfassen zusam-
men 1 000 Milliarden Euro bei bislang unvorstellbaren 
400 Milliarden Euro Neuverschuldung. Die beiden größ-
ten Haushalte der deutschen Geschichte. Angeblich alles 
coronabedingt. Eine Virusinfektion soll die Grenzüber-
schreitungen rechtfertigen – wir werden es ja gleich über-
all wieder hören. Ganz so, als ob Deutschland noch nie 
eine Krise durchlebt hätte. Ganz so, als könne es nie 
wieder ähnlich schlimme Krisen geben.

Deutschland hat seit 1945 viele Krisen gesehen: den 
Hungerwinter 1946, den Kalten Krieg seit den 50ern mit 
dramatischen Zuspitzungen 1953 und in der Kuba-Krise 
1962, die Ölpreisschocks der 70er, die Massenarbeitslo-
sigkeit der 80er, die Börsencrashs 1980 und 1987, den 
Crash 2000, dann 9/11 und seit 2010 eigentlich perma-
nent die Finanzkrise. Und natürlich auch viele schwere 
Grippen, einige davon mit Zehntausenden Opfern.

Nun kommt ein weiteres gefährliches Virus, und alle 
etablierten Maßstäbe der Haushaltsführung werden 
gesprengt: fast 40 Prozent Kreditfinanzierungsquote die-
ses Haushalts bzw. etwa 6 Prozent Neuverschuldung 
bezogen auf die Wirtschaftsleistung des gesamten 
Landes. Die Maastricht-Obergrenze ist bekanntlich 3 Pro-
zent. 100 Prozent Zielverfehlung – das sind historische 
Dimensionen. Absolut liegt die Corona-Neuverschul-
dung sogar beim Vierfachen des bisherigen Negativre-
kords von 2010. Niemals zuvor wurde auf eine Krise 
mit einem verordneten Stillstand des ganzen Landes rea-
giert, wenn man von vier autofreien Sonntagen im Zuge 
des Ölpreisschocks 1973 einmal absieht.

Dass das nicht verhältnismäßig ist, sieht man auch 
daran, dass nur wenige Bürger persönlich einen kausal 
sicher an Corona Verstorbenen kennen. Aber fast jeder 
kennt inzwischen betroffene Gastronomen, Hoteliers, 
Einzelhändler und Selbstständige fast aller Branchen. 
Immer mehr kennen Kurzarbeiter in der Auto- und 
Maschinenbauindustrie. Jeden Tag hören wir neue Hor-
rormeldungen. Im laufenden Jahr ist die Zahl der Arbeits-
losen um 500 000 Menschen angestiegen. Zusammen mit 
den zugehörigen Familienangehörigen sind das millio-
nenfache Schicksale.

(Beifall bei der AfD)

Wir haben noch gar nichts gesehen. 2021 wird das Jahr 
der massiven Auswirkungen des Lockdowns. Zehntau-
sende Insolvenzen werden kommen; die massenhafte 
Kurzarbeit wird in millionenfacher Arbeitslosigkeit mün-
den. Bei Familienbetrieben und Mittelständlern wird der-
zeit vielfach die Lebensleistung von Generationen ver-
nichtet – wegen der völlig unverhältnismäßigen 
Reaktion der Regierung auf eine Infektionskrankheit, 
die der PCR-Test übrigens nach wie vor nicht nachweisen 
kann.

(Beifall bei der AfD)

All das wegen einer Viruskrankheit mit nur minimal 
messbarer Übersterblichkeit.

Die Schicksalsfrage von Millionen Betroffenen lautet 
daher: Wie lange noch? Wir haben diese Frage bei den 
Haushaltsberatungen eigentlich fast allen Ministern 
gestellt

(Saskia Esken [SPD]: Die Pflegekräfte stellen 
die auch!)

und Antworten bekommen von „Januar“, „Vielleicht 
Februar“, „Juni“ bis „Könnte aber auch 2022 werden“. 
Das Land kann aber erst dann wieder zur Normalität 
zurückkehren, wenn endlich der Lockdown beendet 
wird, wenn endlich wieder Planbarkeit herrscht.

(Beifall bei der AfD)
Die Menschen sind ebenso wie die Unternehmen völ-

lig verunsichert und oftmals geradezu depressiv. Von 
gesundheitlichen und gesellschaftlichen Kollateralschä-
den ganz abgesehen, die die Regierung nebenbei auch 
noch produziert. Sogar die „Bild“-Zeitung schreibt 
inzwischen, dass mehr Menschen wegen der unwissen-
schaftlich ohne objektive Kriterien und ohne echten Wir-
kungsnachweis verfügten Maßnahmen sterben als am 
Virus selbst. Bei Hunderttausenden verschobenen Opera-
tionen und unterlassenen Krebs- und Herz-Vorsorgeun-
tersuchungen ist das ja auch völlig klar. An dieser Stelle 
hier sagte ich bereits im März:

Psychischer Stress durch Freiheitsbeschränkungen, 
Existenzängste sowie Arbeitslosigkeit aufgrund von 
Firmeninsolvenzen, die staatliche Stützungszahlun-
gen bei einem längeren Shutdown letztlich nicht 
verhindern können, werden nach einiger Zeit zu 
einer verringerten Lebensdauer der Menschen füh-
ren.

Was also tun? Die Regierung kommt ohne Gesichts-
verlust nicht mehr raus aus der selbstgestellten Falle ihrer 
Lockdown-Politik. Man setzt nun auf ein schnelles Ende 
der Krise durch die Impfung. Das aber ist unverantwort-
lich: Eine kaum getestete, völlig neue Impfung auf Basis 
des trotz 30-jähriger Forschung noch nie eingesetzten 
mRNA-Impfprinzips – ein Prinzip! – kann weder 2021 
noch 2022 eine ernsthafte Option sein!

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Meine 
Fresse! – Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Mann! Mann! 
Mann! – Michael Grosse-Brömer [CDU/ 
CSU]: Wenn man so gar nichts hat!)

Der vorliegende Haushaltsentwurf gibt die Coro-
naausgleichszahlungen in derzeitiger Höhe nur etwa bis 
Sommer 2021 her. Mit Glück kann der Finanzminister die 
Lockdown-Folgen sogar noch bis zur Bundestagswahl 
mit Schuldengeld abfedern – Stillhalteprämien sozusa-
gen. Es ist jedoch eine Illusion, dass staatliche Mittel 
auch nur annähernd ausreichen könnten, die derzeit regu-
lativ gestörte Wertschöpfung des Privatsektors zu erset-
zen. Man kann Wertschöpfung nicht durch Geldschöp-
fung ersetzen! Und dennoch versucht die Regierung 
nun genau das!

(Beifall bei der AfD)
„Nach uns die Sintflut“ ist ganz klar das Motto in 

diesem letzten Haushalt der Kabinettsausscheider Merkel 
und Scholz.
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(Saskia Esken [SPD]: Genau das ist das Motto 
der AfD!)

Danach wird im Bundesbudget ein riesiges Loch klaffen; 
denn 2021 werden die Steuereinnahmen niemals wie 
geplant um 4 Prozent wachsen, weil die Umsätze der 
Realwirtschaft unter Lockdown-Bedingungen sogar fal-
len werden! Durch die anhaltende CO2– und Coronahys-
terie werden zentrale Wirtschaftsstrukturen irreversibel 
zerschlagen. Die Fertigung von Verbrennermotoren bei 
Daimler und BMW etwa wurde nach einem Jahrhundert 
der Fertigung in Deutschland mit Millionen Arbeitsplät-
zen, die davon abhängen, aufgegeben bzw. ins Ausland 
notverkauft – natürlich auch wegen der CO2-Religion.

Die AfD erkennt den Schuldenbedarf 2021 zu einem 
kleinen Teil an: verfassungskonform, das heißt ohne ille-
gitime Verlängerung der haushalterischen Notsituation. 
Die wirklich sinnvollen Ausgaben im Gesundheitswesen 
und beim Kurzarbeitergeld anerkennt auch die AfD, vor 
allem solche für Personal in Intensivstationen, also für 
Ärzte und Pfleger. Hier liegt derzeit der einzig relevante 
Engpass. Zahlen Sie also hohe Boni an diese Menschen, 
Herr Scholz!

(Beifall bei der AfD)
Bei gleichzeitigem Ende des Lockdowns amortisiert sich 
dieses Invest tausendfach. Wir haben alle diese Ausga-
ben – ebenso die zum Schutz der Risikogruppen – seit 
März immer mitgetragen. Niemand steht hier im Weg. 
Tun Sie mehr bei diesem einzigen Engpass „Intensivsta-
tionen“, der saisonal ab Dezember gar nicht selten ist und 
wie bei vielen Grippewellen noch bis März weiter-
bestehen wird.

Die Rettung der deutschen Wirtschaft und Gesellschaft 
kann nur über das schnelle Ende des Lockdowns kom-
men, nicht über verfassungswidrige massenhafte Bürger-
rechtseinschränkungen, nicht über unbezahlbare Dauer-
subventionen, nicht über Coronasteuererhöhungen, nicht 
über Massenquarantänen und keinesfalls über unzurei-
chend getestete Impfungen oder gar über eine faktische 
Impfpflicht, die wir kategorisch ablehnen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD – Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Da klatscht selbst die eigene 
Fraktion so gut wie gar nicht! – Gegenruf der 
Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an den Abg. Michael Grosse- 
Brömer gewandt: Das war ja gar nichts, oder? – 
Gegenruf des Abg. Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Totalausfall!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Dennis Rohde, 

SPD.
(Beifall bei der SPD)

Dennis Rohde (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

18 700 Neuinfizierte im Schnitt pro Tag, fast 20 000 Ver-
storbene in diesem Land, 400 bis 500 kommen momentan 
fast jeden Tag dazu, und, Herr Boehringer, Sie halten hier 

so eine Rede! Das, was Sie gemacht haben, war Beihilfe 
zur Masseninfektion und vollkommen unverantwortlich, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Wir leben wahrlich in ungewöhnlichen Zeiten, und 
ungewöhnlich ist auch der Haushalt, den wir heute disku-
tieren: 500 Milliarden Euro Ausgaben, 179,8 Milliarden 
Euro Nettokreditaufnahme geplant. Ich will aber an die-
ser Stelle in aller Deutlichkeit sagen: Ich halte den Haus-
halt auch in dieser Größenordnung für angemessen und 
für richtig. Denn was steckt hinter diesen abstrakten Zah-
len, über die wir diskutieren? Wir haben allein in diesem 
Haushalt 61 Milliarden Euro für Investitionen vorgese-
hen. Das ist deutlich mehr – 20 Milliarden Euro mehr – 
als vor der Krise. Es bringt zum Ausdruck, was uns wich-
tig ist: Gegen so eine Krise darf der Staat nicht ansparen; 
er muss bei den Investitionen selbst tätig werden, und das 
tun wir mit 61 Milliarden Euro, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD)
Ich will aber, weil ich weiß, dass das gleich eh ange-

sprochen werden wird, in Richtung der drei Häuser, die 
die starken investiven Haushalte haben – in Richtung des 
Wirtschaftsministeriums, des Verkehrsministeriums, aber 
auch des Innenministeriums –, deutlich machen: Wir 
würden uns freuen, wenn diese 61 Milliarden Euro heute 
nicht nur etatisiert werden, sondern wenn sie am Ende des 
Jahres 2021 auch abgeflossen sind und einen wirklichen 
Beitrag zur Belebung der Konjunktur in Deutschland 
leisten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)
Eine zweite große Zahl, die sich im Haushalt findet: 

39,5 Milliarden Euro Wirtschaftshilfen, Brückenhilfen. 
39,5 Milliarden Euro sind viel Geld; aber dieses Geld 
ist dafür da, dass Unternehmen, die vor der Krise unter-
nehmerisch erfolgreich waren, die jetzt in der Krise auf-
grund dieser Pandemie teils massive Einschränkungen 
erfahren, auch nach der Krise wieder erfolgreich sein 
können und – noch ein Schritt weitergedacht – dass die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei diesen Unter-
nehmen nicht aufgrund einer Insolvenz in die Arbeits-
losigkeit gehen, sondern dass sie eine Beschäftigungsper-
spektive nach der Krise haben. Ich finde: Das sind 
39,5 Milliarden Euro, die wir gut anlegen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)
Und ich sage auch: Jeder Euro Wirtschaftshilfe, den wir 
heute leisten, ist Wirtschaftskraft von morgen, sind Steu-
ereinnahmen von morgen. Täten wir nichts, würde es uns 
am Ende des Tages viel teurer kommen.

Ich will aber auch nicht verhehlen: Diese Pandemie ist 
schwer vorauszusagen, schwer zu kalkulieren. Wir wis-
sen nicht, was dieses hartnäckige Virus in den nächsten 
Wochen noch in unserer Gesellschaft auslösen wird. Und 
weil wir das nicht wissen, weil wir uns eben in einer 
schwierigen Situation befinden, haben wir 35 Milliarden 
Euro als Vorsorge im Haushalt eingestellt; 35 Milliarden 
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Euro, von denen ich durchaus sagen will: Ich bin froh, 
wenn wir am Ende des Tages da gar nicht ranmüssen, 
wenn das Geld nicht abfließt, weil das Ausdruck dafür 
ist, dass wir besser, schneller und am Ende auch günstiger 
durch diese Krise gekommen sind. Aber wenn wir das 
Geld brauchen, dann steht es zur Verfügung. Und es ist 
Ausdruck der Handlungsfähigkeit dieses Staates, dass 
wir auch auf der Zielgeraden dieser Pandemie niemanden 
zurücklassen werden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Eckhardt 
Rehberg [CDU/CSU])

Mir ist auch wichtig, zu betonen: Diese 35 Milliarden 
Euro – das sage ich als Abgeordneter einer Koalitions-
fraktion – sind kein Blankoscheck für die Regierung.

(Zuruf des Abg. Otto Fricke [FDP])

35 Milliarden Euro sind viel Geld, und deshalb haben wir 
auch als Haushälter bewusst gesagt: 20 Milliarden Euro 
davon sperren wir. – Da kommt man sowieso erst ran, 
wenn wir als Haushaltsausschuss dem zustimmen. Aber 
auch bei Großinvestitionen, bei allem, was über 100 Mil-
lionen Euro hinausgeht, dürfen Gelder nur mit Zustim-
mung des Haushaltsausschusses abfließen. Wir müssen 
das Heft des Handelns auch in dieser Krise in der Hand 
behalten, und das ist für uns auch wichtig, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich will deutlich machen: In diesem Haushalt wird 
auch die Frage beantwortet: In welchem Land wachen 
wir eigentlich auf, wenn diese Krise einmal bewältigt 
ist? – Wir haben in den letzten sieben Jahren als Große 
Koalition viel Arbeit darauf verwendet, die Sicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger in vielfältiger Hinsicht zu ver-
bessern:

(Lachen des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD])

Wir haben zum Beispiel durch Hilfen des Staates die 
soziale Sicherheit für diejenigen verbessert, die erwerbs-
unfähig geworden sind, die aufgrund von Krankheit nicht 
mehr in der Lage waren zu arbeiten. Wir haben im Be-
reich der inneren Sicherheit, auch als Antwort auf die 
Terrorwelle des letzten Jahrzehnts, bei der Bundespolizei, 
beim Bundeskriminalamt, ja auch beim Zoll materiell 
und personell aufgestockt. Und auch bei der äußeren 
Sicherheit haben wir Verbesserungen erzielt, indem wir 
insbesondere bei der persönlichen Ausstattung der Solda-
tinnen und Soldaten in den letzten Jahren nachgelegt 
haben.

(Zuruf des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD])

Ich erlebe in der Debatte, dass der eine oder andere 
unter dem Deckmantel dieser Krise diese Sicherheiten 
der Bürgerinnen und Bürger jetzt wieder abbauen will; 
auch denen gibt dieser Haushalt eine klare Antwort. Das 
ist kein Deckmantel für Staatsabbau; wir halten an dem 
fest, was wir auf den Weg gebracht haben, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Präsident, abschließend. Dieser Haushalt ist ein 
Zeichen an alle Bürgerinnen und Bürger, die auf die 
Handlungsfähigkeit und auf die Solidarität dieses Staates 
in der Krise vertrauen. Das ist ein Zeichen, dass wir in 
dieser Pandemie niemanden zurücklassen wollen und 
dass wir gemeinsam auch die letzten Meter, bis wir hof-
fentlich über einen Impfstoff zur Herdenimmunität kom-
men, gehen werden. Dieser Haushalt ist ein Ausdruck für 
die Handlungsfähigkeit und für die Solidarität unseres 
Staates.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Christian Dürr, 

FDP.

(Beifall bei der FDP)

Christian Dürr (FDP):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Schulden sind ein süßes Gift. Sie sind in zweifacher 
Hinsicht ein süßes Gift. Zum Ersten führen 
Schulden immer dazu, dass man der Versuchung 
erliegt, alle Probleme mit Geld zu lösen und mit 
Geld zu erschlagen. Ich glaube, das ist nicht rich-
tig … Zum Zweiten ist es ein süßes Gift, weil man ja 
nicht selber etwas tun muss, sondern weil es die 
kommenden Generationen tun müssen. Deswegen 
ist es auch nicht akzeptabel.

(Beifall bei der FDP)
Ich bin nicht überrascht, dass meine Fraktion mir hier 

Applaus spendet; das hat sie schon am 29. September bei 
der ersten Beratung dieses Haushaltes getan. Ich bin über-
rascht, dass die Kolleginnen und Kollegen der Union 
keinen Beifall spenden; denn das waren eins zu eins die 
Worte des Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion, Ralph Brinkhaus, bei der Einbringung dieses Bun-
deshaushaltes, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Peter 
Boehringer [AfD] – Stephan Brandner [AfD]: 
Reingefallen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, ausweis-
lich des aktuellen ARD-DeutschlandTrends machen sich 
zwei Drittel der Menschen in Deutschland große Sorgen 
über die Verschuldung der öffentlichen Haushalte. Sie, 
meine Damen und Herren, stimmen in dieser Woche 
einem Bundeshaushalt zu, der dazu führt, dass der Bund 
in diesem und im kommenden Jahr die Rekordsumme 
von 1 Billion Euro ausgibt und eine Rekordverschuldung 
von zusätzlichen 400 Milliarden Euro aufnimmt. Sie 
beklagen das süße Gift der Verschuldung. Dabei war die-
ses süße Gift in den vergangenen Wochen doch in Wahr-
heit Ihr Grundnahrungsmittel. Da fallen Wort und Han-
deln komplett auseinander, und das ist nicht akzeptabel, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Großen Koalition.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)
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Sie sagen, das Geld werde für die Unternehmenshilfen 
gebraucht. Das stimmt aber nicht. Die Wahrheit ist: Ein 
Großteil der mittelständischen Unternehmen in Deutsch-
land sagt: Das Geld kommt überhaupt nicht an.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Dann fließt 
es ja auch nicht ab! Dann sind die Schulden 
auch nicht so hoch! Sie müssen sich schon ent-
scheiden!)

Wir hören: Die Software zur Auszahlung der Hilfen wird 
wahrscheinlich überhaupt erst im Frühjahr des kommen-
den Jahres fertig programmiert sein, ganz zu schweigen 
von der Bearbeitung der Anträge. Viele Familienbetriebe 
fühlen sich wie damals in der DDR. Im Schaufenster ist 
die große Auslage in Milliardenhöhe von Olaf Scholz 
bereitgestellt; man betritt den Laden, und dann heißt es: 
Lieferzeit zwei Jahre.

Ich will in Richtung der Union klar sagen: Das können 
Sie nicht allein dem Bundesfinanzminister in die Schuhe 
schieben. Zuständig ist der Bundeswirtschaftsminister 
von der CDU, Peter Altmaier. Nichts klappt bei den 
Unternehmerhilfen zurzeit, und daran müssen Sie arbei-
ten.

(Beifall bei der FDP)

Sie sagen, das Geld sei für die Bekämpfung der Pande-
mie. Sie schaffen mit diesem Bundeshaushalt in der 
Ministerialverwaltung in Deutschland Tausende zusätz-
liche Stellen. Aber dort, wo jetzt ganz konkret zur 
Bekämpfung der Coronapandemie neue Stellen benötigt 
werden, nämlich beim Robert-Koch-Institut, verweigert 
die Bundesregierung diesem Institut, das uns bisher ja 
durch das, was es tut, und durch Objektivität geholfen 
hat und das uns gut durch diese Krise bringt, neue Stellen. 
Meine Fraktion hat diese bereits im März beantragt. Wir 
haben sie im November erneut beantragt. Nichts tun Sie 
an der Stelle, wo es jetzt dringend nötig ist, um diese 
katastrophale Pandemie zu bekämpfen. Ich fordere Sie 
auf, Frau Bundeskanzlerin: Rufen Sie Ihr Kabinett zur 
Räson! Da müssen Sie jetzt etwas tun, um die Pandemie 
zu bekämpfen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie sagen, das Geld brauche man für Zukunftsinvesti-
tionen. Die Wahrheit ist – ich will das hier wiederholen –: 
Das Geld aus dem DigitalPakt Schule kommt erneut nicht 
dort an, wo jetzt Zukunftsinvestitionen nötig sind. Weni-
ger als 1 Prozent der Gelder aus dem DigitalPakt sind 
überhaupt erst abgeflossen. Das ist das Gegenteil, liebe 
Kollegen der SPD, von Bildungsgerechtigkeit und von 
sozialer Gerechtigkeit, um das klar zu sagen.

(Beifall bei der FDP)

Dort, wo jetzt dringend Entlastung geboten wäre, ver-
weigern Sie sie, zum Beispiel bei der vollständigen Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlages, der im kommenden 
Jahr doch in Wahrheit eine Steuer für mittelständische 
Betriebe sein wird. Diese Schulden sind die Steuererhö-
hungen von morgen. In Rede – und das sagt Herr Scholz, 
also der Finanzminister einer unionsgeführten Bundesre-

gierung schon ganz offen, Herr Brinkhaus – ist doch 
bereits ein Coronasoli oder – gestern Abend – die Ein-
führung einer Vermögensteuer in Deutschland,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

also einer Betriebsteuer für die Unternehmen, die es jetzt 
besonders schwer haben. Damit tritt man denen in der 
Krise noch mal in die Knie. Sie wollen also, dass die 
Unternehmen, die die Hilfen jetzt nicht bekommen, sie 
ab Oktober in Form von neuen Steuern oder Steuererhö-
hungen zurückzahlen. Meine Damen und Herren, das ist 
weder ökonomisch klug noch ist es gerecht.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Albrecht 
Glaser [AfD])

Zum Schluss will ich sagen: Wir zeigen Ihnen, dass es 
anders geht. Über 500 Änderungsanträge hat meine Frak-
tion zu diesem Bundeshaushalt gestellt. Wir kommen mit 
unseren Änderungsvorschlägen mit weniger als der Hälf-
te der neuen Schulden aus. Stattdessen geben wir das 
vorhandene Geld für die Entlastung von Unternehmen 
und privaten Haushalten. Die Abschaffung des Solis, 
die Entlastung von kleinen und mittleren Einkommen, 
eine echte steuerliche Verlustverrechnung – das wäre 
jetzt das Gebot der Stunde.

Stattdessen ist dieser Haushalt – ich darf zitieren – „ein 
doppelter Verfassungsbruch“. Sie halten eine Rücklage 
von fast 50 Milliarden Euro zurück und verweigern die 
verfassungsmäßig gebotene Abschaffung des Solidari-
tätszuschlages. Das ist kein Bundeshaushalt, Herr 
Finanzminister und Frau Bundeskanzlerin, das ist eine 
Farce.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Albrecht 
Glaser [AfD] – Dr. Anton Hofreiter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Irgendwie ist die 
FDP allweil peinlich!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Eckhardt Rehberg, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eckhardt Rehberg (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Kollege Dürr, wenn ich Ihnen einen guten Ratschlag 
geben darf: Man sollte Vergleiche zur ehemaligen DDR 
nur dann ziehen, wenn man die auch live erlebt hat.

(Beifall des Abg. Andreas Jung [CDU/CSU] – 
Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Das 
stimmt! Da gebe ich dir recht!)

Diesen guten Ratschlag gebe ich Ihnen. – Das ist das 
Erste.

Das Zweite. Ich wusste gar nicht, dass Sie Richter am 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe sind. Sie haben ja 
hier von Verfassungsbruch geredet. Ich glaube, wir soll-
ten den Stil wahren. Verfassungsbruch ist es dann, wenn 
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Karlsruhe das so entschieden hat, und nicht, wenn es 
jemand wie Sie, Herr Dürr, hier im Deutschen Bundestag 
postuliert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Christian Dürr [FDP]: Was hat 
Herr Kirchhof denn dazu gesagt?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, wenn ich beide 
Haushalte zusammennehme, sind es über 1 000 Milliar-
den bzw. 1 Billion Euro in diesem und im kommenden 
Jahr, davon 400 Milliarden Euro an Schulden. Aber mit 
Blick auf die Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land nach 1945 ist das neben der Bewältigung der Folgen 
des Zweiten Weltkrieges die größte Herausforderung, die 
wir im vereinten Deutschland erlebt haben. Ich glaube, 
dass man das nicht mit der Finanzkrise – ich komme noch 
darauf zurück – und auch nicht mit der deutschen Einheit 
vergleichen kann.

Warum? Weil das so tiefgreifend ist. Vielleicht, Herr 
Kollege Boehringer – Sie haben hier viel erzählt –, haben 
auch wir uns nach dem relativ guten Verlauf des Som-
mers zu sehr in Sicherheit gewogen, weil die Infizierten-
zahlen sanken und viele Krankenhausbetten nicht belegt 
waren. Dann aber stiegen förmlich explosionsartig ab 
Ende September und im Oktober die Zahlen wieder an. 
Ich sage Ihnen dasselbe, was ich hier schon vor Wochen 
gesagt habe: Ich möchte in Deutschland keine Bilder 
sehen wie in den Vereinigten Staaten von Amerika oder 
in Italien, wo im Frühjahr dieses Jahres die Särge aus den 
Krankenhäusern mit Militärlastwagen herausgefahren 
werden mussten. Dies, glaube ich, wollten und wollen 
wir in Deutschland nicht erleben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP und der LINKEN)

Deswegen ist es gut und richtig, in Gesundheitsschutz 
zu investieren, Vorsorge zu treffen, Überbrückungshilfen 
in einer nie gekannten Größenordnung zu realisieren, 
Arbeitsplätze zu erhalten, aber auch in die Zukunft zu 
investieren; ich nenne Stichworte wie Digitalisierung, 
Klimaschutz, Forschung und Entwicklung, Infrastruktur.

Vergessen wir bitte auch nicht diesen Punkt: Der Bund 
hat noch nie so viel für die Länder und Kommunen 
geleistet wie in diesem und auch im kommenden Jahr. 
Ich bin Ralph Brinkhaus ausdrücklich dankbar, dass er 
diese Debatte angestoßen hat. Die Bewältigung dieser 
Krise ist eine gesamtstaatliche Verantwortung. Es kann 
nicht so sein, dass wir beim Bund Kreditfinanzierungs-
quoten in diesem und im kommenden Jahr von rund 
40 Prozent haben, während sie bei den Ländern deutlich 
im einstelligen Bereich sind. Oder: Die Steuereinnahmen 
werden bei den Ländern und Kommunen im kommenden 
Jahr fast schon wieder so hoch sein wie im letzten Jahr. 
Wenn ich mir die Zahlen des Statistischen Bundesamts zu 
den bereinigten Einnahmen anschaue, muss ich feststel-
len: Die Länder haben in diesem Jahr höhere Einnahmen 
als im letzten Jahr. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dann ist es aus meiner Sicht nicht angemessen, wenn 
bei der Debatte der Ministerpräsidenten und der Bundes-
kanzlerin über das Thema Wechselunterricht von den 

Vertretern der Länder gesagt wird: Ja, Bund, wenn du 
so etwas in den Raum wirfst, dann bezahle bitte die Aus-
fälle im ÖPNV. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, so 
kann man nicht miteinander umgehen. Der Bund trägt 
eindeutig die größte Last bei der Bewältigung dieser Pan-
demie.

(Beifall des Abg. Alexander Dobrindt [CDU/ 
CSU])

Deswegen sind auch Länder und Kommunen gefordert, 
ihren Beitrag und ihren Anteil zu leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
CDU/CSU: Absolut richtig!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Kollege Dürr, 
im Regierungsentwurf – ja – waren nur 2 Milliarden Euro 
für Überbrückungshilfen der Wirtschaft und 5 Milliarden 
Euro für die Pandemievorsorge vorgesehen. In der Berei-
nigungsvorlage hat die Bundesregierung nachgelegt. Ich 
muss ehrlich sagen: Als Haushälter hätte ich mir Ende 
September an dieser Stelle etwas anderes gewünscht. 
Dann kamen in der Bereinigungsvorlage knapp 40 Mil-
liarden Euro Überbrückungshilfen dazu, 12 Milliarden 
Euro für den Gesundheitsschutz, 6 Milliarden Euro muss-
ten bei der Deutschen Bahn verschoben werden, weil 
dieses Jahr nichts umgesetzt werden konnte. Wir haben 
dann – Dennis Rohde ist darauf eingegangen – in der 
Bereinigungssitzung sehr verantwortungsvoll noch ein-
mal 20 Milliarden Euro bei der Vorsorge draufgepackt. 
Übrigens: Dieser gesamte Titel beträgt 35 Milliarden 
Euro und bedarf bei einer Ausgabe von über 100 Millio-
nen Euro der Einwilligung des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages. 20 Milliarden Euro sind 
gesperrt. Deswegen unterstütze ich Dennis Rohde in sei-
ner Aussage. Hier kann die Bundesregierung nicht nach 
Belieben verfahren, sondern sie muss die Zustimmung 
des Parlaments einholen. Lieber Otto Fricke, jemand 
muss mir einmal den semantischen Unterschied zwischen 
Zustimmung und Einwilligung erklären. Für mich ist das 
das Gleiche.

(Otto Fricke [FDP]: Mache ich gleich!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir uns an-
schauen, welche Schulden wir in diesem und im komm-
enden Jahr aufnehmen, dann sei mir der Hinweis gestat-
tet, dass wir in diesem Jahr relativ glimpflich mit der 
Tilgung der Schulden davonkommen. Das sieht im 
nächsten Jahr im Soll deutlich anders aus. 164 Milliarden 
Euro müssen ab dem Jahr 2026 getilgt werden. Deswegen 
haben wir, glaube ich, eine Verantwortung, nicht nur das 
Hier und Heute zu betrachten, sondern auch das Morgen 
und das Übermorgen. Mir sei der Hinweis gestattet: 
Wenn es bei den geplanten Schulden bleibt, dann sind 
wir ab 2026 bei einer Tilgungsrate von knapp 16 Milliar-
den Euro. Das wird sicher nicht so kommen. Mir ist aber 
gleichwohl bewusst: Herr Bundesfinanzminister, wir 
sollten nicht den Eindruck erwecken, dass der Staat alles 
wird leisten können, was wir heute tun. Ich stehe ohne 
Wenn und Aber zur Schuldenbremse. Was wäre, wenn 
wir die Schuldenbremse nicht hätten? Was wäre, wenn 
wir nicht tilgen müssten? Ich glaube, der eine oder die 
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andere würde hier in ganz anderen Dimensionen debat-
tieren. Deswegen ist die Schuldenbremse aus Sicht der 
Union gut und richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Otto 
Fricke [FDP]: Sehr wahr! – Gegenruf des Abg. 
Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Sie haben 
der Schuldenbremse gar nicht zugestimmt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, schauen Sie sich an, 
was wir als Haushälter in der Bereinigungssitzung umge-
setzt haben. Ich lege Wert darauf, festzuhalten, dass alles, 
was wir im Baransatz 2021 in den Haushalt eingebracht 
haben, auch gegenfinanziert ist. Wir haben uns ein großes 
Paket für Bildung und Forschung gepackt: neue Fraunho-
fer-Institute. Wir haben das Netzwerk der Universitäts-
medizin unter Leitung der Charité deutlich ausgebaut, ein 
Programm für die Entwicklung von Therapeutika gegen 
Covid-19 aufgelegt und – ich kann das nur kursorisch 
machen – im Einzelplan 30 noch einmal 150 Millionen 
Euro für die Sicherung von Aus- und Weiterbildung be-
reitgestellt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, schauen wir uns an, 
was andere fordern: Die Linken werden natürlich wieder 
damit kommen, der ganze Haushalt sei unsozial.

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Nicht der 
ganze! – Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: 
Und täglich grüßt das sozialistische Murmel-
tier!)

Fast 52 Prozent gehen in den Sozialbereich. Mit der Fest-
legung – ich halte sie für richtig –, dass die Sozialbeiträge 
stabil bei 40 Prozent bleiben sollen, ist das und wird das 
für die kommenden Jahre eine große Herausforderung 
sein.

Herr Kollege Dürr, Steuerentlastung, ja, klar, wir ent-
lasten: ab 1. Januar kommenden Jahres gesamtstaatlich 
17 Milliarden Euro, 10 Milliarden Euro durch die Ab-
schaffung des Soli für über 90 Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger und 7 Milliarden Euro für die Familien, Stich-
worte: Kindergeld, Grundfreibetrag usw. Das sind alleine 
in diesem Bereich Steuermindereinnahmen für den Bund 
in Höhe von 13 Milliarden Euro. Das heißt, wir halten 
und haben an dieser Stelle Wort gehalten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Schluss: Haus-
hälter machen bestimmte Dinge in der Bereinigungssit-
zung, sie hat dieses Mal 17 Stunden und 37 Minuten 
gedauert. Ich bin schon ein bisschen stolz, dass es Dennis 
Rohde und mir gelungen ist, einen Maßgabebeschluss 
zum Thema Ausgabereste durchzubringen. Das wird 
nicht jeden in der Bundesregierung freuen; Dennis, darü-
ber sind wir uns beide im Klaren gewesen. Aber dem 
Aufwuchs der Ausgabereste endlich einmal einen Riegel 
vorzuschieben, war mir persönlich – ich glaube, letztend-
lich auch dir, Dennis – ein ganz wichtiges Anliegen. Es 
kann nicht sein, dass wir im Januar dieses Jahres bei über 
22 Milliarden Euro Ausgabereste lagen. Deswegen, 
Dennis, ist der Appell an die unionsgeführten Häuser 
gut und richtig. Wenn ich aber einmal schaue, was alleine 
bei der Familienministerin in den Sondervermögen rum-
liegt, dann sieht das auch nicht viel besser mit der Um-
setzung aus. Ich glaube, die unionsgeführten Häuser und 
die SPD-geführten Häuser haben in gleicher Art und 

Weise unsere Kritik an dieser Stelle verdient. Und wenn 
der Maßgabebeschluss zu den Ausgaberesten dazu bei-
trägt, das Geld schneller abfließen zu lassen, dann haben 
wir ein gutes Werk getan.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch, 

Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Die soziale Spaltung ist während 
der Pandemie in unserer Gesellschaft schärfer und tiefer 
geworden. Darum wäre es Aufgabe der Koalitionsfrak-
tionen gewesen, aufgerissene Gräben zuzuschütten. Doch 
das haben Sie nicht getan. Sie retten stattdessen Konzerne 
wie die Lufthansa und speisen Arbeitslose mit Almosen 
ab. Das ist ungerecht, dem stellen wir uns entgegen, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir messen den Haushalt an drei Fragen. Erstens: Ist 

der Haushalt sozial? Zweitens: Ist der Haushalt auf Frie-
den ausgerichtet? Und drittens: Ist er umweltverträg-
lich? – Alle drei Fragen müssen wir mit Nein beantwor-
ten.

Zur ersten Frage. Die Bundesregierung – und Kollege 
Rehberg ist gerade schon darauf eingegangen – sagt, er 
sei sozial, weil der Haushalt für Arbeit und Soziales der 
größte Einzelhaushalt ist. Aber dabei verschweigt sie ihre 
unsoziale Steuerpolitik. Was tut sie? Sie entlastet die Ver-
mögenden und belastet immer mehr die Mittel- und die 
Unterschicht. Das ist nicht in Ordnung, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Darum fordern wir als Linke eine Vermögensabgabe, und 
zwar für die reichsten 0,7 Prozent der Bevölkerung.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das ist 
ja völlig neu!)

Ich wiederhole: für die reichsten 0,7 Prozent der Bevöl-
kerung. Erst gestern informierte die „Tagesschau“ über 
eine Milliardärsstudie. Und auch in Deutschland ist der 
Klub der Superreichen während der Krise größer gewor-
den und das Gesamtvermögen dieses Klubs enorm 
gewachsen. Die Summe, über die 119 Milliardäre ver-
fügen, ist deutlich höher als der gesamte Bundeshaushalt. 
Das kann doch nicht in Ordnung sein. Und darum fordern 
wir diese Vermögensabgabe. Wir brauchen sie unbedingt, 
um unser Land sicher und sozial zu gestalten, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Darum lassen wir es Ihnen auch nicht durchgehen, dass 
Sie sich an der zentralen Frage dieser Debatte, wer näm-
lich die Rechnung bezahlt, vorbeimogeln. Sie wollen 
nach der Bundestagswahl wieder die Schuldenbremse 
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einführen. Meine Damen und Herren, die Schuldenbrem-
se ist unsinnig, sie ist ökonomischer Selbstmord, sie ist 
ein Zukunftskiller, sie gehört endlich abgeschafft.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Tilgungsplan der Bundesregierung wird den Haus-
halt ab 2026 jährlich mit circa 15 Milliarden Euro belas-
ten. Das muss man sich einmal vorstellen. Das ist genau 
so viel, wie für die Haushalte für Familien, Senioren, 
Frauen und Jugend sowie Umwelt zusammen zur Ver-
fügung steht. Das wollen Sie streichen. Das müssen Sie 
Ihren Wählerinnen und Wählern ehrlich sagen, oder Sie 
sagen: Ja, eine Vermögensabgabe ist die richtige Lösung, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Würden Sie dagegen unserem Tilgungsplan, unserem 
Vorschlag folgen, gäbe es ab 2026 lediglich 5,5 Milliarden 
Euro pro Jahr abzuzahlen. Hier sagen wir ganz deutlich: 
Da streichen wir einfach einmal 10 Prozent bei der Rüs-
tung, und schon hätten wir das. Das wäre sozial verträg-
lich, und es wäre auch friedlich, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)

Das führt mich direkt zur zweiten Frage: Ist der Haus-
halt ein Beitrag zum Frieden in Europa und in der Welt? 
Auch diese Frage muss man eindeutig mit Nein beant-
worten. Die Bundeswehr wird nach NATO-Kriterien 
53 Milliarden Euro für 2021 bekommen. Ich finde, das 
ist nicht nur Geldverschwendung, sondern das ist auch 
ein Beitrag zur Destabilisierung Europas und der Welt, 
und dem müssen wir ein Ende machen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Rüstungsausgaben sind in den letzten Jahren 
explodiert. Darüber haben sich Rüstungskonzerne und 
Beraterfirmen gefreut; doch die Bundeswehr selbst ist 
in einem desolaten Zustand. Eine aktuelle Studie zeigt: 
Die Rüstungsbranche hat ein Boomjahr hinter sich. Es 
profitieren vor allem Firmen aus den USA und auch 
Europa, und zum Beispiel ist mit Airbus auch eine Firma 
mit deutscher Beteiligung dabei. Wir sagen Ihnen ganz 
deutlich: Statt das Geld in Aufrüstung zu investieren, 
sollten wir in Bildung, Wohnen, Gesundheit und Klima-
schutz investieren. Das wäre der richtige Weg, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wird ja jetzt auch immer so viel über die Zukunft 
gesprochen – das ist richtig –, und es wird über die 
Schulden gesprochen, die wir unseren Kindern, 
Enkelkindern, Urenkeln – wie auch immer – hinterlassen. 
Aber ich glaube, die größere Schande wäre, wenn wir 
unseren Kindern und Enkeln eine desolate Infrastruktur 
hinterlassen würden, wenn wir nicht in unser Gesund-
heitssystem, nicht in den Klimaschutz investieren wür-
den. Das ist das Gebot der Stunde, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Dritte Frage und abschließend: Ist der Haushalt klima-
freundlich? Nein, es gibt immer noch massenhaft 
umweltschädliche Subventionen. Darum lautet unser 
Vorschlag: Statt 2 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
für Aufrüstung ausgeben zu wollen, sollten wir mindes-
tens 2 Prozent des Bruttoinlandsproduktes für Klima-
schutz, Umwelt und Nachhaltigkeit ausgeben. Das wäre 
für uns alle gut. Das würde die Menschheit retten, und das 
würde uns eine gute Zukunft geben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Sven Kindler, Bündnis 90/Die Grünen, ist der nächste 

Redner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Auch wenn wir diesen Haushalt in vielen Punkten 
kritisieren und ihn am Freitag bei der namentlichen 
Abstimmung ablehnen werden, ist für uns klar: Dass 
der Bundeshaushalt in dieser schweren Krise, in dieser 
schweren Pandemie, die so existenziell ist für unser 
Gesundheitssystem, für die Wirtschaft, für die Beschäf-
tigten, für die Bevölkerung, im nächsten Jahr knapp 
180 Milliarden Euro an Kredit aufnehmen kann, ist ver-
ständlich, und das ist richtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir kritisieren gleichzeitig die viel zu kurzen Til-
gungsfristen; deswegen werden wir uns heute bei der 
namentlichen Abstimmung enthalten. Aber wir sagen 
ganz klar: Man darf in eine Krise nicht noch hineinspa-
ren. Am Ende würde alles viel, viel teurer werden. Der 
Staat kann sich die Bekämpfung der Pandemie finanziell 
leisten, und er muss sie sich leisten; daran darf es keinen 
Zweifel geben.

Umso verstörender finde ich deswegen die Debatten 
innerhalb der Union in den letzten Tagen und auch Ihre 
Äußerungen, Frau Bundeskanzlerin, die jetzt daran kon-
kret Zweifel säen und eine Debatte zur Unzeit anfangen 
über angebliche finanzielle Grenzen des Staates bei der 
Pandemiebekämpfung,

(Peter Boehringer [AfD]: Angebliche finanz-
ielle Grenzen des Staates? Unglaublich!)

und das losgelöst von der Sachlage. Wir haben gerade 
negative Zinsen. Wir haben eine extrem geringe Schul-
denquote im Vergleich zu anderen Industrieländern. Und 
wer jetzt bei CDU/CSU sagt, wir können uns die Pande-
miebekämpfung und die damit einhergehenden notwen-
digen Hilfen nicht mehr leisten, der erzeugt Unsicherheit, 
der zerstört Vertrauen, und damit sinkt auch die Akzep-
tanz der notwendigen Einschränkungen. Ich halte diese 
Debatte in der Union für brandgefährlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Christian 
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Dürr [FDP]: Deswegen machen sich die Men-
schen Sorgen! Wegen solcher Aussagen!)

Für uns ist klar: Natürlich müssen sich auch die Bun-
desländer an der Finanzierung der Coronahilfen stärker 
beteiligen. Wir sagen aber auch: Wir wollen natürlich 
zielgerichtete Unternehmenshilfen haben.

(Otto Fricke [FDP]: Das sind doch Sirenenge-
sänge!)

Wir wollen gerechte Unternehmenshilfen, und sie müs-
sen bei denen ankommen, die sie wirklich brauchen. Des-
wegen halten wir eine Weiterentwicklung für sinnvoll, 
die sich an einer vollständigen Übernahme der Betriebs-
kosten orientiert und die endlich auch die Einrichtung 
eines Unternehmerlohns vorsieht. Der Unternehmerlohn 
wird seit Monaten gefordert, seit Monaten hier diskutiert. 
Er muss jetzt endlich auch kommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es fehlt auch in diesem Haushalt ein befristeter Krisen-
aufschlag für ALG-II-Empfängerinnen und -Empfänger, 
für Erwachsene und für Kinder. Das haben wir im Haus-
haltsausschuss konkret beantragt. Konkret haben es 
Union und SPD abgelehnt. Ich halte diese Entscheidung 
für falsch. Ich halte sie für unsozial und kaltherzig. Diese 
Koalition lässt gerade die Ärmsten der Armen in dieser 
Krise im Stich, und deswegen hat dieser Haushalt leider 
eine soziale Schieflage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – Ralph 
Brinkhaus [CDU/CSU]: Jedes Jahr die gleiche 
Rede! Erzählt doch mal was Neues!)

Doch wie geht es nach Corona weiter? Auch diese 
entscheidende Frage müssen wir jetzt diskutieren. Dazu 
gibt es wenige Antworten im Finanzplan. Olaf Scholz, 
Sie wollen als Finanzminister 2022 unbedingt zur unver-
änderten Schuldenbremse zurück, und das hat Konse-
quenzen für die Finanzplanung. Sie haben momentan 
eine Lücke von fast 60 Milliarden Euro von 2022 bis 
2024 durch sogenannte globale Minderausgaben. Das 
kann einen gefährlichen Spardruck nach Corona auslö-
sen, den wir unbedingt verhindern müssen. Deswegen 
sagen wir sehr deutlich: Wir brauchen jetzt politisch ver-
bindliche Garantien in Deutschland, aber auch in Europa, 
dass man nach der Krise nicht einen harten Sparkurs 
einschlägt. Man muss dafür sorgen, dass nach Corona 
nicht der Rotstift angesetzt wird. Das wäre Gift für die 
wirtschaftliche Erholung, und das wäre auch Gift für den 
sozialen Zusammenhalt in unserer Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deswegen schlagen wir vor, dass es deutlich längere 

Tilgungsfristen bei den Coronakrediten gibt. FDP und 
CDU in NRW haben zum Beispiel Fristen von 50 Jahren 
vorgeschlagen und beschlossen.

(Otto Fricke [FDP]: Da waren aber die Grünen 
dagegen!)

Wir schlagen auch vor, dass klimaschädigende Subven-
tionen gestrichen werden, zum Beispiel beim 
schmutzigen Diesel, bei der Flugindustrie, beim Lkw 

oder bei der Plastikproduktion. Wir wollen auch, dass 
Menschen mit hohen Einkommen, Menschen mit hohen 
Vermögen sich fair an der Finanzierung unseres Gemein-
wesens beteiligen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Wenn die 
Linken das wollen!)

Denn wir sagen klar: Starke Schultern können mehr tra-
gen, und sie sollten das auch tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ist das der 
Vorschlag der Linken?)

Aber wir dürfen nicht vergessen, dass parallel zu Coro-
na weitere sehr große Aufgaben anstehen. Der November 
dieses Jahres war der heißeste November aller Zeiten. Die 
Polkappen schmelzen dramatisch.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
– Da müssen Sie gar nicht lachen. Wenn Sie die Wissen-
schaft ernstnehmen würden, dann würden Sie wissen, 
dass die Klimakrise sehr real ist und dass wir jetzt han-
deln müssen. Denn die Klimakrise war während Corona 
nicht im Lockdown.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Sie schüren Angst! Sie instru-
mentalisieren das Klima!)

Was jetzt notwendig ist und was viele Bürgerinnen und 
Bürger, die Unternehmen und die Wirtschaft auch wissen, 
ist, dass eine große Transformation der Wirtschaft 
ansteht. Wer hier glaubt, dass eine klimaneutrale Stahl-
industrie, eine klimaneutrale Chemieindustrie, der ökolo-
gische Umbau der Autoindustrie, der massive Ausbau der 
Schieneninfrastruktur einfach so nebenbei aus der Porto-
kasse zu finanzieren wären, der irrt. Das ist doch wahn-
sinnig! Es wäre weltfremd, wenn wir nicht sagen würden: 
Wir müssen jetzt eine große Investitionsoffensive nach 
vorne bringen. – Das steht jetzt nach Corona an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das sehen wir aber leider nicht im Haushalt, Herr 

Scholz. Bei Ihnen werden Investitionen bei 48 Milliarden 
Euro in der Finanzplanung eingefroren. Jetzt schon ist 
klar: Das wird vorne und hinten nicht reichen. Deswegen 
sagen wir: Wir brauchen einen großen Investitionsfonds 
über die nächsten zehn Jahre. Bis 2030 wollen wir pro 
Jahr 50 Milliarden Euro zusätzlich investieren, 500 Mil-
liarden Euro bis 2030.

(Lachen der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
In Zeiten von historisch niedrigen Zinsen können wir das 
auch finanzieren. Wir wollen die Schuldenbremse nicht 
abschaffen; das ist klar. Wir wollen sie aber weiterentwi-
ckeln.

(Stephan Brandner [AfD]: Aussetzen! Sie 
wollen sie aussetzen!)

Wir wollen sie reformieren, sodass Nettoinvestitionen 
zukünftig konkret über Kredite finanziert werden kön-
nen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Sie wollen 
die Schuldenbremse abschaffen!)
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Denn aktuell verdient der Staat Geld an der Ausgabe neu-
er Kredite. In so einer Situation, wo wir einen riesigen 
Investitionsstau haben, wo der klimaneutrale Umbau der 
Wirtschaft ansteht, wo wir bei der Digitalisierung massiv 
hinterherhinken, zu sagen: „Wir machen diese Investitio-
nen nicht, weil wir keine Kredite dafür aufnehmen wür-
den“, das wäre weltfremd und eine schwere Fehlentschei-
dung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Warum ver-
suchen Sie, zu verschleiern, was Sie wollen? 
Sagen Sie doch: „Abschaffen der Schulden-
bremse“!)

Wir sollten die Chancen für die Transformation, die es 
gibt, jetzt konkret nutzen. Wir haben in der Weltwirt-
schaft, in der Entwicklung der Industrieländer seit den 
80er-Jahren den Trend, dass die Zinsen sinken. Sie wer-
den auch mittelfristig weiterhin so gering bleiben; dafür 
gibt es viele ökonomische Gründe. Gleichzeitig eskaliert 
die Klimakrise immer weiter. Wir müssen jetzt handeln. 
Wir müssen jetzt konkret etwas tun, um das zu stoppen. 
Deswegen sagen wir klar: Unsere Kinder und Enkel 
haben nichts davon, wenn Union und SPD sich einer 
Reform der Schuldenbremse verweigern, wenn gleichzei-
tig die Lebensgrundlagen auf diesem Planeten weiter zer-
stört werden.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war sehr gut! – Gegenruf des Abg. 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Das war nix! 
Das war echt nix! Erstens kannte ich die Rede 
schon, und zweitens bleibt er unehrlich und 
sagt nicht, dass er die Schuldenbremse abschaf-
fen will!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Bundesfinanzminister 

Olaf Scholz.

(Zurufe von der AfD: Maske!)

Olaf Scholz, Bundesminister der Finanzen:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Welt, 

in der wir leben, besteht nicht nur aus Erzählungen. Sie 
besteht nicht nur darin, dass irgendjemand eine Geschich-
te komplett erzählt und sagt: Das könnte eine Möglichkeit 
sein. – Sie besteht auch darin, dass wir jeden Tag über-
prüfen können, ob das eigentlich stimmt, was so erzählt 
wird. Und deshalb will ich ausdrücklich mit Blick auf die 
AfD sagen: Es ist so, dass das, was Sie hier heute gesagt 
haben, jeden Tag in den Krankenhäusern dieser Republik 
widerlegt wird,

(Stephan Brandner [AfD]: Wo haben Sie Ihre 
Maske gelassen, Herr Scholz? Nicht mal Sie 
haben eine Maske aufgehabt! Wo ist Ihre Mas-
ke? Haben Sie liegen gelassen!)

jeden Tag auf den Intensivstationen widerlegt wird. Es ist 
eine große Katastrophe, was Sie hier tun, weil Sie den 
Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes etwas Falsches 
erzählen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Christian Dürr [FDP] – Stephan 
Brandner [AfD]: Wo ist Ihre Maske, Herr 
Scholz?)

Weil das so ist, stimmt auch nicht, dass wir nichts tun 
müssten, sondern tatsächlich ist es so, dass wir eine große 
Herausforderung zu bewältigen haben, die darin besteht, 
dass wir jeden Tag die Gesundheitskrise bekämpfen müs-
sen. Wir müssen die Gesundheit der Bürgerinnen und 
Bürger schützen.

(Peter Boehringer [AfD]: Koste es, was es 
wolle!)

Da haben wir eine Verantwortung – als Deutscher Bun-
destag, als Bundesregierung, als 16 Landesregierungen, 
als 16 Landesparlamente, als über 200 Landräte,

(Stephan Brandner [AfD]: Setzen Sie erst mal 
eine Maske auf, wenn Sie zum Rednerpult 
gehen!)

als 11 700 Gemeinden in diesem Lande. Und alle zusam-
men arbeiten jeden Tag daran, das möglich zu machen,

(Peter Boehringer [AfD]: Und wir schaffen 
das!)

und das ist auch richtig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: 
Maskenpflicht für alle, nur nicht für Scholz!)

Weil dies richtig ist, ist es notwendig, dass wir nicht 
nur die gesundheitliche Krise bekämpfen, sondern auch 
die wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen, die da-
mit verbunden sind. Dazu kann man hier eines ganz ein-
deutig sagen: Deutschland hat mit den Programmen, die 
wir in diesem Jahr auf den Weg gebracht haben, dazu 
beigetragen, dass wir mit den wirtschaftlichen und sozia-
len Folgen der Coronakrise viel besser fertiggeworden 
sind, als viele vorhergesagt haben.

(Zuruf des Abg. Otto Fricke [FDP])
Wenn Sie sich die ökonomischen Daten anschauen, die 
wir heute feststellen können,

(Zuruf des Abg. Peter Boehringer [AfD])
dann sehen Sie, dass sie viel besser sind als alle Progno-
sen vorher. Die wirtschaftliche Entwicklung ist besser; in 
vielen Bereichen sind wir sogar auf das Vorkrisenniveau 
vorangeschritten.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Was erzählen Sie 
denn da? Unfug! – Peter Boehringer [AfD]: 
Wie war das mit Erzählungen? Das sind Mär-
chen hier!)

Wir haben trotz des gegenwärtigen partiellen Lockdowns 
eine Situation, in der Branchen und Unternehmen tat-
sächlich wieder zurechtkommen.
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(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD], an die AfD 
gewandt: Absolut! Ihr müsst hingucken!)

Die Beschäftigung hat sich besser entwickelt, als es alle 
vorhergesehen haben,

(Peter Boehringer [AfD]: Minus 500 000! 
500 000 Arbeitslose 2020!)

und die Vorhersagen für die künftige Zeit sind genauso. 
Deutschland hat mit seiner massiven fiskalischen Ant-
wort dazu beigetragen,

(Peter Boehringer [AfD]: Das ist so lächerlich!)
dass wir auch ökonomisch und sozial durch diese Krise 
kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir werden für diese Reaktion auch international 
gelobt. Das, was der Internationale Währungsfonds 
dazu sagt, was die OECD dazu sagt,

(Stephan Brandner [AfD]: Von der Leyen!)
was die Europäische Union dazu sagt, was die Europä-
ische Zentralbank dazu sagt, was die große Mehrheit der 
Ökonominnen und Ökonomen in diesem Land und inter-
national zur Krisenbekämpfungspolitik der Bundesrepu-
blik Deutschland sagt, lautet: Das ist der Goldstandard,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Dr. Alice 
Weidel [AfD]: „Der Goldstandard“!)

so muss man es machen, wenn man eine so große Krise 
bekämpfen will. – Wir haben diesen Weg eingeschlagen 
und werden ihn auch fortführen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit diesem Haushalt nehmen wir sehr viele Schulden 
auf. Das ist so. Und ich will als Bundesminister der 
Finanzen sagen: Das empfinde ich trotz der Wichtigkeit 
dieser Entscheidung in keiner Minute als etwas, das 
einem leichtfallen kann. Man muss es sich, auch wenn 
man so viel Geld mobilisiert, sehr genau überlegen.

(Stephan Brandner [AfD]: Merkt man Ihnen 
gar nicht an!)

Ich bin deshalb nicht nur den Kolleginnen und Kollegen 
in der Bundesregierung, sondern auch dem Bundestag 
und dem Haushaltsausschuss sehr dankbar, dass wir ge-
meinsam viel Geld mobilisieren, aber gleichzeitig nicht 
alles finanzieren, was irgendjemand bei dieser Gelegen-
heit sich so ausgedacht hat.

(Otto Fricke [FDP]: Was denn nicht?)
Denn gerade wenn man in der Lage ist, viel Geld einzu-
setzen, weil das zur Krisenbekämpfung notwendig ist, 
muss man genau hinschauen, was man im Einzelnen 
tut. Und das ist auch gemacht worden. Deshalb: Danke 
an den Haushaltsausschuss, Danke an den Bundestag für 
die Beschlüsse, die Sie sich hier vorgenommen haben. 
Ich glaube, es ist so, dass wir vor der Krise eine solide 
Haushaltspolitik gemacht haben,

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, glauben Sie das 
mal! Glauben heißt nicht Wissen!)

die dazu geführt hat, dass wir Ende des letzten Jahres alle 
Stabilitätskriterien Europas eingehalten haben, und dass 
wir auch jetzt eine solide Haushaltspolitik machen, weil 
wir viel Geld einsetzen, aber wohlüberlegt und für einen 
guten Zweck, nämlich um durch die Krise zu kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ganz klar ist, dass wir uns natürlich auch mit der Frage 
auseinandersetzen müssen: Was kommt danach? Und da-
mit es noch mal gesagt ist: Die Bundesregierung wird 
sich im März nächsten Jahres über Eckwerte für den 
Bundeshaushalt verständigen. Es wird einen Haushalts-
entwurf der Bundesregierung für das Jahr 2022 geben, 
und auch die Finanzplanung für die gesamte nächste 
Legislaturperiode wird konzipiert werden müssen. Es 
wird also kein Drum-Herumreden bei der Frage geben 
können, wie wir mit den Konsequenzen der Krise, wenn 
wir sie dann überwunden haben, werden umgehen kön-
nen.

(Stephan Brandner [AfD]: Dann sind Sie eh 
nicht mehr in der Regierung! Da können Sie 
doch konzipieren, was Sie wollen!)

Deshalb will ich Ihnen meine Sicht der Dinge sagen. 
Eines ist ganz klar: Wir können und müssen – erstens – 
auf alle Fälle darauf setzen, dass unsere Wirtschaft in 
Deutschland wächst. Das ist das, was uns schon mal 
gelungen ist. Nach der letzten Krise haben wir es nämlich 
tatsächlich geschafft, dass sich die vielen zusätzlichen 
Schulden im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung relativiert 
haben, weil wir es hinbekommen haben, dass Deutsch-
lands Wirtschaft gewachsen ist,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Oh mein Gott!)
und wir hatten deshalb am Ende des letzten Jahres nur 
60 Prozent Staatsverschuldung.

(Stephan Brandner [AfD]: Wer berät Sie 
eigentlich? – Gegenruf der Abg. Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Das frage ich mich auch!)

Aber damals, nach der Krise, waren es über 80 Prozent 
Staatsverschuldung. Jetzt werden es knapp über 70 Pro-
zent sein. Und deshalb ist es sehr plausibel, dass wir das 
schaffen können,

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Das gilt insbesondere, wenn wir – zweitens – auf die 

richtigen Zukunftsfragen setzen. Und deshalb will ich 
ausdrücklich auch an dieser Stelle sagen: Was wir für 
die Zukunft brauchen, sind Investitionen in die richtige 
Entwicklung. Wir müssen dafür sorgen, dass der Ausbau 
der erneuerbaren Energien und der Stromnetze, die dazu-
gehören, gelingt,

(Stephan Brandner [AfD]: Das wird nicht hin-
hauen! – Otto Fricke [FDP]: Das wird nicht der 
Staat machen, das werden wieder die Unter-
nehmen machen müssen!)

damit wir eine CO2-neutrale Wirtschaft haben.

(Beifall bei der SPD)
Wir müssen dafür Sorge tragen,
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(Stephan Brandner [AfD]: Träumen Sie wei-
ter!)

dass das klappt mit dem industriellen Einstieg in die 
Wasserstoffwirtschaft, damit wir eine CO2-neutrale Wirt-
schaft haben,

(Christian Dürr [FDP]: Das sollen die Unter-
nehmen machen, von denen Sie eine Vermö-
gensteuer fordern!)

und wir müssen dafür sorgen, dass es mit technologi-
schem und digitalem Fortschritt klappt, damit in Deutsch-
land in 10, 20 Jahren und auch in 30 Jahren noch Unter-
nehmen und Arbeitsplätze existieren, die auf Weltniveau 
mitspielen.

(Beifall bei der SPD – Christian Dürr [FDP]: 
Von denen Sie eine Vermögensteuer fordern!)

Alles das wird mit diesem Haushalt auch auf den Weg 
gebracht.

Natürlich wird man sich – drittens – auch über die 
Frage unterhalten müssen: Wie soll das eigentlich mit 
der sozialen Gerechtigkeit bei der Bewältigung von Kri-
senlasten gehen? Und da will ich gar keinen Zweifel 
daran lassen: Aus meiner sicheren Überzeugung ist es 
so, dass man es natürlich nicht hinbekommen wird, die 
Kosten dieser Krise zu bewältigen, wenn man, wie einige 
es hier vorschlagen, Steuersenkungen für Milliardäre und 
Spitzenverdiener

(Dr. h. c. [Univ Kyiv] Hans Michelbach [CDU/ 
CSU]: Immer die gleiche Leier!)

und Steuersenkungen für sehr reiche, leistungsfähige 
Unternehmen vorschlägt.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Sven- 
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Das ist nicht der Weg, wie man Krisenfolgen bewältigen 
kann. Und natürlich – auch das will ich gerne sagen – 
wird es darum gehen, auch dafür Sorge zu tragen, dass 
unser Steuersystem fair und gerecht ist, zu einer ordent-
lichen Bilanz beiträgt und dafür sorgt, dass diejenigen, 
die sehr viel leisten können, einen größeren Beitrag leis-
ten als diejenigen, die weniger leisten können.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Das tun sie 
schon, Herr Scholz!)

Das heißt, es gibt eine klare Antwort auf die Heraus-
forderungen: Wir werden aus dieser Krise herauswach-
sen. Wir werden dafür sorgen, dass wir die Zukunft mit 
den richtigen Investitionen gewinnen, und wir werden 
dafür Sorge tragen, dass dieses Land fair und gerecht 
ist. Das ist die Aufgabe für die Zukunft.

(Beifall bei der SPD – Stephan Brandner 
[AfD]: Maske!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Bundesfinanzminister, ich habe Ihnen eine Mund- 

und-Nase-Bedeckung bringen lassen, weil die Regeln in 
diesem Hause auch für Nichtmitglieder des Hauses so 

sind, dass sie, wenn sie nicht an einem Platz sitzen, eine 
Mund-und-Nase-Bedeckung tragen müssen. Ich bitte Sie, 
das in der Zukunft zu beachten.

(Beifall des Abg. Otto Fricke [FDP])

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Bruno Hollnagel, 
AfD.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Bruno Hollnagel (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Der Haushalt spiegelt eine neue Nor-
malität wider, eine Normalität, die erschreckend ist. 
Euro-Krisen, Staatsschuldenkrisen, Haushaltskrisen, 
Bankenkrisen, Wirtschaftskrisen und Lockdown-Krise – 
alles steuert auf einen Kollaps hin. Die Lösung der Regie-
rung: Planwirtschaft, gigantische Neuverschuldung, Ent-
eignung der Steuerzahler, Haftungsgemeinschaften, die 
die Probleme verschleiern statt lösen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)

Deutschland hat den Point of no Return längst über-
schritten. Deutschlands Nachhaltigkeitslücke beträgt 
13,8 Billionen Euro. Das sind circa 400 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes, das sind ungedeckte Verpflichtungen 
im Umfang von circa 38 Bundeshaushalten. Das ist unbe-
zahlbar, das ist unverantwortlich, das ist das Ergebnis 
einer verfehlten Politik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Wir haben mittlerweile anarchistische Zustände. Ver-
träge werden nicht eingehalten: nicht der Maastricht-Ver-
trag, nicht der EU-Vertrag, nicht der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt, der unter anderem eine maximale Ver-
schuldung von 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts vor-
schreibt. Auch Italien bricht den Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt, lebt über seine Verhältnisse, verschuldet sich 
maßlos und fordert wegen der hohen Verschuldung Coro-
nahilfen und wird auch noch mit Geldgeschenken 
belohnt. Meine Damen und Herren, die EU beschenkt 
Vertragsbrecher, und Deutschland haftet dafür. Das ist 
unerträglich.

(Beifall bei der AfD)

Für den Wiederaufbaufonds will die EU 750 Milliarden 
Euro Schulden aufnehmen. Das widerspricht dem Ver-
schuldungsverbot gemäß Artikel 311 AEU-Vertrag. 
Außerdem: Hilfen innerhalb der EU sind nur bei Natur-
katastrophen in einzelnen Staaten zulässig. Ein solcher 
Sachverhalt liegt aber nicht vor. Folglich verstößt Next 
Generation EU auch gegen die No-bailout-Klausel in 
Artikel 122 AEUV. Von den 750 Milliarden Euro sollen 
390 Milliarden Euro verschenkt werden. Der italienische 
Außenminister würde Mittel aus dem Fonds nutzen, um 
die italienischen Steuern zu senken. Da Deutschland für 
die Schulden des Fonds mithaftet, würde das bedeuten: 
Auf dem Rücken der deutschen Steuerzahler erhalten die 
Italiener eine Steuerreduzierung.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt doch gar nicht!)
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Die Regierung Merkel fordert einerseits Nachtrags-
haushalte und neue Steuern, andererseits macht sie Geld-
geschenke und verdoppelt die EU-Beiträge. Sie macht die 
EU zu einem Selbstbedienungsladen ohne Kassen, und 
Deutschland soll der Hauptlieferant sein. Das ist uner-
träglich. Damit muss Schluss sein.

(Beifall bei der AfD)
Vor Kurzem war zu lesen, dass Staats- und Bankbilan-

zen nur noch durch Zentralbankinterventionen stabil 
gehalten werden können und dass das europäische Ban-
kensystem auf faulen Krediten in Höhe von 1,4 Billionen 
Euro sitzt. Der ESM reicht zur Absicherung nicht annäh-
rend aus. Meine Damen und Herren, fällt ein Domino-
stein, werden die Ketten der Gemeinschaftshaftung uns 
alle mit in den Abgrund reißen. Jeder Haushaltsplan ist 
dann absolute Makulatur.

Die Haftungsunion wird teuer für uns, wenn wir die 
Schulden anderer Staaten mittragen müssen. Und da wol-
len Sie, Herr Minister Scholz, Deutschland eine Vermö-
gensabgabe aufdrücken? Warum fordern Sie das nicht 
von den reicheren Franzosen und Italienern? Das 
Medianvermögen der Italiener und Franzosen ist circa 
dreimal so groß wie das der Deutschen. Warum sollen 
wir eigentlich immer bezahlen?

(Beifall bei der AfD)
Hören Sie auf, über den „Corona-Nothaushalt“ eine 

Transferunion einzuführen. Die Zukunft unseres Landes 
haben Sie längst verspielt. Es ist Zeit für Alternativen, 
und meine Idee ist: die Alternative für Deutschland.

Schönen Dank.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Gute Idee, Bruno!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Andreas Jung, CDU/CSU, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Jung (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

ist in dieser Debatte von Herrn Dürr gesagt worden: Viele 
Menschen in Deutschland machen sich wegen der hohen 
Verschuldung Sorgen. Ich will ganz deutlich sagen: Wir, 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, gehören dazu; auch 
wir machen uns Sorgen. Natürlich treibt uns das um. 
Wir wissen, dass es viele Milliarden sind, die wir jetzt 
als Schulden aufnehmen und die wir zurückzahlen müs-
sen. All das wissen wir, all die Sorgen teilen wir.

Aber ich will Ihnen genauso deutlich sagen: Wir tun 
das nicht leichtfertig. Wir tun das deshalb, weil wir in 
einer Krise ungekannten Ausmaßes sind, weil Corona 
uns alle handgreiflich trifft, weil es Menschenleben 
gefährdet, weil es die Gesundheit gefährdet, weil es das 
Zusammenleben, das gesellschaftliche Leben gefährdet, 
weil es unser Land ins Mark trifft. Und deshalb, Herr 
Boehringer, gehen Ihre Vergleiche fehl. Sie haben Krisen 
und Grippen aufgezählt, die wir durchlebt und durchlitten 
haben – ja, das ist wahr –; aber solange ich denken kann, 
hat uns nichts so beschäftigt und nichts so betroffen wie 

Corona. Deshalb besteht kein Zweifel, dass wir in einer 
Notsituation sind, die gebietet, jetzt die Notklausel der 
Schuldenbremse in Anspruch zu nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich will Ihnen versichern, dass eine sorgfältige Abwä-

gung dahintersteht, wofür wir das Geld ausgeben, das wir 
als Schulden aufnehmen. Wir geben es primär dafür aus, 
Menschen zu schützen, die Gesundheit zu schützen, das 
Gesundheitswesen zu stärken und die Situation in den 
Krankenhäusern zu verbessern, um die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass wir gemeinsam gesund durch die 
Krise kommen. Dazu gehört die Finanzierung von 
Schutzausrüstung, von Masken für Pflegekräfte und für 
besonders Schutzbedürftige. Dazu gehört, dass wir als 
Bund uns bereit erklären, die Impfstoffe zu finanzieren. 
All das tun wir, um Menschenleben zu schützen.

Ich will ganz energisch widersprechen, wenn behaup-
tet wird, uns würde es nur um Gesundheitsschutz gehen 
und nicht um die Wirtschaft. Das ist doch völlig daneben. 
Wenn es uns nicht gelingt, diese Pandemie in den Griff zu 
bekommen, wenn es uns nicht gelingt, die Gesundheits-
frage zu klären, dann wird auch die Wirtschaft dauerhaft 
Schaden nehmen. Es trifft unser Land im Ganzen. Alles 
Auseinanderdividieren, alles Spalten führt in die falsche 
Richtung. Es geht darum, dass wir als Gesellschaft ge-
meinsam eine starke Antwort geben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dem, Frau Lötzsch, dienen doch gerade unsere Sozial-
garantien. Den sozialen Anspruch haben wir in den letz-
ten Haushalten und in diesem Haushalt verankert. Wir 
sagen: Es darf niemand überfordert werden. Auch wenn 
die Ausgaben jetzt höher und die Einnahmen geringer 
sind, sollen die Sozialkosten nicht steigen. Es sollen die 
Energiekosten nicht steigen. Auch hier sagen wir: Nie-
mand darf überfordert werden. Es geht um soziale Sensi-
bilität. Deshalb ist der vorgelegte Haushalt ein sozialer 
Haushalt.

Mit diesem Haushalt bekennen wir uns auch dazu: 
Wenn die Maßnahmen weitergehen, dann werden wir 
die Betriebe, die hart getroffen sind, die ihrer Arbeit nicht 
nachgehen können und damit einen Solidarbeitrag für uns 
alle übernehmen, länger unterstützen. Das ist richtig. 
Dazu bekennen wir uns. Dafür gibt es die entsprechenden 
Programme. Die Mittel müssen ankommen, und dafür 
schaffen wir mit diesem Haushalt die Grundlage. Warum 
tun wir das? Wir tun das aus der Überzeugung heraus, 
dass es Betriebe trifft, die mit ihrer Wertschöpfung für 
unseren Erfolg sorgen, die Ausbildungs- und Arbeitsplät-
ze schaffen; das ist unsere Überzeugung. Herr Bundesfi-
nanzminister, ich will es deutlich sagen: Das gilt in der 
Krise, und das muss auch nach der Krise gelten. Deshalb 
wäre es ganz falsch, nach dem Motto vorzugehen, dass 
wir die, die wir jetzt stützen, danach stutzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Abg. 
Albrecht Glaser [AfD])

Deshalb werden wir jeder Initiative, bei Familienbetrie-
ben nach der Krise zuzulangen, eine klare Absage ertei-
len. Wir haben einen Kompass, der klar den Weg zeigt.
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(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr Kindler, Sie haben in Ihrer Rede den Eindruck 

erweckt, Geld sei ein unbegrenzt verfügbares Gut, das 
gebe es wie Sand am Meer.

(Christian Dürr [FDP]: Den Eindruck erweckt? 
Er hat es gesagt!)

Das ist leider nicht wahr. Unsere Möglichkeiten sind 
umfangreich, und wir gehen mit diesem Haushalt weit. 
Ich will dazu sagen: Natürlich haben wir geschluckt, als, 
nachdem im Regierungsentwurf zunächst 96 Milliarden 
Euro Schulden vorgesehen waren, die Summe auf 
160 Milliarden Euro und schließlich auf 180 Milliarden 
Euro stieg. Wir haben abgewägt, uns dann aber entschie-
den, diesen Weg mitzugehen. Wir haben gesagt: Lieber 
jetzt ein Nachschlag als danach ein Nachtrag.

(Otto Fricke [FDP]: Ach!)
Lieber jetzt die Voraussetzungen schaffen, als nachher 
nachbessern. Damit ist auch klar, dass das, was jetzt vor-
liegt, der Rahmen ist, in dem sich die Programme einzu-
ordnen haben. Das ist der Maßstab der Möglichkeiten.

(Otto Fricke [FDP]: Also schließen Sie einen 
Nachtrag aus?)

– Sie fragen: Schließen Sie es aus? – Ich will es so sagen: 
Wir legen allergrößten Wert darauf, dass das, was wir 
jetzt vorlegen, der Rahmen ist, in den sich alles einfügt. 
Die Länder werden ihren Beitrag leisten, die Kommunen 
werden ihren Beitrag leisten. Wir sind überzeugt, dass wir 
mit dem, was wir zusammen aufbringen, die Vorausset-
zung schaffen, um diese Krise entschlossen zu bekämp-
fen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Klar ist: Unsere Möglichkeiten sind begrenzt. Für uns 

ist auch klar, Herr Kindler: Wir wollen im Jahr 2022 zur 
Schuldenbremse zurückkommen. Wir setzen darauf, dass 
es gelingt, im nächsten Jahr aus der Krise herauszukom-
men. Für uns gilt selbstverständlich der Grundsatz, dass 
wir in guten Zeiten mit dem Geld, das wir haben, aus-
kommen müssen. Und wir sind der Überzeugung, dass 
wir das in guten Zeiten auch können, und zwar ohne 
Steuererhöhungen und mit Investitionsaufwuchs.

Wir haben in den Haushalten dieses und des komm-
enden Jahres mehr Investitionen als vor der Krise.

(Otto Fricke [FDP]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

Das werden wir beibehalten. Das ist notwendig für Kli-
maschutz und Klimaneutralität und für die Digitalisie-
rung. Die Mittel müssen abfließen; auch dafür müssen 
wir gemeinsam die Voraussetzungen schaffen. Das ist 
zusammenzubringen; das ist ein Gebot der Nachhaltig-
keit. Wir würden unserer Verantwortung gegenüber den 
kommenden Generationen nicht gerecht werden, wenn 
wir das über den Haufen würfen. – Sie schütteln jetzt 
den Kopf. Aber wir haben das doch mal gemeinsam be-
schlossen. Jetzt sagen die Linken: Schuldenbremse 
abschaffen.

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Nein! Das 
ist doch Unsinn!)

Sie von den Grünen nennen es: Schuldenbremse refor-
mieren.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Sie beide verbindet, dass Sie sie nicht mehr anwenden 
wollen, sondern auch in guten Zeiten mehr Geld ausge-
ben wollen, als wir haben. Das ist mit uns nicht zu 
machen. Wir wollen zurück zur Schuldenbremse. Das 
ist ein Gebot der Nachhaltigkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist unsere Verantwortung gegenüber den kommenden 
Generationen.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Erste weiß besser, was Nach-
haltigkeit ist, als wie das, was du hier erzählst! – 
Gegenruf des Abg. Alexander Dobrindt [CDU/ 
CSU]: Wer weiß das? – Lachen bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

– Der erste Halbsatz war richtig: Ich weiß besser, was 
Nachhaltigkeit ist. Das ist wohl wahr.

Zur Nachhaltigkeit gehört für uns auch, dass wir diese 
Schulden nicht, wie es gerade aus den Reihen der Grünen 
vorgeschlagen wurde, über Jahrzehnte zurückzahlen.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Du weißt selber, dass wir für Kli-
ma investieren müssen!)

Wir wollen das Versprechen der Schuldenbremse 
erneuern: Das, was wir jetzt zusätzlich aufnehmen, wer-
den wir in dieser Generation zurückzahlen. Ja, wir neh-
men mehr Schulden auf, und ja, die Last wird dadurch 
größer; aber die Dauer der Rückzahlung wird nicht ver-
längert, die 20 Jahre werden beibehalten. Auch das ist ein 
Gebot der Nachhaltigkeit. Auch das entspricht unserer 
Verantwortung gegenüber den künftigen Generationen. 
Wir nehmen jetzt viele Schulden auf, aber wir werden 
sie auch wieder abtragen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihr 
macht die Lebensgrundlagen der künftigen 
Generationen kaputt mit eurem Nichtklima-
schutz!)

– Lieber Toni Hofreiter, in diesem Entwurf bildet sich 
eine Priorität bei Klimaschutz und Klimaneutralität ab. 
Das sieht man an der Wasserstoffstrategie, dem Energie- 
und Klimafonds, den zusätzlichen Milliarden für Gebäu-
desanierung und nachhaltige Mobilität und an den Inves-
titionen in viele technologische Innovationen, die uns im 
Bereich Klimaschutz voranbringen. Deshalb ist dies für 
uns ein Haushalt, der eine Herausforderung darstellt, den 
wir am Ende aber verantworten können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Otto Fricke, FDP.

(Beifall bei der FDP)
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Otto Fricke (FDP):
Geschätzter Herr Präsident! Meine Kolleginnen und 

Kollegen! Der Haushalt ist das Schicksalsbuch der 
Nation.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oh!)

Es ist gegenwärtig ein schwieriges Schicksal, dem wir 
gegenüberstehen. Es ist unsere Aufgabe, uns gegen die-
ses vermeintliche Schicksal mit guter Haushaltspolitik zu 
wenden.

(Beifall bei der FDP)
Meine Damen und Herren, für die FDP-Fraktion 

besteht keinerlei Zweifel, dass wir uns im verfassungs-
rechtlichen Sinne für das Jahr 2021 in einer Notsituation 
befinden; denn die steigenden Zahlen im Lockdown im 
November und Dezember erfordern eine Reaktion des 
Staates. Hier besteht aber ein Unterschied zwischen mei-
ner Fraktion und der Großen Koalition. Bei der Großen 
Koalition herrscht anscheinend insbesondere ein Miss-
verständnis vor. Sie glaubt an das Motto: Ich stelle mit 
der Kanzlermehrheit die Notsituation fest, und dann darf 
ich so viel Geld ausgeben, wie ich will. – Das, Herr 
Finanzminister, ist eben nicht Sinn der Feststellung einer 
solchen Notsituation. Es wäre Ihre Aufgabe, diesem 
Geldverteilen entgegenzutreten.

(Beifall bei der FDP)
Das wäre ein Stemmen gegen das Schicksal.

Herr Finanzminister, ich kann Sie nur fragen: Wo 
haben Sie das getan? Wo haben Sie denn mal Nein ge-
sagt? Sie haben eben in Ihrer Rede gesagt: Dann muss 
man auch mal an bestimmten Stellen Nein sagen. – Über-
all war Ratlosigkeit in den Augen zu erkennen und 
Schweigen zu vernehmen. Wann haben Sie denn mal 
dem Genossen Heil, der schräg hinter Ihnen sitzt, gesagt: 
„Lieber Hubertus, pass mal auf, wir sind in einem Jahr, 
das schwierig ist, und wir stehen vor einem Jahr, das 
schwierig wird; lass uns über neue soziale Leistungen 
bitte erst reden, wenn wir wieder in normalen Zeiten 
sind“? Das haben Sie ihm nicht gesagt. Wann haben Sie 
das der Genossin Lambrecht gesagt? Wann haben Sie das 
dem Genossen – nein, der ist kein Genosse –, dem Kol-
legen Altmaier gesagt?

(Heiterkeit bei der FDP)
Das haben Sie nicht getan. Sie haben es einfach nicht 
gemacht. Der Kollege Altmaier hat alle möglichen Vor-
schläge gemacht. Ich bin mal gespannt, was passiert, 
wenn die Geschichtsschreiber herausbekommen, wer 
auf diese wahnsinnig verrückte Geldausgabeidee gekom-
men ist, 70 Prozent vom Umsatz des Vorjahresmonats als 
Entschädigung zu zahlen.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: 75 Pro-
zent!)

Sie haben nie Nein gesagt, und das hätten Sie machen 
müssen, um einen vernünftigen Haushalt und eine ver-
nünftige Schuldenbremse zu haben.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Peter 
Boehringer [AfD])

Dass es anders geht, hat meine Fraktion – das hat 
manche Kolleginnen und Kollegen sehr genervt – mit 
527 Änderungsanträgen gezeigt. Das waren Kürzungsan-
träge, aber auch Ausgabeanträge, wenn es um notwendi-
ge Ausgaben für etwas Schützenswertes ging. Darüber 
kann man streiten. Aber das wäre eigentlich Ihre Aufgabe 
gewesen.

Ich muss ganz ehrlich sagen: Das waren die teuersten 
Haushaltsberatungen, die ich seit 2002 erlebt habe. Ich 
weiß genau, lieber Ecki, dass es gerade in der CDU/CSU 
immer wieder Wünsche gab, es anders zu machen. Ich 
hatte auch nach den großen Ankündigungen des Frak-
tionsvorsitzenden vor dieser Bereinigungssitzung gesagt: 
Boah, jetzt wird da Stopp gemacht. Da wird Nein gesagt. 
Da wird gekürzt. Da wird was zurückgeführt. – Ganz 
ehrlich? Bei einer um etwa 83 Milliarden Euro ge-
stiegenen Neuverschuldung – von 96,2 Milliarden auf 
179,8 Milliarden Euro – kann man sagen, dass die 
64 Beratungstage vom Kabinettsbeschluss bis zur Berei-
nigungssitzung den Steuerzahler 1,3 Milliarden Euro pro 
Tag kosten.

(Zuruf von der FDP: So ist es!)
Ist das wirklich nachhaltiges Haushalten? Ist das ein 
Stemmen gegen ein Haushaltsschicksal, das da droht? – 
Nein, für mich ist das einfach nur die Vorankündigung 
von Wahlkampfzeiten, in denen man bei allen Wünschen 
und allen Begehrlichkeiten sagt: Ja, bekommst du, ja, 
kriegst du.

(Stephan Brandner [AfD]: Ist ja bald Weih-
nachten!)

Du weißt ja: Du hast einen Finanzminister, der Kanzler-
kandidat, aber sicherlich kein Haushaltsminister ist.

(Beifall bei der FDP)
Meine Damen und Herren, dabei wäre es einfach 

gewesen. Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Wir alle wissen 
doch, dass die Wirtschaft auch in den Monaten Januar 
bis Juni 2021 noch nicht auf ein Normalmaß kommen 
wird und damit auch die Verwaltung nicht. Warum stei-
gen dann aber die Kosten für Kongresse? Warum steigen 
die Kosten für Dienstreisen? Warum werden an allen 
Stellen die Mittel für das tägliche Geschäft der Bundes-
regierung, Ihrer Beamten, Ihrer Mitarbeiter aufgebläht, 
obwohl wir wissen, dass es anders kommen wird? Das 
zeigt: Hier wird nur dafür gesorgt, dass jeder nach außen 
gut dasteht, aber der Kern, nämlich dafür zu sorgen, dass 
es nach der Krise vorangeht, ist nicht da.

Ich möchte zum Schluss sagen: Ihre Rede, Herr 
Finanzminister – ich hoffe, dass das morgen bei der Bun-
deskanzlerin anders sein wird –, hat sich fast die ganze 
Zeit nur damit beschäftigt, was Sie alles gemacht haben 
und wie gut das vermeintlich war und wie toll der Wirt-
schaftsminister das dann doch nicht gemacht hat, weil die 
Gelder nicht abgeflossen sind und die Software nicht da 
war. Ich vermute, wenn die Software dann irgendwann da 
ist, wird festgestellt, dass die Hardware nicht zur Soft-
ware passt; irgend so was wird uns wahrscheinlich auch 
noch passieren. Sie haben immer nur auf die Vergangen-
heit geschaut. Selbst wenn nach der Wahl definitiv 
jemand anders auf dem Stuhl der Bundeskanzlerin und 
auch auf Ihrem Stuhl sitzen wird, ist es Aufgabe dieser 
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Bundesregierung, in die Zukunft zu gucken, das heißt, 
sich mit den drei wesentlichen Aufgaben unseres Landes 
auseinanderzusetzen: Demografie, Digitalisierung und 
insbesondere Nachhaltigkeit. Das findet sich in diesem 
Haushalt nicht.

Einem solchen Haushalt kann meine Fraktion auf 
keinen Fall zustimmen. Er ist nicht zukunftsgerichtet, er 
ist vergangenheitsgerichtet. Ich erwarte, dass wir das 
Schicksalsbuch nicht als Geschichtsbuch sehen, sondern 
als Blick in die Zukunft, teilweise sogar gerne als Utopie. 
Das wäre es gewesen. Diese Chance haben Sie vertan.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Fabio De Masi, Die 

Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Fabio De Masi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 

stelle für meine Fraktion fest: Es war selbstverständlich 
richtig, in der Krise viele Milliarden Euro in die Hand zu 
nehmen, um Unternehmen und Arbeitsplätze zu schüt-
zen, weil die Krise teurer geworden wäre, wenn Unter-
nehmen gestorben wären, wenn Arbeitsplätze vernichtet 
worden wären und wenn in der Folge auch die Steuerein-
nahmen eingebrochen wären.

(Beifall bei der LINKEN – Peter Boehringer 
[AfD]: 500 000 dieses Jahr!)

Die Menschen in Deutschland fragen sich: Was hat 
diese Regierung denn im Sommer gemacht? Die Milliar-
den waren schon auf dem Konto der Lufthansa, bevor der 
Beschluss hier gefasst wurde, und das, obwohl dort 
Arbeitsplätze abgebaut werden. Aber die Novemberhilfe 
heißt jetzt Januarhilfe oder Zu-spät-Hilfe. Warum hat die 
Regierung denn gepennt und die Software nicht vorbe-
reitet, meine Damen und Herren?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das ist unverantwortlich, weil man mit den Existenzen 
von Menschen spielt. Auch die Überbrückungshilfen 
wurden gar nicht in vollem Umfang abgerufen, weil die 
Voraussetzungen dafür eben nichts mit der Realität von 
Selbstständigen zu tun haben.

Eines ist völlig unverständlich: Es gibt ja auch Krisen-
gewinner; denken wir an Amazon. Die machen Gewinne, 
wenn die Geschäfte wieder zumachen müssen und viele 
Leute im Internet bestellen. Warum hat diese Regierung 
verhindert, dass Multis wie Amazon für jedes Land klar-
machen müssen, wie hoch ihre Gewinne und bezahlten 
Steuern sind? Das wäre das Mindeste gewesen. Das hat 
diese Regierung in Brüssel blockiert.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich will hier nur sagen, weil über die Schuldenbremse 

gesprochen wird: Wenn man wirklich zur Schuldenbrem-
se zurückkehren will, ist das eine völlig verrückte Idee; 

denn dann bremst man die Wirtschaft von 100 auf null 
runter. Die Schuldenbremse hat doch nicht die Schulden 
gebremst; sie bremst die Investitionen. Wir verdanken 
den Abbau der öffentlichen Verschuldung in den letzten 
Jahren doch nicht der Schuldenbremse, sondern den nied-
rigen Zinsen. Die Quote der Zinskosten zum Schulden-
dienst betrug vor der letzten großen Finanzkrise 14,2 Pro-
zent; heute liegt sie bei 1,9 Prozent. Wir sparen dieses 
Jahr 11 Milliarden im Haushalt durch die Negativzinsen. 
Und die Schuldenstandsquote ist geringer als nach der 
letzten Finanzkrise. Deswegen hat der Finanzminister 
recht, wenn er sagt: Wir müssen langfristig aus den 
Schulden herauswachsen. – Dann muss man aber auch 
bei den Tilgungsfristen ansetzen. 20 Jahre sind hier ver-
abredet. In Nordrhein-Westfalen – übrigens CDU-regiert, 
habe ich gehört – sind es 50 Jahre. Das müssen wir auch 
hier machen, damit wir langfristig aus diesen Schulden 
herauswachsen können.

(Beifall bei der LINKEN)
Es gab in der Vergangenheit Kriegsanleihen; die wurden 
über 100 Jahre bedient.

Ich will Ihnen einmal vorlesen, verehrte Kollegen von 
der Union, was Herr Professor Rürup – das war einer der 
Verteidiger der Schuldenbremse – im „Handelsblatt“ 
dazu geschrieben hat:

Die Regeln der Schuldenbremse sind für die heutige 
Zeit falsch konzipiert. Statt diese Vorschrift trick-
reich zu umgehen, sollte sie ehrlich infrage gestellt 
werden.

Unsere Rede, meine Damen und Herren.
(Beifall bei der LINKEN)

Wenn man zur Schuldenbremse zurückkehren will, 
dann muss man die zentrale Frage in diesem Land beant-
worten: Wer macht den Abwasch? Wo sollen die Steuern 
erhöht oder die Ausgaben reduziert werden? Wer diese 
Frage nicht beantwortet, der soll sich bei der Bundestags-
wahl erst gar nicht mit seinen Wahlplakaten blicken las-
sen! Sind es wieder diejenigen, die den Laden am Laufen 
gehalten haben in der Intensivpflege oder als Lagerarbei-
ter, die die Rechnung bezahlen sollen? Nein, meine Frak-
tion ist der Meinung: Die Multimillionäre und Milliardä-
re in diesem Land, die Krisengewinner, dürfen sich nicht 
nur fragen, was dieses Land für sie tun kann, sondern 
müssen sich endlich auch fragen, was sie für dieses 
Land tun können.

(Beifall bei der LINKEN)
Da sind sie alle angesprochen, auch diejenigen, die 
immer großzügig Spenden an die ein oder andere Partei 
verteilen, die Quandts und die Klattens oder die neue 
Mittelschicht von Herrn Merz. Der könnte sich auch 
mal fragen, was er denn gemacht hat zum Beispiel bei 
Cum/Ex; da war er Aufsichtsrat bei der HSBC. Wo war 
der Kritiker der Vermögensteuer da, der liebe Herr Merz?

Ich will es hier noch einmal sagen: Ich begrüße natür-
lich, wenn der Finanzminister durch uns jetzt ein paar 
Denkanstöße bekommen hat und bei „Hart aber fair“ 
eine Vermögensteuer fordert. Es reicht aber nicht, sie 
bei „Hart aber fair“ zu fordern. Man muss sie hier 
beschließen, im Bundestag. Das ist die zentrale Frage.
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(Beifall bei der LINKEN)
Weil ein Redner der AfD davon fantasiert hat, dass in 

Italien die Steuern gesenkt würden, und mich dabei ange-
guckt hat, will ich zum Schluss nur einmal sagen: Ich als 
Deutsch-Italiener gehöre zu den wenigen Bundestagsab-
geordneten, die ihre Steuererklärung im Netz veröffent-
lichen, die höhere Steuern für sich selbst fordern und ihre 
Steuern in Deutschland zahlen. Das ist ein Unterschied zu 
den Hobbypatrioten von der AfD; die zahlen die Steuern 
in der Schweiz.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort der Kollegin Ekin Deligöz, 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ekin Deligöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

wir stellen einen Haushalt auf in einer ungewöhnlichen 
Zeit, unter ungewöhnlichen Umständen. Ja, noch nie 
wurde einem Haushalt so viel Beachtung geschenkt wie 
in diesem Jahr, und noch nie wurde damit auch so viel 
Hoffnung verbunden. Ich kann Ihnen jetzt aber schon 
sagen: „Noch nie wird so viel Enttäuschung damit ver-
bunden sein“, und ich will Ihnen auch sagen, warum. Sie 
machen sicherlich das Notwendige – auch das Richtige –; 
aber es fehlt die Vision, es fehlen die Ziele, Sie sagen 
nicht, wie es weitergehen wird. Sie wissen noch nicht 
einmal, wie dieses Jahr aussehen soll, geschweige denn 
nächstes Jahr. Das ist es, was die Menschen in diesem 
Land am meisten enttäuschen wird.

Ich gebe Ihnen ein paar Beispiele. Ganz viele Redner 
der Koalition haben gesagt, was für tolle Dinge sie in 
Sachen Zukunftsinvestitionen machen. Da frage ich 
mich: Warum fließen dann die Mittel nicht ab? Sie produ-
zieren eine Überschrift nach der anderen. Wenn es aber 
dann um die Umsetzung geht, versagen Sie.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ach 
nee!)

Warum sind die Mittel gesperrt? Warum fließen die KI- 
Mittel nicht? Was ist mit der Wasserstofftechnologie, bei 
der niemand etwas mitkriegt, dass es Mittel dafür gibt? 
Was ist mit dem Ausbau der Ganztagsschulen und der 
Digitalisierung in den Schulen? Warum ist der Mittelab-
fluss so gering? Das sind doch Fragen, die Sie sich stellen 
müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie wissen das auch. Nicht umsonst haben Sie in der 
Bereinigungssitzung eine Sperre nach der anderen ver-
fügt, insbesondere beim Haushalt von Frau Karliczek. 
Sie trauen der Ministerin selber nicht zu, dass sie in der 
Lage ist, die Mittel auszugeben;

(Beifall der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie wollen im Haushalt eine stärkere Kontrolle. Aber Ihre 
Innovationspolitik ist: viel Überschrift, nichts dahinter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Sache ist mir 
bei der Debatte auch aufgefallen. Ich finde es sehr span-
nend, wenn die FDP hier davon redet, dass sie 500 Ände-
rungsanträge gestellt hat. Da muss ich schon schmunzeln. 
Vor zwei Wochen gab es hier eine Debatte um den Aus-
bau der Ganztagsschulen, und da hat der Kollege 
Seestern-Pauly hier ganz laut gefordert – übrigens auch 
in einem Antrag an einer anderen Stelle –, dass es mehr 
Mittel für den Ganztagsschulausbau und eine Betreu-
ungsgarantie braucht. Am gleichen Tag in einem anderen 
Raum hat die gleiche Fraktion zwei Anträge eingereicht, 
nach denen alle Ganztagsschulmittel im Einzelplan 17 
und 30 gestrichen werden sollen.

(Otto Fricke [FDP]: Und warum? Und 
warum?)

Die rechte Hand weiß nicht, was die linke Hand macht. 
So definieren Sie Ihre 500 Änderungsanträge.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Lothar Binding [Heidelberg] 
[SPD])

Sie müssen sich schon einmal klar werden, was Sie 
eigentlich wollen. Im Plenum fordern, aber im Ausschuss 
streichen!

Ja, für uns Grüne gibt es tatsächlich eine Idee, eine 
Vision, weil wir wissen, dass wir die Herausforderung 
der Pandemie angehen müssen. Ehrlich gesagt, finde 
ich es sehr zynisch, die Pandemie hier kleinzureden. Ich 
denke mir jedes Mal: Was denken eigentlich die Men-
schen, die drüben in der Charité liegen? Was denken 
eigentlich die Familien, die Angst haben, ihre Angehöri-
gen zu verlieren? Deshalb ist das Kleinreden der Pande-
mie falsch. Aber nach der Pandemie – besser wäre gewe-
sen, schon vor der Pandemie – müssen wir die 
eigentlichen Fragen, die sich nach wie vor stellen, lösen. 
Unsere Prioritäten sind: Klimakrise überwinden, Klima-
schutz voranbringen und soziale Gerechtigkeit in diesem 
Land voranbringen. Ihre Antwort ist immer noch, Plastik 
in diesem Land zu bezuschussen und schmutzigen Diesel 
zu subventionieren. Das sind keine zukunftsträchtigen 
Antworten. Auch Kinderarmut ist eine offene Wunde in 
Ihrer Sozialpolitik; auch da machen Sie nichts.

(Beifall des Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE 
LINKE])

Herr Minister, nicht nur ankündigen, sondern umset-
zen, nicht nur Wahlkampf machen, sondern auch Minister 
sein – das ist unsere Forderung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Welcher 
Minister war jetzt gemeint?)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Hans Michelbach, CDU/CSU, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU):

Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Der Haus-
halt 2021 ist in einem Umfang von der Coronapandemie 
bestimmt, der vor einigen Monaten noch undenkbar war. 
Wir belasten die Zukunft mit weiteren Schulden in Höhe 
von 180 Milliarden Euro. Das ist mehr als schmerzhaft; 
denn mit dieser finanziellen Bürde wird eine ganze Gene-
ration in der Zukunft zu kämpfen haben. Aber, meine 
Damen und Herren, diese weitere erhebliche Schulden-
aufnahme ist leider unausweichlich,

(Stephan Brandner [AfD]: Alternativlos sozu-
sagen! Oder unverzeihlich!)

um den Zusammenbruch von Unternehmen und Arbeits-
markt auf breiter Front zu verhindern. Und bislang ist uns 
das ja auch im Wesentlichen gelungen.

(Beifall des Abg. Alexander Dobrindt [CDU/ 
CSU])

Die Maßnahmen wirken.
(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 

[AfD]: Wo denn?)
Dieser Kraftakt ist aber nur möglich, weil wir, CDU 

und CSU, den Kurs der wirtschaftlichen und finanziellen 
Vernunft in den vergangenen Jahren stets beharrlich 
gegen alle Begehrlichkeiten verteidigt haben, meine 
Damen und Herren.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: So ist 
es!)

Die Schuldenbremse und die Politik der schwarzen Null 
haben die Spielräume geschaffen, die wir heute als Kri-
senabwehr zur Verfügung haben – das ist die Wahrheit –,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
nach dem Grundsatz: Spare in der Zeit, dann hast du in 
der Not.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, dieser Haushalt enthält die 

notwendigen Mittel, um Unternehmen, Soloselbstständi-
ge und Kulturschaffende zu unterstützen. Allerdings 
müssen die Finanzmittel auch schnell bei den Betroffenen 
ankommen. Ich höre, dass inzwischen 140 000 Anträge 
auf Novemberhilfe gestellt wurden und in über 
110 000 Fällen bereits Zahlungen erfolgt sind.

(Cansel Kiziltepe [SPD]: Fragen Sie Herrn 
Altmaier!)

Das ist ein guter Auftakt. Das ist ein Zeichen gegen die 
Unsicherheiten, meine Damen und Herren, und darauf 
kommt es letzten Endes an.

Meine Damen und Herren, ich danke den Kolleginnen 
und Kollegen im Finanzausschuss dafür, dass dieser 
Haushalt auch den Steuerzahlern und den Familien durch 
die überproportionale Anhebung des steuerfreien Exis-
tenzminimums, die Erhöhung des Kindergeldes, die neu-
erliche Kappung der kalten Progression, eine steuerliche 
Homeoffice-Pauschale von 600 Euro jährlich, die uns 
wichtig war, und nicht zuletzt die Verdoppelung des Ent-
lastungsbetrags für Alleinerziehende zugutekommt. 
Darüber hinaus stützen wir das Ehrenamt und entlasten 

weite Teile der Bevölkerung beim Soli. Das sind Impulse 
für neues Wachstum. Das sind zielführende Krisenhilfen 
mit der Ordnungspolitik der sozialen Marktwirtschaft.

(Beifall des Abg. Alexander Dobrindt [CDU/ 
CSU])

Es ist über die Maßen bedauerlich, dass die Auswei-
tung des Verlustrücktrags und eine steuerliche Verbesse-
rung bei thesaurierten Gewinnen bisher am Widerstand 
des Koalitionspartners gescheitert sind. Unternehmen 
müssen zur Schaffung von Liquidität Gewinne aus der 
Vergangenheit mit Verlusten aus dem Coronajahr ver-
rechnen können. Die derzeitige Beschränkung ist krisen-
verschärfend. Es braucht Liquidität in den Unternehmen. 
Der Verlustrücktrag kostet den Staat unter dem Strich 
nichts. Er wird nur mit Steuerzahlungen der Vergangen-
heit verrechnet.

Wir müssen jetzt die Weichen richtig stellen; darauf 
kommt es an. Wir müssen 2022 die Schuldenbremse wie-
der einhalten, wir müssen die Wachstumskräfte der Wirt-
schaft fördern. Herr Bundesfinanzminister, lassen Sie 
Ihre Bazooka in Zukunft im Schrank. Wir brauchen 
erfolgreiche chirurgische Eingriffe für die Sicherung 
von Unternehmen und der Arbeitsplätze. Das ist mit der 
Ordnungspolitik der sozialen Marktwirtschaft am besten 
zu erreichen.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Deswegen 
nimmst du mit der Verlustverrechnung die 
Schrotflinte! – Otto Fricke [FDP]: Es wäre 
schön, wenn der Wirtschaftsminister zuhören 
würde!)

Mancher hat in den vergangenen Zeiten den Eindruck 
erweckt, Deutschland sei geradezu ein Schlaraffenland, 
in dem man einfach nur den Mund aufmachen muss, um 
zu fordern. Das wird sich erkennbar ändern müssen. Wir 
haben nicht für alles Geld, und der Haushaltsausschuss ist 
das Maß aller Dinge.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Na ja!)
Parlament und Regierung müssen künftig sehr genau 

abwägen, was noch finanzierbar ist und was nicht. Wem 
jetzt nichts Besseres einfällt, als mit einer Neidkampagne 
nach Steuer- und Abgabenerhöhungen, nach Vermögens-
abgabe und Vermögensteuer oder nach einer dauerhaften 
Aussetzung der Schuldenbremse zu rufen, wird die kon-
junkturellen Bremsspuren deutlich über das Ende der 
Pandemie hinaus verlängern. Das ist absolut kontrapro-
duktiv.

(Beifall des Abg. Otto Fricke [FDP])
Neid hat noch nie etwas erreicht, sondern die Gesellschaft 
gespalten, und das können wir uns in dieser Zeit der 
Pandemie überhaupt nicht leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Otto Fricke [FDP]: Wenigs-
tens mal einer!)

Wir haben dank der Aussicht auf Impfstoffe die Chan-
ce, die Pandemiekrise im nächsten Jahr hinter uns zu 
lassen. Es gilt deshalb, alle Kräfte auf den Re-Start zu 
konzentrieren – nicht durch noch mehr Staatswirtschaft, 
nicht durch mehr Staatsdirigismus, sondern in den ord-
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nungspolitischen Leitplanken der sozialen Marktwirt-
schaft. Das ist der richtige Weg – nicht die Angstmache-
rei der AfD, nicht Steuererhöhungen, wie sie hier von den 
Linken angekündigt wurden, nicht der Hinweis auf den 
Verlust an Nachhaltigkeit, mit dem die Grünen die Schul-
denbremse aushebeln wollen, nicht der Weg in die Spal-
tung der Gesellschaft. Unser Modell der sozialen Markt-
wirtschaft, mit dem wir Anreize, Wachstum und 
Arbeitsplätze schaffen und die Unternehmen in die 
Lage versetzen, mehr zu investieren: Das ist das Konzept 
für die Zukunft und die Lösung nach dieser Pandemie-
krise, und dafür müssen wir gemeinsam arbeiten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort der Kollegin Cansel 

Kiziltepe, SPD.

(Beifall bei der SPD)

Cansel Kiziltepe (SPD):
Danke schön. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In der Haushaltsdebatte sprechen wir viel 
darüber, was wir mit den Steuergeldern machen, und 
dabei dürfen wir nicht vergessen: Dieses Geld kommt 
von Millionen von ehrlichen Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahlern.

(Beifall des Abg. Peter Boehringer [AfD])

Sie stehen jeden Tag auf, arbeiten hart und schaffen damit 
die Grundlage sowohl für ihr Leben als auch für unsere 
Gesellschaft. Ihnen gebührt unser Dank.

(Beifall bei der SPD – Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: So fangen normalerweise CDU- 
Reden an!)

Danke dafür, dass die Kindergärten und Schulen 
gebaut und finanziert werden können, dass an den Uni-
versitäten gelehrt und geforscht werden kann, dass unsere 
Straßen sicher und sauber sein können, dass die Digitali-
sierung vorangetrieben werden kann. Danke dafür, dass 
wir gute Rahmenbedingungen für unsere Wirtschaft 
schaffen können, dass Menschen in Not geholfen werden 
kann und dass der Kampf gegen Corona und den Klima-
wandel bezahlt werden kann. Ohne die vielen ehrlichen 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler wäre all dies nicht 
möglich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Bis jetzt ist alles richtig!)

Doch es gibt auch die anderen, diejenigen, die versu-
chen, sich um jeden Steuercent zu drücken, und nicht 
davor zurückschrecken, auch die Grenze der Legalität 
zu überschreiten. Wer die Früchte dieses Landes ernten 
will, muss zu dieser Gesellschaft auch beitragen. Das 
haben die Ehrlichen verdient. Dafür setzen wir uns als 
SPD-Bundestagsfraktion ein.

(Beifall bei der SPD)

Ehrlichkeit ist gut für uns alle. Sie muss sich für jeden 
persönlich lohnen. Deswegen unterstützen wir bei den 
Coronahilfen auch die umsatzbezogenen Instrumente.

(Otto Fricke [FDP]: Ehrlichkeit muss sich 
lohnen!)

Damit wird nämlich jenen geholfen, die ihre Umsätze 
korrekt angegeben haben.

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Jawohl!)

Die Ehrlichen haben es verdient, dass ihnen in schlechten 
Zeiten unter die Arme gegriffen wird.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen mit die-
sem Haushalt auch noch stärker gegen Schwarzarbeit 
vorgehen und Missbrauch von Sozialleistungen verhin-
dern. Wir wollen faire und gerechte Arbeitsbedingungen 
und die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor Aus-
beutung schützen. Es ist eben ein Haushalt der Ehrlichen. 
Er belohnt die Ehrlichen, und er erschwert das Leben der 
Unehrlichen.

(Beifall bei der SPD)

Ehrlich wäre es auch, Steuerschlupflöcher endlich zu 
schließen.

(Otto Fricke [FDP]: Wie lange ist die SPD 
schon an der Regierung?)

Viel zu lange müssen wir uns schon anschauen, wie sich 
Investoren mit Share Deals um die Grunderwerbsteuer 
winden, während einfache Wohnungskäuferinnen und 
-käufer ihren Beitrag leisten. Ich hoffe inständig, dass 
sich diese Einsicht auch bei unserem Koalitionspartner 
noch durchsetzt.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist wichtig und 
richtig, dass wir auf die Coronakrise mit einem Wumms, 
mit einer Bazooka, reagieren. Wir dürfen unseren Kin-
dern keine Ruinen hinterlassen. Wir müssen Arbeitsplät-
ze sichern, weiter und mehr investieren und die sozial-
ökologische Transformation vorantreiben. Krisen sind 
Zeiten von Verantwortung, und die zeigen wir mit diesem 
Haushalt.

(Beifall bei der SPD)

Eines will ich auch ganz deutlich sagen: Wer in diesen 
Zeiten massive Steuersenkungen fordert, wie die FDP, 
der will keine Verantwortung übernehmen,

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Für die 
Superreichen! Die Milliardäre!)

sondern die öffentlichen Haushalte gegen die Wand fah-
ren. Als ich heute Morgen aufgestanden bin, musste ich 
im Radio den Kollegen Otto Fricke von der FDP-Fraktion 
hören –

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage?
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Cansel Kiziltepe (SPD):
– einen Moment; ich bringe den Satz noch zu Ende, 

dann gerne –, wie er die Streichung der Grundrente – 
zulasten der Ärmsten – gefordert hat, statt über solide 
Staatseinnahmen nachzudenken.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Unglaub-
lich! – Dr. Karamba Diaby [SPD]: Unglaub-
lich!)

Das ist zynisch, und das werden wir nicht zulassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt gestatten Sie dem Kollegen Fricke eine Zwi-

schenfrage?

Cansel Kiziltepe (SPD):
Ja.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Zwi-
schenfrage lässt sie zu!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Fricke.

Otto Fricke (FDP):
Frau Kollegin, bei so vielen Falschbehauptungen fange 

ich mal Stück für Stück an.

Erstens. Jemand, der hier sagt, dass sich Ehrlichkeit 
lohnen muss, sollte seinen eigenen Moralkompass hinter-
fragen.

Zweitens. Ich habe nicht gesagt, dass die Grundrente 
gestrichen werden muss. Wenn Sie ehrlich und fair gewe-
sen wären – Ehrlichkeit ist ja Ihr Thema –, hätten Sie 
gesagt: Der Kollege Fricke hat gesagt, dass man in Not-
zeiten eine solche Frage wie die einer Grundrente ver-
schieben sollte, damit denen, die auf Hilfen angewiesen 
sind, genügend Geld gegeben werden kann.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Den Mil-
lionären aber nicht!)

Drittens, Frau Kollegin, darf ich Sie darauf hinweisen, 
dass sich die FDP-Bundestagsfraktion mit ihrer Basis-
rente gerade um diese Gruppe kümmert.

Jetzt haben Sie gesagt, dass man mit Steuersenkungen 
ja alles kaputtsparen würde. Das sagen Sie einer Fraktion, 
die selber anerkennt, dass eine Notsituation besteht. Jetzt 
frage ich Sie: Trifft es zu, dass Sie einer Fraktion ange-
hören, die im Haushalt 2021 Steuersenkungen in zwei-
stelliger Milliardenhöhe anstrebt – ja oder nein? Und 
wenn Sie sagen, dass Steuersenkungen falsch sind: Wol-
len Sie dann damit sagen, dass Sie diese Steuersenkungen 
und gleichzeitig auch noch die Steuersenkungen für 
Familien mit Kindern nur machen, weil die böse CDU 
da ist? Oder ist das einfach etwas unehrlich gewesen?

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Wir 
sind gar nicht böse, wenn ich das kurz zwi-
schendurch bemerken darf!)

Cansel Kiziltepe (SPD):
Herr Kollege Fricke, vielen Dank für Ihre Frage. – Ich 

hätte mir heute Morgen gewünscht, zu hören, dass Sie 
sich dafür aussprechen, die Teilabschaffung des Solis 
aufgrund der Notlage, die wir hier in Deutschland gerade 
haben, zu verschieben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Otto 
Fricke [FDP]: Ich sage immer noch, was ich 
möchte!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen eine 
Haushalts- und Fiskalpolitik,

(Abg. Otto Fricke [FDP] wartet auf eine Ant-
wort – Lachen bei der AfD sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

die uns durch die Krise bringt und die Weichen von mor-
gen stellt. Wir brauchen keine Steuersenkungen für die 
Superreichen. Wir brauchen eine Lastenverteilung, in der 
stärkere Schultern – Vorbild kann von mir aus die Ade-
nauer-Abgabe sein – mehr tragen. Vielleicht sollten die 
Kollegen von der CDU/CSU auch mal in ihren 
Geschichtsbüchern rumkramen. Das lohnt sich auf jeden 
Fall.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zu den Weichenstel-
lungen von morgen würde es aber auch gehören, Artikel 3 
des Grundgesetzes endlich umfassend im Haushalt zu 
würdigen. Die Gleichstellung von Mann und Frau muss 
auch im Haushalt vorangetrieben werden. Und ja, sehr 
geehrte Herren im Saal: Bei der geschlechtergerechten 
Haushaltsplanung besteht noch erheblicher Diskussions-
bedarf.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Voraussichtlich letzter Redner in dieser Aussprache ist 

der Kollege Markus Uhl, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Markus Uhl (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zum Schluss dieser Debatte möchte ich einmal kurz 
zusammenfassen

(Stephan Brandner [AfD]: Ganz, ganz kurz!)

und auf ein paar ausgewählte Punkte eingehen.

Heute vor elf Tagen ging gegen 4.30 Uhr die Bereini-
gungssitzung des Haushaltsausschusses zur Finalisierung 
des Bundeshaushaltes 2021 zu Ende. Im Vergleich zu den 
Vorjahren, wo wir zwar müde, aber doch eher positiv 
gestimmt waren, weil da unterm Strich eben eine schwar-
ze Null stand, war das dieses Mal doch ein Ende mit 
gemischten Gefühlen: einerseits zwar müde, aber auch 
erleichtert, dass 17,5 Stunden Sitzung zu Ende gingen 
und der Haushalt 2021 mit einem Volumen von fast einer 
halben Billion Euro unter Dach und Fach ist; andererseits 
aber die Erkenntnis, dass die Nettokreditaufnahme durch 
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die Beschlüsse, die wir in der Sitzung auf Bitten der 
Bundesregierung getroffen haben, um 83,6 Milliarden 
Euro auf insgesamt 179,8 Milliarden Euro gestiegen ist.

Damit steigt die gesamtstaatliche Schuldenbestands-
quote von 60 Prozent Ende 2019 auf über 71 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts. Daher überschreiten wir die 
auch nach der Schuldenbremse maximal zulässige Netto-
kreditaufnahme erneut, weshalb wir auch gleich gemäß 
Artikel 115 Absatz 2 des Grundgesetzes erneut über eine 
Ausnahme von der Kreditobergrenze abstimmen. Wir 
haben es heute schon mehrfach gehört: Zweifelsohne 
liegt eine außergewöhnliche Notsituation vor, die sich 
der Kontrolle des Staates entzieht und eben die staatliche 
Finanzlage auch erheblich beeinträchtigt.

Das sind natürlich keine leichten Entscheidungen. 
Aber die fortdauernde Coronapandemie erfordert es 
eben, dass wir handeln; handeln, um die Gesundheit der 
Menschen zu schützen, um die Wirtschaft zu stabilisie-
ren, um Arbeitsplätze zu erhalten und gleichzeitig in die 
Zukunft zu investieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, deshalb ist es richtig, dass 
der Bund in diesem Jahr rund 400 Milliarden Euro für 
Wirtschaftshilfen und Konjunkturpakete in die Hand 
nimmt und dass wir das im nächsten Jahr mit über 
140 Milliarden Euro erneut tun. Wir wenden über 35 Mil-
liarden Euro für unsere Gesundheit auf. Dazu gehören die 
Zuschüsse zum Gesundheitsfonds, die vergünstigte 
Abgabe von FFP2-Masken, die Beschaffung von Impf-
stoffen und die Maßnahmen zur Bekämpfung der Pande-
mie.

Aber – das ist ganz besonders wichtig – wir investieren 
auch in die Zukunft, in die Köpfe, in Bildung und in die 
Wissenschaft. Deshalb ist es gut und es ist richtig, dass 
der Haushalt des Bundesforschungsministeriums mit nun 
fast 21 Milliarden Euro Rekordniveau erreicht. Wir 
sichern die Ausbildungen von jungen Menschen mit 
150 Millionen Euro im nächsten Jahr und mit 200 Millio-
nen Euro im übernächsten Jahr. Wir führen eine digitale 
Bildungsoffensive in Höhe von 90 Millionen Euro durch. 
Es wurde schon angesprochen: Wir ermöglichen neue 
Fraunhofer-Institute für Smart Farming und biogene 
Wertschöpfung, zur Stärkung der Immunforschung und 
ein Fraunhofer-Zentrum für die öffentliche Sicherheit.

Die aktuelle Pandemie zeigt, wie wichtig die Arbeit an 
Wirkstoffen zur Bekämpfung von Infektionskrankheiten 
ist. Wir können in diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, zu Recht stolz auf unseren Forschungsstand-
ort und auf unsere Unternehmen hier in Deutschland sein, 
die weltweit führend bei der Entwicklung des Impfstoffes 
sind.

Neben der Gefahr durch Viren sind es auch antimi-
krobielle Resistenzen, die eine der drängendsten Zu-
kunftsherausforderungen im Bereich der globalen Ge-
sundheit sind. Antibiotika zählen zu den wichtigsten 
medizinischen Errungenschaften und sind in der moder-
nen Medizin unverzichtbar.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deshalb ist es richtig, dass wir ein Helmholtz-Institut für 
Pharmazeutische Forschung Saarland haben, wo die Wis-
senschaftler nach Substanzen und Strategien suchen, um 
der zunehmenden Ausbreitung dieser resistenten Erreger 
entgegenzuwirken.

Mit dem Haushalt 2021 ermöglichen wir nun, zu erfor-
schen, ob es mikrobielle Organismen gibt, die Menschen 
besiedeln und die als potenzielle Quelle neuer Wirkstoffe 
infrage kommen. Wir ermöglichen hiermit den Ausbau 
dieses Forschungsinstitutes. Das ist, glaube ich, gut ange-
legtes Geld: gut für unsere Wissenschaft, gut für unsere 
Gesundheit. Vielen Dank an die Kolleginnen und Kol-
legen, die das ermöglicht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Lothar Binding [Heidelberg] [SPD])

Meine Damen und Herren, ich komme aus einem 
Wahlkreis, der stark von der Automobilzulieferindustrie 
geprägt ist. Da stehen ganz große Herausforderungen, 
eine große Transformation in Richtung klimaneutrale 
Mobilität bevor. Deshalb ist es auch ein gutes Zeichen, 
dass die Ergebnisse des Automobilgipfels der Bundesre-
gierung im Haushalt mit einem Zukunftsfonds für die 
Automobilindustrie in Höhe von insgesamt 1 Milliarde 
Euro abgebildet wurden. Ich freue mich auch als Mitglied 
der Deutsch-Französischen Parlamentarischen Versamm-
lung, dass wir in Fragestellungen der grenzüberschreiten-
den Mobilität ganz konkret werden: Wir geben 3,5 Mil-
lionen Euro für Machbarkeitsstudien aus, um diese 
grenzüberschreitende Mobilität zu ermöglichen und aus-
zubauen. Das ist eine kleine Summe im Vergleich zu den 
Riesensummen auf der anderen Seite, aber ich glaube, 
auch darin liegt extrem viel Potenzial.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, der Haus-
halt 2021 ist ein Krisenhaushalt, aber er ist auch ein 
echter Zukunftshaushalt, den wir uns leisten können, 
weil wir in der Vergangenheit solide gewirtschaftet und 
unseren Haushalt solide geführt haben. Aber: Die 
Schulden von heute belasten die zukünftigen Haushalte 
immens. Wir erwarten, bis zum Jahr 2042 jährlich zusätz-
liche zweistellige Milliardenbeträge zu tilgen. Die 
Herausforderung für die Zukunft liegt eben darin, die 
Belastungen für die kommende Generation in Grenzen 
zu halten.

Das ist unsere Verantwortung gegenüber kommenden 
Generationen. Deshalb lege ich hier ein klares Bekennt-
nis zur Schuldenbremse ab. Die Konsolidierung wird 
zukünftig eine große Kraftanstrengung sein. Notwendig 
ist eine gemeinsame und fair verteilte Kraftanstrengung 
zwischen Bund und den Ländern. Dafür brauchen wir 
natürlich eine starke Wirtschaft, die wächst, Entlastungen 
für die Menschen durch die Abschaffung des Solidaritäts-
zuschlages für die allermeisten; das ermöglicht Wachs-
tum. Wir brauchen Ausgabendisziplin. Wir brauchen eine 
klare Priorisierung und sicher keine Steuererhöhung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Damit schließe ich die Aussprache.
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Wir kommen jetzt zu den Abstimmungen. Wir stim-
men zunächst über den Einzelplan 06 – Bundesministe-
rium der Finanzen – in der Ausschussfassung ab.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: 08 aber!)

– Bitte was?

(Stephan Thomae [FDP]: Einzelplan 08!)

Einzelplan 08 – Bundesministerium der Finanzen – hatte 
ich gesagt.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: „06“, ist 
aber egal! – Stephan Thomae [FDP]: „06“ 
haben Sie gesagt! Aber wir stimmen richtig 
ab!)

Einzelplan 08 – Bundesministerium der Finanzen – in 
der Ausschussfassung. Wer stimmt dafür? – Die Koali-
tionsfraktionen. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist der Einzelplan 08 mit den Stimmen der 
Koalition gegen die Stimmen der Opposition angenom-
men.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den Einzel-
plan 20, Bundesrechnungshof. Wer stimmt dafür? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Einzelplan ist 
einstimmig angenommen.

Jetzt kommen wir zu den namentlichen Abstimmungen 
zu einem Beschluss des Deutschen Bundestages gemäß 
Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes. Es 
liegt eine Beschlussempfehlung des Haushaltsausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD vor. Es gibt außerdem einen entsprechenden Antrag 
der Fraktion der FDP. Wir stimmen zunächst auf Verlan-
gen der Fraktion der FDP über ihren Antrag namentlich 
ab. Über die Beschlussempfehlung zu dem Antrag der 
Koalitionsfraktionen können wir erst – ebenfalls nament-
lich – abstimmen, nachdem das Ergebnis der Abstim-
mung über den Antrag der Fraktion der FDP vorliegt. 
Diese Abstimmung, die zweite namentliche Abstim-
mung, soll im Anschluss an die Beratung des Einzel-
plans 09 erfolgen.

Also kommen wir jetzt zu Zusatzpunkt 1, zur Abstim-
mung über den Antrag der Fraktion der FDP auf der 
Drucksache 19/24969 mit dem Titel „Beschluss des Bun-
destages gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des 
Grundgesetzes“. Nach Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 des 
Grundgesetzes ist zur Annahme des Antrags die absolute 
Mehrheit der Mitglieder – das sind 355 Stimmen – erfor-
derlich.

Für die Stimmabgabe in der Westlobby haben Sie nach 
Eröffnung der Abstimmung 30 Minuten Zeit. Bitte gehen 
Sie nicht alle gleichzeitig zur Abstimmung. Ich weise 
ausdrücklich darauf hin, dass auch in diesem Teil des 
Plenarbereichs die Pflicht zum Tragen einer Mund- 
Nase-Bedeckung besteht und ich Verstöße gegen die 
Pflicht mit den Mitteln des parlamentarischen Ordnungs-
rechts ahnden werde. Ich bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, darauf zu achten. Also tragen Sie bitte die 
Mund-Nase-Bedeckung, und halten Sie den Sicherheits-
abstand ein. Es stehen acht Urnen zur Verfügung.

Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben die 
vorgesehenen Plätze eingenommen. Deswegen eröffne 
ich die namentliche Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der FDP auf Drucksache 19/24969. Die Abstim-
mungsurnen werden um 12.21 Uhr geschlossen. Das 
bevorstehende Ende der namentlichen Abstimmung 
wird rechtzeitig bekannt gegeben.1)

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt I.5 auf:
hier: Einzelplan 09 
Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie
Drucksachen 19/23309, 19/23324

Berichterstatter sind die Abgeordneten Andreas 
Mattfeldt, Thomas Jurk, Volker Münz, Karsten Klein, 
Heidrun Bluhm-Förster und Anja Hajduk.

Es liegen zwei Entschließungsanträge der Fraktion der 
AfD vor, über die wir am Freitag nach der Schlussab-
stimmung abstimmen werden.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 90 Minuten 
beschlossen.

Sobald Sie Platz genommen haben, fangen wir an.
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 

Kollegen Volker Münz, AfD.

(Beifall bei der AfD)

Volker Münz (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrter Minister Altmaier! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Unser Land befindet sich in 
der schwersten Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit. Die 
von der Bundesregierung mutwillig mitverursachte 
Strukturkrise wichtiger Industriebereiche wie der Ener-
gieversorgung und der Automobilbranche hat schon vor 
Corona begonnen. Jetzt zwingt die Bundesregierung mit 
ihren Lockdown-Maßnahmen, die das private und gesell-
schaftliche Leben sowie die Wirtschaft erheblich ein-
schränken, die ganze Volkswirtschaft zusätzlich in die 
Knie. Die Zwangsmaßnahmen sind unverhältnismäßig, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Meine Fraktion stimmt gegen die Feststellung einer 

Notsituation nach Artikel 115 Grundgesetz aufgrund 
einer vermeintlich epidemischen Lage und damit gegen 
die Aussetzung der Schuldenbremse. Damit werden näm-
lich bei Ausgaben und Verschuldung alle Schleusen 
geöffnet, als ob es kein Morgen gäbe.

(Beifall bei der AfD)
Der Bundesrechnungshof hat recht mit seiner Kritik, 

dass die „unzureichende Tragfähigkeit der Bundesfinan-
zen schonungslos“ zutage tritt. Die immense Neuver-
schuldung des Bundes von insgesamt 400 Milliarden 
Euro im laufenden und im nächsten Jahr bürdet den Bür-
gern große Lasten auf, die unsere Kinder noch werden 
abtragen müssen.

(Timon Gremmels [SPD]: Nichtstun ist teurer!)

1) Ergebnis Seite 24859 C 
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Steuererhöhungen werden die zwangsläufige Folge 
davon sein. Staatlich geförderte Insolvenzverschleppung 
und die auf Pump finanzierten Konjunkturprogramme 
und die Übernahmen von Unternehmen durch den Bund 
können langfristig keine Lösung sein, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)

Zu den teuren Beschlüssen vor Corona, insbesondere 
dem Kohleausstieg, kommen jetzt die teuren Hilfsmaß-
nahmen wegen des Lockdowns hinzu. Die horrende Neu-
verschuldung des Staates wird durch die Negativzinspo-
litik und den Ankauf von Staatsanleihen durch die 
Zentralbank ermöglicht. Geldschöpfung ersetzt aber kei-
ne Wertschöpfung, meine Damen und Herren. Gerade 
jetzt in der Krise wäre es wichtig, die Wirtschaft nicht 
noch zusätzlich unter Druck zu setzen. Doch das Gegen-
teil passiert. Die Bundesregierung hält an der groß ange-
legten Transformation der Wirtschaft fest.

(Timon Gremmels [SPD]: Das ist doch richtig 
so!)

Deutschland hat aufgrund der Energiewende schon jetzt 
die höchsten Strompreise in Europa. Daran werden auch 
die 10 Milliarden Euro des Bundes zur Verhinderung des 
Anstiegs der EEG-Umlage und eine weitere Milliarde 
Euro für die stromintensive Industrie nichts ändern.

Das Abschalten der Kern- und Kohlekraftwerke ver-
nichtet Volksvermögen in gigantischem Ausmaß. Für 
Entschädigungen an die Kraftwerksbetreiber kommt 
selbstverständlich der Steuerzahler auf. Die Abschaltung 
des erst vor fünf Jahren in Betrieb genommenen moder-
nen Kohlekraftwerks in Hamburg-Moorburg zum Ende 
dieses Jahres ist doch ein Irrsinn, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD)

Jetzt wäre es richtig, die Laufzeiten der noch laufenden 
Kernkraftwerke über das Jahr 2022 hinaus zu verlängern

(Timon Gremmels [SPD]: Nie im Leben!)

und den Kohleausstieg zu stoppen oder zumindest ein 
Moratorium einzuführen. Die Versorgungssicherheit ist 
gefährdet. Wie die Bundesregierung den Ausstieg aus 
der Kernenergie, den Ausstieg aus der Kohleverstromung 
und gleichzeitig die Umstellung des gesamten Verkehrs 
auf strombetriebene Fahrzeuge bewerkstelligen will, ist 
bis heute nicht einmal annähernd überzeugend geklärt.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels [SPD]: 
Die AfD ist für die Vergangenheit!)

Nachdem in der Stromversorgung schon Planwirt-
schaft herrscht, wird auch in der Automobilindustrie die 
Markwirtschaft abgeschafft.

(Marianne Schieder [SPD]: Die Märchen wer-
den immer schlimmer!)

Statt horrender Subventionen von bis zu 6 000 Euro staat-
licher Prämie pro Elektroauto, statt technisch nicht erfüll-
barer Grenzwerte und anderer Reglementierung sollte 
eine Technologieoffenheit herrschen und der Markt wie-
der wirken können.

(Marianne Schieder [SPD]: Offenheit? Sie 
wissen doch gar nicht, was das ist!)

Planwirtschaft ging noch nie gut, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD)

Herr Bundesminister, stoppen Sie außerdem die EU- 
Kommissionpräsidentin Ursula von der Leyen, damit sie 
nicht nach der Bundeswehr auch noch die deutsche Auto-
mobilindustrie zerstört.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Oje!)

Die von ihr forcierte Abgasnorm Euro 7 würde das Aus 
für den Verbrennungsmotor ab 2025 bedeuten; dies wür-
de 100 000 Arbeitsplätze vernichten. Ich appelliere an die 
Bundesregierung: Hören Sie auf, Experimente zu wagen!

(Marianne Schieder [SPD]: Hören Sie auf, 
solche Unsicherheiten zu verbreiten!)

Kehren Sie zurück zu Vernunft und Augenmaß in der 
Industrie- und Energiepolitik sowie bei den Coronamaß-
nahmen!

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Andreas Mattfeldt, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Andreas Mattfeldt (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Bevor wir in die Feinheiten des 
diesjährigen Haushaltes einsteigen, möchte ich mich als 
Hauptberichterstatter für den Einzelplan des Wirtschafts-
ministeriums und des Energie- und Klimafonds ganz 
herzlich bei Ihnen, Herr Minister Altmaier, bei Ihrer 
Staatssekretärin Claudia Dörr-Voß und natürlich dem 
gesamten Haushaltsreferat mit Stephanie Wilpert an der 
Spitze für eine außergewöhnlich gute Zusammenarbeit 
bedanken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Thomas Jurk [SPD])

Mein Dank gilt aber ganz besonders auch meinen Mit-
berichterstattern über alle Fraktionsgrenzen hinweg, mit 
denen ich über viele Wochen in intensiven Beratungen 
diesen Haushalt aufgestellt habe. Ich bedauere bereits 
heute, dass mein langjähriger Freund Thomas Jurk, dass 
Anja Hajduk und dass Heidrun Bluhm-Förster, weil sie 
für den kommenden Bundestag nicht kandidieren wollen, 
naturgemäß dieser besonderen Berichterstatterrunde 
nicht wieder angehören können. Euch dreien ganz beson-
ders meine Anerkennung für die hervorragende fachliche 
Zusammenarbeit. Aber – ich darf das sagen – auch das 
Menschliche kam bei uns nicht zu kurz. Herzlichen Dank 
für eure Arbeit!
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(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Meine Damen und Herren, diese Haushaltsberatun-
gen – das darf ich nach zwölf Haushaltsaufstellungen 
sagen – hatten es mehr als in sich und zählten für mich 
zu den schwersten in den vergangenen Legislaturperio-
den. Die Herausforderung, die Gesamtsumme des Einzel-
planes in Höhe von 10,4 Milliarden Euro zielführend und 
immer mit Blick auf die Krisenbewältigung dieser Tage 
aufzustellen, war enorm, dies auch vor dem Hintergrund, 
Herr Altmaier, dass die im Einzelplan 60 etatisierten 
Coronawirtschaftshilfen ebenfalls durch Ihr Haus bear-
beitet werden müssen. Das ist in diesem Jahr eine extre-
me Besonderheit, und – ich darf das, glaube ich, für alle 
sagen – das brauchen wir weiß Gott nicht jedes Jahr.

Meine Damen und Herren, es galt und es gilt, die 
Bewältigung der durch die Coronamaßnahmen eingetre-
tenen wirtschaftlichen Verwerfungen abzufedern. Das 
war und ist – das spüren wir in diesen Tagen doch alle 
jeden Tag – alles andere als einfach. Ich möchte aber 
betonen, dass diese Regierungskoalition, vielfach – und 
das erkenne ich ohne Wenn und Aber an – auch mit Teilen 
der Opposition, alles erdenklich Mögliche gemacht hat, 
um diese Krise für die Menschen in unserem Land, so gut 
es geht, zu bewältigen.

Dass dabei auch Fehler passieren, ich glaube, das ist 
uns allen auch klar. Doch ein Zögern oder ein Nichthan-
deln der Politik hätte zu brutalsten Verwerfungen im wirt-
schaftlichen Leben und infolgedessen auch im sozialen 
Miteinander in unserer Gesellschaft geführt. Ich bin 
dankbar, dass eine ganz große Mehrheit in diesem Haus 
bei sonst unterschiedlichen Auffassungen dies ähnlich 
sieht wie ich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Meine Damen und Herren, auf keinen Fall dürfen wir 
aber wegen Corona die wichtigen Ziele der vergangenen 
Jahre wie die Energiewende, die Digitalisierung, die 
Start-up-Förderung, Wasserstofftechnologien, Elektro-
mobilität oder auch die Transformation von Schlüsselin-
dustrien aus dem Auge verlieren. Nur wenn es uns 
gelingt, dass unsere Volkswirtschaft bei diesen Technolo-
gien weiterhin weltweit führend mitspielt, werden wir 
unseren Wohlstand und unsere soziale Sicherung in uns 
bekannter Weise aufrechterhalten können. Dieser Haus-
halt – darauf bin ich stolz – hat diese Ziele in keiner Weise 
aus dem Auge verloren, und er trägt diesen Zielen Rech-
nung.

Für die Energiewende und damit die Einhaltung der 
ehrgeizig gesteckten Klimaziele haben wir zahlreiche 
Haushaltstitel in diesem Einzelplan bereitgestellt. Hinzu 
kommt aber auch der Energie- und Klimafonds mit einem 
mittlerweile aufgelaufenen Ausgabenvolumen von 
26,5 Milliarden Euro. Der Energie- und Klimafonds – 
das wissen wir – wird von mehreren Ministerien bewirt-
schaftet. Allerdings kommt Ihrem Haus, Herr Minister 
Altmaier, hier die Hauptverantwortung zu; denn 85 Pro-
zent des gesamten EKF-Volumens werden bei Ihnen 
bearbeitet. Diese Mittel, Herr Minister, stellen eine 

erhebliche Plafonderhöhung für die Aufgaben Ihres Hau-
ses dar. Ich hätte – das darf ich sagen – nichts dagegen, 
wenn auch die aufgelaufenen Reste in diesem Kapitel 
zügiger als in den vergangenen Jahren abgearbeitet wer-
den.

Meine Damen und Herren, wir haben als Parlamenta-
rier zahlreiche Veränderungen am Haushalt vorgenom-
men, die ich leider zeitlich nicht alle nennen kann. Aber 
zum Beispiel wurde von uns das Zentrale Innovations-
programm Mittelstand um 77 Millionen Euro auf 
636 Millionen Euro erhöht. Wir haben 200 Millionen 
Euro mehr für die Luft- und Raumfahrt bereitgestellt, 
wir werden den Bau von LNG-Bunkerschiffen in unseren 
Häfen mit 136 Millionen Euro massiv unterstützen, und 
wir haben die Mittel für die Deutsche Zentrale für Tou-
rismus und auch für unsere Auslandshandelskammern 
erheblich erhöht.

Gerade mit dem letzten Titel wollen wir nach dem 
Ende der Pandemie den Mittelstand beim Export massiv 
unterstützen, damit wir hier wieder durchstarten können. 
Darüber hinaus bauen wir mit 334 Millionen Euro eine 
solide Pandemievorsorge auf, die dann Material und Tes-
tausstattungen sichert. Ich meine, das kann sich mehr als 
sehen lassen.

Auch der Titel des Ostbeauftragten hat erneut mehr 
Geld bekommen. Ich meine, gerade auf unsere Leistung 
beim Aufbau Ost können alle Menschen in unserem Land 
mehr als stolz sein. Übrigens sprechen wir seit dem ver-
gangenen Jahr – ein Stück weit auf meine Anregung hin – 
nicht mehr über reine Osttitel, wir sprechen nicht mehr 
über eine reine Ostbindung im Haushalt, sondern wir 
fördern heute strukturschwache Gebiete in Ost-, West-, 
Nord- und Süddeutschland; denn es gehört zur Wahrheit 
dazu – das ist ja das Glück –, dass sich zahlreiche Regio-
nen im Osten unserer Republik fantastisch entwickelt 
haben.

Leider gehört zur Wahrheit aber auch dazu, dass heute 
in anderen Teilen unseres Landes Regionen eine beson-
dere Aufmerksamkeit verdienen, die wir bislang hier 
vielleicht ein Stück weit vernachlässigt haben. Deshalb 
darf man sicherlich die Frage stellen, ob es nicht klüger 
ist, anstelle eines reinen Ostbeauftragten heute einen 
Beauftragten für strukturschwache Regionen zu benen-
nen. Ich stelle das nach 30 Jahren deutscher Einheit gerne 
einmal zur Diskussion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, nach der Verabschiedung 

dieses Haushaltes haben wir und natürlich vor allen Din-
gen das Ministerium, Herr Altmaier, weiterhin viel zu 
tun; wir haben aber auch viel umzusetzen. Lassen Sie 
uns über die unterschiedlichen Lösungen für die Proble-
me unseres Landes – ich schaue einfach mal auch auf die 
rechte Seite des Hauses – lautstark, aber mit Würde und 
Anstand streiten. Das haben wir in Deutschland, auch 
unter ganz unterschiedlichen Mehrheitskonstellationen, 
eigentlich immer ganz gut hinbekommen.

Ich sage auch ganz deutlich: Eine derartige, einmalige 
Verschuldung wie in diesem Jahr ist nur möglich gewe-
sen, weil wir in den vergangenen Jahren – übrigens, Otto 
Fricke, ihr wart seit 2009 auch dabei – sehr verantwort-
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lich Haushaltspolitik betrieben haben. Das bedeutet aber 
auch, dass wir im kommenden Jahr nach der Bewältigung 
der Coronakrise wieder zur bewährten, zur ausgegliche-
nen Haushaltspolitik zurückkehren müssen, und auf die 
zukünftigen Haushälter wird es dann, in welch einer 
Regierungskoalition auch immer, mehr denn je ankom-
men.

Bereits heute ist es kein Geheimnis, dass wir zahlrei-
che Wünsche der Menschen in unserem Land, der Fach-
politiker auch hier aus dem Plenum, der Verbände, seien 
sie auch noch so nachvollziehbar, nicht mehr wie in den 
vergangenen Jahren werden erfüllen können. Vermut-
lich – einige hören das in diesem Hause nicht so gerne – 
werden wir sogar Einsparungen vornehmen müssen.

Meine Damen und Herren, keine Frage, dieser Haus-
halt ist ein besonderer Haushalt, und er hat es in sich. Er 
ist aber gerade mit Blick auf die Zukunft aufgestellt wor-
den. Er ist noch verantwortbar, und er verdient unsere 
Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Mattfeldt. – Der nächste Redner 

für die Fraktion der FDP ist der Kollege Karsten Klein.

(Beifall bei der FDP)

Karsten Klein (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Bundeswirtschaftsminister 
Altmaier! Ich will mich zunächst natürlich dem Dank von 
unserem Hauptberichterstatter, Andreas Mattfeldt, 
anschließen. Aber diese Haushaltsberatungen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, haben auch wieder gezeigt: Die 
Wirksamkeit von Wirtschaftspolitik bestimmt sich in der 
Krise nach Schnelligkeit, Verlässlichkeit und Treffsicher-
heit. Und wenn diese Krise noch mal eins gezeigt hat, 
dann ist es, dass staatliches Handeln in allererster Hin-
sicht nicht schnell ist. Das Konjunkturprogramm dieser 
Bundesregierung – vor einem halben Jahr beschlossen, 
mit einem Volumen von 61 Milliarden Euro, über 60 Maß-
nahmen – ist in großen Teilen bisher nicht wirksam.

Herr Minister, der Einzelplan Ihres Hauses ist ein her-
vorragendes Beispiel dafür. Die Zukunftsprogramme für 
die Automobilindustrie und die Luftfahrt: 600 Millionen 
Euro stehen dafür in Ihrem Einzelplan; kein einziger Euro 
wird in diesem Jahr aus diesem Programm verausgabt. 
Der Blick in die Zukunft kann uns auch nicht optimisti-
scher machen. Das Luftfahrtprogramm ist bisher weder 
von der EU genehmigt noch notifiziert. Welche Mittel 
sollen denn dann nächstes Jahr abfließen? Deshalb, 
Herr Minister, möchte ich für uns noch mal festhalten: 
Wenn ein Dreivierteljahr nach Krisenbeginn viele Maß-
nahmen der Bundesregierung nicht wirksam sind, dann 
ist das das Gegenteil von schneller Krisenpolitik.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Schnell werden wir in dieser Krise sein, wenn wir auf 
die Menschen in diesem Land setzen. Und die Menschen 
werden schnell handeln, wenn sie Handlungsspielräume 
und Zuversicht haben. Den Unternehmerinnen und 
Unternehmern eröffnen wir Handlungsspielräume, wenn 
wir sie mit Liquidität ausstatten oder ihnen Liquidität 
belassen.

Dafür haben wir Freien Demokraten vor einem Drei-
vierteljahr ein hervorragendes und wirksames Instrument 
vorgeschlagen: die negative Gewinnsteuer. Die Verluste 
aus 2020 und 2021 werden mit den Gewinnen der Vor-
jahre verrechnet, um zu einer Steuererstattung im Heute 
und Jetzt zu kommen. Das ist schnelle und wirksame 
Krisenpolitik.

(Beifall bei der FDP)
Herr Minister, jetzt haben wir wahrgenommen, dass 

aus Teilen der Unionsfraktion und auch bei Ihnen Bewe-
gung ins Spiel gekommen ist, dass Sie sich auf unsere 
Vorschläge der negativen Gewinnsteuer zubewegen. 
Aber da gilt der alte Satz, liebe Kolleginnen und Kol-
legen: Wer die Lippen spitzt, der muss auch pfeifen. – 
Deshalb erwarte ich von der Union, dass sie diese Woche 
unserem Antrag auf Einführung einer negativen Gewinn-
steuer zustimmt.

(Beifall bei der FDP)
Die negative Gewinnsteuer wäre auch ein verlässliches 
Instrument, ein Ausdruck von Verlässlichkeit in dieser 
Krise; denn sie atmet mit der Krisenentwicklung mit: je 
höher die Verluste, umso höher die mögliche Rückzah-
lung von Steuern.

Es müssen aber auch die Politik und das Handeln der 
Bundesregierung in dieser Krise an Verlässlichkeit 
gemessen werden. Wie werden Entwicklungen in der 
Krise antizipiert, Herr Minister? Wird in Szenarien 
gedacht? Da sind wir beim Thema „zweite Welle“. Viele 
Wissenschaftler haben vor der Sommerpause Politiker-
innen und Politiker aller Couleur darauf hingewiesen, 
dass wir mit einer zweiten Krise im Herbst rechnen müs-
sen. Da ist es für uns Freie Demokraten unerklärlich und 
für die von Schließung Betroffenen schmerzlich, dass 
Sie, Herr Minister, in dem Moment, wo Sie den Men-
schen die Novemberhilfe versprechen, kein Konzept in 
der Schublade haben,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

dass die Antragsstellung erst Ende November möglich 
ist, dass die Auszahlung der Novemberhilfe zum Großteil 
erst im nächsten Jahr stattfinden wird. Das ist das Gegen-
teil von verlässlicher Krisenpolitik, meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Novemberhilfe ist auch ein Beispiel dafür, dass 
viele Maßnahmen der Bundesregierung nicht treffsicher 
sind. Das IW Köln hat vor einigen Tagen noch mal darauf 
hingewiesen: Ein Drittel der November- und Dezember-
hilfen sind nicht treffsicher, weil eine Überkompensation 
droht. Treffsicherheit ist aber ein wichtiges Merkmal in 
dieser Krise. Und gleichzeitig wird vielen mittelbar 
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Betroffenen im Einzelhandel überhaupt kein Zugang zu 
Hilfen eröffnet, weil die Überbrückungshilfen nicht grei-
fen. Da passt doch etwas nicht zusammen in Ihrer Krisen-
politik, Herr Minister.

An die Adresse der Sozialdemokraten möchte ich rich-
ten: Keine Frage, Ihre Vorschläge zur Vermögensteuer 
und zum Coronasoli treffen – sie treffen den deutschen 
Mittelstand in dieser Krisenzeit, wo wir von diesen Men-
schen erwarten, dass sie dieses Land wieder aufbauen. 
Und Sie wollen denen das Geld wegnehmen? Das ist 
doch grotesk und kein Beispiel von verlässlicher Krisen-
politik.

(Beifall bei der FDP)

Nicht treffsichere Maßnahmen tragen aber auch nicht 
zur wirtschaftlichen Erholung bei, sind nicht geeignet, 
Wachstumsimpulse zu setzen. Wir Freien Demokraten 
haben auch hier Vorschläge gemacht: Wachstumsimpulse 
und Hilfen mit mehr Volumen als von dieser Bundesre-
gierung vorgesehen. Deshalb wäre es wichtig, dass Sie 
unseren Vorschlägen zustimmen.

Herr Präsident, ich komme zum Schluss und möchte 
noch mal zusammenfassen. Für uns Freie Demokraten ist 
das magische Wort 2021 und 2022 „Wachstum“. Ihre 
Wirtschaftspolitik, Herr Minister, ist weder schnell noch 
verlässlich noch treffsicher. Deshalb möchte ich einen 
Appell an Sie richten: Die Soloselbstständigen und die 
Unternehmen fühlen sich von dieser Bundesregierung 
verlassen. Sie bangen um ihre Existenzen. Hilfen dürfen 
nicht nur versprochen werden, sie müssen auch ausge-
zahlt werden. Wirtschaftspolitik darf nicht abwarten, sie 
muss zupacken. Deshalb, Herr Minister, möchte ich Sie 
auffordern: Nehmen Sie sich unserer Vorschläge an! Set-
zen Sie sie um! Stimmen Sie den Freien Demokraten in 
dieser Woche zu – besser spät als nie.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Maske aufsetzen, bitte, Herr Kollege. – Jetzt hat das 

Wort für die Fraktion der SPD der Kollege Sören Bartol.

(Beifall bei der SPD)

Sören Bartol (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Gesellschaftlich 
und wirtschaftlich geht ein schweres Jahr zu Ende. 
Auch wenn in absehbarer Zeit Impfstoffe zugelassen wer-
den, sind wir doch von Normalität weit entfernt. Diese 
Pandemie trifft uns nicht nur menschlich, sondern auch 
wirtschaftlich. Unsere Wirtschaft hat sich immer wieder 
als krisenfest bewährt. Aber wir müssen uns darauf ein-
stellen, dass diese Krise in den kommenden Jahren auch 
wirtschaftlich deutliche Spuren hinterlassen wird.

Unsere Aufgabe ist es also, auf der einen Seite Unter-
nehmen und Beschäftigten Sicherheit zu geben und auf 
der anderen Seite Zukunftsoptionen zu schaffen, Innova-
tionen anzustoßen und dadurch auch morgen und über-
morgen Wachstums- und Wettbewerbschancen zu ermög-

lichen. Wir wollen und wir können aus dieser Krise 
gestärkt hervorgehen, und genau dafür steht dieser Haus-
halt.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, in dieser außerge-
wöhnlichen Situation spielt der Staat gerade auch in der 
Wirtschaft eine omnipräsente Rolle. Aufgabe der komm-
enden Jahre wird sein, das wieder auf ein vernünftiges 
Maß zurückzufahren. In jedem Fall aber brauchen wir 
immer einen handlungsfähigen Staat, der Märkte gestal-
tet und Partner der Wirtschaft ist.

Darüber, dass in einigen Debatten der letzten Wochen 
anklang, wir sollten das staatliche Engagement schnell 
und am besten noch hinter das Niveau vor der Krise 
zurückfahren, Steuern senken und Regeln abbauen, 
kann ich nur den Kopf schütteln. Ja, wir brauchen eine 
neue Dynamik, aber wir brauchen sie mit Sicherheit nicht 
zugunsten einiger weniger. Dazu gehört im Übrigen auch, 
dass wir ehrlich sagen, wer am Ende die Kosten stemmen 
muss, nämlich wir alle.

Wir haben in den letzten Monaten viel getan, um 
Unternehmen und Selbstständigen über die Krise zu hel-
fen. Wir haben mit den Überbrückungshilfen, den 
November- und Dezemberhilfen erreicht, dass sich Wirt-
schaft, Kultur und Vereine stabilisieren und dass wir so 
Arbeitsplätze erhalten. Lieber Minister Altmaier, die 
Unternehmerinnen und Unternehmer warten jetzt auf 
ihr Geld. Ich würde schon um etwas mehr Tempo bei 
der Auszahlung bitten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

39,5 Milliarden Euro stehen 2021 für Überbrückungs- 
und Soforthilfe zur Verfügung. Die Staatsverschuldung 
steigt dadurch in zwei Jahren um insgesamt circa 400 Mil-
liarden Euro. Nach der Krise wird sich die Verschul-
dungsquote in Deutschland mit über 70 Prozent zwar 
noch in einem vertretbaren Rahmen bewegen, aber klar 
ist: Wir können es uns nicht leisten, für Spitzeneinkom-
men Steuern zu senken. Was wir brauchen, ist eine 
Steuersenkung für mittlere und kleine Einkommen. Star-
ke Schultern können mehr schultern. Es geht also am 
Ende auch um Gerechtigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ja, wir brauchen eine neue 
wirtschaftliche Dynamik. Aber die erreichen wir nicht 
durch die alten Rezepte des „Weniger-ist-Mehr“, sondern 
durch gezielte Investitionen und einen klaren staatlichen 
Mitgestaltungswillen. Deshalb erhöhen wir die Förde-
rung mittelständischer Unternehmen, investieren in Wei-
terbildung und Qualifizierung, in Forschung und Ent-
wicklung. Wir wollen, dass sich Klimapolitik und 
Digitalisierung für die deutschen Unternehmen und die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer rechnen.

Wir sehen, dass Länder mit einer leistungsfähigen 
Industrie besser durch die Krise kommen. Deshalb in-
vestieren wir massiv in den Strukturwandel und die 
Modernisierung unserer Wirtschaft. Wir können mit den 
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richtigen Investitionen nicht nur die globalen Herausfor-
derungen lösen helfen, sondern auch den Standort 
Deutschland nachhaltig stärken.

(Beifall bei der SPD)

Ein konkretes Beispiel ist die Automobilindustrie. Mit 
dem Konjunkturpaket und den zusätzlichen Mitteln im 
Haushalt 2021 stärken wir Herstellern und Zulieferern 
im Strukturwandel mit insgesamt mehr als 10 Milliarden 
Euro den Rücken. Insbesondere die beim letzten Auto-
gipfel vereinbarte Milliarde für den Zukunftsfonds Auto-
mobilindustrie und vor allen Dingen die regionalen 
Transformationsfonds sind gut angelegtes Geld.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Unsere Unternehmen sollen nach der Krise etwas in 
der Hand haben, womit sie international gut dastehen 
und sich nicht verstecken müssen. Dazu gehört auch der 
Aufbau der Wasserstoffwirtschaft. Das ist für eine nach-
haltige Stahl- und Chemieproduktion entscheidend. Bis 
2024 stellen wir dafür 6,8 Milliarden Euro bereit.

Voraussetzung für den Erfolg dieser Investition ist 
allerdings, dass wir die erneuerbaren Energien schneller 
und ambitionierter ausbauen.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen die Wirtschaft bei den Energiekosten entlas-
ten. Deshalb sind wir dafür, die EEG-Umlage schrittwei-
se abzuschaffen.

(Beifall bei der SPD)

Aber all das macht nur Sinn, wenn wir beim Ausbau der 
Erneuerbaren noch mal einen Gang hochschalten.

Sehr geehrte Damen und Herren, mit diesem Haushalt 
lösen wir den Anspruch ein, stabil durch die Krise zu 
kommen und zugleich das Fundament für eine nachhalti-
ge, ökologische und soziale Aspekte verbindende Wirt-
schaftspolitik zu legen. Mit diesem Haushalt helfen wir 
Tausenden Unternehmen und ihren Beschäftigten durch 
die Krise und investieren zugleich in unsere Zukunft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die Abgeordnete Heidrun Bluhm-Förster hat das Wort 

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidrun Bluhm-Förster (DIE LINKE):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Minister! Die wirtschaftliche Entwicklung erfüllt 
viele Menschen gegenwärtig mit Sorge, wobei sich die 
Befürchtungen aber ungleich verteilen. Die Regierung 
fürchtet die einbrechende Konjunktur, die Großkonzerne 
fürchten geschmälerte Renditen, kleine und mittelständi-
sche Betriebe rückläufige bis existenzbedrohende Auf-
tragslagen, und die arbeitende Bevölkerung fürchtet 
schlicht das Wegfallen von Arbeitsplätzen und Einkom-
men.

Wir haben in diesem Jahr schon zwei Nachtragshaus-
halte erlebt, die vor allem Abfederungsmaßnahmen auf 
Schuldenbasis beinhalten. Weitere werden wahrschein-
lich folgen müssen, wenn die Coronakrise weiter anhält. 
Spätestens jetzt wäre es aber an der Zeit, die Haushalts-
politik so auszurichten, dass mittel- und langfristig der 
notwendige sozialökologische Umbau der Gesellschaft 
in Angriff genommen wird.

(Beifall bei der LINKEN)
Es wäre auch Zeit zum Umdenken in der Frage, wie 

wir menschliches Leben im Verhältnis zu den sogenann-
ten Systembedürfnissen eines globalisierten Kapitalis-
mus bewerten. Es wäre auch an der Zeit, darüber nach-
zudenken, ob nicht ein Herunterschrauben des 
ökonomischen Harakiri-Wachstums für die Klimafrage 
von erholsamer Bedeutung wäre.

Meine Damen und Herren, ich habe mich in den letzten 
Monaten zuweilen gefragt, wie die Regierung die der-
zeitige finanzielle Situation in Zukunft abbilden bzw. 
strategisch bewältigen will. Dafür gibt es ja eigentlich 
nur drei Wege: Schuldenabbau durch Abbau von Sozial-
leistungen für die Bürgerinnen und Bürger, Inflation bei 
der Gemeinschaftswährung europaweit oder Schulden-
streichung durch Abschreiben. Wie Sie wissen, sind bei 
dem hohen Produktivitätsniveau in der Euro-Zone alle 
drei Wege gangbar. Es lässt sich aber aus meiner Sicht 
unschwer erkennen, welche der Möglichkeiten die rich-
tige wäre, nämlich die der Abschreibung.

Statt das Ganze aber mit einem strategischen Gesamt-
plan für die Wiederbelebung und Aufrechterhaltung wirt-
schaftspolitischer Kernbereiche zu verbinden oder nach-
haltige Entwicklungen großflächig zu fördern, rennt das 
Wirtschaftsministerium den Problemen hinterher. Dies 
wird auch mit diesem Etat noch mal deutlich.

Aber wen wundert es, nachdem auch Minister 
Altmaier noch Mitte Oktober davon ausging, dass es kei-
nen zweiten Lockdown geben wird, und er damals in der 
Haushaltsberatung ausdrückte, dass wir bereits glimpf-
lich aus der Krise gekommen wären. Genauso realitäts-
fremd sieht auch dieser Einzelplan 09 aus: Fortschreibun-
gen hier, Anpassungen da, keine Innovation und letztlich 
auch keine Ansätze für eine nachhaltige Wirtschafts-
steuerung. Das Merkwürdige ist, dass der gesamte Haus-
halt für 2021 so tut, als ob es Corona gar nicht gäbe.

Man hätte erwarten müssen, dass sich notwendige 
Umverteilungen jetzt schon in den Einzelplänen nieder-
schlagen. Aber das wollen Sie, meine Damen und Herren, 
offensichtlich in die nächste Regierung verschieben. Mei-
ne Großmutter hat immer gesagt: Was du heute kannst 
besorgen, das verschiebe nicht auf morgen. – Diesen 
Spruch kennt dieses Ministerium offensichtlich nicht.

(Beifall bei der LINKEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Missverhältnis 

im Etat für Wirtschaft und Energie ist vielfältig, und ich 
möchte drei kleine Punkte herausgreifen:

Erstens. Es ist für meine Fraktion völlig unverständ-
lich, warum bei Förderprojekten für die KMU nicht vor-
sorglich bedeutend mehr Mittel eingesetzt werden, um 
zukünftige Produktions- und Lieferengpässe frühzeitig 
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abzufangen, während den großen Energiekonzernen für 
den Ausstieg aus der Kohleverstromung Entschädigungs-
gelder in Milliardenhöhe gezahlt werden. Für 2020 und 
2021 sind das insgesamt 1,2 Milliarden Euro, die den 
Haushalt belasten. Dieses Geld brauchen wir woanders. 
Im Verhältnis zu Coronageschädigten in den Bereichen 
Soloselbstständige und Kleinbetriebe ist das nicht nur 
ungerecht, sondern auch wirtschaftspolitisch haltlos; 
denn für die Liquidität der Konzerne kann auch ohne 
Entschädigung auf einen soliden Kapitalstock zurückge-
griffen werden,

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Genau!)

während Selbstständige und KMU oft von der Hand in 
den Mund leben. Die Linke fordert, dass die Entschädi-
gungszahlungen gestoppt und die Mittel schneller in die 
Strukturförderung umgeleitet werden, zum Beispiel in 
ländliche Räume und in Industrieansiedlungen in den ost-
deutschen Bundesländern, zum Beispiel in der Lausitz.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens ist vonseiten der gesamtwirtschaftlichen 
Ertragslage aus ernsthaft zu überlegen, ob Deutschland 
weiterhin beträchtliche Summen in die Luft- und Raum-
fahrt investieren will, ohne dass wir hier in den letzten 
Jahren sichtbare Erfolge erzielt hätten. In der Luft- und 
Raumfahrttechnologie geben weiterhin Russland, die 
USA und nunmehr auch vermehrt China den Ton an, 
und diese vergrößern die Konkurrenzabstände zu den 
ESA-Unternehmungen immer weiter. Wir füttern fak-
tisch die staatsnahen Monopolisten auf Pump durch den 
Staat und sehen uns dann Ergebnissen gegenüber, die 
weit davon entfernt sind, irgendwie konkurrenzfähig 
zu sein. Wenn diese Staatsmonopolisten selbst von 
ihrer Leistung überzeugt wären, könnten sie auch Ban- 
ken überzeugen, um dafür eigene Kredite aufzunehmen, 
genau so wie das auch jeder kleine Unternehmer 
tun muss. Dieses Geld ist aus unserer Sicht falsch ange-
legt.

(Beifall bei der LINKEN)

Drittens. Es gibt mittlerweile auch eine Schieflage im 
Föderalismus. Wenn der Finanzbericht des BMF schon 
klarmacht, dass die Länder seit 2020 mehr Geld einneh-
men als der Bund, dann dürften die Länder – auch wenn 
sie im Föderalismus bestimmen, wo es langgeht – am 
Ende nicht das Geld vom Bund haben wollen.

Die Linke muss also feststellen, dass der Haushalt des 
Wirtschaftsministeriums für das Jahr 2021 all das, was 
wir als Linke fordern, nicht leistet. Deswegen wird unsere 
Fraktion diesem Haushalt nicht zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zurück 

zu Zusatzpunkt 1. Die Zeit für die namentliche Abstim-
mung über den Antrag der Fraktion der FDP ist jetzt 
gleich vorbei. Ich darf fragen: Ist noch ein Mitglied des 
Hauses anwesend, das seine Stimme noch nicht abgege-
ben hat? – Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Abstim-

mung und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis wird 
Ihnen später bekannt gegeben.1)

Die nächste Rednerin ist die Kollegin Anja Hajduk, 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Wenn wir über den Etat des Wirt-
schaftsministeriums reden, dann ist das normalerweise 
ein Etat von rund 10 Milliarden Euro. Dieses Jahr, im 
Jahr 2020, und auch im nächsten Jahr, in 2021, ist wegen 
der Coronapandemie fünfmal so viel geplant – nicht im 
Wirtschaftshaushalt selber, aber wenn wir die Wirt-
schaftshilfen dazunehmen. Deswegen hat die Wirt-
schaftspolitik in der Tat im Zentrum unserer jetzigen 
Haushaltsberatungen gestanden; denn die Wirtschaftshil-
fen im Zuge der Coronapandemie sind enorm groß und 
müssen es auch sein.

Herr Minister, ja, im November musste erneut schnell 
gehandelt werden. Ich spreche jetzt über die Wirtschafts-
hilfen. So kam es zu der Idee, 75 Prozent des Umsatzes zu 
erstatten. Das wollen Sie jetzt auch im Dezember so 
machen. Erst haben Sie und der Finanzminister gedacht, 
das kostet vielleicht ungefähr zweimal 7 Milliarden bis 
10 Milliarden Euro. Mittlerweile gehen auch Sie davon 
aus, dass das eher doppelt so viel sein wird.

Wir als Grüne sind mit vielen Ökonomen und auch mit 
vielen Kollegen hier im Hause der Auffassung, dass es 
klüger wäre, mindestens ab Januar, wenn nicht schon 
vorher, gegebenenfalls 100 Prozent der Betriebskosten 
zu erstatten, anstatt den Umsatz als Maßstab zu nehmen. 
Das wäre ein besserer und zielgerichteter Maßstab. Ich 
kann Sie nur auffordern: Machen Sie da endlich mit!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich will Ihnen auch sagen: Wir Grünen werden nicht 

aufhören, zusätzlich einen Unternehmerlohn für Solo-
selbstständige zu fordern,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

weil das eine sichere direkte Zusage ist. Es kann Ihnen 
doch nicht gleichgültig sein, dass trotz dieser bis zu 
50 Milliarden Euro pro Jahr, die wir wirklich bereit sind 
zu zahlen, unglaublich viele Leute diese Wirtschaftshil-
fen als Enttäuschung erleben.

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!)
Diese Enttäuschung muss eine Aufforderung sein, es end-
lich besser zu machen. Das sagen wir seit Wochen und 
nicht erst seit gestern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Insofern, Herr Minister, bin ich natürlich froh, dass Sie 
und, ich glaube, auch Frau Merkel und Herr Braun sich in 
diesen Tagen – ich glaube, seit gestern oder vorgestern – 

1) Ergebnis Seite 24859 C 
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endlich positiv über solch ein Betriebskostenmodell ge-
äußert haben. Herr Scholz ist da immer noch skeptisch. 
Das bedauere ich.

Eigentlich kann man sich nur noch fragen: Warum 
heißen die Novemberhilfen bei Ihnen eigentlich noch 
„Novemberhilfen“? – Wir wissen seit gestern: Sie werden 
frühestens jetzt, im Dezember, bearbeitet und sowieso 
erst im Januar ausgezahlt. Auch das müssen Sie sich 
mal vor Augen führen. Insofern kann ich nur sagen: 
Herr Altmaier, Sie können nicht zufrieden sein, wenn 
bei der hohen Betroffenheit, die Sie selber annehmen, 
erst 318 Millionen Euro als Abschläge ausgezahlt sind. 
Sie müssen sich da wirklich auf den Weg machen, und 
hören Sie da ruhig mal auf die Opposition!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Mein zweiter Punkt, Herr Minister, bezieht sich darauf, 
dass das Projekt eines nationalen Lieferkettengesetzes 
wegen Uneinigkeit in der Koalition auf Eis liegt. Wir 
hören, Herr Altmaier, dass Sie befürchten, dass es eine 
zu große Belastung für die Unternehmen sei. Ich möchte 
Ihnen dazu Folgendes sagen: Es geht bei dem Lieferket-
tengesetz nicht um die Einschränkung von gutem, wirt-
schaftlichem, unternehmerischem, verantwortlichem 
Handeln. Damit haben wir es jetzt als einem Folgeprob-
lem der Pandemie zu tun. Das Lieferkettengesetz hat eine 
ganz andere Zielsetzung: Es geht darum, dass sich in 
einer sozialen Marktwirtschaft Kundinnen und Kunden, 
Verbraucherinnen und Verbraucher und die Gesellschaft 
überhaupt darauf verlassen können, dass Profite nicht 
durch Kinderarbeit oder Ausbeutung erzeugt werden. 
Und das ist doch eigentlich eine Selbstverständlichkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Ich sage Ihnen: Wenn jetzt vor dem Hintergrund der 
Pandemie kein Lieferkettengesetz kommt, weil einige 
sagen: „Stopp! Keine Belastungen für die Wirtschaft!“, 
dann finde ich das verantwortungslos und auch kurzsich-
tig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Insofern bin ich froh, dass letzte Woche die EU-Staaten 
einen Ratsbeschluss gefasst haben. Es muss ein europä-
isches Sorgfaltspflichtengesetz geben, und da muss doch 
eigentlich Deutschland mit einem eigenen nationalen 
Vorschlag vorangehen und mitmachen. Ich finde, bei die-
sem globalen Großthema – das ist ja gerade auch für 
einen Wirtschaftsminister ein Großthema – sollten wir 
klug vorangehen. Das fordern mittlerweile auch viele 
Unternehmen, die nämlich befürchten, dass sie, wenn 
kein Lieferkettengesetz kommt, mit eigenen hohen und 
guten Maßstäben einen Wettbewerbsnachteil haben.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, zeigen Sie uns, wie es gehen kann. Lassen Sie 

sich an dieser Stelle auch mal von der Opposition inspi-
rieren.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Jetzt spricht der Minister. Das Wort hat der Bundesmi-

nister Peter Altmaier.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Altmaier, Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist in intensiven Verhandlungen, in vielen Nachts-
itzungen mit den Berichterstattern, den Mitgliedern des 
Haushaltsausschusses gelungen – das sage ich ganz aus-
drücklich und in vollem Bewusstsein dessen, was viele 
mittelständische Unternehmerinnen und Unternehmer, 
aber auch viele Beschäftigte an Sorgen um Arbeitsplätze, 
um die Zukunft ihres Unternehmens, um die eigene Zu-
kunft in diesen Tagen durchmachen –, einen Haushalt für 
das Bundeswirtschaftsministerium zustande zu bringen, 
der in schwerer Zeit durch gute Arbeit aller Beteiligten 
ermöglicht wurde.

Ich will mich bedanken, vorweg natürlich bei meinen 
Haushältern, bei Andreas Mattfeldt und bei Thomas Jurk, 
aber – ich habe gehört, dass einige ausscheiden werden – 
darüber hinaus auch bei allen anderen, bei Volker Münz, 
bei Karsten Klein, bei Heidrun Bluhm-Förster und auch 
bei Anja Hajduk. Wir haben in sehr sachlicher Art und 
Weise über diese Themen gesprochen, viel sachlicher, als 
manch emotionaler Beitrag es eigentlich durchscheinen 
lässt.

Und ja, es ging uns in den letzten acht Monaten darum, 
die Substanz unserer Volkswirtschaft und auch ein Stück 
unserer gewachsenen Identität – lokal, regional, bundes-
weit – zu erhalten. Es ging uns darum, dafür zu sorgen, 
dass die Pandemie nicht dazu führt, dass Millionen von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und Hunderttau-
sende von selbstständigen Unternehmerinnen und Unter-
nehmern von einem Tag auf den anderen vor dem Nichts 
stehen.

Ja, und wo gehandelt wird, werden auch Fehler 
gemacht. Selbstverständlich gibt es viele, die sich die 
Fragen stellen: Warum erfüllt mein Unternehmen diese 
Voraussetzungen nicht? Warum bekommen die Kollegen 
und die Mitbewerber rechts und links von mir Zugang zur 
Soforthilfe, zur Überbrückungshilfe, zur Novemberhilfe 
und ich nicht, weil eine Voraussetzung nicht erfüllt ist? – 
Aber wenn Sie es mit 3 Millionen Berechtigten, mit Mil-
lionen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu tun 
haben, können Sie eine absolute Einzelfallgerechtigkeit 
niemals garantieren. Trotzdem müssen Sie versuchen, 
jedem Einzelnen, so gut es geht, gerecht zu werden; das 
ist unsere Pflicht als Gesetzgeber, als Haushaltsgesetzge-
ber und auch als Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Lieber Herr Klein, Sie haben über die Novemberhilfen 
gesprochen. Ich will Ihnen eines sagen: Das ist etwas, 
was wir in 70 Jahren noch nie gemacht haben: dass wir 
Umsatzausfälle erstatten, und zwar wohlgemerkt so, dass 
der Bundesrechnungshof und auch andere keinen Grund 
haben, uns zu kritisieren. Wir haben über die Frage „Wie 
kriegen wir dieses Geld möglichst schnell zu den Betrof-
fenen?“ mit den Bundesländern und innerhalb der Bun-
desregierung diskutiert. Ich kann Ihnen sagen: Es gab 
keine einzige Institution in dieser Republik, die sich 
zugetraut hat, diese Gelder innerhalb von wenigen Tagen 
an den Mann und an die Frau zu bringen, einfach weil es 
nicht möglich war. Ihre Partei, lieber Kollege Klein, stellt 
doch drei Wirtschaftsminister in dieser Republik:

(Christian Dürr [FDP]: Genau die beklagen 
das!)

in Rheinland-Pfalz, in Nordrhein-Westfalen und in 
Schleswig-Holstein. Ich sage Ihnen: Auch diese Bundes-
länder sahen sich nicht imstande, diese Bundeshilfen zu 
administrieren und auszuzahlen, so wie es im Normalfall 
üblich ist.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Hört! Hört!)
Wir haben das übernommen, und zwar ohne irgendje-
mand zu kritisieren.

Wenn Sie dann sagen, liebe Frau Hajduk, manches 
hätte früher geschehen können und könnte schneller 
gehen, dann sagen Sie doch wenigstens dazu, dass wir 
seit dem 25. November rund 151 000 Anträge für die 
Novemberhilfe entgegengenommen haben – eine Hilfe, 
die wir Anfang November beschlossen haben, die mit den 
Ländern vereinbart werden musste, die in der Bundesre-
gierung koordiniert werden musste – und dass in rund 
118 000 Fällen – Ihre Zahl war nicht mehr aktuell – 
Abschlagszahlungen geleistet worden sind, in einer 
Größenordnung von bis zu 10 000 Euro pro betroffenem 
Unternehmen.

Ja, und ich weiß, wie schwer es die Soloselbstständi-
gen haben. Natürlich stehen viele vor dem Problem, dass 
ihnen Kostenerstattung allein nicht hilft. Und natürlich ist 
es so, dass bei allem, was wir gemacht haben, in den 
ersten Monaten wenig Konkretes möglich war, außer 
dem Verweis auf die Grundsicherung. Aber wir haben 
bei der Novemberhilfe immerhin rund 30 000 Anträge 
von Soloselbstständigen bekommen, und die sind prak-
tisch zu 95 Prozent mit Abschlagszahlungen bis zu 
5 000 Euro ausgezahlt worden. Ich finde: Wenn etwas 
gut läuft, dann kann man das auch mal zum Ausdruck 
bringen und sagen; denn das dient der Akzeptanz unserer 
politischen Arbeit, und zwar über alle Parteigrenzen hin-
weg.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist uns 

gelungen, in acht Monaten zu erreichen, dass die größte 
Wirtschaftskrise dieser Republik nach dem Krieg mit 
minus 9,8 Prozent Wirtschaftseinbruch im zweiten Quar-
tal im dritten Quartal zu einem erheblichen Teil wieder 
ausgeglichen worden ist. Wir hatten laut Statistischem 
Bundesamt im dritten Quartal ein Wachstum von 8,5 Pro-
zent gegenüber dem zweiten Quartal. Das ist das klassi-
sche „V“ der Ökonomen. Wenn man nicht verhindern 

kann, dass es runtergeht, muss man mithelfen, dass es 
schnell wieder nach oben geht, damit Arbeitsplätze gesi-
chert werden können. In den meisten Ländern um uns 
herum ist der Einbruch doppelt so stark und die Erholung 
nur halb so groß.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage aus 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?

Peter Altmaier, Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie:

Ja, gerne.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Minister, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen. – Sie sprachen gerade von einer Wirt-
schaftskrise, in der wir uns befinden. Diese Wirtschafts-
krise führt dazu, dass die Börsenstrompreise in den Keller 
gegangen sind. Das wissen Sie; Sie sind ja auch Energie-
minister.

Am 28. Oktober hatten wir hier eine Regierungsbefra-
gung. Vielleicht erinnern Sie sich an die Frage, die ich 
Ihnen damals gestellt habe. Ich habe Sie gefragt, was Sie 
mit den Pionierwindenergieanlagen vorhaben, die an den 
Standorten, an denen sie gerade stehen, nicht repowert 
werden können, also nicht durch größere Windenergiean-
lagen ersetzt werden können, was Sie für diese Wind-
energieanlagen tun, die aufgrund der aktuellen, und 
zwar coronabedingt, niedrigen Börsenstrompreise vor 
der Abschaltung stehen. Die Antwort, die Sie mir damals 
gegeben haben, ist im Protokoll nachzulesen. Sie spra-
chen davon, dass Sie mir zusagen würden, eine passge-
naue Lösung in Ihrem Hause zu erarbeiten. Vor Ende des 
Jahres würde diese in Kraft treten. – Jetzt haben wir schon 
fortgeschrittenen Dezember, und ich frage mich: Wo ist 
denn diese Lösung? Können Sie mir zusagen, Herr 
Minister, dass Sie uns am Dienstag im Wirtschafts- und 
Energieausschuss, wo wir auch über das Erneuerbare- 
Energien-Gesetz sprechen werden, allerspätestens eine 
passgenaue Lösung präsentieren werden, über die wir 
dann beraten können?

Und wenn das nicht der Fall sein sollte, wenn Sie mir 
das nicht zusagen können, sehen Sie es dann so wie ich, 
dass Sie persönlich und Ihr Haus dafür verantwortlich 
sind, wenn wir im nächsten Quartal in Deutschland we-
niger Windenergieanlagen am Netz haben als dieses 
Quartal?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Peter Altmaier, Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Liebe Kollegin, Sie haben jetzt fast so lange geredet, 
wie meine ganze Redezeit bemessen war.

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist doch schön für Sie!)

Ich will aber Ihre Frage gerne beantworten.
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Der Deutsche Bundestag wird in der nächsten Woche, 
so hoffe ich jedenfalls, über die Reform des EEG ent-
scheiden. Wir haben in einer Formulierungshilfe, die 
das Bundeskabinett beschlossen hat, auch das Problem 
der Einbrüche des Börsenstrompreises aufgrund der Co-
ronapandemie im ersten und zweiten Halbjahr 2020 und 
die damit verbundenen Auswirkungen angesprochen. Ich 
kann der Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers und 
des Bundesgesetzgebers nicht vorgreifen. Aber ich habe 
ein hohes Vertrauen in die Abgeordneten dieses Hauses, 
zu denen Sie ja auch gehören, dass eine solche Lösung, 
eine Minimallösung, für diejenigen, die aufgrund der 
Börsenstrompreise sich im Moment nicht erträglich refi-
nanzieren können, gefunden werden kann.

Im Übrigen stellt sich die Frage, wie man dauerhaft mit 
denen umgeht, die nicht repowert werden können. Da 
ziehen wir allerdings marktwirtschaftliche Lösungen 
vor. Es gibt marktwirtschaftliche Angebote, die dazu bei-
tragen können, dass diesen Windrädern noch ein langes 
Leben beschieden ist und sie viel für das Gelingen des 
Klimaschutzes in Deutschland erreichen können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden 

bei aller Konzentration auf das, was notwendig ist, um in 
dieser Krise zu helfen, um Schlimmeres zu vermeiden, 
um die Menschen, die betroffen sind, mit ihren Proble-
men nicht alleine zu lassen, die Zukunftsaufgaben nicht 
aus dem Blick verlieren. Deshalb werden wir dafür sor-
gen, dass die erneuerbaren Energien auch in Zukunft in 
großem Stile in Deutschland ausgebaut werden. Wir wer-
den dafür sorgen, dass wir unsere ehrgeizigen Klimazie-
le – Klimaneutralität bis spätestens 2050, der Green Deal 
der Europäischen Union – so umsetzen, dass es für das 
Klima, die Umwelt, aber auch für die Wirtschaft eine 
Perspektive für die Zukunft gibt.

Wir möchten nämlich unsere Klimaziele nicht dadurch 
erreichen, dass wir unsere Industrien, die CO2-intensiv 
sind, aus Deutschland vertreiben und anderswo in der 
Welt dann mit weniger Umweltauflagen mehr CO2 in 
die Atmosphäre gepustet wird. Wir möchten erreichen, 
dass wir den Klimaschutz einen guten Schritt voranbrin-
gen, dass wir unsere Klimaziele einhalten und dass wir 
trotzdem ein leistungsfähiges, ein wettbewerbsfähiges, 
erfolgreiches Land auch in wirtschaftlicher Hinsicht blei-
ben.

Gestatten Sie mir, als letzten Punkt das, was in den 
letzten Stunden auch in den Zeitungen zu lesen war, anzu-
sprechen. Es wird ab und an von verschiedenen Parteien 
in diesem Hause – ich spreche da keine bestimmte an – 
immer wieder über die Einführung neuer Steuern, über 
Steuererhöhungen und über was nicht alles diskutiert.

Ich habe mir das in den letzten Jahren mal angeschaut 
und habe festgestellt: Das hat selten in irgendwelchen 
Wahlen und Abstimmungen zu einem positiven Effekt 
geführt; denn die Wählerinnen und Wähler sind, wie ich 
glaube, einfach klüger. Ich bin überzeugt: In der 
schwersten Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit bedeutet 
das Thema Steuererhöhungen keine Erleichterung für die 
Staatsfinanzierung, sondern eine Erschwernis.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich bin überzeugt, dass wir den Menschen nicht nur mit 
Subventionen und mit Hilfsleistungen helfen müssen, 
sondern mit der Perspektive, dass sie ihre unternehmer-
ische Tätigkeit, wenn die Krise vorbei ist, fortsetzen kön-
nen und dafür auch belohnt werden, indem sie die Mög-
lichkeit haben, ihr Unternehmen zu entwickeln.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein allerletz-
ter Punkt. Wir haben bei den Zukunftsaufgaben wichtige 
Beschlüsse gefasst, um die Automobilindustrie – davon 
hängt auch die Stahlindustrie zum großen Teil ab – nach 
vorne zu bringen und die Krise zu überwinden. Wir wer-
den die Autozulieferer und die Automobilproduzenten 
nicht im Stich lassen.

Wir haben Großes erreicht beim Übergang zu Elektro-
mobilität. Wir behandeln dieses Thema technologieoffen 
und freuen uns doch über jedes Elektroauto, das neu 
zugelassen wird.

Wir werden erreichen, dass in Deutschland Stahl pro-
duziert werden kann, der das Klima nicht belastet, und 
wir werden erreichen können, dass die Chemieindustrie, 
mit der ich im engen Dialog bin, ihre CO2-Emissionen 
stark herunterfährt.

Das alles ist möglich, wenn wir eine starke Volkswirt-
schaft sind. Deshalb: Lassen Sie uns die ideologischen 
Grenzen sprengen und überwinden! Lassen Sie uns ge-
meinsam dafür sorgen, dass wir eines der erfolgreichsten 
Länder in wirtschaftlicher Hinsicht bleiben! Das kommt 
allen zugute.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Thomas Jurk [SPD])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zurück 

zu Zusatzpunkt 1 und gebe das von den Schriftführerin-
nen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der nament-
lichen Abstimmung über den Antrag der FDP-Fraktion 
zum Beschluss des Bundestages gemäß Artikel 115 
Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes bekannt: Abge-
geben wurden 648 Stimmen. Mit Ja haben gestimmt 74, 
mit Nein haben gestimmt 573, Enthaltungen 1. Der An-
trag hat damit die erforderliche Mehrheit von 355 Jastim-
men nicht erreicht.1)

Es ist jetzt noch offen die namentliche Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses 
zu dem Antrag der Koalitionsfraktionen, die ich im An-
schluss an die Beratungen zu Einzelplan 09 aufrufen 
werde.

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Steffen Kotré, 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

1) Korrektur des Ergebnisses der namentlichen Abstimmung 24859 C 
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Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Herr Bundesminister Altmaier, darf ich Sie beim 
Wort nehmen? Keine Steuererhöhungen mit Ihnen? Habe 
ich das so richtig verstanden? – Ja. Sehr schön, sehr gut. 
Das ist, glaube ich, auch der richtige Weg.

Noch mal zu der Bemerkung, dass sinkende Strom-
preise ein Problem wären. Das sind sie nicht. Es ist kein 
Problem, wenn die Börsenpreise sinken. Das ist nur dann 
ein Problem, wenn wir uns in einer Planwirtschaft befin-
den. Leider befinden wir uns in einer Planwirtschaft,

(Beifall bei der AfD)
und da mag das durchaus ein Problem sein, weil ja alles 
miteinander verknüpft ist. Dann muss man hier und dort 
daran drehen, statt den Markt einzusetzen und die Markt-
mechanismen wirken zu lassen. Wenn sich Preise für die 
Konsumenten verringern, dann ist das nur gut, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Das Unternehmen Tesla baut gerade in Brandenburg 

ein Werk, und es baut auf dem Werksgelände gleich 
auch noch die Stromversorgung mit auf. Es wird ein 
Erdgaskraftwerk dort miterrichtet. Warum? Weil sich 
dieses Unternehmen nicht mehr auf die deutsche Strom-
versorgung verlassen kann. Leider ist das so. Die Ener-
giewende zerstört hier gerade unsere gesicherte Strom-
versorgung, und das ist ein Armutszeugnis, meine 
Damen und Herren.

(Timon Gremmels [SPD]: Energiewende 
schafft Arbeitsplätze! Zukunftsfähige Arbeits-
plätze!)

Der Chef des Unternehmens Tesla, Herr Elon Musk, ist 
darüber hinaus ein Realist.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Ulli Nissen [SPD]: Haben Sie Muskel-
kater?)

– Musk, jawohl; entschuldigen Sie bitte. – Er hat sich für 
die zukunftsweisende Kernenergie ausgesprochen. Er 
macht in E-Mobilität, weiß aber ganz genau, dass 
Erneuerbare allein nicht reichen. Deshalb spricht er rich-
tigerweise davon, dass wir Kernenergie brauchen. Damit 
hat er natürlich recht, meine Damen und Herren. Energie 
trägt zu unserem Fortschritt bei.

Der Fortschritt in der Energiegewinnung liegt darin, 
den Flächenverbrauch bei der Energiegewinnung pro 
Energieeinheit zu verringern und den Erntefaktor ständig 
zu erhöhen. Das wird also die Intensität erhöhen. Das 
kriegen wir nur mit moderner Energiegewinnung hin, 
also nur mit Kernkraft, meine Damen und Herren. Die 
Folge dessen, dass wir immer bessere Energieerzeu-
gungssysteme haben, ist unter anderem auch, neben 
anderen Aspekten, dass die Energie auch in Ländern der 
Dritten Welt preiswert ist.

Wir schlagen leider gerade den anderen Weg ein: 
Unsere Energie wird immer teurer. Aber in Afrika zum 
Beispiel ist das ein Faktor für die Menschen. Nicht allein 
deshalb nimmt dort die Anzahl der Leute, die in extremer 

Armut leben, ab. Eben auch wegen preiswerter Energie, 
die diejenigen, die die Energiewende hier voranbringen 
wollen, ihnen vorenthalten wollen.

(Timon Gremmels [SPD]: Sagen Sie das mal 
den Menschen in Fukushima!)

Liebe Freunde,
(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: „Freunde“ 

lassen wir lieber!)
im Haushalt lesen wir ständig von der Subvention von E- 
Mobilität. Aber was bedeutet „die Subvention von E- 
Mobilität“? Das bedeutet: die Subvention von Konsum. 
Wenn jemand ein E-Auto fahren möchte, dann sei ihm 
das vergönnt. Aber wenn wir sein Kaufinteresse jetzt 
auch noch damit stützen, dass wir ihm Geld geben, 
dann widerspricht das der Marktwirtschaft, meine Damen 
und Herren.

Nein, wir sollten stattdessen Förderung fordern. Wir 
sollten stattdessen Subventionen in zukunftsfähige Ener-
giekonzepte fordern und unser Geld dort gut anlegen. Das 
kann nur die Kernenergie sein.

(Zuruf der Abg. Ulli Nissen [SPD])
Die Russen haben Schiffe mit Kernkraftwerken, die sie 
überallhin bringen können.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Da spricht 
wieder der Russenfreund!)

Die Chinesen haben die Kernfusion für zehn Sekunden 
hinbekommen. Wir werden technologisch leider abge-
hängt, und das spiegelt sich leider in diesem Haushalt 
wider: dass er nicht zukunftsweisend ist. Insofern müssen 
wir ihn leider ablehnen.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Steffen Kotré (AfD):
Unser Vorschlag ist, Deutschland zukunftsfest zu 

machen, technologiefest zu machen und auch wieder in 
die Kernenergie, in die Forschung zu investieren.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels [SPD]: 

Maske auf!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Maske aufsetzen, Herr Kollege. In der Hand halten 

hilft nicht.
(Ulli Nissen [SPD]: Hoffentlich wird das Pult 

wirklich geputzt nach dem AfD Redner!)
Der nächste Redner ist der Kollege Thomas Jurk, SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Thomas Jurk (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bundeswirt-
schaftsminister! Das Debattenthema ist der Einzelplan 09 
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des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie. 
Gleichwohl ist deutlich geworden: Es geht natürlich 
auch um die Wirtschaftshilfen, die wir coronabedingt 
zahlen müssen. Ich werde in meiner Rede darauf einge-
hen.

Mein geschätzter Kollege, Hauptberichterstatter und 
Freund Andreas Mattfeldt hat schon darauf hingewiesen, 
dass wir uns die Beratung nicht leicht gemacht haben. 
Wir haben gründlich diskutiert. Es gab verschiedene The-
men, die wir gemeinsam bewegt haben. Deshalb bedanke 
ich mich auch dafür, dass wir 60 Änderungsanträge ge-
meinsam gestellt haben, die diesen Haushalt verbessert 
haben. Ich will darauf kurz eingehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir nehmen 
mit diesem Haushalt Geld in die Hand für zukunftsfähige 
Arbeitsplätze, Innovation und auch den klassischen Mit-
telstand. Ich will mal sagen, wie zügig man handeln kann. 
So wurde die Umsetzung des Automobilgipfels vom 
17. November 2020 und der damit verbundene Zukunfts-
fonds Automobilindustrie umgehend im Haushalt veran-
kert. Allein hierfür stellen wir im nächsten Jahr 50 Millio-
nen Euro bereit, zusätzlich 950 Millionen Euro in Form 
von Verpflichtungsermächtigungen.

Was mir besonders wichtig ist, was auch demografisch 
wichtig ist, ist unser Mittelstand. Rund 24 Millionen Euro 
stellen wir zusätzlich bereit für die Programme zur beruf-
lichen Bildung im Handwerk. Gerade der Handwerks-
nachwuchs sollte uns in Coronazeiten am Herzen liegen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Andreas 
Mattfeldt [CDU/CSU])

Der Einzelplan 60 wird zum Teil auch bewirtschaftet 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 
Dort ist eine Vielzahl von Projekten verankert. Deshalb 
ist es richtig, dass jetzt auch das Bundeswirtschaftsminis-
terium von den Maßnahmen zur Förderung von Digitali-
sierung, künstlicher Intelligenz und Quanten- und Kom-
munikationstechnologie profitieren wird.

Ein wichtiges Thema bei den Beratungen war die Zu-
kunft des Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand, 
kurz: ZIM. Das Programm hat gerade dem Mittelstand 
immer viel geholfen. Es wurde in guten Zeiten manchmal 
weniger nachgefragt; aber gerade jetzt erkennen viele 
Unternehmen, wie wichtig es ist, in dieser Krise nach 
vorne zu denken, innovativ tätig zu werden. Deshalb ist 
es wichtig, dass wir den Ansatz für dieses Programm auf 
rund 620 Millionen Euro erhöht haben. Das ist ein klares 
Signal an den Mittelstand: Hier soll mehr getan werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was mich in diesem Zusammenhang außerdem sehr 
freut – Andreas Mattfeldt ist in seiner Rede darauf ein-
gegangen –, ist dabei die Rolle der strukturschwachen 
Räume. Wir haben festgelegt, dass rund 55 Prozent der 
Mittel – das deckt sich in etwa mit dem, was in der Ver-
gangenheit abgeflossen ist – in diese Regionen fließt. Ich 
denke, das ist auch ein Bekenntnis dazu, dass Investi-
tionsförderung in strukturschwachen Räumen diesen Re-
gionen besonders helfen soll.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Beim Investitionszuschussprogramm für den digitalen 
Mittelstand, auch bekannt unter dem Titel „Digital Jetzt“, 
stehen aus den Mitteln des Zukunftspaketes in den nächs-
ten vier Jahren jährlich zusätzlich 71 Millionen Euro zur 
Verfügung. Das heißt, zusätzlich zu den bereits vorhande-
nen 57 Millionen Euro können wir insgesamt 128 Millio-
nen Euro im nächsten Jahr ausgeben.

Darüber hinaus wurden die Ergebnisse der Kommis-
sion „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ mit dem Bun-
deswettbewerb „Zukunft Region“ umgesetzt. Hier geht es 
darum, dass die Regionen im Wettbewerb stehen und sich 
vergleichen können, sodass wir mit diesem Programm, 
das über Mittel in Höhe von 4,4 Millionen Euro verfügt, 
auch Strukturschwächen überwinden können.

Natürlich – jetzt rennt mir die Redezeit davon – ist es 
bei Corona manchmal so, dass man durch die tagesak-
tuellen Ereignisse gehetzt ist. Wir haben über die Wirt-
schaftshilfen lange diskutiert. Wir wissen auch, Herr 
Minister, Sie sind damit – mit den Überbrückungshilfen I 
bis III – nicht immer ganz zufrieden gewesen. Ich will 
dazu gar nicht weiter ausführen. Wichtig ist, dass es funk-
tioniert, dass die Gelder bei denen ankommen, die davon 
unmittelbar betroffen sind.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Michael 
Theurer [FDP])

Deshalb habe ich die klare Erwartung, dass uns das ge-
meinsam gelingen mag, weil es die Menschen verdient 
haben.

Last, but not least – das wollte ich mir eigentlich auf-
heben –: Wir haben auch in diesem Haushalt einen wich-
tigen Punkt, nämlich den Strukturwandel in den Kohle-
regionen, nicht vergessen. Es wird unter anderem weitere 
Ansiedlungen von Behördenarbeitsplätzen, beispielswei-
se in der Lausitz, geben. 260 neue Arbeitsplätze bei der 
BAFA und bei der Bundesnetzagentur sind ein deutliches 
Zeichen, dass wir es mit dem Strukturwandel ernst mei-
nen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Als Nächstes hat das Wort der Abgeordnete Michael 

Theurer, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Michael Theurer (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr verehrter Herr Bundeswirtschaftsminister Altmaier, 
Sie haben gebeten, dass wir von der FDP-Opposition Sie 
loben. Jetzt haben wir ja Adventszeit, und in der Advents-
zeit geht es auch darum, Wünsche zu erfüllen. Deshalb 
möchte ich an der Stelle sagen: Ja, wir loben Sie dafür, 
dass Sie sich jetzt auch, wie die FDP, die das in die 
Debatte eingebracht hat, für einen steuerlichen Verlust-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 197. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 8. Dezember 2020                              24840 

Thomas Jurk 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



rücktrag aussprechen. Das ist die beste Maßnahme, um 
dringend notwendige Liquidität in die Unternehmen zu 
pumpen.

(Beifall bei der FDP)
Herr Minister Altmaier, wir loben Sie dafür, dass Sie 

sich dafür ausgesprochen haben, den Soli komplett abzu-
schaffen; denn entgegen der Meinung einiger hier im 
Hause, auch Ihres Koalitionspartners, ist der Solidaritäts-
zuschlag ungerecht, er ist leistungsfeindlich, und er trifft, 
wenn er jetzt nicht komplett abgeschafft wird, insbeson-
dere 3 Millionen Personengesellschaften und Familien-
unternehmen, also den Mittelstand. Wir loben Sie dafür, 
dass Sie sich dafür aussprechen, Herr Minister.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, Herr Minister, wir loben Sie 
auch dafür, dass Sie sich für ein Belastungsmoratorium 
einsetzen und ausgesprochen haben. Wir als Freie Demo-
kraten haben 55 konkrete Entfesselungsmaßnahmen vor-
gelegt, die man einfach umsetzen könnte.

(Marianne Schieder [SPD]: „Entfesselungs-
maßnahmen“?)

Die CDU-Mittelstandsvereinigung – aber da möchte ich 
dem Kollegen Linnemann nicht vorgreifen – hat kritisch 
angemerkt, dass man 55 Verstöße gegen das Belastungs-
moratorium in der Bundesregierung vorzuweisen habe. 
Deshalb, meine Damen und Herren, sehr geehrter Herr 
Minister, wenn Sie Jubelstürme, Jubelchöre und Lobes-
hymnen erwarten, dann bekommen Sie die von der FDP 
erst dann, wenn Sie das, was Sie sagen, auch endlich 
machen.

(Beifall bei der FDP – Christian Dürr [FDP]: 
So ist es! Richtig!)

Mit dem Machen, da hapert es ja so ein bisschen. 
Nehmen wir mal die Novemberhilfen. Ich finde es an 
der Stelle dann doch schofel, wie Sie sich hierhinstellen. 
Denn es stehen Millionen von Unternehmerinnen und 
Unternehmern, Soloselbstständigen, Freelancern, die 
sich jetzt Monat für Monat durchgekämpft haben, mit 
dem Rücken zur Wand. Hier einfach so lapidar zu sagen: 
„Wir wollen etwas machen, aber das Geld kommt halt 
nicht an“, und die Verantwortung dann auf die Bundes-
länder zu schieben, da machen Sie es sich zu einfach.

(Beifall bei der FDP)
Denn die Bundesländer haben gefordert, die Abschlags-
zahlungen auf 500 000 Euro zu erhöhen; aber Sie als 
Bundesregierung machen es nicht. Die Bundesländer 
warten darauf, dass Sie endlich die Plattform program-
miert bekommen, sodass die Anträge digital abgearbeitet 
werden können. Herr Minister, das lassen wir Ihnen nicht 
durchgehen. Es ist verheerend, wenn die Hilfe erst 
ankommt, wenn die Unternehmen längst in der Insolvenz 
sind. Die Hilfe muss jetzt unbürokratisch fließen. Was Sie 
machen, ist zu spät, zu wenig und zu bürokratisch.

(Beifall bei der FDP)
Wir befürchten, dass breite Teile des Mittelstandes 

Gefahr laufen, hinweggefegt zu werden. Wir befürchten, 
dass nach den Infektionswellen die Insolvenzwellen dro-

hen. Gastronomie, Hotellerie, Veranstaltungswirtschaft, 
Kultur, sie alle sind in akuter Gefahr. Dauerhafter 
Schaden zeichnet sich hier ab.

Wenn Sie in der Debatte darauf verweisen, dass der 
Koalitionspartner SPD Sie daran gehindert hätte, erfolg-
reich zu werden, dann fordern wir Sie auf, das zu machen, 
was Sie selbst direkt in der Hand haben. Es gibt für alles 
und jedes einen Gipfel: einen Autogipfel, einen Zuliefe-
rergipfel. Aber einen großen Wirtschaftsgipfel, auf dem 
man über die notwendigen Maßnahmen spricht – den 
kann man auch digital abhalten –, den gibt es nicht. Vor 
allen Dingen gibt es im Bundeskanzleramt immer noch 
kein Wirtschaftskabinett. Es gibt ein Klimaschutzkabi-
nett, es gibt ein Coronakabinett, aber ein Wirtschaftska-
binett gibt es nicht. Deshalb verpuffen Ihre Vorschläge, 
die Sie als Bundeswirtschaftsminister machen, dann 
irgendwo im Bermudadreieck zwischen Ihnen, der Bun-
deskanzlerin und dem Bundesfinanzminister Scholz. Das 
muss endlich aufhören, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)
Sämtliche Vorschläge, die Deutschlands Zukunftsfähig-
keit helfen würden, gehen so verloren. Das ist fatal. Wirt-
schaft, Wohlstand, Arbeitsplätze sind der CDU/CSU 
egal. Die wollen nur die Kanzlerin stellen. Der SPD 
geht es offensichtlich vor allen Dingen darum, zu ver-
teilen.

(Timon Gremmels [SPD]: Der FDP geht es nur 
um sich selbst!)

Herr Scholz hat sich gestern bei „Hart aber fair“ wieder 
für die Vermögensteuer eingesetzt.

(Sören Bartol [SPD]: Gut so!)
Meine Damen und Herren, ich habe den Eindruck: Nie-
mand in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt 
den Bundeswirtschaftsminister bei seinen sinnvollen For-
derungen, vielleicht von Carsten Linnemann einmal 
abgesehen.

Wir sagen an der Stelle: Am Anfang war das Wort, aber 
dann folgt die Tat. – Deshalb: Sie müssen das, was Sie 
hier ankündigen, endlich auch umsetzen. Bei dieser kon-
kreten Hilfe für Mittelstand, Wirtschaft und Arbeitsplätze 
haben Sie die volle Unterstützung der Freien Demokra-
ten.

(Beifall bei der FDP – Timon Gremmels 
[SPD]: Ihr seid doch davongelaufen bei Jamai-
ka! – Ulli Nissen [SPD]: Geflüchtet! – Sören 
Bartol [SPD]: Ihr hättet doch regieren können! 
Schiss habt ihr gehabt! Schiss hattet ihr! Raus-
gelaufen seid ihr! – Gegenruf des Abg. 
Christian Dürr [FDP]: Ich erinnere mich gar 
nicht, dass ihr dabei wart! Komisch! – Gegen-
ruf des Abg. Sören Bartol [SPD]: Peinliche 
Pressemitteilungen habt ihr rausgegeben! – 
Gegenruf des Abg. Christian Dürr [FDP]: Ich 
erinnere nicht, dass ihr da wart! Verrückt! Da 
sitzen die Superexperten!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner ist für die Fraktion Die Linke der 

Abgeordnete Thomas Lutze.
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(Beifall bei der LINKEN)

Thomas Lutze (DIE LINKE):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Lieber Peter Altmaier, fangen wir mal ganz oben an, 
bei der Lufthansa: Über 8 Milliarden Euro hat der Bun-
destag bewilligt, um dieses Unternehmen zu retten, und 
das war auch richtig. Wir haben aber immer gefordert, 
dass die Rettung an die Verpflichtung gebunden sein 
muss, die Arbeitsplätze zu sichern.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Mehrheit des Bundestages hielt das für nicht notwen-
dig. Und nun? Rund 30 000 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter verlieren ihren Job, teilweise sogar durch 
betriebsbedingte Kündigungen, und das trotz staatlicher 
Rettung und Beteiligung des Bundes. Ihnen, Herr 
Altmaier, und Ihrer Regierung sind die Aktionäre wich-
tiger als die Beschäftigten. Das ist eine Schande.

(Beifall bei der LINKEN)

Zentrales Projekt Ihrer Wirtschaftspolitik ist die Ret-
tung von Unternehmen in der Coronakrise. Hier wird viel 
Geld in die Hand genommen, vor allem auch um kleine 
und mittlere Unternehmen zu retten. Auch hier stehen 
Hunderttausende Jobs und berufliche Existenzen auf 
dem Spiel. Und was läuft in Altmaiers Ministerium? 
Erst am 25. November konnten die Betroffenen die soge-
nannten Novemberhilfen beantragen, und das auch nur 
als Vorschussleistung. Die Software sei nicht fertig, so 
Altmaier damals. Ist das wirklich Ihr Ernst gewesen? In 
einem der am höchsten entwickelten Länder der Welt 
bekommt ein Schlüsselministerium die Software nicht 
zum Laufen. Das ist auch eine Schande.

(Beifall bei der LINKEN)

Und bitte sagen Sie nicht, Sie hätten nicht gewusst, was 
uns bevorsteht mit der zweiten Welle. Sie haben einfach 
den kompletten Sommer und den Frühherbst verschlafen, 
Herr Altmaier.

Noch kreativer ist aber Ihr Vorschlag, die Sonntags-
öffnungen im Einzelhandel auszuweiten: das würde den 
Ansturm der Kundinnen und Kunden entzerren und somit 
einen Beitrag zum Coronaschutz leisten. Haben Sie 
eigentlich eine Vorstellung, was das konkret bedeutet? 
Stellen Sie sich bitte mal vor: Eine Mutter von zwei 
Kindern muss mitten in der Adventszeit sonntags in Ihrer 
Heimatstadt Saarlouis beim Pieper zum Geschenkever-
kaufen hinter die Kasse. – Das ist nicht ansatzweise 
christlich, Herr Altmaier. Das ist auch eine Schande.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Gabriele Katzmarek [SPD])

Eine echte Strategie in der Debatte um die Zukunft der 
Arbeitsplätze in der Automobilindustrie fehlt Ihnen auch. 
Gerade bei uns im Saarland ist diese Branche nach dem 
Wegfall des Bergbaus die einzige industrielle Säule auf 
dem Arbeitsmarkt. Ich glaube nicht, dass dies allein die 
Frage des Pkw-Antriebs ist. Sie deklarieren den Elektro-
motor als das Zukunftsprojekt. Ich finde, ein Elektro- 
SUV mit über 2 Tonnen Gewicht ist reine Energiever-
schwendung.

(Beifall bei der LINKEN – Andreas Mattfeldt 
[CDU/CSU]: Ist eine gute Sache!)

Die Umstellung der Motorisierung auf Elektromobilität 
hat einen deutlichen höheren Energieverbrauch zur Fol-
ge. Können und wollen wir uns das leisten? Oder ist es 
nicht viel sinnvoller, öffentliche Mobilitätsprojekte stär-
ker zu fördern, und zwar flächendeckend und zu deutlich 
reduzierten Fahrpreisen?

Bleibt aber die Frage – und das ist die entscheidende 
Frage – nach den Jobs in der Automobilindustrie. Anstatt 
der Produktion von Automobilen hinterherzulaufen, die 
in der Regel so mobil sind, dass sie am Tag im 
Durchschnitt 23 Stunden stehen, brauchen wir industriel-
le Kerne mit neuen und innovativen Produkten. Doch da 
fehlt es in Ihrem Ministerium an jedweder Konzeption, 
weil Ihnen – und das ist die Ursache dafür – die Jobs egal 
sind. Hauptursache dafür ist, dass Ihnen der Profit und die 
Börsenwerte wichtiger sind als die Jobs. Auch das, finde 
ich, ist eine Schande.

Vielen Dank und herzlich Glück auf!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort die Abge-

ordnete Ingrid Nestle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Soeben sagten Sie, Kollege Mattfeldt, dieser 
Haushalt würde den energie- und klimapolitischen Zielen 
gerecht, weil im Energie- und Klimafonds ja eine ganze 
Menge Geld sei.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Durch und 
durch!)

- „Durch und durch“. Sie bestätigen es noch mal mit 
vollem Nachdruck. – Ja, in dem Energie- und Klimafonds 
ist eine ganze Menge Geld. Aber Geld ausgeben ist eben 
nicht alles.

Erstens. Es kommt darauf an, dass das Geld, das man 
als „für das Klima“ deklariert, natürlich auch tatsächlich 
dem Klimaschutz dient. Wir kennen das ja schon aus dem 
Konjunkturpaket, das angeblich auch sehr grün war. 
Wenn man genauer hinguckt, sieht man, dass da Sachen 
drin sind wie: Dem öffentlichen Personennahverkehr 
wird ein Teil der coronabedingten Verluste ersetzt. – 
Ein Teil! Der öffentliche Personennahverkehr steht hin-
terher schlechter da als vorher, und Sie deklarieren das 
als: Der Klimaschutz kommt voran. – Das finde ich sehr 
gewagt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber auch in dem von Ihnen eben benannten Energie- 
und Klimafonds sind viele Hundert Millionen Euro drin 
für die Strompreiskompensation der Industrie.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Was auch 
vernünftig ist!)
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Das ist okay; das kann man machen. Aber als Klima-
schutz bezeichnen kann man das, glaube ich, nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Es kommt eben nicht nur darauf an, dass das 
Geld, das man für den Klimaschutz deklariert, auch für 
den Klimaschutz ist, sondern es kommt auch darauf an, 
dass man die rechtlichen Rahmenbedingungen insgesamt 
so gestaltet, dass das Geld auch tatsächlich wirken kann. 
Aber das funktioniert leider an ganz vielen Stellen nicht. 
Ich nenne konkrete Beispiele:

Wir alle wollen das Thema Wasserstoff voranbringen. 
Es sind in diesem Haushalt – teilweise in diesem Haus-
halt, teilweise in anderen Haushalten verteilt – 9 Milliar-
den Euro für Wasserstoff vorgesehen. Das ist eine feine 
Sache. Diese 9 Milliarden Euro können aber nur eine 
Erfolgsgeschichte werden, wenn auch die Rahmenbedin-
gungen am Strommarkt stimmen. Da stricken Sie jetzt 
parallel an neuen Regeln für das Erneuerbare-Energien- 
Gesetz. Nicht nur, dass Sie zwei fast identische Regeln 
einbringen wollen – das ist das Gegenteil von Klarheit 
und von „einfach anzuwenden“ –, nein, Sie verweigern 
auch die entscheidende Weichenstellung, nämlich dafür 
zu sorgen, dass der Wasserstoff tatsächlich dann produ-
ziert wird, wenn der Strommix in Deutschland CO2-arm 
ist. Bei Ihnen kann dann, wenn Kohlestrom dominiert 
und ein großer CO2-Fußabdruck im Strombereich zu fin-
den ist, Wasserstoff hergestellt und subventioniert wer-
den, den Sie hinterher als grün deklarieren. Das ist eine 
Mogelpackung, und das ist eben gerade kein Klima-
schutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Richtig deutlich wird das, wenn man dann eben noch 
sieht, dass Sie den Ausbau der erneuerbaren Energien, 
der ja Grundlage dafür ist, dass es funktionieren kann 
mit dem grünen Wasserstoff, eben gerade nicht voran-
bringen, Herr Minister. Da muss ich meinem Kollegen, 
Herrn Theurer, wirklich zustimmen:

(Michael Theurer [FDP]: Ui, ui, ui!)

Eine stimmige Geschichte wird das nur, wenn Sie das, 
was Sie sagen, auch machen.

Sie haben gerade wieder gesagt: Ja, die Erneuerbaren 
werden zügig ausgebaut. – Sie haben das schon ganz oft 
gesagt, und Sie haben sich zu Klimaschutzzielen bekannt, 
die gesteigert werden sollen, die hochgesetzt werden 
müssen. Aber gerade jetzt arbeiten die Regierungsfraktio-
nen an dem Entwurf einer Novelle des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes, und Sie haben hier einen Entwurf einge-
bracht, der bedeutet, dass der Ausbau der erneuerbaren 
Energien zurückgeht, anstatt hochzugehen,

(Timon Gremmels [SPD]: Warten wir mal ab!)

der sogar trotz EEG noch zurückgeht.

Der Minister hat vorgeschlagen, 2022 und 2023 weni-
ger Erneuerbare zuzubauen als noch in 2021, und das ist 
schon weniger als das, was wir bis vor Kurzem hatten, 
nämlich bevor Sie Energieminister waren. Das ist das 
Gegenteil dessen, was Sie hier erzählen, und das bedeu-

tet, dass das Steuergeld, das Sie hier ausgeben, eben 
genau nicht die Wirkung entfalten kann, die es entfalten 
sollte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dabei wäre dieses Thema die Chance, etwas zusam-

menzubringen, was wir hier auch mehrmals gehört 
haben: Durch den Ausbau der erneuerbaren Energien 
werden die Börsenstrompreise und damit die Strompreise 
für die Industrie gesenkt, was Sie fördern, und der Klima-
schutz wird erreicht. Deshalb ist es so schade, dass Sie 
das hier an dieser Stelle nicht hinbekommen. Deswegen 
bitte ich Sie sehr: Achten Sie darauf, dass die Rahmen-
bedingungen für den Klimaschutz insgesamt stimmen, 
damit Sie nicht doppelt und dreimal so viel abreißen 
durch Fehleinstellungen im EEG, wie Sie hier mit Haus-
haltsmitteln mühsam aufbauen.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Als Nächstes erteile ich das Wort dem Kollegen 

Carsten Linnemann, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Minister! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! „Lockdown“, „Coronapande-
mie“ und „Novemberhilfen“ – das sind die Wörter des 
Jahres. Ich würde mich freuen, wenn im nächsten Jahr, 
wenn wir uns hier wiedertreffen, die Wörter des Jahres 
„Aufbruch“, „Neustart“ und „Entfesselung“ sind. Um das 
zu schaffen, müssen wir uns von den alten Strukturen 
verabschieden – wir dürfen sie nicht zementieren – und 
müssen wir Wachstumskräfte entfesseln.

Drei Punkte sind meines Erachtens für diesen Weg ent-
scheidend:

Erstens: die Hilfen. Sie müssen zielgerichtet sein. Wir 
brauchen uns nicht verstecken. Das, was wir hier im 
Deutschen Bundestag gemacht haben, ist beispiellos. 
Wir geben mehr Geld für die Wirtschaft, für die Unter-
nehmen, für die Beschäftigten aus als alle anderen euro-
päischen Länder zusammen.

Gleichzeitig muss man sagen: Das Kurzarbeitergeld ist 
ein Instrument, um das uns die Welt beneidet; das ist 
richtig. Die Soforthilfen waren richtig, die Überbrü-
ckungshilfen waren richtig, und jetzt kommen die 
Novemberhilfen und die Dezemberhilfen. Zur Wahrheit 
gehört auch – und darüber haben wir in unserer Fraktion 
gesprochen, sehr offen und ehrlich –, dass ein Staat diese 
Novemberhilfen und Dezemberhilfen nicht in den Januar, 
nicht in den Februar, nicht in den März überführen kann. 
Ein Staat kann nicht auf Dauer Umsätze zu 75 Prozent 
ausgleichen. Auch das ist die Wahrheit; auch das muss 
man aussprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der AfD)

Deswegen brauchen wir dieses Überbrückungshilfepro-
gramm.
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Dass das Überbrückungshilfeprogramm III so aussieht, 
wie es aussieht, haben wir vor allen Dingen dem Minister 
Peter Altmaier zu verdanken. Es sind signifikante Ände-
rungen. Wir gehen mit den Fixkosten viel großzügiger 
um als in der Vergangenheit, und es werden Stellschrau-
ben gedreht, die genau da ansetzen, wo wir die Probleme 
hatten.

Ich denke beispielsweise an das Thema Abschreibun-
gen: Wie viele Zuschriften haben wir bekommen, dass 
Abschreibungen so gesehen werden sollten wie Kosten? 
Ich denke beispielsweise an das Thema Modernisierungs-
investitionen, auch im Bereich Hygiene: Wie viele 
Zuschriften haben wir bekommen, dass man die Kosten 
auch anrechnen können sollte, damit es Zuschüsse gibt? 
Ich denke beispielsweise an den bekannten Deckel von 
höchstens 50 000 Euro Zuschüssen im Monat: Wie viele 
Hoteliers haben uns angerufen und gesagt: „Das ist zu 
wenig“? Ich denke beispielsweise an die Veranstalter. 
Wir hatten die Veranstalter hier in Berlin. Da haben wir 
gesagt: Die Mitarbeiterschwelle, die Schwelle von 
249 Mitarbeitern, muss weg, damit gerade größere Ver-
anstalter – es sind 30 bis 40 in Deutschland, die übrigens 
Zehntausende an Soloselbstständigen sozusagen mit 
beschäftigen – jetzt von diesem Programm mit erfasst 
werden. – Lieber Peter Altmaier, das ist auch dein Ver-
dienst. Vielen Dank für das neue Überbrückungshilfepro-
gramm III! Das ist genau der richtige Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Kollege Theurer hat recht – man muss es auch in 

so einer Debatte mal offen aussprechen –, auch Peter 
Altmaier hat in diesem Punkt recht, nämlich beim Thema 
„Verlustverrechnung, Verlustrücktrag“. Das hört sich 
sehr technisch an, ist aber eigentlich ganz einfach: Wir 
ermöglichen, dass die Firmen in Deutschland die Ver-
luste, die sie heute machen, mit den Gewinnen aus der 
Vergangenheit, nicht nur des letzten Jahres oder der letz-
ten zwei Jahre, sondern der letzten drei, fünf oder noch 
mehr Jahre, verrechnen können. Das ist genau der richti-
ge Schritt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der AfD)

Das betrifft genau die richtigen Unternehmen. Das 
betrifft genau die Unternehmen, die bereits vor der Krise 
erfolgreich waren und die wir unterstützen müssen.

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wann kommt das?)

– Peter Altmaier ist auch der Ansicht; mit dem Koali-
tionspartner müssen wir noch reden.

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ah!)

Wir sind ja guter Dinge. Der Kollege Sören Bartol lacht 
mich auch an und sieht das bestimmt genauso. Darüber 
müssen wir reden.

(Beifall bei der FDP)
Es ist wichtig, dass wir uns in diesem Punkt einigen.

Der zweite Punkt. Ja – auch das hat der Kollege 
Theurer angesprochen –, wir werden Insolvenzen sehen. 
In diesem Jahr sind weniger Insolvenzen aufgelaufen als 

im letzten Jahr, ohne Corona. Aber bitte lasst uns doch 
dafür kämpfen, dass wir jetzt das neue Restrukturierungs-
verfahren bekommen. Auch die Gläubiger müssen doch 
ein Interesse daran haben. Wenn es beispielweise um ein 
Einzelhandelsunternehmen in der Einkaufsstraße einer 
Stadt geht, dann müssen doch auch die Gläubiger, wenn 
sie etwa Eigentümer der entsprechenden Immobilie sind, 
ein Interesse daran haben, dass man sich an einen Tisch 
setzt und an einer Lösung arbeitet. Denn wenn es dieses 
Einzelhandelsgeschäft nicht mehr gibt, dann verödet 
irgendwann die Innenstadt, dann gibt es gar keine Läden 
mehr, und dann bekommt auch der Gläubiger, der Eigen-
tümer nichts. Deshalb plädiere ich dafür, dass wir das 
neue Restrukturierungsverfahren bekommen, bei dem 
man sich an einen Tisch setzt, ohne wirklich einzugreifen.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage aus der 

SPD-Fraktion?

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Ja gerne. Obwohl: Meine Zeit ist jetzt schon über-

schritten, Herr Präsident.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Das ist Glück für Sie.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Das ist Glück für mich. Okay, herzlichen Dank.

(Zuruf: Habt ihr das abgesprochen? – Anja 
Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber 
jetzt bitte zum Verlustrücktrag!)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Herr Kollege, vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage 

gestatten. – Sie haben ja gerade Herrn Olaf Altmaier – 
Verzeihung! –, Herrn Minister Altmaier für seine Wirt-
schaftspolitik und die Überbrückungshilfen und dafür 
gelobt, dass er was für die Wirtschaft tut. Deshalb meine 
Frage: Was tut die Union, was tun die Wirtschaftspoli-
tiker der Union und was tut Herr Altmaier für die Stahl-
industrie?

(Ulli Nissen [SPD]: Gute Frage!)

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Die Stahlindustrie ist in einem extremen Transforma-

tionsprozess, gerade wenn ich an das Thema Energie den-
ke. Wir werden im Bereich Wasserstoff – um nur einen 
Bereich zu nennen – alles dafür tun, dass auch die Stahl-
industrie in Deutschland unterstützt wird, dass sie die 
Transformation in das neue Energiezeitalter schafft.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dieses Land muss und soll klimaneutral arbeiten; auch 
die Gesellschaft muss so aufgestellt sein. Dafür braucht 
die Wirtschaft Unterstützung. Genau dafür sorgt Peter 
Altmaier, und das ist auch richtig so.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gute Antwort!)

– Vielen Dank. – Jetzt habe ich noch eine halbe Minute.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Absolut.

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Die Zwischenfrage war aber nicht 

abgesprochen.
Der dritte und letzte Punkt ist, dass wir die Steine aus 

dem Weg räumen müssen. Wir brauchen Entfesselung. 
All das, was die Kolleginnen und Kollegen gesagt haben, 
ist völlig richtig. Wir brauchen Risikokapital, wir müssen 
die Gründer unterstützen, damit sie sich nicht mit Auf-
lagen und Vorschriften beschäftigen, sondern mit ihrem 
Geschäftsmodell, und vieles mehr. Ich möchte eigent-
lich – und das ist mein Wunsch –, dass unternehmerischer 
Erfolg in Deutschland nicht damit zusammenhängt, ob 
man Internet hat, ob man die Genehmigung einer Behör-
de bekommt – oder welche Bürokratie auch immer –,

(Marianne Schieder [SPD]: Man kann doch 
Genehmigungen nicht als Bürokratie bezeich-
nen! Den Rechtsstaat braucht es schon noch!)

sondern dass unternehmerischer Erfolg in Deutschland 
damit zusammenhängt, ob man eine zündende Idee hat, 
ob man Mut und Risikobereitschaft hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das sind meines Erachtens die Zutaten, die es für einen 
erfolgreichen Weg, für eine Langfriststrategie braucht – 
Zutaten für Neustart und Aufbruch.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Sören Bartol [SPD]: Aber eine Genehmigung 
ist Rechtsstaat! – Gegenruf der Abg. Marianne 
Schieder [SPD]: Den brauchen wir schon 
noch!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Abgeordnete Leif-Erik Holm hat das Wort für die 

Fraktion der AfD.
(Beifall bei der AfD)

Leif-Erik Holm (AfD):
Sehr geehrte Bürger! Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Lieber Kollege Linnemann, das waren her-
vorragende Punkte, die Sie hier angebracht haben. Aber 
ich möchte an eines erinnern: Sie stellen als tragende 
Fraktion diese Regierung. Setzen Sie es endlich um! 
Genau das, was Sie gesagt haben, brauchen wir; aber 
diese Bundesregierung liefert nicht.

(Beifall bei der AfD)
Unsere Wirtschaft ächzt unter dem neuen Lockdown, 

der sich „Lockdown light“ nennt. Es gibt ja mittlerweile 
sogar schon Stimmen, die sich dafür aussprechen, das 
Ganze zu verschärfen – sie kommen vorwiegend von 

südlich des Weißwurstäquators –, und das halten wir für 
unverantwortlich. Schon jetzt ist eine große Pleitewelle 
absehbar. Wir werden Hunderttausende, wenn nicht Mil-
lionen neue Arbeitslose bekommen. Die Verschuldung 
nimmt ungeahnte Ausmaße an. Das können wir nicht 
auf Dauer fortsetzen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Timon 
Gremmels [SPD])

Wir können nicht Milliarden-Hilfspakete noch und 
nöcher auflegen. Sie funktionieren ja nicht mal; auch 
das ist angesprochen worden. Wir haben die November-
hilfen, und die Bescheidung dauert bis ins nächste Jahr 
hinein. Die Software kommt im nächsten Jahr. Und da 
können Sie, Herr Minister, doch nicht behaupten, dass 
es gut liefe.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels [SPD])
Es läuft nicht gut in dieser Corona-Lockdown-Krise.

(Beifall bei der AfD)
Dann koppeln Sie die Hilfen auch noch an den Umsatz: 

75 Prozent des Vorjahresumsatzes sollen die Firmen be-
kommen. Darüber lacht mittlerweile ganz Deutschland. 
Da muss man – ganz ehrlich – mitlachen. Bei einer 75- 
prozentigen Umsatzerstattung hat zumindest jemand mit 
relativ geringen Fixkosten am Ende mehr übrig als vor-
her. Herr Minister Altmaier, Sie und Ihr Kollege Scholz 
haben hier eine echte Peinlichkeit geliefert.

(Beifall bei der AfD)
Haben Sie denn in Ihren Ministerien niemanden mehr, 
der mal in der freien Wirtschaft war? Hilfen müssen 
natürlich an Fixkosten gebunden sein.

Und wir brauchen zielführendere Instrumente; auch 
das hat Herr Linnemann schon angesprochen. Ja, wann 
kommen sie denn endlich, die Verlustrückträge auch in 
die Vorjahre vor 2019? Das wäre ein zielführendes Instru-
ment. Wenn Sie, Herr Minister Altmaier, das mittlerweile 
auch so sehen, dann setzen Sie es in dieser Bundesregie-
rung doch bitte endlich durch. Stattdessen reden Sie wei-
ter übers Klima,

(Ulli Nissen [SPD]: Sehr richtig!)
über den Green Deal und über Taxonomie, also grüne 
Wirtschaftslenkung in sowjetischem Maßstab.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels [SPD])
Sie wollen mehrere Milliarden in E-Autos stecken, die 
ohne Prämie kein Mensch kaufen will, weil sie völlig 
unpraktikabel sind. Sie erhöhen im Namen des Klimas 
die Spritpreise und im Januar die Heizkosten; die Mehr-
wertsteuer steigt wieder auf 19 Prozent. Halten Sie das 
wirklich für eine sinnvolle Politik in einer Zeit, in der 
Millionen Unternehmer und ihre Mitarbeiter ums Über-
leben kämpfen? – Wir jedenfalls nicht.

(Beifall bei der AfD)
Besser noch: Jetzt denkt die SPD – die gerade beson-

ders laut ruft, Herr Gremmels; ich bin ja schon dankbar, 
wenn Sie hier im Plenum sitzen; dann können Sie 
wenigstens nicht weiter daran arbeiten – sogar über einen 
Coronasoli nach.
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(Timon Gremmels [SPD]: Ich kann hier sitzen 
und gleichzeitig denken! Das unterscheidet 
uns!)

Das wäre der völlig falsche Weg. Niemals einen Corona-
soli! Denn der hilft uns, bei Gott, in dieser Phase über-
haupt nicht.

(Beifall bei der AfD)
Was wir brauchen, sind zielgerichtete, funktionierende 

Hilfen, verbesserte Rahmenbedingungen. Ein Ende des 
Lockdowns ist auch sehr wichtig. Das Strangulieren der 
Wirtschaft muss endlich aufhören. Wir müssen unsere 
Risikogruppen schützen – ja, das ist richtig –, wir müssen 
das Virus in Schach halten – ohne Frage –,

(Ulli Nissen [SPD]: Ach ja?)
wir müssen unsere Senioren und auch diejenigen mit Vor-
erkrankungen schützen, aber lassen wir unsere Wirtschaft 
endlich wieder arbeiten. Wir brauchen diese Wirtschaft 
für unseren Wohlstand. Damit wir unsere Risikogruppen 
schützen können, brauchen wir eine funktionierende 
Wirtschaft; denn – das steht doch völlig außer Frage – 
ohne die Wirtschaft haben wir die Mittel dafür nicht.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Ulli 

Nissen [SPD])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Jetzt hat das Wort für die SPD-Fraktion der Abgeord-

nete Bernd Westphal.
(Beifall bei der SPD – Timon Gremmels 

[SPD]: Jetzt zur Sache!)

Bernd Westphal (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die diesjährige Debatte zum Haushalt des 
Bundeswirtschaftsministeriums ist natürlich auch geprägt 
von den Coronawirtschaftshilfen. Wir haben in Deutsch-
land mit den Hilfen ein einzigartiges System entwickelt 
und es damit geschafft, unsere Wirtschaft zu stärken. Das 
hat sich bewährt. Auch international gibt es in der Bewer-
tung gute Kritik dafür. Wir haben mit Finanzminister Olaf 
Scholz und Bundesarbeitsminister Hubertus Heil zwei 
engagierte Minister, die mit dem Kurzarbeitergeld zur 
Beschäftigungssicherung und mit den Finanzhilfen den 
Unternehmen zielgerichtet geholfen haben.

(Beifall bei der SPD)
Ganz zentral sind das Konjunkturpaket vom Frühsom-

mer zu nennen, aber auch Klimaschutz, Energiewende 
und das, was mit dem europäischen Green Deal auf den 
Weg gebracht worden ist. Alles das sind enorme Anstren-
gungen und Aufgaben für unsere Wirtschaft. Das muss 
organisiert werden.

Treibhausgasneutralität bis 2050 ist ein Ziel, aber die 
Frage ist, wie wir das erreichen können. Es ist nicht damit 
getan, Kraftwerke abzuschalten oder einen Wettbewerb 
um die besten und höchsten Klimaziele zu führen, son-
dern es geht darum, dass man einen klaren und vor allen 
Dingen sozialverträglichen Kurs einschlägt. Niemand 
soll sich vor den Veränderungen fürchten müssen. Wir 

haben Perspektiven für neue Arbeits- und Ausbildungs-
plätze, vor allen Dingen auch in Regionen, wo Struktur-
wandel notwendig ist. Das geht am besten Hand in Hand 
mit den kommunalen Akteuren, mit den Sozialpartnern, 
mit Gewerkschaften und Betriebsräten, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Wir investieren 62 Milliarden Euro in die Zukunft 
unseres Landes. Das sind 12,4 Prozent; eine Investitions-
quote von enormer Höhe. Das hat nichts von Kaputtspa-
ren. Vielmehr werden wir mit diesen Investitionen in 
klimaschonende Zukunftstechnologien eine gesunde 
wirtschaftliche Basis für zukünftige Generationen schaf-
fen und vor allen Dingen den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt stärken. So werden zum Beispiel zusätzliche 
Mittel in die Wasserstofftechnologie fließen. Die SPD 
möchte, dass unser Land einen Leitmarkt für nachhaltige 
Wasserstoffwirtschaft bildet. Unsere Unternehmen sollen 
eine Vorreiterrolle einnehmen.

(Beifall bei der SPD)

Dazu braucht es jetzt einen industriellen Hochlauf für 
Elektrolysekapazitäten. Die Lernkurve können wir sehr 
gut nutzen, um die Technologie international zu vermark-
ten.

Wir wollen mit der Wasserstoffproduktion unsere 
Industrien stärken, zum Beispiel die Stahlindustrie und 
die chemische Industrie. Gleichzeitig wollen wir durch 
internationale Energiepartnerschaften den Energieimport 
in Form von Wasserstoff fördern. Wir haben die Priorität 
in den Bereichen Elektromobilität und Ladeinfrastruktur 
gesetzt. Wir haben mit elektrisch-synthetisch hergestell-
ten Kraftstoffen die Chance, sie in Pkws im Bestand, in 
Flugzeugen, im Schwerlastverkehr und in anderen Berei-
chen sinnvoll ergänzend einzusetzen. Auch die Digitali-
sierung könnte helfen, eine ganze Reihe von Zukunfts-
problemen zu lösen.

Viele deutsche Unternehmen spüren den Veränder-
ungsdruck. Sie haben sich auf den Weg gemacht, diese 
Investitionen zu tätigen – das sieht man zum Beispiel an 
der Produktion von Elektroautos in Deutschland –, aber 
wir brauchen, was die Wasserstofftechnologie angeht, in 
der Stahl- und Chemieindustrie, aber vielleicht auch in 
der Batterieproduktion Impulse, diese wichtige Techno-
logie in Deutschland zu nutzen.

(Beifall bei der SPD)

Die Dekarbonisierung der Wirtschaft ist neben den 
Coronawirtschaftshilfen unser zentrales Thema. Es geht 
bei den Themen um unsere Zukunft und die unserer Kin-
der und Enkelkinder. Die Klimaneutralität bis 2050 ist 
ökologisch und sozial richtig, aber vor allen Dingen 
auch wirtschaftlich vernünftig. Lassen Sie uns daher ge-
meinsam an Lösungen arbeiten. Ich glaube, dass der 
Haushalt durch sein Volumen ganz gewiss eine ganze 
Menge Perspektiven eröffnet, die wir politisch gestalten 
können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Westphal. – Der nächste Redner 

für die Fraktion der CDU/CSU ist der Kollege 
Dr. Joachim Pfeiffer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mei-

ne sehr geehrten Damen und Herren! Die Haushalte 2020 
und 2021 sind in jeglicher Hinsicht wirklich außerge-
wöhnlich, sowohl was die Dimension als auch was die 
Struktur anbelangt. Corona hat nicht nur Deutschland, 
sondern die ganze Welt im Griff. Das gilt nicht nur für 
Gesundheitsfragen und die vielfältigen gesellschaftspoli-
tischen und gesellschaftlichen Auswirkungen, sondern 
insbesondere auch – und deshalb debattieren wir heute 
darüber – für Wirtschaft, Finanzen und Haushalt.

Die Dimension: 1 000 Milliarden Euro in den Jah-
ren 2020 und 2021, mehr als jemals in der Geschichte 
der Bundesrepublik ausgegeben wurde. Davon basieren 
400 Milliarden Euro auf Verschuldung – 400 Milliarden 
Euro! –, also 40 Prozent. Ich glaube, das macht die 
Dimension und die Herausforderung deutlich, vor der 
wir stehen.

Aus meiner Sicht bedarf es kurz-, mittel- und lang-
fristiger Antworten und Reaktionen. Kurzfristig – darü-
ber wurde und wird auch heute hier heftig debattiert – 
gibt es die verschiedenen Coronahilfen für Unternehmen. 
Wenn man der Debatte folgt, dann könnte man den Ein-
druck haben, als wäre da bisher nichts passiert, als wäre 
nichts auf die Piste gekommen; das Gegenteil ist der Fall, 
Peter Altmaier. 71 Milliarden Euro an Coronahilfen sind 
bis zum 1. Dezember gezahlt worden: Soforthilfen für die 
Unternehmen im Frühjahr, Mittel aus der Überbrü-
ckungshilfe I oder Bürgschaften und Mittel aus dem Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds. Allein über 45 Milliarden 
Euro sind durch die KfW-Sonderprogramme direkt an 
Unternehmen geflossen, die durch die Krise unverschul-
det in Not geraten sind, und das, obwohl ihr Geschäfts-
modell eigentlich erfolgreich war und ist, aber quasi 
durch Berufsverbote und die Einschränkungen im 
Gesundheits- und Gesellschaftsbereich schlicht nicht auf-
rechterhalten werden kann, zum Beispiel im Messebau, 
bei Schaustellern und vielen anderen.

Wir haben ausdifferenziert und differenzieren weiter 
aus, um den Unternehmen zu helfen, um ihnen eine Brü-
cke zu bauen, damit sie nach der Pandemie – und wir 
hoffen in der Tat, Carsten Linnemann, dass es nächstes 
Jahr durch Impfstoffe, Medikamente und Tests spätestens 
nach dem ersten Halbjahr besser wird – wieder anknüp-
fen können und die Brücke die andere Seite erreicht. Dass 
wir hier richtig liegen, testieren wir uns nicht nur selber, 
sondern das testiert uns ganz aktuell auch die OECD, die 
sagt, dass Deutschland mit seinem Instrumentarium, mit 
seinem Ansatz absolut richtig handelt und im Vergleich 
zu allen anderen Ländern mit am besten durch die Krise 
kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Mittelfristig ist natürlich in der Tat einiges zu tun. Da will 
ich schon sagen: Das Belastungsmoratorium, auf das sich 
der Koalitionsausschuss verständigt hat, ist einzuhalten.

Ihnen, Frau Hajduk, muss ich widersprechen: Ein Lie-
ferkettengesetz, das wir allein national beschließen, das 
hilft uns, glaube ich, nicht. Das wäre zu kurz gesprungen.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Natürlich macht es Sinn, sich positiv zu differenzieren. 
Aber ich möchte darauf verweisen, welche Erfahrungen 
andere mit einem solchen Vorgehen gemacht haben: Die 
Amerikaner beispielsweise haben den sogenannten 
Dodd-Frank Act erlassen, bei dem es unter anderem 
darum ging, dass Unternehmen die Herkunft der verwen-
deten Metalle nachweisen sollten, um sicherzustellen, 
dass sie nicht aus Krisenregionen in Afrika stammen. 
Davon sind sie relativ schnell wieder abgekommen. Im 
Übrigen haben auch relativ viele karitative Organisatio-
nen vor Ort gesagt, dass das der falsche Ansatz ist. Denn 
was war die Folge dieses Erlasses? Die amerikanischen 
Unternehmen haben sich komplett zurückgezogen. Nicht 
nur die Unternehmen, die, wie Sie sagten, mit Kinder-
arbeit oder Blutdiamanten zu tun hatten, sondern auch 
die Unternehmen, die regulär vor Ort agiert und die 
Arbeitsbedingungen eingehalten haben, haben sich 
zurückgezogen. Deshalb war der Schaden hinterher viel 
größer, und die dadurch entstandene Lücke wurde von 
anderen gefüllt, die nicht immer entsprechend handelten. 
Insofern: So einfach, wie Sie das darstellen, ist es nicht.

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Deswegen muss man das wirklich sorgfältig 
machen, ja! Ganz einfach ist das nicht, aber 
wichtig!)

Ich glaube, wir brauchen da mindestens europäische 
Lösungen, und die müssen auch in das internationale 
System passen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP – Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Auf, auf!)

Wir brauchen Entbürokratisierung; das Stichwort „ent-
fesseln“ ist gefallen. Wir haben über 40 Vorschläge 
gemacht, die wir jetzt mit dem Koalitionspartner disku-
tieren. Ich hoffe wirklich sehr, dass Olaf Scholz – eben 
wurde er als „Olaf Altmaier“ angesprochen – und die 
SPD jetzt endlich in die Puschen kommen.

(Marianne Schieder [SPD]: Hoi, hoi! Ein biss-
chen langsam!)

Wir sind bereit. Die Kommission ist hochrangig besetzt. 
Es geht um viel: von der Flexibilisierung der Arbeitszeit 
über Minijobfragen, Digitalisierung gesamter Prozesse 
sowie Beschleunigung von Planungen, die auch digitali-
siert werden müssen, bis hin zu Erleichterungen für junge 
Unternehmen im Vergabeverfahren. Ich glaube, etwas 
Neues ausprobieren, jetzt in der Coronakrise, das fördert 
die Modernisierung.

Wir brauchen aber auch langfristige Lösungen. Ich 
sage: Mehr Schumpeter wagen! Die kreative Kraft der 
Zerstörung wirkt auch hier. Wir können nicht nur ein-
frieren.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 197. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 8. Dezember 2020                                                                                                                                                                                             24847 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Deshalb brauchen wir die Innovationsförderung; ZIM 
ist angesprochen worden. Wiederum hat der Deutsche 
Bundestag hier draufgesattelt, Herr Jurk, um 77 Millionen 
auf 636 Millionen Euro; das sind sogar mehr als die von 
Ihnen genannten 620 Millionen Euro.

Energieforschung und Luftfahrtforschung: Bis Mitte 
der 20er-Jahre werden wir das erste Wasserstoffflugzeug 
in die Luft bringen. Da werden wir entsprechende Hilfen 
bereitstellen.

Wir brauchen eine Transformation in der Automobil-
industrie, aber auch synthetische Kraftstoffe. Wer es mit 
der Dekarbonisierung ernst meint, der muss jetzt synthe-
tische Kraftstoffe einsetzen, die ja schon im Bestand sind. 
Ich hoffe, dass unser Koalitionspartner, dass die SPD- 
Fraktion das Ministerium zur Einhaltung des Koalitions-
vertrages auffordert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Das Thema Wasserstoff ist angesprochen worden. Den 
Handel hat noch keiner angesprochen; das will ich 
abschließend tun. Ohne freien Handel wird das alles 
nichts. Wir sind davon abhängig wie kein anderes Land. 
Deshalb müssen wir CETA ratifizieren. Wir müssen ein 
verlässlicher Partner sein. 20 Jahre Zusammenarbeit mit 
Mercosur dürfen nicht enden. Wir müssen vielmehr mit-
helfen, dass entsprechende Rahmenbedingungen gesetzt 
werden;

(Dr. Christian Jung [FDP]: Das hätten wir 
längst machen können! Sonntagsreden!)

sonst setzen sie andere Akteure auf der Welt.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege.

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU):
Lassen Sie uns also anpacken, damit wir im nächsten 

Jahr dort anknüpfen können, wo wir letztes Jahr endeten.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die Fraktion der SPD hat das Wort die Kollegin 

Gabriele Katzmarek.
(Beifall bei der SPD)

Gabriele Katzmarek (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Die SPD hat klare wirtschaftspolitische Positio-
nen.

(Ulli Nissen [SPD]: Genau!)
Wir wollen die Wirtschaft, die Industrie aktiv gestalten. 
Ein Schlüssel für den Erfolg unserer Wirtschaft sind 
Investitionen: Investitionen in Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, Investitionen in zukunftsfähige Branchen.

(Beifall bei der SPD – Timon Gremmels 
[SPD]: So ist das!)

Es gibt viele Beispiele, die zeigen, wie notwendig eine 
aktive Wirtschaftspolitik ist. Nur auf den Markt zu setzen, 
reicht nicht. Wir müssen Rahmenbedingungen schaffen 
und, wo notwendig, aktiv eingreifen. Das zeigt sich gera-
de in der jetzigen Coronakrise. Ohne staatliche Hilfen 
würden CureVac, BioNTech und IDT Biologika viel-
leicht chinesische oder amerikanische Hände haben. 
Ohne staatliche Hilfe und Anschub wären wir vielleicht 
immer noch auf Schutzmasken insbesondere aus Asien 
angewiesen.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Das stimmt!)

Ich möchte deshalb die Gelegenheit nutzen und mich 
bei den Unternehmen und den Beschäftigten bedanken, 
die zu Beginn der Coronapandemie innerhalb sehr kurzer 
Zeit ihre Produktion auf- und umgebaut haben, damit 
Schutzausrüstungen und Desinfektionsmittel zur Verfü-
gung stehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Coronakrise hat uns eines sehr deutlich vor Augen 
geführt: Wir müssen uns mehr um die Entwicklung der 
industriellen Gesundheitswirtschaft kümmern, und zwar 
dauerhaft. Ohne sie hätten wir keine Masken, keine Beat-
mungsgeräte, keine Medikamente und in den nächsten 
Wochen vielleicht noch keinen Impfstoff gegen das 
Virus. Die industrielle Gesundheitswirtschaft in Deutsch-
land mit circa 1 Million Arbeitsplätzen hat in den vergan-
genen zehn Jahren überdurchschnittlich viele Arbeits-
plätze geschaffen. Es gibt keine andere Branche in 
Deutschland, in der mehr geforscht wird als in der 
Gesundheitswirtschaft.

Es gibt drei wichtige Gründe, warum wir die Branche 
mehr in den Fokus nehmen müssen: erstens die Gesund-
heitsversorgung der Bürgerinnen und Bürger, zweitens 
die Innovationsfähigkeit mit starkem Entwicklungspo-
tenzial und drittens die damit einhergehenden, ich sage 
mal, in der Regel sehr gut bezahlten Arbeitsplätze. Genau 
deshalb ist das eine Frage, die nicht allein das Gesund-
heitsministerium und das Forschungsministerium 
beschäftigen muss, sondern insbesondere auch das Wirt-
schaftsministerium.

Herr Altmaier, ich verstehe nicht, warum der industrie-
llen Gesundheitswirtschaft in der dauerhaften Betrach-
tungsweise hinsichtlich dessen, was dort unternommen 
werden kann und muss, so wenig Bedeutung beigemes-
sen wird. Ich war schon sehr verwundert, dass in der von 
Ihnen im letzten Jahr vorgelegten Industriestrategie die 
industrielle Gesundheitswirtschaft nicht als Schlüsselin-
dustrie genannt worden ist. Aus meiner Sicht ist es spä-
testens jetzt Zeit, eine Industriestrategie 2.0 der Bundes-
regierung, des Wirtschaftsministeriums aufzulegen.

Herr Altmaier, Sie hatten zu Beginn der Coronakrise 
gesagt, dass wir bestimmte Produkte und Arzneimittel in 
der Zukunft wieder in Deutschland herstellen sollten. Das 
sehe ich genauso. Dazu bedarf es aber einer Strategie, bis 
wann und wie wir das erreichen wollen.

(Beifall der Abg. Marianne Schieder [SPD])
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Mit der Forschungsförderung, dem Innovationspro-
gramm ZIM, der Förderung der industriellen Gesund-
heitswirtschaft und der Gemeinschaftsförderung setzen 
wir richtige Maßstäbe, um unsere Zukunft zu gestalten.

Aber ich sage Ihnen auch: Wir brauchen auch in der 
Gesundheitswirtschaft klare und deutliche Strukturen. 
Wir müssen bestimmen, was notwendig ist. Wir brauchen 
mehr Unterstützung und passgenaue Förderung durch 
den Staat; denn was wir dort haben, sind innovative 
Unternehmen, qualifizierte Fachkräfte, gute Forscherin-
nen und Forscher. Lassen Sie uns das nutzen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren.

Corona hat mehr denn je gezeigt: Wir brauchen einen 
starken, wir brauchen einen aktiven Staat. Der vor uns 
liegende Haushalt bildet das mit seinen Weichenstellun-
gen ab. Und wenn wir jetzt noch ein bisschen mehr in die 
Gesundheitswirtschaft hineingeben, glaube ich, sind wir 
auf einem guten Weg, Herr Altmaier. Ich glaube, wir 
können das in der nächsten Zeit sehr gut mal im Wirt-
schaftsausschuss diskutieren.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Das ist ein guter Plan, vielen Dank.

(Heiterkeit)
Der nächste Redner ist der Kollege Hansjörg Durz, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Hansjörg Durz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Haushaltsentwurf für das Jahr 2021, den die Bundes-
regierung im September in dieses Parlament eingebracht 
hat, war ein sehr viel anderer als der, den wir heute disku-
tieren. Doch der Lockdown von Teilen der Wirtschaft 
hinterlässt auch im Haushalt tiefe Spuren. Deshalb debat-
tieren und verabschieden wir heute einen Haushalt, der 
im Laufe der parlamentarischen Beratungen auf der Aus-
gabenseite um 85 Milliarden Euro angewachsen ist.

Die Situation, die wir zu bewältigen haben, ist nicht 
weniger als eine Jahrhundertkrise. Deshalb sind auch die 
Finanzmittel, die wir aufwenden müssen, von histori-
scher Dimension. Der wesentliche Teil der neuen 
Schulden dient dazu, all jene Unternehmen und Solo-
selbstständigen zu unterstützen, denen zur Bekämpfung 
der Pandemie der Geschäftsbetrieb untersagt wurde oder 
die mit erheblichen Umsatzausfällen zu kämpfen haben. 
Diese Unternehmen, ja, diese Existenzen zu retten, das ist 
das einzig Richtige. Es ist Teil sozialer Marktwirtschaft; 
denn die Wirtschaftsstrukturen, die wir mit diesen Gel-
dern bewahren, werden nach der Krise wieder ihren Teil 
zum Wohlstand beitragen.

Teil sozialer Marktwirtschaft ist aber auch, die Gren-
zen staatlichen Handelns anzuerkennen. Ludwig Erhard 
fasste dies einst so zusammen:

Kein Staat kann seinen Bürgern mehr geben, als er 
ihnen vorher abgenommen hat …

Genau deshalb brauchen wir schon heute eine Strategie, 
um aus den Schulden auch wieder herauszuwachsen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Michael Theurer [FDP])

Es gibt politische Kräfte in diesem Haus, die in Umver-
teilung eine Lösung sehen.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Hat noch nie 
funktioniert!)

Dieser Haushalt trägt jedoch einen Teil zu einer Alterna-
tivlösung bei, und die ist deutlich besser. Denn wir müs-
sen diese Krise nutzen, um als Gesellschaft und als Wirt-
schaftsstandort gestärkt aus ihr hervorzugehen, und das 
bekommt man nicht mit Reichensteuer und Vermögens-
abgaben hin,

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Doch!)
sondern mit Investitionen in Innovationen; nur so schafft 
man nachhaltig Wohlstand für morgen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In den parlamentarischen Beratungen wurden die Aus-

gaben für Investitionen um 6 Milliarden Euro erhöht. Es 
ist wichtig, dass wir in Krisenzeiten nicht nur wirtschaft-
liche Strukturen erhalten, sondern auch ermöglichen, 
dass aus diesen Strukturen Fortschritt erwachsen kann. 
Deshalb unterstützt dieser Haushalt nicht nur das ökono-
mische Rückgrat dieser Republik, er setzt auch die Segel 
in Richtung Zukunft, in Richtung digitaler Zukunft.

Meine Damen und Herren, es gibt drei Felder, auf 
denen das Rennen in der digitalen Welt entschieden 
wird: Das ist Hardware, das ist Software, und es sind 
vor allem auch Standards. Dieser Haushalt bringt das 
Land in allen drei Bereichen ein deutliches Stück nach 
vorne.

Wir unterstützen die Entwicklung der Hardware durch 
unsere Industrie. Computerchips sind die Grundlage, 
vom Smartphone bis zur digital vernetzten Fabrik. Damit 
Europa in diesem Feld nicht zum Spielball der Super-
mächte USA und China avanciert, benötigen wir hier 
mehr Kompetenzen. Bereits vergangene Förderprojekte 
der Bundesregierung haben gezeigt, wie bedeutend 
Investitionen in Zukunftstechnologien sein können. Nicht 
Alphabet und Alibaba, sondern Trumpf und Zeiss haben 
nach jahrelanger Forschung die Technologie entwickelt, 
die morgen schon jeder von uns in der Tasche tragen 
wird, Hightech made in Germany – übrigens ausgezeich-
net mit dem Deutschen Zukunftspreis 2020.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Es ist die Aufgabe der Politik, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, damit solche Geschichten viel häufiger Schule 
machen. Dazu wird das Investitionsprogramm der Bun-
desregierung seinen Teil beitragen. Während Die Linke 
diesen Familienunternehmen lieber das Geld weggenom-
men hätte, geben wir noch welches zu den Fördergeldern 
dazu. Wären wir dem Ansatz von linker Seite in der Ver-
gangenheit gefolgt, dann hätte vielleicht kurzfristig der 
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eine oder andere etwas mehr in der Tasche gehabt – aller-
dings wären wir dann auch noch Jäger und Sammler statt 
Gründer und Ingenieure.

(Beifall des Abg. Jan Metzler [CDU/CSU] – 
Widerspruch bei Abgeordneten der LINKEN)

Gerade darum geht es beim nächsten Punkt: der Soft-
ware; sie ist nichts anderes als in Code gegossene Idee der 
Zukunft. Dieser Haushalt öffnet die Tür zu einem 10- 
Milliarden-Euro-Zukunftsfonds zur Unterstützung von 
Start-ups und Gründern. Mit diesem Geld werden wir 
Mittel in doppelter Höhe von Investoren anwerben. 
Deutschland wird damit zur Ideenschmiede auch im digi-
talen Feld.

Doch damit diese Ideen funktionieren, braucht es ein-
heitliche Standards in der digitalen Welt; sie sind nichts 
anderes als die Spielregeln auf dem digitalen Spielplatz. 
Dabei wollen wir künftig sicherstellen, dass europäische 
Werte diese Regeln prägen und nicht Kapitalinteressen 
von Unternehmen oder Überwachungsfantasien von 
Staaten. Weitere Ideen wie Gaia-X oder Open RAN 
sind auch im Haushalt enthalten.

Bewährtes erhalten, Neues schaffen – es ist dieser 
Zweiklang, mit dem dieser Haushalt den Wohlstand von 
morgen sichert.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Hansjörg Durz. – Die letzte Rednerin 

zum Einzelplan 09 ist die Kollegin Gabriele Hiller- 
Ohm, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Gabriele Hiller-Ohm (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Meine Vorrednerinnen und Vor-
redner haben ja schon deutlich gemacht, vor welch große, 
starke Herausforderungen uns die Pandemie stellt.

Werfen wir einen Blick auf den Tourismus. Diese 
Branche, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist besonders 
schlimm von der Krise betroffen. Reiseeinschränkungen 
und der Lockdown im Gastgewerbe sind ein harter 
Schlag für die Betriebe und natürlich auch für die 3 Mil-
lionen Beschäftigten, die im Tourismus arbeiten. Kurzar-
beit hat sich deshalb gerade auch in der personalintensi-
ven Tourismusbranche bewährt. Entlassungen und 
Abwanderungen in andere Branchen konnten so verhin-
dert werden. Dafür Danke, Hubertus Heil und Olaf 
Scholz! Das ist ein wirklich gutes, wirksames Instrument.

(Beifall bei der SPD)
Wichtig, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist aber 

auch, dass wir eine soziale Absicherung für die über 
7 Millionen Minijobberinnen und Minijobber finden. 
Corona hat gezeigt, wie schutzlos sie in einer Krise sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Tourismus ist ein 
wichtiger Wirtschafts- und Beschäftigungsmotor. Mit 
fast 4 Prozent trägt er zum Bruttoinlandsprodukt bei 
und ist so ein echtes, aber leider oft unterschätztes 

Schwergewicht. Deswegen ist es notwendig, diesen Be-
reich zu stützen und fit zu machen für die Zeit nach 
Corona. Ich freue mich deshalb, dass wir kommendes 
Jahr 10 Millionen Euro mehr für die Deutsche Zentrale 
für Tourismus haben. Damit werben wir im Ausland für 
Urlaub in Deutschland. Somit kann die DZT dazu bei-
tragen, dass der Tourismus in Deutschland wieder auf die 
Beine kommt. Danke dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ganz zentral für Beschäftigte wie Unternehmen wer-
den auch im nächsten Jahr die Überbrückungshilfen sein. 
Sie halten die Branche über Wasser, die unverschuldet in 
die Krise geraten ist. Sie sind ein ganz, ganz wichtiges 
Hilfsinstrument.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, spätestens in diesem 
Jahr ist uns allen deutlich geworden, wie wichtig der 
Tourismus für Wirtschaft und Beschäftigung, aber auch 
für jeden Einzelnen und jede Einzelne von uns in 
Deutschland und in der Welt ist. Mit dem Haushalt 2021 
geben wir ihm eine gute, eine realistische Zukunftsper-
spektive.

Danke schön.
(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 09 – 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie – in der 
Ausschussfassung. Wer stimmt für diesen Haushalt? – 
Das ist die Koalition. Wer stimmt dagegen? – Die Oppo-
sition stimmt geschlossen dagegen: AfD, FDP, Bünd-
nis 90/Grüne und Linke. Enthaltungen? – Keine.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Da habe ich 
aber etwas anderes erwartet, Mensch! So eine 
Überraschung!)

Damit ist der Einzelplan 09 mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen CDU/CSU und SPD angenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zurück 
zu Tagesordnungspunkt II, namentliche Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses 
zu dem Antrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD mit 
dem Titel „Beschluss des Deutschen Bundestages gemäß 
Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes“. 
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 19/24940, den Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD auf Drucksache 19/22887 in der 
Ausschussfassung anzunehmen.

Nach Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 des Grundgesetzes 
ist zur Annahme der Beschlussempfehlung die absolute 
Mehrheit der Mitglieder des Hauses – das sind 355 Stim-
men, also Kanzlermehrheit – erforderlich.

Für die Stimmabgabe in der Westlobby haben Sie nach 
Eröffnung der Abstimmung wieder 30 Minuten Zeit. Ich 
weise ausdrücklich darauf hin, dass auch in diesem Teil 
des Plenarbereichs die Pflicht zum Tragen der Mund- 
Nase-Bedeckung besteht. Verstöße gegen diese Pflicht 
werde ich mit den Mitteln des parlamentarischen Ord-
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nungsrechtes ahnden. Ich bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, hierauf zu achten. Tragen Sie also bitte die 
Mund-Nase-Bedeckung, und halten Sie den Sicherheits-
abstand ein! Es stehen insgesamt acht Urnen zur Verfü-
gung.

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Alle Urnen sind 
besetzt.

Ich eröffne die namentliche Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung. Die Abstimmungsurnen werden um 
14.22 Uhr geschlossen. Das bevorstehende Ende der na-
mentlichen Abstimmung wird Ihnen rechtzeitig bekannt 
gegeben.1)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt I.6 auf:

hier: Einzelplan 16 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit

Drucksachen 19/23315, 19/23324

Berichterstatter sind die Damen und Herren Abgeord-
neten Heidrun Bluhm-Förster, Ingo Gädechens, Metin 
Hakverdi, Martin Hohmann, Ulla Ihnen und Sven- 
Christian Kindler.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 90 Minuten 
beschlossen.

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, Ihre 
Plätze einzunehmen.

Ich eröffne die Aussprache, und erster Redner ist der 
Abgeordnete Martin Hohmann, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hohmann (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Die AfD sieht sich in vielen 
Politikfeldern in die Rolle der Fundamentalopposition 
gedrängt. Tatsächlich sind wir aber eine Rationalopposi-
tion.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Das wüsste 
ich!)

Das beinhaltet den Vorwurf, die Regierung sei weit von 
Rationalität, von Vernunft und von Berechenbarkeit 
abgewichen.

(Beifall bei der AfD)

Ja, das ist so. So ist es im Umwelthaushalt, und so ist es 
auch bei den dramatischen Wendeentscheidungen der 
Kanzlerin Angela Merkel.

Aber nicht nur die Wendeentscheidungen der Kanzle-
rin sind von großer Bedeutung und haben äußerst schwer-
wiegende Konsequenzen. Nein, es gibt kleine, symboli-
sche Gesten. Sie sagen mehr als viele, geschwurbelte 
Worte. Eine solche Geste war etwa die Fahnenentsorgung 
durch Kanzlerin Merkel am Tag des Wahlsieges. Mehrere 
hochrangige Persönlichkeiten stehen auf der Bühne, ein 

nichtsahnender Generalsekretär will seine rührend reine 
Freude über den Wahlsieg mit dem Schwenken einer 
kleinen Deutschlandflagge zum Ausdruck bringen.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Kollege 
Hohmann, wir reden hier über Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit! – Sven-Christian 
Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Zum 
Thema!)

– Entsorgung einer Deutschlandflagge, Herr Kollege! – 
Mit zielgerichteter Schnelligkeit entreißt die Kanzlerin 
dem verdatterten Generalsekretär die kleine Fahne und 
entsorgt sie. In keinem anderen Land der Welt ist solch 
ein Vorgang vorstellbar, meine Damen und Herren, –

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, kommen Sie zum Thema.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Martin Hohmann (AfD):
– jedenfalls nicht ohne unverzüglichen Rücktritt der 

Täterin oder des Täters.
Was besagt diese Symbolik?

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Mannomann! Was für eine rechts-
radikale Rede wieder!)

Sie ist die Grundhaltung der Merkel’schen Politik.
(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Wir haben den Umwelthaushalt!)
Ich komme hier auf die Wenden der Kanzlerin zurück: 
Wehrpflicht, Atomausstieg, Euro-Krise, Flüchtlingskrise, 
Ehe für alle. Da mussten die Unionsmitglieder schon 
sehen, wie sie hinterherkamen – und nicht nur sie.

(Carsten Träger [SPD]: Ich glaube, ich bin in 
der falschen Veranstaltung! – Ulli Nissen 
[SPD]: Zu welchem Tagesordnungspunkt wol-
len Sie eigentlich reden? – Sven-Christian 
Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wel-
cher Tagesordnungspunkt? Wir sind hier nicht 
bei YouTube, sondern im Bundestag!)

Welches Grundmuster lag diesen Wendeentscheidungen 
zugrunde? Sie kamen überraschend, unvorbereitet und 
zum Nachteil von Deutschland.

Der Nachteil für Deutschland zeigt sich auch in diesem 
Einzelplan.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: In welchem?)
Dieser Haushalt

(Ulli Nissen [SPD]: Welcher denn? Bei wel-
chem Thema sind Sie denn?)

ist Ausdruck der Klimaideologie.
(Ulli Nissen [SPD]: Oh! Oh!)

Damit Sie mich nicht bewusst falsch verstehen und unter 
die sogenannten Klimaleugner einordnen:1) Ergebnis Seite 24863 D 
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(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Sogenannten“ sagt schon alles!)

Selbstverständlich lässt sich eine moderate Erwärmung in 
den letzten Jahrzehnten beobachten.

(Ulli Nissen [SPD]: Ah! Hört! Hört!)
Sie kann und soll nicht wegdiskutiert werden,

(Ulli Nissen [SPD]: Erstaunlich!)
aber das Aktionsprogramm Klimaschutz der Bundesre-
gierung kann daran, so auch der Bundesrechnungshof, 
nichts ändern.

(Beifall bei der AfD)
Die horrenden Klimasummen gehören stattdessen in 

den Umweltschutz und in den Naturschutz, Frau Minis-
terin. Wir müssen unsere Umwelt hier vor Ort, in 
Deutschland, in unserer Heimat, auf diese Warmzeit 
gestaltend vorbereiten. Hierfür muss das Geld ausgege-
ben werden.

(Beifall bei der AfD)
Mehr als die Hälfte der Programmausgaben fließt also 

in den Klimaschutz. Für den Klimaschutz inklusive Ener-
gie- und Klimafonds sind 1,6 Milliarden Euro vorgese-
hen. Weit abgeschlagen dahinter rangieren die Ausgaben 
für Umweltschutz mit 237 Millionen Euro und für Natur-
schutz in Höhe von 166 Millionen Euro. Umwelt- und 
Naturschutz machen also nur rund 10 Prozent der Ihnen, 
Frau Ministerin, zur Verfügung stehenden Mittel aus. Ich 
sage Ihnen, Frau Ministerin: Kümmern Sie sich um 
Deutschlands Wälder, Fluren und die Gewässer und nicht 
um heiße Luft, die angeblich zu viel CO2 enthält!

(Beifall bei der AfD – Ingo Gädechens [CDU/ 
CSU]: Na ja, die Rede enthält aber auch viel 
heiße Luft!)

Zur gegenwärtigen Gesamtproblematik noch eine 
abschließende Bemerkung;

(Ulli Nissen [SPD]: „Abschließend“ ist schön!)
sie stammt aus dem Buch der Psalmen, genauer gesagt, 
aus Psalm 90.

(Zuruf von der LINKEN: Sind wir hier in der 
Kirche, oder was?)

Dort heißt es in der ausdrucksstarken Lutherübersetzung: 
„Herr, lehre uns bedenken, dass wir sterben müssen, auf 
dass wir klug werden.“ Klug werden und klug handeln: 
Das wünsche ich uns allen.

(Ulli Nissen [SPD]: Klug wird Martin nicht 
mehr!)

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege Hohmann, bitte die Mund-Nase-Bede-

ckung aufsetzen! – Sehr gut.
Das Wort hat die Bundesministerin. Frau Ministerin, 

bitte schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Svenja Schulze, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren Abgeordnete! Ich glaube, es ist allen klar, dass die 
aktuelle Krise uns alle herausfordert – alle Menschen 
weltweit und natürlich auch in Deutschland. Was wir jetzt 
mehr denn je brauchen, ist wirklich aktives Handeln einer 
Regierung – so wie die Bundesregierung es tut. Das tun 
wir im internationalen Konzert. Es passt ganz wunderbar, 
dass mit einem Präsidenten Joe Biden internationale 
Zusammenarbeit und engagierter Klimaschutz wieder in 
das Weiße Haus zurückkehren werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der LINKEN: Sind Sie sicher?)

Damit kehrt auch die Chance zurück, dass sich bald wie-
der die ganze Welt dem Pariser Klimaschutzabkommen 
verpflichtet fühlt.

Donald Trump hat den Kampf gegen den Klimawandel 
nicht aufhalten können. Keine seiner Reden, kein Tweet 
haben verhindern können, dass auch in den USA die 
erneuerbaren Energien die Kohle beim Energieverbrauch 
überholt haben. Auch die hier im Parlament, die immer 
noch meinen: „Den menschengemachten Klimawandel 
gibt es nicht“, werden uns nicht daran hindern, dass wir 
CO2 reduzieren, dass wir eine treibhausgasneutrale 
Gesellschaft erreichen und dass wir uns an den unver-
meidlichen Klimawandel anpassen werden.

(Beifall bei der SPD – Karsten Hilse [AfD]: Ich 
denke, der ist schon da!)

Meine Damen und Herren, weltweit verpflichten sich 
immer mehr Länder, klimaneutral zu werden – so wie wir 
das getan haben. Und auch die EU und die Bundesregie-
rung treiben den Wandel aus dem fossilen Energiezeit-
alter in das erneuerbare voran. Wir nutzen unsere Kon-
junkturprogramme, um gestärkt aus der Krise zu 
kommen. Das war bei anderen Krisen auch schon mal 
anders. Deswegen, finde ich, ist es eine großartige Leis-
tung, dass wir das Management raus aus der Krise mit den 
Klimaschutzverbänden gemeinsam gestalten.

Mit dem Einzelplan 16 kann die Umweltpolitik jetzt so 
handeln, wie es von ihr erwartet wird. Dafür stehen 2021 
als Ergebnis der Beratungen hier im Parlament rund 
2,7 Milliarden Euro zur Verfügung. Dank Ihrer aller 
Unterstützung investieren wir noch stärker als bisher in 
den Kampf gegen den Meeresmüll, in das Bundespro-
gramm Biologische Vielfalt und in das 
Renaturierungsprogramm „Blaues Band Deutschland“.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ingo 
Gädechens [CDU/CSU])

Aber wir handeln auch da, wo es von der Umwelt-
politik nicht unbedingt erwartet wird – auch das will ich 
hier nennen –: Wir unterstützen die weitere Entwicklung 
der Elektromobilität, zum Beispiel soziale Dienste beim 
Umstieg auf eine Elektroflotte mit dem schönen Pro-
gramm „Sozial & Mobil“. Wir unterstützen die chemi-
sche Industrie, die große Mengen an erneuerbarem 
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Strom, Wärme und Grünem Wasserstoff benötigt. Wir 
haben jetzt die eigene Plattform Chemistry4Climate 
gegründet. Wir unterstützen die Zement- und Kalkindust-
rie dabei, die Kreislaufführung von CO2 umzusetzen.

Wir unterstützen die Stahlindustrie bei der Umstellung 
auf Grünen Wasserstoff. Ich durfte gerade erst letzte 
Woche einen ersten Förderbescheid an ein Stahlwerk in 
Salzgitter übergeben, das künftig den ersten CO2-freien 
Stahl produzieren wird. Hier sieht man ganz konkret, wie 
die Dekarbonisierung der Industrie vorankommt mit dem 
Förderprogramm, das das Parlament auf den Weg 
gebracht hat. Wir werden bis 2024 für dieses Thema 
rund 2 Milliarden Euro ausgeben können, die im Energie- 
und Klimafonds zur Verfügung stehen.

Man sieht an diesem Stahlwerk in Salzgitter, dass es da 
zu einer wirklichen Zeitenwende kommt, dass wir 
zukunftsträchtige Technologien fördern, dass wir zeigen, 
welch innovatives Potenzial wir in der Industrie in der 
Bundesrepublik haben und wie die Schaffung von hoch-
qualifizierten Arbeitsplätzen vorangeht. Wir reden eben 
nicht nur von Transformation, wir unterstützen ganz kon-
kret die Unternehmen und die Industrie dabei, ihre Pro-
duktionsprozesse klimaneutral zu machen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ingo 
Gädechens [CDU/CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Ministerin, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Hoffmann, FDP-Fraktion?

Svenja Schulze, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Gerne.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Frau Ministerin, herzlichen Dank, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Sie haben gerade über Förderung 
von Elektromobilität gesprochen. In Baden-Württemberg 
haben wir eine – das betrifft die Monate September, 
Oktober, November, Dezember – E-Mobilitätsförderung. 
Sie können für ein Auto einen Leasingvertrag über drei 
Jahre abschließen und bekommen im Endeffekt noch 
Geld zurück. Das Auto ist sozusagen drei Jahre für Sie 
kostenlos, und Sie bekommen noch 800 Euro zurück. 
Halten Sie das für richtig?

Svenja Schulze , Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Verehrter Abgeordneter! Erst mal herzlichen Dank für 
die Frage. – Ich habe hier gerade von meinem Programm 
„Sozial & Mobil“ gesprochen. Dieses Programm ist abso-
lut notwendig und wichtig. Gerade die Pflegedienste, die 
sozialen Dienste haben ja oft kurze Wege in den Gemein-
den, in den Städten zurückzulegen. Sie darin zu unterstüt-
zen, dass sie sich Elektrofahrzeuge anschaffen können, ist 
sehr sinnvoll. Es ist im Pflegesatz nämlich normalerweise 
nicht vorgesehen, dass solche Autos angeschafft werden, 

dass Ladesäulen aufgebaut werden. Wir werden die 
Elektromobilität aber nur nach vorne bringen, wenn wir 
sie am Anfang wirklich fördern und unterstützen. Man 
sieht doch, dass wir in 2020 eine Zeitenwende eingeläutet 
haben: Die Elektromobilität kommt nach vorne, es wer-
den mehr E-Autos angemeldet. Das ist genau der richtige 
Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Das gibt mir die Gelegenheit, zu sagen, dass wir hier 
nicht nur reden, sondern dass meinem Reden ganz ein-
deutig auch entsprechende Taten folgen. Das sieht man 
übrigens am CO2-Preis. Ich kann mich noch gut erinnern, 
wie ich am Anfang belächelt wurde, als ich gesagt habe, 
dass wir einen CO2-Preis einführen werden. Jetzt haben 
wir ihn eingeführt. Dadurch werden die Kosten für das 
Tanken, für das Heizen im nächsten Jahr steigen.

Deswegen fördern wir auch die klimafreundlichen 
Alternativen wie das Elektroauto durch die Umweltprä-
mie. Wir fördern moderne Heizsysteme durch ein Aus-
tauschprogramm. Wir unterstützen ganz konkret die 
Kommunen bei der Umstellung ihrer Busflotte. Wir 
schaffen Entlastung. Wir senken die EEG-Umlage.

(Karsten Hilse [AfD]: Sie senken sie nicht! Das 
geht nur über die Steuersätze! Einfach nur 
umgelagert! Die werden nicht gesenkt!)

Wir entlasten Pendlerinnen und Pendler. Wir schaffen 
einen Ausgleich für die Unternehmen, die im internatio-
nalen Wettbewerb stehen.

Die Mieterinnen und Mieter erwarten zudem, dass es 
eine faire Regelung gibt, um die CO2-Kosten zwischen 
Mietern und Vermietern gerecht aufzuteilen. Mieterinnen 
und Mieter können nicht über ihre Heizsysteme entschei-
den. Deswegen muss es da zwischen Mietern und Ver-
mietern eine Aufteilung der Kosten geben. Ich habe dazu 
zusammen mit dem Bundesfinanzminister und der Justiz-
ministerin einen Vorschlag gemacht. Ich hoffe sehr, dass 
sich da nun endlich auch der Koalitionspartner konstruk-
tiv einbringt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Meine Damen und Herren, wenn wir über politische 

Ziele reden, die wie in der Klimapolitik im Jahre 2030 
oder 2050 liegen, dann ist es ganz wichtig, dass sich alle 
Beteiligten darauf verlassen können, dass sie verlässlich 
planen können. Das haben wir mit dem Atomausstieg und 
dem Kohleausstieg geschafft.

(Andreas Bleck [AfD]: Das Gegenteil ist doch 
richtig, Frau Ministerin! Das Gegenteil ist rich-
tig!)

Das schaffen wir jetzt mit den Mitteln für die Struktur-
stärkung in den Kohleregionen. Das erreichen wir mit 
dem Klimapaket, mit dem Klimaschutzgesetz. Das schaf-
fen wir, weil wir Wirtschaft und Gesellschaft im Trans-
formationsprozess unterstützen und weil wir die klima-
freundlichen Alternativen stärken.

Das Klimapaket schafft hier eindeutig Klarheit, welche 
Investitionen sich künftig rechnen. Das wird übrigens in 
der Wirtschaft genau verstanden.
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(Karsten Hilse [AfD]: Ja, die gehen einfach 
weg! Die gehen einfach weg ins Ausland! 
Das haben sie verstanden! Das ist richtig!)

Wenn zum Beispiel Allianz Global Investors von seinen 
Unternehmensbeteiligungen verlangt, sich nachhaltig 
aufzustellen, oder wenn große Autohersteller zunehmend 
auf Elektromobilität setzen, dann sind das genau die Wei-
chenstellungen,

(Andreas Bleck [AfD]: Planwirtschaft nennt 
man das!)

die wir hier gemeinsam auslösen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Noch kraftvoller geht das natürlich, wenn wir das in 

Deutschland nicht alleine machen, sondern mit unseren 
europäischen Nachbarinnen und Nachbarn. Deswegen ist 
es so wichtig, dass der Europäische Rat übermorgen eine 
mutige Entscheidung zum Klimaziel für 2030 trifft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete, 

der Einzelplan 16 macht Hoffnung. Er schafft Verläss-
lichkeit und ist die Grundlage für gute Umweltpolitik. 
Ich möchte mich noch mal ausdrücklich bei den Obleuten 
bedanken, bei den Berichterstatterinnen und Berichters-
tattern, die alle diesen guten Haushalt überhaupt erst 
möglich gemacht haben. Ganz, ganz herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Ministerin Schulze. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Ulla Ihnen, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Ulla Ihnen (FDP):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Zunächst auch von mir ein Dank an alle 
Mitberichterstatter und auch an Ihr Haus, Frau Ministe-
rin, für die Zusammenarbeit.

Für das Bundesumweltministerium stehen in 2021 ins-
gesamt rund 2,6 Milliarden Euro zur Verfügung. Daneben 
gibt es aber den Energie- und Klimafonds, den EKF, als 
zentrales Instrument zur Finanzierung von Klimaschutz-
maßnahmen. Dieser ist mittlerweile fast so groß wie der 
Verteidigungshaushalt.

Die Nationale Wasserstoffstrategie ist ein Beispiel für 
ein Projekt im EKF. Zur ersten Lesung im September 
waren die dafür vorgesehenen 1,7 Milliarden Euro noch 
gesperrt, weil die vier beteiligten Bundesministerien, 
darunter auch das BMU, sich über eine Verteilung der 
Gelder nicht einigen konnten. Jetzt gibt es eine Einigung: 
400 Millionen Euro werden für nächstes Jahr verplant; 
1,3 Milliarden Euro gehen gleich wieder in die Rücklage 
des EKF. Bei solch einer Zukunftstechnologie, Frau 
Ministerin, muss es doch zügiger vorangehen. Aber es 
ist wie mit vielen der Coronahilfen: Viel Geld wird ins 
Schaufenster gestellt, aber nur wenig fließt ab! – Das 
halten wir nicht für verlässlich, Frau Ministerin.

(Beifall bei der FDP)
Den Kolleginnen und Kollegen von Union und SPD 

bin ich dankbar, dass sie einige wichtige Vorschläge im 
Ausschuss vorgelegt haben: Eine Ökobilanz von Geträn-
keverpackungen muss endlich her. Das Parlament hatte 
dies bereits im vergangenen Jahr so beschlossen; diesen 
Beschluss haben Sie nicht umgesetzt. Der Ausschuss hat 
diese Forderung auch mit unserer Stimme noch mal 
bekräftigt. Ebenso müssen Sie endlich mehr Transparenz 
bei den Kosten Ihrer Projektträger schaffen. Das ist bis-
lang weitgehend undurchsichtig, und da muss aufgeräumt 
werden.

(Beifall bei der FDP)
Gut finden wir an dem Haushalt auch, dass die Digita-

lisierung vorangetrieben werden soll. Gern hätten wir 
Freie Demokraten noch mehr Akzente im Haushalt ge-
setzt: mit solider Haushaltsführung und Einsparung bei 
oder durch Streichung wirklich schlecht laufender För-
derprogramme, die es nämlich gibt, mit mehr Mitteln 
für den Bereich der Anpassung an den Klimawandel 
oder mit der Initiierung von zukunftsweisenden For-
schungsprojekten, zum Beispiel den sogenannten Lärm-
blitzern im Straßenverkehr. Damit konnten wir uns leider 
nicht durchsetzen.

Weil ich eine große Anhängerin der Klimaanpassung 
bin, freue ich mich aber, dass durch die Kollegen von der 
Koalition erstmalig Mittel unter anderem für Investitio-
nen in die klimawandelgerechte Wasserversorgung ein-
gestellt wurden; davon wird auch eine kleine Talsperre in 
meinem Heimatland Niedersachsen profitieren dürfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor etwa vier 

Wochen hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, 
die Atomgesetz-Novelle von 2018 sei formal nie in Kraft 
getreten. Das war ein Fehler Ihres Hauses, Frau Ministe-
rin. Das bedeutet, es dürfte sehr teuer werden für den 
Steuerzahler.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das war ein Fehler der CDU/ 
CSU-FDP-Regierung!)

Dafür ist bislang keine Vorsorge in der Finanzplanung 
getroffen. Wir sind gespannt, aber auch besorgt, an wel-
cher Stelle im Haushalt dafür gestrichen werden muss.

Weitere schwer zu kalkulierende Kostenrisiken gibt es 
im Etat des Umweltministeriums zusätzlich. Immerhin 
sind hier die gesamten Kosten für die End- und Zwi-
schenlagerung hochradioaktiver Abfälle veranschlagt. 
Der Endlagersuchprozess hat gerade erst begonnen. Ob 
am Ende die Mittel des Entsorgungsfonds KENFO rei-
chen werden, werden wir erst in Jahrzehnten wissen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir Freie Demokra-
ten kritisieren ein Weiter-so. „Immer mehr“ wurde hier 
zur Maxime der Haushaltspolitik. Subventionen wurden 
kaum angetastet, Einsparvorschläge kaum umgesetzt. 
Uns Freien Demokraten fehlt die Vision für die Zukunft, 
der Mut zur Technologieoffenheit in Ihrem Haus, Frau 
Ministerin. Wie sagte Magellan, der große Seefahrer: 
„Wer an der Küste bleibt, kann keine neuen Ozeane ent-
decken“?
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf des Abg. Sven- 
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Als Freie Demokraten werden wir dieser Ausgaben- 
und Verschuldungspolitik zulasten kommender Genera-
tionen nicht zustimmen und diesen Haushalt ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Ihnen. – Als nächstem 

Redner erteile ich das Wort dem Kollegen Ingo 
Gädechens, Schleswig-Holstein, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingo Gädechens (CDU/CSU):
Herr Präsident! Es ist immer schön, einen Schleswig- 

Holsteiner im Nacken sitzen zu haben, wenn man hier am 
Rednerpult steht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bemerkens-
werte Haushaltsberatungen liegen hinter uns, nicht nur 
weil dies die letzten Haushaltsberatungen in dieser Legis-
laturperiode sind, sondern auch weil die Coronapandemie 
wirklich alles überschattet hat. Das gilt nicht nur für den 
täglichen Umgang hier im Plenarsaal. Es ist auch unge-
wöhnlich, in großen Sitzungssälen Berichterstatterge-
spräche zu führen. Das ist alles andere als normal.

Wir haben aber die Auswirkungen der Pandemie in 
ganz krasser Weise auf den Gesamthaushalt gesehen, 
mit Auswirkungen natürlich auch auf diesen Einzelplan. 
Konnten wir in den vergangenen Jahren viel über die 
schwarze Null diskutieren und ausgeglichene Haushalte 
vorlegen, sind wir jetzt innerhalb kürzester Zeit bei einer 
Rekordverschuldung angekommen. Es geht nicht anders; 
wir haben das schon heute Morgen in der Debatte gehört. 
Darum, liebe Kolleginnen und Kollegen, galt es in diesen 
Beratungen noch viel stärker als bisher, jeden einzelnen 
Euro umzudrehen und zu prüfen, ob er wirklich an der 
richtigen Stelle ausgegeben wird. Wie Sie den Beschluss-
empfehlungen des Haushaltsausschusses entnehmen kön-
nen, haben wir dies sehr intensiv beraten. An vielen größ-
eren und kleineren Schrauben haben wir gedreht, um dem 
Umweltetat, wie wir Norddeutsche so schön sagen, den 
letzten Schliff zu geben. Das ist uns gelungen. Natürlich 
kann ich hier nicht jede Einzelheit erneut ansprechen. 
Persönlich möchte ich aber auf drei Entwicklungen ein-
gehen, die mir in den Beratungen sehr am Herzen lagen.

Erstens: Naturschutz stärken. Bei einem Blick auf den 
Umweltetat und ergänzend auch auf den sogenannten 
Energie- und Klimafonds ist mir zunehmend aufgefallen, 
dass in den vergangenen Jahren der Klimaschutz – sicher-
lich zu Recht – große Aufmerksamkeit und damit auch 
finanzielle Mittel in großem Umfang erhalten hat. Dem-
gegenüber habe ich zunehmend den Eindruck, dass die 
bedeutsame Aufgabe des Naturschutzes nicht gleichran-
gig behandelt wurde.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wie Sie den Änderungsanträgen entnehmen können, 
haben wir Haushälter deshalb insbesondere beim Natur-
schutz deutlich nachgebessert und eine CDU/CSU- 
Schippe draufgelegt. Am auffälligsten ist hier das Bun-
desprogramm Biologische Vielfalt. In Zeiten einer 
zunehmenden Krise der Biodiversität konnte ich nicht 
nachvollziehen, weshalb der Ansatz für dieses wichtige 
Programm im Regierungsentwurf geringer ausfallen soll-
te. Daher ist es uns richtigerweise gelungen, dass wir hier 
7,2 Millionen Euro zusätzliche Mittel eingeplant haben, 
um das Programm langfristig auf einem Niveau von 
45 Millionen Euro zu verstetigen. Mit dieser Entschei-
dung machen wir deutlich, dass wir unsere Anstrengun-
gen gegen den Biodiversitätsverlust noch verstärken 
müssen und verstärken werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Daneben haben wir aber auch bei anderen Program-

men im Bereich des Naturschutzes Verbesserungen erzie-
len können. So haben wir – wie schon in den vergangenen 
Jahren – die finanzielle Ausstattung des Programms 
„Blaues Band Deutschland“ deutlich erhöht. Hier geht 
es um die Renaturierung von Auen und damit um die 
Wiederherstellung wertvoller ökologischer Lebensräu-
me. Auch für die sogenannten Erprobungs- und Entwick-
lungsvorhaben auf dem Gebiet des Naturschutzes haben 
wir zusätzliches Geld bereitgestellt. Auch das unter-
streicht: Der Naturschutz hat für uns eine hohe Priorität, 
die wir eben auch in ganz konkrete Haushaltszahlen 
gegossen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zweitens. Aufklärung über das neue Mobilfunknetz 

5 G – ein für mich wichtiges Thema in den Betrachtungen 
und in den Diskussionen manchmal gar nicht so sehr 
beleuchtet. Jedenfalls ist uns in den vergangenen Wochen 
deutlich vor Augen geführt worden, wie viel Unheil 
wenige Menschen anrichten können, wenn sie gezielt 
falsche Informationen verbreiten. Wir alle können ein 
Lied davon singen, wie mühselig es ist, einmal in Umlauf 
gebrachte Fake News wieder einzufangen.

Eine Gefahr in diesem Zusammenhang sehe ich auch 
beim Ausbau des neuen Mobilfunknetzes 5 G. Diese neue 
Technologie wird uns in vielen Bereichen einen wichti-
gen Vorsprung verschaffen.

(Karsten Hilse [AfD]: Einen Vorsprung?)
Aber wir wissen auch, dass sich diesbezüglich zuneh-
mend Ängste und Sorgen verbreiten. Aus diesem Grund 
begrüße ich sehr, dass das Bundesamt für Strahlenschutz 
ein eigenes 5-G-Zentrum eingerichtet hat. Das im vollen 
Wortlaut genannte „Kompetenzzentrum Elektromagneti-
sche Felder“ hat dabei die Aufgabe, möglichst frühzeitig 
auf einer wissenschaftlichen Grundlage über die Auswir-
kungen von Technologien wie 5 G auf den Menschen 
aufzuklären. Gleich am Anfang anzusetzen und sofort 
mit wissenschaftlichen Fakten an eine Sache heranzuge-
hen, noch bevor Verschwörungstheorien und Falschinfor-
mationen um sich greifen können, ist für mich ein wich-
tiger und richtiger Ansatz. Daher habe ich mich sehr 
dafür eingesetzt, diese Arbeit personell und finanziell 
zu stärken, und das ist auch gelungen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Drittens. Letzter Schwerpunkt in meiner Rede soll die 
Ökobilanz von Getränkeverpackungen sein.

(Beifall der Abg. Judith Skudelny [FDP])
Dieser Punkt ist ein Anliegen, das schon in den letzten 
Haushaltsberatungen eine Rolle gespielt hat. Damals hat 
der Haushaltsausschuss die Erwartungen geäußert, dass 
das Umweltministerium bereits in diesem Jahr eine Öko-
bilanz von Getränkeverpackungen in Auftrag geben soll-
te. Das Ziel meiner Fraktion war damit, ideologische Ver-
härtungen zu überwinden. Wir wollen herausfinden, an 
welchen ökologischen Schrauben wir drehen müssen, um 
Getränkeverpackungen noch umweltschonender zu 
gestalten. Weil wir mit den bisherigen Ergebnissen, 
Frau Ministerin, nicht ganz zufrieden waren,

(Judith Skudelny [FDP]: Welche Ergebnisse? 
Sie hat doch gar nichts gemacht!)

haben wir im Haushaltsausschuss unsere Erwartungen 
noch einmal etwas präziser aufgeschrieben und Ihnen, 
Frau Ministerin, mit auf den Weg gegeben. Ich hoffe, 
dass damit die Wichtigkeit dieses Vorhabens deutlich 
geworden ist, und erwarte, dass wir hier jetzt endlich 
schneller vorankommen.

Meine Damen und Herren, eingangs habe ich schon 
darauf hingewiesen, dass dies die letzten regulären Haus-
haltsberatungen in der laufenden Wahlperiode sind. Für 
mich persönlich war es der vierte Haushalt, den ich als 
Berichterstatter für den Bereich „Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit“ begleiten durfte.

Wir alle wissen, dass sich das Karussell nach der 
kommenden Bundestagswahl weiterdrehen wird. Nie-
mand weiß heute, ob und wer für welches Thema beim 
nächsten Bundeshaushalt zuständig sein wird. Daher 
möchte ich diese Gelegenheit nutzen, um mich sehr herz-
lich für die konstruktive Zusammenarbeit der letzten Jah-
re zu bedanken. Dieser Dank gilt insbesondere allen 
Berichterstatterinnen und Berichterstattern aller Fraktio-
nen im Haushaltsausschuss – auch wenn der Kollege 
Hohmann heute eine Menge Unsinn erzählt hat –, aber 
natürlich auch Ihnen, Frau Ministerin, und vor allen Din-
gen Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die immer 
wieder gefordert waren, die parlamentarischen Beschlüs-
se – mal mehr, mal weniger – mühsam umzusetzen.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Die 
Hauptberichterstatterin nennen!)

Danken möchte ich aber natürlich auch dem Bundes-
rechnungshof, der immer wieder wertvolle Fragen auf-
wirft und uns ebenfalls wertvolle Hinweise gibt, und 
nicht zuletzt der Arbeitsgruppe Umwelt meiner Fraktion, 
mit der ich mich in den vergangenen Jahren in einem sehr 
positiven Sinn intensiv und konstruktiv austauschen 
konnte.

Keine Bereinigungssitzung ohne Überraschungen. 
Frau Ministerin Schulze war sicherlich auch überrascht, 
dass auf einmal 5 Millionen Euro auftauchten, um unsere 
Tierheime im Jahr 2021 zu unterstützen. Warum das jetzt 
im Bundesumweltministerium gelandet ist, weiß ich 
nicht so ganz genau; aber es ist dort sicherlich gut gelan-
det. Es passt gerade so schön, dass auch die Parlamenta-
rische Staatssekretärin Frau Hagedorn hier sitzt, die das ja 

pressewirksam begrüßt hat. Sie haben alles begrüßt, was 
für Schleswig-Holstein relevant war. Wenn Sie in Ihren 
Pressemitteilungen demnächst enden: „Ich danke mei-
nem CDU-Kollegen Ingo Gädechens, der als einziges 
ordentliches Mitglied im Haushaltsausschuss dafür 
gesorgt hat“, dann sind Ihre Pressemitteilungen vollstän-
dig.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gädechens, für die Dank-

sagung.
Ich möchte darauf hinweisen, dass die namentliche 

Abstimmung gleich vorbei ist. Deshalb frage ich: Ist 
noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine Stim-
me nicht abgegeben hat?

(Bettina Hagedorn, Parl. Staatssekretärin: Ja, 
die Staatssekretärin!)

Es laufen einige noch.
(Bettina Hagedorn, Parl. Staatssekretärin: Ich 

auch!)
– Frau Staatssekretärin, wir werden – –

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Große 
Rücksicht walten lassen!)

– Herr Kollege Dehm, Sie sind wie immer weiter voraus 
als die meisten. – Wir werden Rücksicht walten lassen. 
Geben Sie Ihre Stimme freundlicherweise noch ab.

Vielleicht darf ich noch darauf hinweisen, dass es sich 
hierbei um einen Antrag der regierungstragenden Frak-
tionen handelt. Also: Die Karte mit der Farbe Rot wäre 
aus meiner Sicht die falsche Karte.

(Heiterkeit – Helin Evrim Sommer [DIE LIN-
KE]: Keine Hilfestellung! – Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Wie immer ein scharfsinniger 
Präsident! – Zuruf des Abg. Dr. Diether 
Dehm [DIE LINKE])

– Herr Kollege Dehm, nicht grundsätzlich ist die Farbe 
Rot die falsche; aber in diesem Fall wäre es die falsche.

(Beifall des Abg. Dr. Diether Dehm [DIE LIN-
KE] – Ulli Nissen [SPD]: Noch eine rennt!)

– Ich stelle fest, dass für die Stimmabgabe 30 Minuten 
offensichtlich nicht ausreichen.

Noch einmal die Frage: Ist noch ein Mitglied des Hau-
ses anwesend, das seine Stimme nicht abgegeben hat?

(Astrid Damerow [CDU/CSU]: Ich!)
– Ich werde wahnsinnig.

(Heiterkeit – Dr. Klaus-Peter Schulze [CDU/ 
CSU]: Schleswig-Holstein!)

– Ich bedaure, dass es sich bei zwei der Damen um 
Schleswig-Holsteinerinnen handelt; so viele Abgeordne-
te meines Landes sind hier ja gar nicht vertreten.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Alles Regierungsmitglieder! – Ingo Gädechens 
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[CDU/CSU]: Der Präsident irritiert die ehema-
lige Landtagskollegin!)

Letzte Frage jetzt: Ist noch ein Mitglied des Hauses 
anwesend, das seine Stimme nicht abgegeben hat? – 
Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. 
Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung 
wird Ihnen später bekannt gegeben.1)

Dann rufe ich die nächste Rednerin in dieser Debatte 
auf. Das ist die Kollegin Heidrun Bluhm-Förster, Frak-
tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidrun Bluhm-Förster (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau 

Ministerin, diese Koalition verabschiedet sich aus dieser 
Legislatur bei Klima-, Umwelt- und Naturschutz erneut 
mit einem Haushalt, der als Weiter-so-Haushalt bezeich-
net werden muss, auch wenn in der Bereinigungssitzung, 
wie Ingo Gädechens das eben hier sehr fleißig vorgetra-
gen hat, doch so einiges noch zum Positiven gewendet 
werden konnte.

Inzwischen fordert aber die überwiegende Mehrheit 
der Menschen in Deutschland, dass sich schnell vieles 
ändern muss. Meine seit Jahren an dieser Stelle formu-
lierten Appelle, dazu endlich Wirtschafts-, Umwelt- und 
Landwirtschaftspolitik nicht nur zusammenzudenken, 
sondern auch haushalterisch zusammenzuführen, werden 
auch in diesem Jahr ein frommer Wunsch bleiben.

Wir sagen: Die Klimakrise voll anzuerkennen, bedeu-
tet, alles, was technisch möglich, volkswirtschaftlich ver-
kraftbar, strukturpolitisch sinnvoll und auf soziale Weise 
machbar erscheint, sofort zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)
Stattdessen bleibt der Umweltetat weiterhin das Stief-

kind der Koalition mit 0,65 Prozent des Gesamtetats. Die 
Vorlage für das Jahr 2021 ist aus unserer Sicht ebenfalls 
nur wenig ambitioniert. Die Bundesrepublik Deutschland 
verspielt leider ihre selbsterklärte Vorreiterrolle beim Kli-
ma- wie auch beim Umweltschutz. Vor allem haben wir 
während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft hier lei-
der nicht wirklich was vorgelegt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, aus Sicht der Lin-
ken möchten wir auf zwei wesentliche Punkte hinweisen:

Zum einen. Seit Jahren erklären Sie uns, verehrte 
Damen und Herren auf der Regierungsbank, dass Sie 
für die Umwelt nicht nur Geld aus dem Umweltressort 
selbst, sondern auch aus anderen Töpfen ausgeben wol-
len, so zum Beispiel aus dem Energie- und Klimafonds 
im Einzelplan 60, der Allgemeinen Finanzverwaltung. 
Der wird von Jahr zu Jahr immer größer – zurzeit sagen-
hafte 42,6 Milliarden Euro stark –, fristet ein Dasein als 
gigantisches Bürokratiemonster und verkommt zu einer 
undurchsichtigen Aufsparungsinstanz – aber wofür 
eigentlich?

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke ist seit Langem der Überzeugung, dass der 
EKF aufgelöst werden muss, um den Hauptanteil der 
Mittel dem Umweltministerium für wichtige Zukunfts-
projekte bereitzustellen, zum Beispiel für das Klima-
schutzprogramm bis 2030 und vor allem für den Klima-
schutzplan bis 2050, den wir uns vorgenommen haben.

(Beifall bei der LINKEN)
Dazu müssten allerdings Sie, Frau Ministerin, in Ihrem 
letzten Jahr aus Ihrem Sachwalterstatus aussteigen und 
stärker zur aktiven Gestalterin werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Zum anderen. 2020 endet als ein Jahr der Ratlosigkeit 

in Sachen gesamtstaatlicher Verantwortung in der 
Umweltpolitik. Der Föderalismus, so historisch gerecht-
fertigt wie politisch begründbar er bei anderen Themen 
auch zu sein scheint: Beim Krisenmanagement bewährt 
er sich leider nur bedingt. Es kann doch nicht sein, dass 
Umweltprojekte, die in allen Ländern greifen müssen, in 
den Ausführungsbestimmungen zu 16 unterschiedlichen 
Varianten führen oder eben auch zu keiner, wenn die 
Länder politisch andere Prioritäten setzen. Es bedarf 
ganzheitlicher Programme, die für alle Bundesländer 
gleich gelten. Die Umweltpolitik muss zu einer gesamt-
staatlichen, also zu einer Bundesaufgabe werden. Nur so 
können Nachhaltigkeit gesichert und eine wirkungsvolle 
Umweltstrategie aufgestellt werden, die dann auch wirk-
lich Wirkung zeigt.

(Beifall bei der LINKEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den Details des 

Einzelplanes 16 sind meiner Meinung nach zumindest 
noch zwei Aspekte zu erörtern:

Erstens werden – was wir Linke begrüßen – deutlich 
mehr finanzielle Mittel für den Kampf gegen die Ver-
müllung der Meere zur Verfügung gestellt. Immerhin 
wurden in der Bereinigungssitzung im Haushaltsaus-
schuss zur Verstetigung der 15 Millionen Euro auch 
hier noch einmal 10 Millionen Euro zusätzlich bewilligt. 
Das sind Ansätze für eine tragfähige Umweltpolitik, aber 
eben nur Ansätze.

Zweitens aber scheint sich das Kompetenzgerangel 
und -geschiebe zwischen den Ministerien fortzusetzen, 
und zwar auf Kosten von Umwelt- und Naturschutz. 
Wie wollen wir den Bürgerinnen und Bürgern erklären, 
dass der Insektenschutz, der ein brennendes Thema für 
das gesamte Ökosystem und auch für die Bürgerinnen 
und Bürger wichtig ist, im Umweltetat keine eigene 
Haushaltsstelle mehr hat? Versteckt im Bundesprogramm 
Biologische Vielfalt und bei Weitem nicht ausfinanziert: 
Beim Insektenschutz – wie auf anderen Baustellen schon 
lange – ist es angezeigt, ressortübergreifend zu handeln 
und eine wirksame Rettungsbasis für bedrohte Populatio-
nen zu entwickeln.

(Beifall bei der LINKEN)
Weil der Mittelansatz aber gleich bleibt, auch im Bun-

desprogramm Biologische Vielfalt, ist der Titel wohl ver-
steckt worden. Einen interdisziplinären Ansatz gibt es, 
aber auch deshalb, weil Teile des Insektenschutzes beim 
BMEL angesiedelt sind. Ob der gelingt, bleibt abzuwar-
ten. Es bleibt auch abzuwarten, was die Landwirtschaft 1) Ergebnis Seite 24863 D 
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daraus macht. Liebe Kolleginnen und Kollegen, Umwelt- 
und Klimaschutz sind wichtige Aufgaben, die anzugehen 
unsere Bürgerinnen und Bürger von uns erwarten.

Ich möchte noch ein paar Sekunden verwenden, um 
mich als Hauptberichterstatterin für diesen Einzelplan 
sehr, sehr herzlich bei allen Kolleginnen und Kollegen, 
beim Ministerium und bei der Ministerin für die sehr 
fairen und konstruktiven Gespräche, die wir geführt 
haben, zu bedanken, und würde mir wünschen, dass der 
Stellenwert der Umweltpolitik in den nächsten Jahren 
deutlich erhöht wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulli 
Nissen [SPD])

Jedenfalls wird meine Nachfolgerin oder mein Nachfol-
ger für diesen Etat das vehement einfordern. Das kann ich 
Ihnen heute schon versprechen.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Sven- 
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Bluhm-Förster. – Nächster 

Redner ist der Kollege Sven-Christian Kindler, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Am Samstag, dem 12. Dezember, wird das Pariser 
Klimaabkommen fünf Jahre alt. Es ist der breit angelegte 
internationale Konsens, damit unsere Kinder und unsere 
Enkel auch in 50 Jahren noch eine Zukunft auf diesem 
Planeten haben. Das ist das zentrale Prinzip von Genera-
tionengerechtigkeit. Wir brauchen endlich auch eine 
Bundesregierung, die dieses Abkommen ernst nimmt 
und danach handelt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn die Klimakrise findet ja nicht nur weit entfernt 
statt, sondern sie findet auch hier konkret in Deutschland 
statt. Wir haben dieses Jahr, 2020, den dritten Dürresom-
mer erlebt.

(Karsten Hilse [AfD]: So ein Blödsinn! War 
doch kein Dürresommer!)

Das hat fatale Folgen für die Äcker in Deutschland. Es 
gibt ein brutales Waldsterben in Deutschland. Das ist erst 
der sanfte Anfang der Klimakrise. Wenn wir jetzt nicht 
handeln und die Klimakrise weiter eskaliert, wird der 
größte Teil der Erde in ein paar Jahrzehnten wahrschein-
lich unbewohnbar sein für Milliarden von Menschen. Das 
Leben von Milliarden von Menschen ist in Gefahr.

Wir können jetzt noch handeln; wir haben jetzt noch 
die Zeit, zu handeln. Aber das Zeitfenster schließt sich. 
Wir müssen die nächsten zehn Jahre nutzen, um diese 
Katastrophe abzuwenden und Klimaschutz in Deutsch-

land und in Europa endlich konsequent umzusetzen. 
Und wir brauchen eine Bundesregierung, die dafür auch 
einsteht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man sich zum Beispiel diesen Bundeshaushalt 
anguckt, sieht man, dass jedes Jahr über 50 Milliarden 
Euro an umwelt- und klimaschädlichen Subventionen 
verbrannt werden – das sagt Ihr eigenes Umweltbundes-
amt, Frau Ministerin Schulze –, zum Beispiel für den 
schmutzigen Diesel,

(Judith Skudelny [FDP]: Saubere Diesel sind 
auf der Straße ja nicht zugelassen!)

für Lkw, für die Flugindustrie, für die Plastikproduktion. 
Die Bundesregierung hat keinen konkreten Plan und kei-
nen konkreten Willen, dies wirklich abzubauen.

Dieses Geld fehlt uns nachher für den öffentlichen 
Nahverkehr, für saubere Busse. Dieses Geld fehlt für 
die Bahn. Dieses Geld fehlt für Gebäudesanierung. Ich 
habe Sie, Frau Ministerin, in den Haushaltsberatungen 
gefragt, was Sie konkret machen wollen, damit dies geän-
dert wird, damit man endlich klimaschädliche Subventio-
nen abbaut. Darauf hatten Sie keine konkrete Antwort, 
was ja leider nicht verwunderlich ist; denn die Bundesre-
gierung will da konkret nichts machen. Ich finde, das ist 
ein Armutszeugnis mit Blick sowohl auf den Haushalt als 
auch auf den Klimaschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nicht nur beim Klimaschutz, auch beim Umwelt- und 
Naturschutz sieht es düster aus, vor allem wenn wir uns in 
diesem Haushalt die Perspektive für die nächsten Jahre 
angucken. Wenn man zum Beispiel auf die Finanzpla-
nung bis 2024 blickt, dann sieht man, dass im Bereich 
der klassischen Umweltpolitik und des Naturschutzes die 
Ausgaben runtergehen werden. Beim Naturschutz sollen 
die Ausgaben bis 2024 um 8 Prozent sinken, bei der 
klassischen Umweltpolitik sogar um 20 Prozent. Ich fin-
de, das ist angesichts des großen Artensterbens, der Plas-
tikvermüllung und weiterer großer Umweltkrisen ein 
Offenbarungseid, den die Bundesregierung mit dieser 
Finanzplanung hier vorgelegt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dabei kann man Naturschutz und Klimaschutz ja auch 
ganz konkret zusammendenken. Wir wissen, technische 
Lösungen sind extrem wichtig beim Klimaschutz; aber 
wir dürfen uns nicht alleine nur darauf fokussieren. Wir 
brauchen auch natürliche Lösungen, sogenannte Nature- 
based Solutions, um wirksamen Klimaschutz betreiben 
und unsere Natur schützen zu können. Wälder, Moore, 
Ökosysteme – sie speichern extrem viel an CO2-Emissio-
nen, die wir Menschen produzieren. Die Hälfte aller CO2- 
Emissionen wird weltweit durch Ökosysteme absorbiert. 
Deswegen sagen wir klar: Wir wollen, dass beim Ener-
gie- und Klimafonds zukünftig 10 Prozent aller Ausga-
ben für solche naturverträglichen, naturnahen Lösungen 
beim Klimaschutz reserviert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Frau Schulze, Sie sind jetzt seit gut zweieinhalb Jahren 
Umweltministerin. In den vergangenen Jahren haben wir 
viele große Ankündigungen von Ihnen gehört, aus denen 
leider selten etwas geworden ist. Nun haben Sie darauf 
verwiesen, dass Klimaschutz natürlich eine Querschnitts-
aufgabe im Kabinett ist. Es ist ja so weit auch verständ-
lich, dass Sie nicht für alle Häuser nachher die Politik 
bestimmen können. Aber wir erwarten schon, dass Sie 
kämpfen und sich einbringen, wenn es um konkrete Kli-
maschutzfragen geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dann frage ich mich eben schon: Wo war Ihre Stimme, 

wo war Ihr Gewicht in dieser Bundesregierung, als kon-
kret über Milliardenhilfen für fossile Großkonzerne ver-
handelt wurde, als es zum Beispiel um die Lufthansa oder 
um TUI ging? Wo war da Ihre umweltpolitische Stimme?

(Andreas Bleck [AfD]: Lufthansa soll mit 
Elektroflugzeugen fliegen, oder was?)

Bei der Air France hat man konkrete umweltpolitische 
und klimapolitische Vorgaben gemacht. Das hat man 
bei der Lufthansa nicht getan. Das war ein konkretes Ver-
sagen der Bundesregierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie haben Europa angesprochen. Wo waren Sie eigent-

lich, als Frau Klöckner in Brüssel den Mehrjährigen 
Finanzrahmen für die europäischen Agrargelder verhan-
delt hat, wo es sogar einen Rückschritt gibt in Bezug auf 
die Umwelt- und Klimapolitik, wo vor allen Dingen 
Großgrundbesitzer bevorteilt werden ohne ökologische 
Bindung? Auch da haben Sie versagt, auch da ist die 
Bundesregierung nachher völlig hinter dem zurückge-
blieben, was wir angesichts von Artensterben und Klima-
krise brauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich glaube Ihnen ja, dass Sie persönlich Klima- und 

Umweltschutz ernst nehmen und er Ihnen am Herzen 
liegt, Frau Schulze. Aber das Problem ist, dass Sie sich 
in der Bundesregierung am Ende gegen Herrn Scheuer, 
Herrn Altmaier und Frau Klöckner häufig nicht durch-
setzen können.

(Andreas Bleck [AfD]: Gott sei Dank!)
Das liegt nicht nur an Ihnen, das liegt natürlich an der 
mangelnden Unterstützung der SPD insgesamt. Wenn Ihr 
eigener Vizekanzler Olaf Scholz Sie im Regen stehen 

lässt bei vielen Fragen, insbesondere beim Abbau der 
umweltschädlichen Subventionen, ist er kein Partner für 
Sie, und dann sieht man, wie gering der Stellenwert der 
Umwelt- und Klimapolitik in dieser Bundesregierung, 
aber auch beim SPD-Teil der Bundesregierung ist.

Wir sagen konkret: Das muss sich ändern. Deutschland 
war mal Vorreiter beim Klimaschutz. Mittlerweile sind 
wir unterhalb des europäischen Durchschnitts.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte kommen Sie zum Schluss.

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wir brauchen endlich eine Bundesregierung, die den 
Klimaschutz zur Toppriorität macht.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kindler.

Ich unterbreche kurz die Aussprache, weil ich eine 
Ergebniskorrektur betreffend die Abstimmung über den 
Antrag der FDP-Fraktion zu Artikel 115 Absatz 2 Grund-
gesetz vornehmen muss. Das ist bedauerlich, aber der 
Antrag hat trotzdem keine Mehrheit erreicht. Nur das 
Ergebnis muss korrigiert werden.

Ergebnis der Abstimmung über den Antrag der Ab-
geordneten Otto Fricke, Christian Dürr, Grigorios 
Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP – Beschluss des Bundestages gemäß Artikel 115 
Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes, Drucksache 
19/24969: abgegebene Stimmkarten 625. Mit Ja haben 
gestimmt 74, mit Nein haben gestimmt 550, Enthaltun-
gen eine. Gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 des Grund-
gesetzes ist die Mehrheit der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages erforderlich; das sind 355 Jastimmen. Der 
Antrag hat die erforderliche Mehrheit nicht erreicht. – Ich 
finde es auch schade, aber so ist das nun mal. 

(Zuruf von der SPD: Ich nicht! – Helin Evrim 
Sommer [DIE LINKE]: Nicht kommentieren!)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            625;
davon

ja:                                       74
nein:                                  550
enthalten:                              1

Ja
FDP

Grigorios Aggelidis
Renata Alt

Christine Aschenberg- 
Dugnus

Nicole Bauer
Jens Beeck
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai

Christian Dürr
Hartmut Ebbing
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel

Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Ulla Ihnen
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Christian Jung
Karsten Klein
Dr. Marcel Klinge
Daniela Kluckert
Pascal Kober
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Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Kulitz
Alexander Graf 

Lambsdorff
Ulrich Lechte
Christian Lindner
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Till Mansmann
Dr. Jürgen Martens
Christoph Meyer
Frank Müller-Rosentritt
Dr. Martin Neumann 

(Lausitz)
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly
Frank Sitta
Judith Skudelny
Dr. Hermann Otto Solms
Bettina Stark-Watzinger
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Katja Suding
Linda Teuteberg
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel (Olpe)
Katharina Willkomm

Nein
CDU/CSU
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Peter Altmaier
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz

Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Enak Ferlemann
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Christian Hirte
Dr. Heribert Hirte
Karl Holmeier
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl

Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Dr. Roy Kühne
Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Gisela Manderla
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der 

Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Dr. Angela Merkel
Jan Metzler
Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans 

Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Elisabeth Motschmann
Axel Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Christian Natterer
Dr. Andreas Nick
Petra Nicolaisen
Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner

Josef Oster
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Eckhardt Rehberg
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Dr. Wolfgang Schäuble
Tankred Schipanski
Christian Schmidt (Fürth)
Dr. Claudia Schmidtke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Bernd Siebert
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Katrin Staffler
Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Peter Stein (Rostock)
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Gero Storjohann
Stephan Stracke
Max Straubinger
Dr. Peter Tauber
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Kerstin Vieregge

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 197. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 8. Dezember 2020                              24860 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Volkmar Vogel 
(Kleinsaara)

Christoph de Vries
Dr. Johann David 

Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Kai Wegner
Marcus Weinberg 

(Hamburg)
Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß 

(Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Marian Wendt
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Oliver Wittke
Tobias Zech
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD
Niels Annen
Ingrid Arndt-Brauer
Bela Bach
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Nezahat Baradari
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Lothar Binding 

(Heidelberg)
Dr. Eberhard Brecht
Leni Breymaier
Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Dr. Edgar Franke
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Michael Groß

Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Cansel Kiziltepe
Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Elvan Korkmaz-Emre
Christine Lambrecht
Christian Lange 

(Backnang)
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Helge Lindh
Hiltrud Lotze
Kirsten Lühmann
Heiko Maas
Isabel Mackensen
Caren Marks
Dorothee Martin
Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Markus Paschke
Christian Petry
Sabine Poschmann
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Mechthild Rawert
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde

Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Ursula Schulte
Martin Schulz
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Gabi Weber
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

AfD
Dr. Bernd Baumann
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Matthias Büttner
Petr Bystron
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von 

Gronow
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Dr. Anton Friesen
Markus Frohnmaier

Dr. Götz Frömming
Albrecht Glaser
Franziska Gminder
Wilhelm von Gottberg
Kay Gottschalk
Dr. Roland Hartwig
Jochen Haug
Waldemar Herdt
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Martin Hohmann
Dr. Bruno Hollnagel
Leif-Erik Holm
Johannes Huber
Fabian Jacobi
Jens Kestner
Stefan Keuter
Jörn König
Steffen Kotré
Frank Magnitz
Jens Maier
Dr. Lothar Maier
Dr. Birgit Malsack- 

Winkemann
Andreas Mrosek
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Christoph Neumann
Jan Ralf Nolte
Ulrich Oehme
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Paul Viktor Podolay
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Roman Johannes Reusch
Ulrike Schielke-Ziesing
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Martin Sichert
Detlev Spangenberg
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Heiko Wildberg
Dr. Christian Wirth

DIE LINKE
Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Gösta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm-Förster
Christine Buchholz
Dr. Birke Bull-Bischoff
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Jörg Cezanne
Sevim Dağdelen
Fabio De Masi
Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Heike Hänsel
Matthias Höhn
Andrej Hunko
Ulla Jelpke
Kerstin Kassner
Dr. Achim Kessler
Katja Kipping
Jan Korte
Jutta Krellmann
Caren Lay
Ralph Lenkert
Michael Leutert
Stefan Liebich
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Cornelia Möhring
Niema Movassat
Norbert Müller (Potsdam)
Zaklin Nastic
Dr. Alexander S. Neu
Sören Pellmann
Victor Perli
Tobias Pflüger

Martina Renner
Bernd Riexinger
Eva-Maria Schreiber
Dr. Petra Sitte
Helin Evrim Sommer
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Andreas Wagner
Katrin Werner
Sabine Zimmermann 

(Zwickau)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Luise Amtsberg
Lisa Badum
Margarete Bause
Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Katharina Dröge
Harald Ebner
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Erhard Grundl
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Bettina Hoffmann

Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Uwe Kekeritz
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Sylvia Kotting-Uhl
Oliver Krischer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Monika Lazar
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Dr. Tobias Lindner
Dr. Irene Mihalic
Beate Müller-Gemmeke
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Friedrich Ostendorff
Lisa Paus
Filiz Polat
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Manuel Sarrazin
Ulle Schauws
Stefan Schmidt

Kordula Schulz-Asche
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Margit Stumpp
Markus Tressel
Jürgen Trittin
Dr. Julia Verlinden
Beate Walter-Rosenheimer
Wolfgang Wetzel
Gerhard Zickenheiner

Fraktionslos
Lars Herrmann

Enthalten
Fraktionslos
Uwe Kamann

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Nächster Redner ist der Kollege Michael Thews, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Michael Thews (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach Arti-
kel 110 des Grundgesetzes hat der Deutsche Bundestag 
das Budgetrecht. Kein Haushaltsplan kann in Kraft tre-
ten, ohne dass das Parlament dem zustimmt. Und auch in 
diesem besonderen Jahr haben wir unser Recht wahrge-
nommen, den Haushaltsplan der Bundesregierung im 
parlamentarischen Verfahren heute zu diskutieren und 
noch abzuändern. Das Struck’sche Gesetz gilt also auch 
hier: Alles kommt anders aus dem Parlament raus, als es 
reingegangen ist.

Auch in diesen schwierigen Zeiten, die wir momentan 
haben, können Biodiversität, Klimaschutz, Gewässer-
schutz und die Weiterentwicklung der Kreislaufwirt-
schaft nicht warten. Wir brauchen hier Investitionen; 
denn wir haben nur diese eine Welt und müssen sie schüt-
zen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, es gibt im Haus-
haltsplan des Bundesumweltministeriums einige Titel, 
bei denen wir eine Aufstockung erreichen können. Das 
findet ja immer in den Verhandlungen der Haushälter 
statt. Deswegen möchte ich hier, an dieser Stelle, unse-
rem Parteikollegen Metin Hakverdi und dem Berichter-
statter der Union, Ingo Gädechens, noch mal außeror-
dentlich danken; denn am Ende muss dort eine 
Entscheidung, eine Einigung erreicht werden. Auf zwei 
Titel, bei denen wir das erreicht haben, möchte ich noch 
mal besonders eingehen, weil sie mir am Herzen liegen.

Zum einen konnten wir erreichen, dass das Bundes-
programm „Blaues Band“ mehr Mittel bekommt. Das 
Programm wird für das Jahr 2021 mit 3 Millionen Euro 
mehr und damit mit insgesamt 10 Millionen Euro geför-
dert. Bis 2025 wird es mit insgesamt 13,9 Millionen Euro 
und damit mit 9,8 Millionen Euro mehr gefördert.

(Beifall bei der SPD – Ulli Nissen [SPD]: 
Super!)
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Das Bundesprogramm „Blaues Band Deutschland“ 
wurde am 1. Februar 2017 im Kabinett beschlossen. Es 
ist gerade mal vier Jahre alt. Dabei geht es um die 
Renaturierung von Fließgewässern und Auen. Deutsch-
land verfügt über ein über Jahrhunderte aufgebautes Netz 
von Wasserstraßen und Flussläufen, die zur wirtschaft-
lichen Nutzung ausgebaut und begradigt wurden. Aber 
die Anforderungen an die Wasserstraßen in Deutschland 
haben sich in den letzten Jahren geändert. Heute werden 
Güter über ein sogenanntes Kernnetz, die größeren Flüs-
se, transportiert, und es gibt ein Nebennetz von Wasser-
straßen mit einer Länge von 2 800 Kilometern, die jetzt 
nicht mehr für den Güterverkehr genutzt werden. Auch an 
den Hauptwasserstraßen gibt es Abschnitte, die ebenfalls 
nicht mehr so eingesetzt werden.

Damit entsteht die Möglichkeit – und aus meiner Sicht 
auch die Notwendigkeit –, diese Fließgewässer und Auen 
zu renaturieren. Denn wir brauchen die Auen und Ufer, 
um die negativen Folgen des weltweiten wirtschaftlichen 
Wachstums bewältigen zu können. Die Folge des Wachs-
tums ist der Klimawandel. Moore und nasse Flussniede-
rungen können Treibhausgase zurückhalten. Sie tragen 
somit aktiv zum Klimaschutz bei.

(Beifall bei der SPD)
Flussauen bieten einen natürlichen Hochwasserschutz 

und helfen so, die Folgen von Starkregenereignissen 
abzumildern. Der Klimawandel stellt eine große Bedro-
hung für die biologische Vielfalt dar. Deshalb ist es unse-
re Aufgabe, Biotope wie Flussauen, die zu den arten-
reichsten Lebensräumen in Mitteleuropa gehören, zu 
renaturieren und zu schützen. Naturnahe Auen sorgen 
für eine bessere Wasserqualität von Bächen und Flüssen, 
weil sie die Nährstoffe aus der Landwirtschaft, die dort 
ausgeschwemmt werden, zurückhalten und abbauen.

Was ebenfalls nicht zu unterschätzen ist: Sie bringen 
den Menschen auch Erholung. Eine Umfrage zum Natur-
bewusstsein hat ergeben, dass 93 Prozent der Befragten 
naturnahe Fließgewässer den begradigten Bächen und 
Flüssen vorziehen. Ich kann das für meinen Wahlkreis 
bestätigen: Wenn man sich die Lippe näher anschaut, 
dann bieten gerade die naturnahen Gebiete den höchsten 
Erholungswert und natürlich auch den höchsten Wert für 
die Umwelt.

Genauso können und müssen wir es uns leisten, in 
Entwicklungs- und Schwellenländern Unterstützung zu 
geben beim Kampf gegen Umweltzerstörung und Klima-
wandel.

Bei dem zweiten Titel, den ich erwähnen will, geht es 
um den Kampf gegen den Plastikmüll in den Weltmeeren. 
Man kann es nicht oft genug sagen: Jedes Jahr werden 
rund 8 Millionen Tonnen Plastikmüll in die Meere 
gespült. Die Verschmutzung der Meere ist eines der drän-
gendsten Umweltprobleme unserer Zeit. Hier stocken wir 
im nächsten Jahr die Mittel noch einmal um 10 Millionen 
Euro auf 25 Millionen Euro auf und bis 2025 um 18,1 Mil-
lionen Euro, also auf 30,1 Millionen Euro. Ich finde, das 
ist eine gute Entscheidung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit diesen Geldern fördern wir ganz konkrete Projek-
te, um den Eintrag von Plastikmüll möglichst schon an 
der Quelle zu verhindern. Wir unterstützen verschiedene 
Projekte in Vietnam, in Indien und in der Karibik, mit 
denen Abfall- und Kreislaufmanagementsysteme aufge-
baut werden. Über diese Voraussetzungen verfügen wir 
hier in Deutschland schon lange, und wir können damit, 
weil wir Weltspitze in diesem Bereich sind, im Ausland 
wirklich helfen.

Mit einem Projekt in Indien wird beispielsweise die 
Regulierungsbehörde dabei unterstützt, die Mengen des 
Meeresmülls zu erfassen, die Eintragswege von Plastik-
müll überhaupt erst einmal aufzudecken und Systeme zu 
implementieren, die die Herstellerverantwortung ernst 
nehmen. Dort wird also auf lange Zeit hin eine Finanzie-
rung von Entsorgungssystemen geschaffen. Das ist nach-
haltig, und das ist genau der richtige Weg.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Marie- 
Luise Dött [CDU/CSU])

Ich halte den Ansatz des Umweltministeriums bei die-
sen Projekten für genau richtig. Es gilt, zum einen an 
ausgewählten Orten mit den Fachleuten des Minister-
iums, die tief in der Materie stecken, die Projekte mit 
Modellcharakter anzustoßen, zum anderen aber auch 
eigene Investitionen in den Zielregionen anzuschieben. 
Das führt nach meiner Überzeugung zu einer nachhalti-
gen Lösung vor Ort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Im vergangenen Sommer hat das Umweltministerium 

wieder einen Aufruf gestartet, Projekte für den Kampf 
gegen Plastikmüll einzureichen, die unter genau diesem 
Titel gefördert werden. Nachhaltiges Handeln für heute 
und morgen, für uns und für die kommenden Generatio-
nen – diese Verantwortung nehmen wir mit diesem Haus-
halt sehr ernst.

Danke. 
(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Thews. – Ich unterbreche 

erneut die Aussprache und gebe Ihnen das von den 
Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Haushaltsausschusses zu dem Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der SPD bekannt – 
Beschluss des Deutschen Bundestages gemäß Artikel 115 
Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes, Drucksachen 
19/22887 und 19/24940 –: abgegebene Stimmkarten 634. 
Mit Ja haben gestimmt 374, mit Nein haben gestimmt 73, 
Enthaltungen 187. Gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 
des Grundgesetzes ist die Mehrheit der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages erforderlich. Das sind 
355 Jastimmen. Die Beschlussempfehlung ist mit der 
erforderlichen Mehrheit angenommen.1)

1) Anlage 2 
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Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            634;
davon

ja:                                      374
nein:                                   73
enthalten:                           187

Ja
CDU/CSU
Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel

Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Christian Hirte  

Dr. Heribert Hirte
Karl Holmeier
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Dr. Roy Kühne
Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Andreas G. Lämmel  

Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig

Dr. Saskia Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Gisela Manderla
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der 

Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Dr. Angela Merkel
Jan Metzler
Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans 

Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Elisabeth Motschmann
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Damit fahren wir fort in der Aussprache, und ich erteile 
das Wort dem Kollegen Karsten Hilse, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Landsleute! Der vorliegende Haushaltsent-
wurf und die Haushaltsdebatte unterscheiden sich in 
mancher Hinsicht von denen der vergangenen Jahre: ein 
massiver Schuldenaufbau in einem in den letzten Jahren 
nicht mehr dagewesenen Ausmaß; Milliarden Euro wer-
den geparkt, um das Volk noch bis zu den Bundestags-
wahlen – falls sie denn stattfinden – beruhigen zu können. 

War man in den letzten Jahren noch bemüht, das Ver-
schleudern von Milliarden Euro der deutschen Steuerzah-
ler zu verschleiern und den Bürgern Sparsamkeit vorzu-
gaukeln, schmeißt man heute das Geld für jedermann 
sichtbar zum Fenster hinaus.

(Beifall bei der AfD)

Sprach in der letzten Legislaturperiode mit Frau 
Hendricks noch eine Umweltministerin, die zwar ideolo-
gisch verblendet war, aber wenigstens noch Fachwissen 
hatte, müssen wir uns in dieser Legislaturperiode Reden 
anhören, die anscheinend aus einer Phrasendreschma-
schine gefallen sind, bejubelt von den Genossen, die auf-
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grund der infantilen und inhaltslosen Reden der Kanzle-
rin offensichtlich keine Ansprüche mehr an Gehalt stel-
len.

(Zuruf des Abg. Oliver Krischer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wichtig scheint in der heutigen Zeit nur noch zu sein, 
die Menschen in Angst und Panik zu versetzen, um alle 
möglichen sinnlosen Ausgaben und die mutwillige Zer-
störung unserer wirtschaftlichen Grundlagen zu begrün-
den.

(Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: Wer 
schürt denn hier Angst und Panik?)

Da das Ende der Welt durch das Klimafegefeuer noch in 
weiter Ferne zu liegen scheint, musste ein Katalysator 
her, mit dem man die Große Transformation beschleuni-
gen kann. Schon zu Beginn der zur Pandemie ausgerufe-
nen Politikkrise machten NGOs wie Agora deutlich, 
wohin die Reise gehen soll: die Zerstörung aller Wirt-
schaftszweige, die man nicht klimaneutral wieder auf-
bauen kann.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei dieser Gelegenheit könnte man, wie in der DDR nach 
dem Krieg, gleich mal die großen Konzerne teilverstaat-
lichen – siehe Lufthansa –, bevor man sie zur Bedeu-
tungslosigkeit zusammenschrumpft und dann komplett 
übernehmen kann. Der Abbau von 50 000 Stellen ist be-
reits angekündigt. Egal – Flugzeuge sind eh Teufelszeug, 
die die allgegenwärtige und immer schlimmer werdende 
Klimakrise verschärfen.

Die Klimakrise existiert zwar nur in den Köpfen eini-
ger Fantasten wie Greta und Co sowie ihrer Stichwortge-
ber, sogenannter Klimawissenschaftler, der Homöopa-
then unter den Wissenschaftlern, wie sie der Kabarettist 
Vince Ebert mal so treffend bezeichnete.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD)

Aber wenn man eine Lüge ständig wiederholt, wird sie 
eben zur Wahrheit; das wussten schon Demagogen in 
finstersten Zeiten.

Hat man die Menschen vor Corona mit täglichen Hor-
rornachrichten über eine angebliche Steigerung der An-
zahl von Extremwettern, Hurrikans und über einen rasant 
steigenden Meeresspiegel – die offiziellen Statistiken 
beweisen das Gegenteil – malträtiert,

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

so sind es heute Inzidenzwerte, die den Menschen Angst 
einflößen und die Alternativlosigkeit der Maßnahmen 
begründen sollen, die unsere Freiheit in einem seit 1949 
nie dagewesenen Maße aushebeln.

(Zuruf des Abg. Sven-Christian Kindler 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Hat man die Menschen erst einmal in diese Art von 
Schockstarre versetzt, kann man all die Maßnahmen, 
die man sonst mühsam erklären müsste, einfach so durch-
winken und dafür sogar noch Schulden aufnehmen, als 

gäbe es kein Morgen. All das ist natürlich zum Wohle der 
Bürger, die vergessen sollen, dass die Schulden von heute 
die Steuern von morgen sind.

Direkt und indirekt sollen fast 27 Milliarden Euro für 
die Klimarettung ausgegeben werden, knapp 11 Milliar-
den Euro für die Übernahme eines Teils der Förderung für 
das untaugliche EEG und weitere knapp 16 Milliarden 
Euro, die in den verschiedenen Ressortplänen versteckt 
sind, plus 2,7 Milliarden Euro beim BMZ, um Klima-
schutz und Klimaneutralität zu erreichen.

Dabei ist jedem Menschen, der klar im Kopf ist, weil er 
keine ideologische Brille trägt, bewusst, dass all diese 
Klimamaßnahmen dem Klima nichts nützen. Natürlich 
profitieren einige wenige davon: die raffgierigen EEG- 
Dauersubventionsempfänger aus der Wind- und Solar-
branche; die zahlreichen Klimamanager, die sonst nie-
mand bräuchte; die in ihrer Mehrzahl korrupten Politiker 
in den Entwicklungsländern, die so tun, als würden sie 
sich für das Klima interessieren.

Nicht zu vergessen sind hier die zahlreichen Klimafor-
schungsinstitute und NGOs mit ihren Bataillonen grüner 
Fußtruppen, die – bildlich gesprochen – auch mal über 
Leichen gehen, wenn sie den „Hambi“ oder den „Danni“ 
retten. Doch das Klima hat davon nichts. Sollte Ihre 
Hypothese stimmen – für die es keinen einzigen wissen-
schaftlichen Beweis gibt – und verschwände Deutschland 
in Jahresfrist komplett von der Klimalandkarte, würde 
sich die globale Mitteltemperatur um ganze 
0,000653° Celsius weniger erhöhen.

„Das ist weniger, als die Katze unterm Schwanz trägt“, 
hätte meine Oma gesagt. Sie appellierte immer an die 
Vernunft der Menschen, und für Ihre Fantastereien hätte 
sie nur ein müdes Lächeln übrig. Ausgelacht hätte sie Sie 
bei dem Gedanken, dass Sie einer Frau hinterhertrotten, 
die noch vor zwölf Jahren sagte – ich zitiere aus der 
„FAZ“ mit Ihrer Genehmigung –:

Deutschland mache sich „lächerlich“, wenn es sich 
dadurch ein „gutes Gewissen“ machen wolle, dass 
Atom- und Kohlekraftwerke stillgelegt würden, und 
gleichzeitig Strom, der aus denselben Energieträ-
gern erzeugt worden sei, aus den Nachbarländern 
importiert werde.

Zitat Ende.

(Beifall bei der AfD)

Also, selbst laut unserer Gott-Kanzlerin machen Sie sich 
hier alle lächerlich, und da bin ich mit ihr ausnahmsweise 
mal einer Meinung.

Wir fordern deshalb, den Energie- und Klimafonds 
aufzulösen und die Erhebung von Einnahmen aus jedwe-
der CO2-Bepreisung, welche aktuell zur Finanzierung 
dieses Fonds genutzt werden, zu unterlassen. Da wir 
natürlich den Klimawandel – wie es einige von Ihnen, 
die entweder schwerhörig oder schwer von Kapee sind, 
behaupten – nicht leugnen,

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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fordern wir, wie übrigens seit 2018, die Einrichtung eines 
Klimawandelfolgen-Anpassungsfonds, der die nächsten 
Generationen in die Lage versetzt, auf eventuelle nega-
tive Auswirkungen des natürlichen Klimawandels zu rea-
gieren.

(Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: „Natür-
lich“!)

Und für alle Quer- und Klardenker: Wir sehen uns am 
Samstag für Frieden, Freiheit und Demokratie.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Oh je! – Helin Evrim Sommer [DIE 
LINKE]: Hinterm Mond leben! – Stefan Müller 
[Erlangen] [CDU/CSU]: Wieder Polizeibeamte 
provozieren!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hilse. – Als nächster Red-

ner erhält das Wort der Kollege Dr. Georg Nüßlein, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen! Meine 

Herren! Herr Hilse, wenn Sie von „schämen“ reden, 
dann empfehle ich Ihnen dringend, noch mal Ihre Rede 
anzuhören.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Karsten Hilse [AfD]: Mache ich!)

Das macht Sinn. Ich bin seit 2002 im Deutschen Bundes-
tag, aber eine solche Ansammlung von Unverschämthei-
ten, von Ignoranz, von Unanständigkeiten,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

eine solche Hetztirade zu einem Thema, das uns allen 
miteinander eigentlich wichtig sein sollte, habe ich noch 
nie gehört.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man kann unterschiedlicher Auffassung sein; aber was 
Sie gerade in herabwürdigender Weise zu allen hier im 
Haus, zu vielen Bürgerinnen und Bürgern, insbesondere 
denjenigen, die erneuerbare Energien betreiben, gesagt 
haben, macht einen fassungslos, vollständig fassungslos.

(Andreas Bleck [AfD]: Dann waren Sie 2020 
aber nicht oft im Plenum, Herr Nüßlein! – 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist einfach Hetzerei!)

Was und wie Sie es vortragen, ist auch gegenüber dem 
Haus hier unangemessen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Nun kann man sagen: Den Klimawandel gibt es nicht. – 
Das ist Ihre Position.

(Andreas Bleck [AfD]: Dann haben Sie wieder 
nicht zugehört! Zuhören und hinhören!)

– Dann präzisiere ich und sage, dass Sie behaupten, den 
menschgemachten Klimawandel gibt es nicht. Sie sind 
zufrieden mit der Präzision? – Sehr schön, wunderbar. 
Das können Sie so sehen. Die Mehrheit hier im Haus sieht 
das allerdings durchaus anders.

Ich möchte an dieser Stelle eines ganz besonders unter-
streichen: Es ist uns in dieser Legislatur gelungen, Maß-
nahmen für den Klimaschutz zu beschließen, die nicht in 
hohem Maße abhängig von der Frage sind: Geht es der 
Wirtschaft gut, oder geht es ihr schlecht? Ich hatte die 
Sorge, dass dann, wenn es nicht mehr so läuft wie im 
letzten Jahr – das ist gerade mal ein Jahr her –, plötzlich 
all die Dinge, die wir beschließen, infrage gestellt wer-
den. Darum war es aus Sicht der Unionsfraktion wichtig 
und richtig, dass wir eben nicht mit Zwang, nicht mit 
ordnungspolitischen Maßnahmen Klimaschutz voran-
bringen. Vielmehr haben wir gesagt: Lasst uns einen 
Klimaschutz machen, der technologieoffen ist, der markt-
wirtschaftlich orientiert ist und bei dem wir insbesondere 
auf Forschung, Entwicklung und Technologie setzen. – 
Das ist das Entscheidende.

(Carina Konrad [FDP]: Warum haben Sie das 
nicht gemacht?)

Wir werden uns nach dieser Krise über die Frage unter-
halten müssen, wie wir die Konjunktur wieder in Gang 
bringen, und dabei spielt natürlich der Klimaschutz eine 
wichtige Rolle; denn dieses Thema – etliche Kollegen 
haben es vorhin ja beschrieben – bewegt die ganze 
Welt. Und unsere Idee, meine Damen und Herren, ist, 
dass wir als Deutschland die Technologien dafür liefern 
werden, und darauf bereiten wir uns vor.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Andreas Bleck [AfD]: Das ist 
aber nur ein frommer Wunsch!)

Deshalb machen die von Ihnen vorhin gegeißelten Mil-
liardeninvestitionen Sinn.

Natürlich haben wir uns auch Gedanken über die so-
ziale Dimension gemacht; die Umweltministerin hat vor-
hin das Thema „Vermieter, Mieter“ angesprochen. Ich 
glaube nicht, dass Umverteilung die Lösung ist. Vielmehr 
sind Anreize, zum Beispiel die Heizung auszutauschen, 
der richtige Weg an dieser Stelle. Aber wir sehen natür-
lich die Problematik. Wir machen uns Gedanken über das 
Verhältnis Stadt/Land; darum hat mich die Rede von 
Herrn Kindler vorhin ein bisschen erschreckt, weil er 
offenkundig nur die Stadtperspektive vorgetragen hat, 
nämlich nur den Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs 
und sonst nichts. Wir machen uns natürlich auch Gedan-
ken über die Frage, wie unsere Mobilität auch über Gren-
zen hinweg erhalten bleibt. Ich teile in keiner Weise das, 
was vorhin der Kollege Kindler zum Thema „Lufthansa“ 
gesagt hat. Das ist nicht unsere Politik; das ist beim bes-
ten Willen nicht unser Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Andreas Bleck [AfD]: Ab 2021 vielleicht 
schon!)

– So, jetzt quaken Sie doch nicht immer dazwischen. 
Hören Sie zu, da lernen Sie was bei der Gelegenheit. 
Das macht Sinn.
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(Andreas Bleck [AfD]: Von Ihnen lernt man 
nichts!)

Zur EU. Die Diskussion, ob man das Klimaschutzziel 
der Europäischen Union anheben sollte, wurde von ver-
schiedenen Seiten schon angesprochen. Das scheint 
offenbar Common Sense zu sein. Wir nehmen das zur 
Kenntnis, weisen als Union aber ausdrücklich auf die 
Schwierigkeiten gerade auch für unsere Wirtschaft und 
auf die Risiken für den letzten verbliebenen Industriestaat 
in Europa hin. Deshalb: Wenn man auf 55 Prozent kom-
men möchte, dann brauchen wir innerhalb der EU-Staa-
ten eine andere Form der Lastenverteilung. Es kann nicht 
sein, dass Deutschland überbordend diese Last trägt und 
wir am Schluss zu einer Deindustrialisierung unseres 
Landes kommen. Das ist ganz entscheidend; denn es 
geht uns beim Klimaschutz ja nicht darum, Industrien 
zu verlagern, damit die nationale Statistik stimmt, son-
dern es geht uns darum, dafür zu sorgen, dass sich diese 
Industrien CO2-orientiert fortentwickeln können, dass sie 
Rohstoffe einsparen. Und mindestens auf dieses Argu-
ment des Rohstoffsparens könnte sich aus meiner Sicht 
auch die AfD einlassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Andreas Bleck [AfD]: Das machen Sie aber 
nicht!)

– Natürlich machen wir das.

Ich habe vorhin von Technologieoffenheit gesprochen. 
Dieses Thema beschäftigt mich momentan ganz massiv; 
deshalb spreche ich an dieser Stelle die Ministerin noch 
mal ausdrücklich an. Das, was Sie mit der THG-Quote 
erreichen wollen, ist unterambitioniert. Wir wollen da 
mehr machen, wir brauchen mehr moderne Bio-
kraftstoffe; denn im Jahr 2030 wird es auch 40 Millionen 
andere Kraftfahrzeuge geben, und die müssen mit etwas 
betrieben werden. Wir wollen das möglichst CO2-orien-
tiert voranbringen. Deshalb die dringende Bitte: Wir wer-
den dieser Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richt-
linien der EU, so wie Sie sie vorschlagen, nur dann 
zustimmen, wenn wir hier ambitionierter sind, wenn wir 
hier auf mehr Klimaschutz, gerade auch bei den Verbren-
nungsmotoren, setzen. Das ist uns wichtig. Das ist uns ein 
Anliegen, weil es hier um Technologieoffenheit, aber 
auch um Zukunft der Mobilität geht, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage Ihnen auch: Ich verfolge mit großer Sorge, 
was im Hinblick auf die Euro-7-Abgasnorm diskutiert 
wird. Das scheint mir der Versuch zu sein, den Verbren-
nungsmotor endgültig aus dem Rennen zu kegeln.

(Karsten Hilse [AfD]: Das ist so! – Andreas 
Bleck [AfD]: Richtig!)

Das sehen wir mit Sorge; denn es besteht an dieser Stelle 
keine Notwendigkeit. Da geht es nicht um Klimaschutz, 
da geht es um ganz andere Dinge, und die lehnen wir ganz 
explizit ab.

(Karsten Hilse [AfD]: Da werden wir Sie dran 
erinnern, Herr Nüßlein!)

– Sie werden sehen.

Nun hatten die Vorredner auch recht, die gesagt haben: 
Es geht bei der Umweltpolitik nicht nur um das Thema 
Klimaschutz. – Ich unterstreiche all das, was zum Thema 
„Biodiversität und Naturschutz“ gesagt wurde. Das ist 
mir persönlich ein Herzensanliegen; das sage ich ganz 
offen. Ich sehe mit Wohlwollen, wie wir die Themen 
Insektenschutz und Auenrenaturierung mit diesem Haus-
halt voranbringen, will aber darauf hinweisen, dass hier-
bei der deutsche Wald eine besondere Rolle spielen muss. 
Wir geben eine Menge Geld für den Waldumbau aus und 
müssen uns stärker auf die Frage fokussieren: Wie sehen 
denn dort eigentlich die Lebensräume für die Tiere aus? 
Das ist ganz entscheidend. Da geht es nicht nur um Wild, 
aber es geht auch um Wild; es geht aber auch um all die 
anderen Tierarten, denen man einen Lebensraum bieten 
muss. Deshalb müssen wir auch da ambitionierter wer-
den. Beispielsweise sollte es bei der Novelle des Bundes-
jagdgesetzes nicht nur darum gehen, Lebensraumanaly-
sen zu erstellen, sondern es sollte auch darum gehen, 
diesen Lebensraum positiv für die Tiere zu verändern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zum Thema Kreislaufwirtschaft. Da gibt es eine Men-
ge an Symbolpolitik, zum Beispiel das Verbot bestimmter 
Einwegplastikprodukte. Nun ist bekanntermaßen Sym-
bolpolitik auch immer entscheidend und wichtig – muss 
man natürlich machen –;

(Judith Skudelny [FDP]: Nee! – Karsten Hilse 
[AfD]: Wieso muss man Symbolpolitik 
machen?)

aber mir geht es mehr darum, das Thema jenseits der 
Symbole und der Verbote wirklich voranzubringen, 
indem wir mehr Rezyklate einsetzen. Wir müssen diese 
Rezyklat-Senken identifizieren, und das BMU, meine 
Damen und Herren, muss hier dringend Branchendialoge 
organisieren. In einer Zeit billigen Öls kommen wir in die 
Situation, am Schluss Recyclingmaterialien nicht einset-
zen zu können. Das, muss ich sagen, ist bedauerlich.

Ich will auch noch mal unterstreichen, was vorhin zum 
Thema „Einweg/Mehrweg“ gesagt wurde. Ich glaube, der 
richtige Weg ist, jenseits aller Ökobilanzen von allem das 
Beste und das Zweckmäßige einzusetzen, dann kommen 
wir umweltpolitisch, pragmatisch und sinnvoll voran. 
Das ist ein Anliegen der Union, und ich bitte herzlich 
um Unterstützung bei solcher Gelegenheit.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Nüßlein.

Herr Kollege Grundmann, zunächst einmal möchte ich 
Sie dafür ausdrücklich loben, dass Sie vorbildlich – im 
Gegensatz zu anderen Kolleginnen und Kollegen aus ver-
schiedenen Fraktionen – zum Telefonieren mit dem Han-
dy den Plenarsaal verlassen haben. Allerdings muss ich 
Sie im Rahmen meiner pädagogischen Aufklärungs-
pflicht darauf hinweisen, dass das Handy selbst kein 
Mund-Nase-Schutz ist.

(Heiterkeit)
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Nächste Rednerin ist die Kollegin Judith Skudelny, 
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Judith Skudelny (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meine Kol-

legin Ulla Ihnen hat das Zahlenmaterial dieses komm-
enden Haushaltes, des letzten Haushaltes dieser Regie-
rung, sehr genau beleuchtet. Ich möchte die Gelegenheit 
nutzen, um mal zu schauen, was wir eigentlich mit dem 
Geld der Haushalte der vergangenen Jahre gemacht 
haben und was wir jetzt mit dem Geld des kommenden 
Haushaltes inhaltlich machen werden.

Ich muss leider sagen: Meine Analyse dessen, was mit 
dem Geld gemacht worden ist, lautet: Es wurde unwirk-
sam eingesetzt. Die Politik der Bundesregierung ist 
unkooperativ und vor allem technologiefeindlich.

(Beifall bei der FDP)

Das werde ich jetzt an drei Beispielen klarmachen.

Ihre Klimapolitik ist unwirksam. Das Klima schützt 
man, indem man verhindert, dass CO2 in die Atmosphäre 
entweicht. Sie haben mit Ihrer CO2-Steuer den CO2-Aus-
stoß einfach nur teuer gemacht. Damit wird kein einziges 
Kilogramm CO2 gespart. Ihre Politik hilft dem Klima 
nicht, ist teuer und schadet der Wirtschaft.

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU])

Das Wirksamste, was Sie für den Klimaschutz getan 
haben, ist, den Lockdown zu beschließen. Das ist wiede-
rum eine wirtschaftspolitisch schwierige Maßnahme; sie 
dient auch nicht zwingend eins zu eins dem Umwelt-
schutz. Es wäre besser gewesen, einen nationalen CO2- 
Handel zu implementieren, der dann auf die europäische 
Ebene ausgeweitet werden könnte. Das würde eine 
Explosion der Innovation bringen. Wir brauchen Technik, 
die global angewandt werden kann, und wir müssen so 
viel CO2 sparen, wie es für den Euro möglich ist. In 
beiden Punkten haben Sie leider versagt; da könnten Sie 
besser werden.

(Beifall bei der FDP)

Ihre Klimapolitik ist unkooperativ. Das sieht man im 
Bereich des Insektenschutzes. Umweltpolitik ist immer 
ein Querschnittsthema. Umweltpolitik muss immer mit 
der Wirtschaft und mit der Landwirtschaft zusammen-
arbeiten, muss in vielen Feldern unterschiedliche Argu-
mente abwägen und in eine Balance bringen. Wichtig 
wäre dies auch im Bereich der Umwelt- und Landwirt-
schaftspolitik.

Was aber sehen wir da? Die Umweltministerin und die 
Landwirtschaftsministerin liefern sich öffentliche Debat-
ten. Während der letzten drei Jahre wurde ein Insekten-
schutz-Gesetz immer wieder angekündigt; sie konnten 
sich aber nicht mal mehr auf ein Feigenblatt des kleinsten 
gemeinsamen Nenners einigen. Das ist ein Armutszeug-
nis für die Bundesregierung, und das ist vor allem ein 
Armutszeugnis für die Insekten- und Artenschutzpolitik 
in Deutschland.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ihre Klimapolitik ist technologiefeindlich. Meine 
Damen und Herren, ich möchte hier mal ein großes Plä-
doyer für die synthetischen Kraftstoffe, für die stromba-
sierten Antriebsstoffe halten. Diese haben das Potenzial, 
die Luft sauberer zu machen. Sie haben das Potenzial, das 
Klima zu schützen. Bereits hergestellte Fahrzeuge kön-
nen mit synthetischen Kraftstoffen länger genutzt und 
gefahren werden. Es gibt nichts Nachhaltigeres, als lang-
lebige Dieselfahrzeuge klimaneutral weiter zu nutzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber anstatt sich dafür einzusetzen, bekämpft das 
Umweltministerium die Zulassung dieser Kraftstoffe 
und benachteiligt sie in mannigfaltiger Form. Bei der 
Luftreinhaltung haben sie 2018 keinerlei Anwendung 
gefunden. Beim Klimaschutz auf europäischer Ebene 
gibt es keine Anrechnung auf die Flottengrenzwerte. 
Bei der Zulassung 2019 hat die Umweltministerin ver-
hindert, dass synthetische Kraftstoffe im Individualver-
kehr angewandt werden. Und jetzt bei der RED-II-Richt-
linie setzen Sie wieder einfach nur auf Elektromobilität.

Wenn wir nicht technologieoffen agieren, dann erwei-
sen wir nicht nur dem Klimaschutz, sondern auch der 
Umweltpolitik insgesamt einen Bärendienst. Lassen wir 
unsere Ingenieurinnen und Ingenieure gute Arbeit leisten 
und unsere Umwelt schützen, anstatt ihnen die falschen 
Lösungen planwirtschaftlich zu diktieren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Klimaneutrale Kraftstoffe, chemisches Recycling, 
moderne Pflanzenschutzmittel und Produktionsmetho-
den – es gibt viele Dinge, bei denen wir Luft nach oben 
haben. Frau Ministerin, Ihnen läuft die Zeit davon. Nut-
zen Sie die letzten Monate Ihrer Regentschaft,

(Carsten Träger [SPD]: „Regentschaft“? Da 
haben Sie etwas verwechselt!)

um eine viel bessere Umweltpolitik mit unserem Geld zu 
machen als in der Vergangenheit!

An dieser Stelle möchte ich noch ein persönliches Plä-
doyer abgeben. Wir sind ein Parlament. Wir tragen die 
Entscheidung. Wenn wir dem Umweltministerium Geld 
zur Verfügung stellen, weil wir für unsere Entscheidungs-
grundlage Informationen brauchen, dann erwarten wir, 
dass die Umweltministerin diese auch aufbereitet.

(Beifall bei der FDP – Marie-Luise Dött [CDU/ 
CSU]: Genau! Sehr richtig!)

Im letzten Umwelthaushalt haben wir Gelder zur Verfü-
gung gestellt, um eine Ökobilanz zu erstellen, damit wir 
nicht auf Basis gefühlter Wahrheiten agieren – oder popu-
listisch, wie es der Kollege gesagt hat –, sondern damit 
wir echte, bodenständige, funktionierende, wirksame 
Umweltpolitik machen. Die Umweltministerin hat ein 
Jahr lang ignoriert, dass dieses Parlament wollte, dass 
das Geld dafür eingesetzt wird. Frau Ministerin, Sie 
haben noch einmal das Geld bekommen. Sie haben von 
Ihrer Regierung, von Ihrem Parlament eine Frist gesetzt 
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bekommen. Setzen Sie den Auftrag um! Nehmen Sie die 
parlamentarische Demokratie ernst, und legen Sie die 
Umweltbilanzen vor!

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Marie- 
Luise Dött [CDU/CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Skudelny. – Als nächster 

Redner erhält das Wort der Kollege Ralph Lenkert, Frak-
tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! In diesem Haushalt gibt es erstaunlicherweise so gut 
wie nichts zu Deutschlands Wasserhaushalt, und das ist in 
Anbetracht der Klimaänderungen zumindest fahrlässig.

(Beifall bei der LINKEN – Karsten Hilse 
[AfD]: Das ist so schade! Das stimmt!)

Wie soll die Trinkwasserversorgung bei sinkenden 
Pegeln von Flüssen und Grundwasser zukünftig sicher 
sein? Woher kommt das Wasser für Industrie und Land-
wirtschaft in zukünftigen Dürrephasen? Wie erhalten wir 
Fische, Amphibien, Eisvögel und Insekten am Leben 
angesichts von austrocknenden Flüssen und Seen? Noch 
einmal: Zum Thema Wassermanagement fand ich nichts 
im Haushalt.

(Karsten Hilse [AfD]: Stellen Sie einen Ände-
rungsantrag!)

Entschuldigung, fast nichts: 10 Millionen Euro für die 
Vernetzung von Gewässern im Maßnahmenplan „Blaues 
Band Deutschland“, homöopathische 900 000 Euro im 
Forschungshaushalt zur Erforschung von wasserwirt-
schaftlicher Planung und Hochwasserschutz, aber immer-
hin 100 Millionen Euro in der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ für Hochwasservorbeugung und Umgang mit Nied-
rigwasser. Darüber war ich erfreut. Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
Und ich suchte weiter: Gelder, um Starkregen zur 

Bewässerung von Städten zu nutzen, Maßnahmen, um 
Hochwasser zu nutzen, um stillgelegte Tagebaue zu flu-
ten, Wassermanagementmaßnahmen, um sinkende 
Grundwasserpegel wieder anzuheben, Pilotprojekte für 
Melioration, Be- und Entwässerung von Ackerböden. 
Kolleginnen und Kollegen, Sie ahnen es sicherlich: Ich 
fand nichts. – Und das ist grob fahrlässig.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich kenne Ihren Einwand: Wassermanagement ist Län-

dersache. – Ja, und die Länder kämpfen. Die rot-rot-grüne 
Landesregierung in Thüringen versucht, stillgelegte 
Wasserspeicher wieder in Betrieb zu nehmen, soweit 
dies finanziell möglich ist. In Unterfranken und in der 
Oberlausitz sinken die Grundwasserpegel. Kreise und 
Kommunen bohren die Brunnen tiefer; das ist keine 
Dauerlösung. Bei Frankfurt/Oder ist das Trinkwasser 
für 65 000 Bürgerinnen und Bürger gefährdet, weil durch 
die Abwässer der Braunkohlenförderung zu viel Sulfat in 

der Spree ist. 10 Millionen Euro kostet die Aufbereitung 
des Wassers, aber die Braunkohletagebaubetreiber sind 
nicht beteiligt. Unfassbar!

(Beifall bei der LINKEN)
Millionen Menschen in Berlin, an Rhein und Ruhr be-
kommen ihr Trinkwasser aus Uferfiltrat. Kraftwerke 
und Industrie brauchen Brauchwasser aus unseren Flüs-
sen. Steht das in zehn Jahren noch ausreichend zur Ver-
fügung?

Für uns als Linke ist Wassermanagement eine gesamt-
deutsche Aufgabe, die unverzüglich anzufangen ist.

(Beifall bei der LINKEN)
In einem ersten Schritt fordern wir 50 Millionen Euro für 
unsere Flüsse, damit sie durchgängiger sind und Wander-
fischarten eine Chance haben. Ja, der Bund muss da 
vorangehen und etwa bei Bundeswasserstraßen Querbau-
werke zurückbauen. Der Bund muss mehr forschen, da-
mit beim zukünftigen Wasserangebot genügend Wasser 
in einer Kaskadennutzung für alle Bereiche zur Verfü-
gung steht. Wenn Sachsen, Thüringen und Sachsen- 
Anhalt bei der Bewirtschaftung der Oberläufe der Flüsse 
keine Hilfe erhalten, kommt irgendwann in Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein kein Elbewasser mehr an.

Noch einmal: Damit auch bei langen Dürrephasen für 
die Menschen genügend Trinkwasser zur Verfügung 
steht, damit kritische Infrastrukturen mit Wasser versorgt 
werden, fordert Die Linke eine Nutzungskaskade für 
Wasserentnahmen. Wir brauchen eine enge Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern.

(Beifall bei der LINKEN)
Kolleginnen und Kollegen, die Regendefizite 2018, 

2019, 2020 in großen Teilen Deutschlands warnen uns. 
Maßnahmen zum Wassermanagement brauchen Zeit. Wir 
müssen jetzt anfangen und investieren. Aber in diesem 
Umwelthaushalt ist nichts Zukunftsweisendes zu finden. 
Er ist so staubig wie ein ausgetrocknetes Flussbett.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lenkert. – Ich glaube, es 

war der Kollege Houben, der glaubte, das Handy sei eine 
Maske.

Nächster Redner ist der Kollege Gerhard Zickenheiner, 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gerhard Zickenheiner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Ministerin, Sie haben es nicht leicht in diesem Kabinett. 
Sie halten hier den Kopf dafür hin, dass mit Ihrem Budget 
die Ziele des Ministeriums für Umwelt nicht zu erreichen 
sind.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Wieso das 
denn?)
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Dabei verweisen die 0,6 Prozent des Gesamthaushaltes 
für Ihr Haus schon darauf, dass es die Bundesregierung 
ist, die die Klima- und Umweltkrise als größte Gefahr der 
Menschheit zwar formal anerkennt, aber mit dem Haus-
halt in keiner Form im nötigen Umfang angeht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Droht die Lufthansa abzustürzen, dann versucht die 
Regierung, dies mit allen Kräften zu verhindern, übrigens 
mit dem Dreifachen Ihres Jahresbudgets. Gleichzeitig 
geht ein großer Teil unserer flugfähigen Biomasse in 
Form von Insekten und Vögeln vor die Hunde, obwohl 
diese bekanntlich die weitaus größere Relevanz für die 
Überlebensfähigkeit unserer Bevölkerung hat. Es ge-
schieht nichts, was nach Meinung der Fachleute auch 
nur annähernd in der Lage ist, das ernsthaft zu verhin-
dern. Klima, Fauna, Luftqualität etc. dito.

Diese Regierung hat es mit diesem Haushalt auch für 
das letzte Jahr der Legislaturperiode verpasst, die Zu-
kunft dieses Landes in die Hand zu nehmen und ange-
messen auf die Bedrohungslage durch die Klimakrise, 
das Artensterben und den Biodiversitätsverlust zu reagie-
ren. Stattdessen müssen Sie Symbolpolitik fahren und 
Plastiktüten verbieten, aber nur die mitteldicken mit 15 
bis 50 Mikrometern, weil die Industrie und der Koali-
tionspartner sonst erschrecken könnten.

(Andreas Bleck [AfD]: Haben Sie nicht mal 
dafür gestimmt?)

Dementsprechend kann die Perspektive nur mager 
sein. In Form des Plastiktütenscheinangriffes heißt das: 
Die restlichen 99 Prozent des deutschen Kunststoffver-
brauches bleiben davon unberührt. Viel stärker aber als 
dieses Scheingefecht gegen den Plastikverbrauch sorgt 
mich die Umsetzung des eh schon ambitionslosen Klima-
schutzgesetzes. Frau Ministerin, Sie schreiben auf Ihrer 
Website: „Dass Deutschland seine Klimaziel verfehlt, 
darf sich nicht wiederholen.“

Wir haben kürzlich die einfache Frage an die Bundes-
regierung gestellt, wer diese Klimaschutzmaßnahmen 
eigentlich umsetzen soll.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

SPD-Fraktion?

Gerhard Zickenheiner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Nein. – Wer dämmt die Häuser? Wer plant die Radwe-
ge? Wer baut die Netze? – und so weiter. Und in der 
Antwort auf unsere Frage ging dann das Gestottere los. 
Detaillierte Zahlen – Fehlanzeige, aber für fast alle Berei-
che wie Bau, Forst etc. wurde für Planung sowie Umset-
zung bescheinigt, dass bereits seit Jahren ein enormer 
Mangel an Fachkräften besteht. Vom Fachkräftemangel 
hat man ja schon einmal etwas gehört, aber bei dem 
Erstellen des Gesetzes hat das anscheinend niemand 
bedacht. Dabei addieren sich drei Faktoren auf fatale 
Weise zusammen. Erstens sind alle benötigten Berufs-
gruppen schon jetzt Mangelware. Zweitens brauchen 
wir aufgrund des Klimaschutzgesetzes zusätzliche Fach-

kräfte. Und drittens kommen noch die ebenfalls bekann-
ten demografisch bedingten Rückgänge bei den Erwerbs-
tätigen in den kommenden Jahren verschärfend hinzu.

Es gibt nicht einmal eine Studie, geschweige denn eine 
wissenschaftliche Aufarbeitung zur Frage, wie es um die 
Deckung des Personalbedarfs Ihres Klimapaketes bestellt 
ist, obwohl klar ist, dass Ihr Klimaschutzgesetz von vorn-
herein zum Scheitern verurteilt ist, wenn die Fachleute 
fehlen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Diese fundamentale Grundlage herbeizuschaffen, 

müsste sogar mit Ihrem Etat und dem der beteiligten 
Ministerien noch zu schaffen sein. Gehen Sie diese Auf-
gabe endlich an, und reagieren Sie auf die Ergebnisse, die 
Sie dann haben werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dass Deutschland seine Klimaziele verfehlt, darf sich 

nicht wiederholen. Daran werden nicht nur wir Sie mes-
sen.

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Die SPD-Fraktion 

hat um eine Kurzintervention gebeten, die ich erlaube, 
obwohl der nächste Redner auch von der SPD kommt. – 
Sie, Herr Zickenheiner, können zu Ihrem Platz gehen. – 
Bitte, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank, dass Sie die 

Kurzintervention ermöglichen.
Herr Kollege Zickenheiner, schade dass Sie die Zwi-

schenfrage nicht zugelassen haben. Ich habe gesehen: Sie 
kommen aus Lörrach und damit wie ich aus Baden-Würt-
temberg. Sie haben jetzt fünf Minuten lang vor allem die 
Bundesregierung, die Bundesumweltministerin, kritisiert

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Er hatte nur vier Minuten Redezeit!)

– dann waren es vier Minuten, hat ja gereicht –, die 
Bundesregierung würde die Klimaziele nicht erreichen, 
sie sei zu wenig ambitioniert.

Herr Zickenheiner, ich möchte Sie einmal fragen: Wie 
erklären Sie sich dann eigentlich, dass Baden-Württem-
berg, wo die Grünen seit 2011 regieren, den Minister-
präsidenten und den Umweltminister stellen, bei Errei-
chung der Klimaziele deutlich hinter dem Bund liegt

(Ulli Nissen [SPD]: Hört! Hört!)
und dass Baden-Württemberg bei den eigenen Klimazie-
len viel weniger ambitioniert ist als der Bund? Wie erklä-
ren Sie denn das? Dort, wo die Grünen regieren, versagen 
sie doch beim Klimaschutz, und hier blasen sie die 
Backen auf. Was sagen Sie denn dazu?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP – Grigorios 
Aggelidis [FDP]: Das ist eine andere Bühne!)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kollege Zickenheiner, Sie können Herrn Dr. Rosemann 

antworten, wenn Sie möchten.
(Grigorios Aggelidis [FDP]: Da sind die Grü-
nen mal mit der Realität konfrontiert, nicht mit 
der Berliner Blase!)

Gerhard Zickenheiner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Kollege, ich darf darauf hinweisen: Wir sitzen 
hier im Bundestag und nicht im Landtag. Sie wissen, 
was Landesrecht ist und was Bundesrecht ist. Und dann 
schauen Sie sich bitte einmal seriös an, was in Baden- 
Württemberg in den letzten Jahren rauskam. Dann wer-
den Sie feststellen, dass es einfach so nicht richtig ist.

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Das ist so 
schwach! Das ist unter der Nulllinie! – Ulli 
Nissen [SPD]: Wie viele Windräder waren es 
noch? – Zuruf von der AfD: Sechs! Setzen!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Gut. – Der Befragte antwortet immer so, wie er es für 

richtig hält, ob uns das gefällt oder auch nicht.
Nächster Redner ist der Kollege Carsten Träger, SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Carsten Träger (SPD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Das ist natürlich die 

eine Erklärung, dass der Befragte so antwortet, wie er 
es für richtig hält, die andere ist: Er weiß einfach keine 
bessere Antwort.

(Beifall bei der SPD und der FDP)
Sie haben schon gewusst, warum Sie die Zwischenfrage 
nicht zugelassen haben, Herr Zickenheiner.

Bei allem Verständnis dafür, dass wir eine Opposi-
tionsrolle oder eine Koalitionsrolle einnehmen, und bei 
allem Verständnis dafür, dass wir so langsam, aber sicher 
auf ein Bundestagswahljahr zulaufen, sind solche Vor-
würfe, wie Sie sie hier erhoben haben, abgelesen haben, 
ein Griff in die grüne Mottenkiste. Sie können nicht allen 
Ernstes behaupten, wenn Sie sich eines anderen Politiks-
tils befleißigen als die Herren hier vom rechten Rand, 
dass beim Klimaschutz in dieser Regierungsperiode 
nichts erledigt worden wäre. Ich erinnere daran: Es gibt 
ein Klimaschutzgesetz, es gibt den Braunkohleausstieg, 
es gibt einen CO2-Preis, es gibt ein Klimapaket. All das 
mag Ihnen nicht genug sein, das können Sie gerne vor-
tragen, aber dass überhaupt nichts passiert wäre, das ist 
eine Formulierung, die ich schon von Ihrem 
Bundesgeschäftsführer gehört habe und die Sie jetzt 
hier ohne jede Reflektion wiedergeben. Das finde ich 
der Diskussion, die wir hier führen, nicht angemessen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Grigorios Aggelidis [FDP])

Kommen wir zum eigentlichen Thema, zum Einzel-
plan 16 dieses Haushalts. Es ist richtig: Wir haben eine 
enorme Schuldenaufnahme in diesem Gesamthaushalt zu 

tätigen. Aber es wird wohl niemand ernsthaft in Abrede 
stellen, dass wir uns in einer nie dagewesenen Notlage 
befinden, außer Herr Hilse vielleicht, der ja irgendwie – 
es ist schwer nachzuvollziehen – Corona, Klima und alle 
möglichen Verschwörungstheorien, die sonst noch im 
Netz unterwegs sind, mit Copy-and-paste zusammenge-
fügt hat, dazu noch eine gehörige Portion Unverschäm-
theiten und Beleidigungen an alle Abgeordneten und an 
alle Regierungsmitglieder dazugemischt hat, und fertig 
war die Haushaltsrede.

Niemand wird ernsthaft in Abrede stellen, dass wir uns 
in einer Notlage befinden. Deswegen ist es richtig, dass 
wir alle miteinander viel Geld in die Hand nehmen, um 
den Menschen in Not unter die Arme zu greifen, um 
ihnen in einer beispiellosen Bedrohungslage zu helfen, 
um sowohl Gesundheit und Leben zu schützen sowie 
die wirtschaftlichen und sozialen Folgen so weit wie 
möglich abzufedern.

Wir haben daneben auch noch andere Krisen, die wir 
eindämmen, zurückdrängen und bekämpfen müssen. Die 
eine – die Klimakrise – ist schon ausführlich von meinen 
Vorrednern gewürdigt worden: Der Klimawandel muss 
eingedämmt und zurückgedrängt werden. Die Folgen 
müssen bewältigt werden. Das andere Thema ist der bei-
spiellose Rückgang der Artenvielfalt in Deutschland. Das 
ist eine Krise, die nicht so oft im Vordergrund steht, die 
aber erstens kurzfristige Wirkung zeigt und zweitens 
auch in ihrer Bedeutung nicht minder schwergewichtig 
ist.

Deswegen freue ich mich, dass die Frau Landwirt-
schaftsministerin mittlerweile da ist. Frau Klöckner, ich 
kann es Ihnen nicht ersparen, ich möchte Sie auch an 
dieser Stelle heute wieder auffordern: Bitte lösen Sie 
die Bremse beim Thema Insektenschutz.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir haben im Koalitionsvertrag eine entsprechende Ver-
einbarung getroffen, dass wir diese Krise angehen wol-
len.

(Judith Skudelny [FDP]: Da stehen übrigens 
auch Ökobilanzen drin, wo Ihre Ministerin 
nichts macht!)

Schon im Sommer 2018, vor mehr als zwei Jahren, haben 
Sie im Kabinett die nötigen Grundsatzbeschlüsse gefasst, 
mit denen Ihnen und der Umweltministerin jeweils ein 
Päckchen Hausaufgaben mitgegeben wurde. Ich bin 
dankbar, dass Frau Schulze ihre Hausaufgaben gemacht 
hat

(Judith Skudelny [FDP]: Hat sie nicht!)
und einen Entwurf für ein Insektenschutz-Gesetz vorge-
legt hat, der das Parlament leider noch nicht erreicht hat,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Arbeitsverweige-
rung ist das!)

weil dies – das ist der Punkt, der Ihnen wehtun wird – 
vom Landwirtschaftsministerium blockiert wird. Der 
zweite Punkt – und das ist noch viel schlimmer – ist, 
dass Sie beim Aktionsprogramm Insektenschutz Ihre 
Hausaufgaben nicht gemacht haben. Sie haben noch nicht 
einmal Gesetzentwürfe vorgelegt. Es wird langsam aller-
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höchste Zeit, damit wir das Problem noch gemeinsam 
bewältigen können. Deswegen meine herzliche Bitte an 
dieser Stelle: Lösen Sie die Bremse, und sorgen Sie dafür, 
dass das gesamte Aktionsprogramm Insektenschutz oder 
wenigstens die Teile des Umweltministeriums sehr bald 
das Parlament erreichen, damit wir sie hier debattieren 
und dann auch beschließen können.

(Beifall bei der SPD)

Es freut mich, dass wenigstens das Parlament seine 
Hausaufgaben machen konnte. Wir haben die Mittel für 
das Bundesprogramm „Biologische Vielfalt“ kräftig auf-
gestockt. Herr Gädechens, Sie haben vorhin gesagt, dass 
nur die CDU/CSU das vorangetrieben hat. Einigen wir 
uns darauf: Wir haben es gemeinsam hingekriegt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich freue mich, dass es jetzt 45 Millionen Euro sind. 2013 
waren es noch 15 Millionen Euro, und es gab viele Frage-
zeichen, ob die Mittel überhaupt abfließen. Mittlerweile 
sind es 45 Millionen Euro, die Mittel fließen gut ab, und 
deswegen stehen sogar 20 Millionen Euro zusätzlich für 
die Zukunft in Rede. Das ist, finde ich, eine gute Ent-
scheidung im Rahmen dieses Haushalts.

Eine weitere gute Entscheidung – auch sie hat mit 
Artenschutz zu tun – ist, dass wir beim Thema Wolf 
noch mal 300 000 Euro für Forschungsprogramme bereit-
stellen, um die Detailfrage zu klären: Wie kann man Her-
denschutz auf Deichen und auf Almen besser organisie-
ren? Wir haben hier in diesem Haus schon oft über das 
Thema Wolf debattiert. Ich freue mich, dass er wieder da 
ist; eine in Deutschland heimische Art ist zurückgekehrt. 
Aber natürlich gibt es auch Probleme im Zusammenhang 
mit der Rückkehr des Wolfes. Die Lösung dieser Proble-
me besteht nicht darin, dass wir den Wolf wieder aus-
rotten, sondern darin, dass wir guten Herdenschutz betrei-
ben. Ich freue mich, dass es dazu positive Nachrichten 
aus Sachsen gibt, wo das schon besser funktioniert als in 
den letzten Jahren. Das ist der Beweis dafür: Wenn wir 
Herdenschutz ordentlich betreiben, dann wird er in Zu-
kunft auch besser funktionieren. Deswegen ist es gut, 
dass wir dieses Forschungsprojekt aufgesetzt haben.

(Karlheinz Busen [FDP]: Keine Ahnung! 
Null!)

Ich schließe mit einem Dank an die Tierschützer in 
Deutschland, an die Tierschutzvereine und an den Deut-
schen Tierschutzbund. Auch sie sind von der Coronakrise 
betroffen. Die Ehrenamtlichen können nicht mehr so 
arbeiten wie gewohnt; die Einnahmen sind weggebro-
chen. Wir alle wissen, dass Tiere treue und wichtige 
Begleiter für die Menschen in dieser Krise sind. Deswe-
gen ist es richtig, dass wir hier 5 Millionen Euro bereit-
stellen, um die Krisenfolgen abzustellen.

Herzlichen Dank für diesen Haushaltsentwurf!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Klaus- 
Peter Schulze [CDU/CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Träger. – Ich muss mich 

korrigieren: Es war vorhin nicht der Kollege Houben 
aus der FDP-Fraktion, sondern der Kollege Busen, der 
glaubte, dass ein Handy ein Mundschutz sei.

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Klaus-Peter 
Schulze, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Klaus-Peter Schulze (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau 
Bundesministerin! Bevor ich zum Thema komme, möch-
te ich noch mal kurz auf das eingehen, was der erste 
Redner, Herr Hohmann, uns hier vorgetragen hat. Er hat 
von „heißer Luft“ gesprochen. Ich möchte Sie daran erin-
nern, dass es einen engen Zusammenhang zwischen Luft-
temperatur und Photosyntheseleistung gibt – den kennen 
Sie vielleicht nicht –: Wenn die Temperatur dauerhaft 
über 25 Grad beträgt, wird die Photosynthese eingestellt, 
also die Grundlage allen Lebens auf dieser Erde. Daran 
sollte man sich bei allen unterschiedlichen Auffassungen 
zum Klimathema zurückerinnern – neunte Klasse, zwei-
tes Halbjahr.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Gestatten Sie, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, dass ich meine Rede mit einem Projekt aus meinem 
Wahlkreis beginne; es kommen noch zwei weitere. Ich 
möchte mich an dieser Stelle auch bei den beiden Haus-
hältern von der CDU/CSU und von der SPD dafür bedan-
ken, dass das Bundesamt für Strahlenschutz – eine 
Außenstelle wird ja in Cottbus angesiedelt – personell 
verstärkt wird. Hier wird die Bundesregierung also das 
Versprechen im Zusammenhang mit dem Strukturwandel 
halten und die entsprechenden Stellen schaffen.

Diese neue Außenstelle des Bundesamtes wird sich 
auch mit dem Thema Insektenschutz zu befassen haben. 
Es gibt mittlerweile wissenschaftliche Untersuchungen, 
die davon ausgehen, dass magnetische Felder auch einen 
Einfluss auf die Fortpflanzungstätigkeit und auf den 
Stoffwechsel von Insekten haben; dazu gibt es eine ganze 
Reihe von Studien. Deshalb haben wir an dieser Stelle 
sozusagen etwas für die Insektenforschung getan.

Das Thema Auenrenaturierung haben zwei Kollegen 
hier schon sehr intensiv angesprochen. Ich bin zwar 
froh, dass wir die finanziellen Mittel dafür aufstocken 
konnten, möchte an dieser Stelle aber darauf hinweisen, 
dass das alles nicht so einfach wird. Die Widerstände von 
Bürgerinitiativen und anderen gegen solche Maßnahmen 
sind ungebrochen. Da kann ich ein gutes Beispiel nennen. 
Wir hatten die Gelegenheit, uns mit der Parlamentari-
schen Gruppe „Frei fließende Flüsse“ im vergangenen 
September – Frau Kollegin Lemke war mit dabei; sie 
hat es eigentlich organisiert – an der Unteren Havel ein 
Paradebeispiel dafür anzuschauen, wie man die Bevölke-
rung mit einbezieht, Akzeptanz gewinnt und ein ganz 
tolles Projekt umsetzt. Ich möchte mich an dieser Stelle 
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auch beim Projektträger NABU ganz herzlich bedanken, 
dass er das mit großem Enthusiasmus über viele Jahre 
vorantreibt. Das ist ein gutes Beispiel in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und der Abg. Helin Evrim Sommer 
[DIE LINKE])

Das Thema Biodiversität ist ebenfalls schon genannt 
worden. Der Rückgang der Artenvielfalt ist ein Thema, 
das uns alle berührt. Ich freue mich, dass es jetzt auch die 
Haushälter erreicht hat und diese sich sehr stark dafür 
eingesetzt haben. Ich glaube, wir konnten den verfehlten 
Ansatz des Umweltministeriums deutlich verbessern. 
Danke dafür!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Marie-Luise Dött [CDU/CSU])

Wenn man über Biodiversität spricht, dann muss man 
auch einmal auf die Teichwirtschaften schauen. Es gibt 
25 000 Hektar davon in Deutschland; 1 600 Hektar liegen 
in meinem Wahlkreis. Sie sind akut gefährdet, und zwar 
nicht nur, weil wir weniger Niederschläge haben, son-
dern – wie bei mir in der Region – auch durch den Kohle-
ausstieg, weil das gehobene Grubenwasser fehlen wird; 
Herr Lenkert ist auf diese Problematik schon eingegan-
gen.

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Genau!)

Ich möchte an dieser Stelle daran erinnern, dass unser 
damaliger Umweltminister Klaus Töpfer bereits Anfang 
der 90er-Jahre ein entsprechendes Projekt aufgelegt hat 
und im Juli 1994 hier im Deutschen Bundestag – nicht 
hier, sondern in Bonn – dieses Thema debattiert wurde. 
Es gibt dazu eine dicke Drucksache, und ich hätte eigent-
lich erwartet, dass man am Tag des Beschlusses zum 
Kohleausstieg, am 3. Juli 2020, nachdem man 25 Jahre 
lang über dieses Thema debattiert hat, eine Unterlage mit 
einreicht und sagt: So werden wir das Thema Wasser-
haushalt in den Griff bekommen. – Das ist leider nicht 
geschehen. Ich bedanke mich ein zweites Mal bei den 
Kollegen Gädechens und Hakverdi dafür, dass sie bereits 
im vergangenen Jahr 400 000 Euro für die Forschung 
eingestellt haben, und beim Umweltministerium dafür, 
dass der Auftrag am 30. September erteilt wurde. Auch 
mit dem Haushalt 2021 stehen weitere 200 000 Euro zur 
Verfügung. Ich prognostiziere: Das wird nicht reichen. Es 
werden in den nächsten Jahren weitere Mittel bereitge-
stellt werden müssen.

Wie auch in den vergangenen Jahren werden wir trotz 
der angespannten Haushaltssituation NGOs, die vor allen 
Dingen im Bereich Naturschutz unterwegs sind, unter-
stützen. Ich möchte an dieser Stelle noch mal daran erin-
nern, dass der Naturschutz größtenteils von Ehrenamtli-
chen getragen wird. Ohne die kleine finanzielle 
Unterstützung, die wir aus dem Haushalt geben, wäre 
deren Arbeit sicherlich noch schwerer. Aber ich muss 
feststellen, dass es auch NGOs gibt, die Steuermittel 
über den Bundeshaushalt erhalten, aber mit Fehlmeldun-
gen, Fake News und Unwahrheiten die Bevölkerung ver-
unsichern.

Ich komme letztmalig in meiner Rede an dieser Stelle 
auf meinen Wahlkreis zurück. Im Zusammenhang mit 
dem Kohleausstieg müssen neue Kapazitäten zur Besei-
tigung von Abfällen, sprich: Verbrennungsanlagen, 
errichtet werden; denn etwa 1,5 Millionen Tonnen Abfäl-
le, die in Deutschland anfallen, werden in Kohlekraftwer-
ken mit verbrannt. Es gibt Unternehmen, die solche Anla-
gen jetzt errichten wollen, und das ruft die Deutsche 
Umwelthilfe auf den Plan. Sie stellt sich in öffentlichen 
Bürgerversammlungen hin und sagt erstens: Brauchen 
wir nicht. – Falsch! In einer Anhörung des Wirtschafts-
ausschusses haben die kommunalen Spitzenverbände ge-
sagt, dass wir neue Verbrennungsanlagen brauchen. 
Zweitens sagt die Deutsche Umwelthilfe: Die Verbren-
nungsanlage steht auf der grünen Wiese. – Falsch! Sie 
stünde im Industriegebiet. Drittens sagt sie: Man kann 
die Wärme nicht verwenden. – Auch falsch! Damit wür-
den über 600 Wohnungen in Peitz sowie kommunale Ein-
richtungen versorgt; auch die Fernwärmeversorgung von 
Cottbus wäre sichergestellt. Ich bin der Auffassung: Wer 
mit solchen falschen Meldungen die Bevölkerung verun-
sichert, Briefe schreibt und dann noch sagt: „Bitte schickt 
das den Genehmigungsbehörden zu“, der dürfte aus mei-
ner Sicht keine Steuermittel erhalten.

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Carsten Träger [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Schulze. – Letzter Red-

ner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der Kollege 
Rüdiger Kruse, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Rüdiger Kruse (CDU/CSU):
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Herr Hohmann, Sie 

haben am Ende Ihrer Rede Psalm 90 angeführt – das ist 
ein Klagepsalm – und Vers 12 vorgetragen. In diesem 
Vers beklagt derjenige, der ihn vorträgt, den Mangel an 
Klugheit bei ihm selbst und in seiner Gruppe.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das war ein sehr wohl gewählter Vers. Nun ist es Wesen 
dieses Klageverses, dass in ihm, so schlimm es auch sein 
mag, was der Petent vorträgt und beklagt, immer die 
Hoffnung auf Erlösung mitschwingt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es ist ja das Versprechen, das uns in der Bibel gemacht 
wird, dass man, wenn man in Demut umkehrt, dann auch 
Hilfe erfährt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN – 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das wird hier nicht klappen!)

Wir alle haben die Hoffnung, dass dies auch Ihnen wider-
fährt.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

So individuell und richtig dieser Vortrag war, sollten wir 
natürlich alle beherzigen, dass es ein weiter Weg zu wah-
rer Klugheit ist und dass wir nur in Demut darum bitten 
können.

Vor zehn Jahren hat die UN das Recht auf Zugang zu 
sauberem Wasser zum Menschenrecht erklärt. Vor fünf 
Jahren – es ist schon angeführt worden – ist in Paris das 
Klimaschutzabkommen beschlossen worden. Und im 
September hat der Deutsche Bundestag auf Initiative 
der Koalitionsfraktionen beschlossen, dass Nachhaltig-
keit Leitlinie unserer Politik sein soll. Natürlich hat das 
Recht auf sauberes Wasser als einzelnes Ziel – es ist eines 
der 17 Nachhaltigkeitsziele, genauso wie Klimaschutz 
eines ist – schon immer Verbindungen zu anderen Zielen 
gehabt, zum Beispiel zum Ziel „Gesundheit und Wohler-
gehen“. Es ist nicht vorstellbar, dass man gesund lebt, 
wenn das Wasser nicht in Ordnung ist. Und beim Klima-
schutz gibt es natürlich die Verbindung zum Bereich 
„Saubere Energien“, aber auch zum Bereich „Industrie, 
Innovation und Infrastruktur“. Die Vernetzung der Ein-
zelziele zu bedenken, ist die Leistung, die wir im Septem-
ber vollbracht haben, indem wir gesagt haben: Nicht die 
Einzelziele sind es, die uns nach vorne bringen; vielmehr 
müssen wir die Gesamtheit der Ziele beachten.

In den Haushaltsberatungen tritt natürlich gerade bei 
diesem Haushalt immer wieder das Missverständnis auf, 
dass alles, was Umwelt betrifft, im Haushalt des Umwelt-
ministeriums geklärt werden müsste. Nein! In der vorher-
gehenden Debatte zum Haushalt des Wirtschaftsministe-
riums ging es um unwahrscheinlich viele Dinge, die, 
wenn man sie richtig macht, einen sehr guten Einfluss 
auf die Umwelt haben, aber wehe, man macht sie falsch, 
einen sehr negativen Einfluss auf die Umwelt haben.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wäre ja schön, wenn Sie ein paar 
Dinge richtig machen würden!)

Deswegen, Herr Kindler, ist es eben so wichtig, dass wir 
die Gesamtheit der Ziele sehen.

Nun kann man natürlich sagen: Wo ist denn jetzt nach 
dem Reden und dem Beschluss im September der Aus-
fluss dessen, wo ist das Handeln? Ich will gar nicht auf 
einzelne Maßnahmen eingehen. Dieses Jahr war ja voll 
von Nachhaltigkeitsprogrammen. Erinnern Sie sich an 
den Sommer: Allein der Startschuss für die Wasserstoff-
strategie ist mit einer solchen Kraft erfolgt. Wir haben ja 
mit unserem Partner Frankreich ein weiteres Land, das 
fast in derselben Höhe in die gleiche Richtung investiert. 
Das ist also eine gewaltige Entwicklung, die wir in die-
sem Krisenjahr auf den Weg gebracht haben.

Es gibt eine ganz kleine Stellgröße, die wir mit unse-
rem Beschluss ändern: Wir werden beim Normenkon-
trollrat vier Stellen einrichten. Sie wissen in etwa, über 
wie viele Hundert Stellen wir hier abschließend beschlie-
ßen werden. Darunter sind vier Stellen für die Nachhal-
tigkeitsberichterstattung – das sind vier Stellen, die unse-
re Arbeit definitiv verändern werden. Das haben wir 
gemacht, weil wir wollen, dass wir für unsere Beratungen 
eine Vorlage haben, ähnlich einem Berichterstattungssys-

tem, wie man es von Firmen kennt, mit der wir Eckwerte 
dafür bekommen, inwiefern unsere Strategie umgesetzt 
wurde, ob wir den richtigen Kurs gewählt haben. Das 
haben wir bisher nicht. Wir haben beim Thema Haushalt – 
und Sie wissen, dass ich das in den letzten Debatten auch 
immer angeführt habe – gewisse Indikatoren wie Mittel-
abfluss, Verschuldungsrate, Verpflichtungsermächtigung, 
mittelfristige Finanzplanung; aber wir wissen nicht, wie 
sich unsere Maßnahmen auf die Erreichung der Nach-
haltigkeitsziele ausgewirkt haben. Mit dieser Entschei-
dung holen wir uns als Parlament die Möglichkeit ins 
Haus, in den Haushaltsberatungen die richtigen Entschei-
dungen zu treffen. Das bedeutet, dass wir zum 
Abschluss – das ist ja der letzte Haushalt, den wir in 
dieser Legislatur beschließen – eine Weichenstellung 
für die nächsten Jahre vorgenommen haben, für eine 
lange Phase der Transformation. Das ist es, was wir hier 
jetzt einleiten.

Man kann natürlich zurückblicken und sagen: Vor zehn 
Jahren ist das Grundrecht auf sauberes Wasser beschlos-
sen worden. Zehn Jahre sind in einem Menschenleben 
schon eine lange Zeit. – Auch da gilt ja der Appell, dass 
wir bedenken müssen, dass wir sterblich sind. Das heißt, 
unsere Zeit ist endlich. Wenn es also Herausforderungen 
gibt, die in der Endlichkeit dieser Zeit zu lösen sind, dann 
muss man sich diesen zügig stellen. Das, glaube ich, 
haben wir in dieser Legislatur zum Schluss geschafft. 
Die Tatsache, dass der Bundestag zwei Tage nur über 
Nachhaltigkeit diskutiert hat – es war übrigens das erste 
Mal, dass das Parlament entschieden hat, Debattentage zu 
einem einzigen Thema anzusetzen –, findet ihre Berech-
tigung darin, dass wir auch entsprechende Beschlüsse 
fassen, nicht nur im Einzelnen, indem wir konkret im 
Haushalt Maßnahmen angestoßen haben, die die 
Zukunftsfähigkeit dieses Landes steigern, sondern auch 
in der Form, dass wir uns ein Berichterstattungsprinzip 
geben, dass wir uns die Möglichkeit verschaffen, zu kon-
trollieren, ob unsere Vorhaben, unsere Zielsetzungen tat-
sächlich in jedem Jahr mit jedem Schritt in den Haus-
haltsberatungen erreicht werden. Das ist ein großer 
Erfolg von uns allen und ein Indiz dafür, dass wir auch 
in dieser Legislatur ein Stück weit klüger geworden sind.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kruse. – Damit beende ich 

die Aussprache zu diesem Einzelplan.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 16 – 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukle-
are Sicherheit – in der Ausschussfassung. Wer stimmt 
dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Keine. 
Dann stelle ich fest, dass der Einzelplan 16 mit den Stim-
men der regierungstragenden Fraktionen von CDU/CSU 
und SPD gegen die Stimmen der übrigen Fraktionen des 
Hauses angenommen ist.
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt I.7 auf:
hier: Einzelplan 10 
Bundesministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft
Drucksachen 19/23310, 19/23324

Die Berichterstattung liegt bei den Abgeordneten 
Christian Haase, Ulrich Freese, Dr. Birgit Malsack- 
Winkemann, Ulla Ihnen, Heidrun Bluhm-Förster und 
Dr. Tobias Lindner.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 90 Minuten 
beschlossen.

Bevor ich die Aussprache eröffne, bitte ich, den Platz-
wechsel zügig vorzunehmen, unter Beachtung der Ver-
pflichtung zum Tragen eines Mund-Nase-Schutzes.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Dr. Birgit Malsack-Winkemann, AfD- 
Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Birgit Malsack-Winkemann (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Abgeordnete! Es 

ist wie eh und je: Während die Bauern in Deutschland 
kaum mehr wissen, wie sie aufgrund der ruinösen Milch-, 
Butter- und Fleischpreise über die Runden kommen, 
genehmigen sich das BMEL und seine Institute alle Jahre 
wieder höhere Geldspritzen vom Steuerzahler und wissen 
oft gar nicht mehr, wie sie das Geld ausgeben sollen. 
Deshalb steigen die Ausgabereste gerade in diesem 
Ministerium stetig an und erreichten mit knapp 612 Mil-
lionen Euro in diesem Jahr einen vorläufigen Höhepunkt.

Zum näheren Verständnis: Übertragbare Ausgabereste 
stehen auch für das Jahr nach der Zuteilung zur Verfü-
gung, und der Clou daran ist: Diese Reste müssen im 
Haushaltsplan des nächstfolgenden Jahres nicht geson-
dert ausgewiesen werden. Undurchsichtigkeit und Intran-
sparenz des Haushaltsplans sind daher die Folge. Manche 
sprechen deshalb sogar von schwarzen Kassen.

(Beifall bei der AfD)
Zusätzlich zu diesen, nennen wir es einmal: „verbor-

genen Geldern“ kommen die offiziellen jährlichen Erhö-
hungen des Etats, allein von 2018 bis 2021 von 6 Milliar-
den Euro auf 7,7 Milliarden Euro, also innerhalb von drei 
Jahren um satte 28 Prozent, wobei die Etatsteigerung von 
2019 bis 2021 jährlich 11 bzw. 10 Prozent betrug. Wel-
cher Arbeitnehmer kann eine Steigerung von jährlichen 
11 bzw. 10 Prozent bei seinem Lohn bejubeln? Und wohl-
gemerkt: Die „verborgenen Gelder“ über die Ausgabe-
reste sind hierbei noch nicht einmal berücksichtigt!

Besonders abstoßend tat sich das Max-Rubner-Institut 
hervor. Dieses zeichnete sich dadurch aus, dass es aus 
nicht benötigten Forschungsmitteln der EU zwei Töpfe 
einrichtete, die der Verfügung des Präsidenten und der 
Verwaltung unterstanden. Diese Töpfe hatten zwischen-
zeitlich ein Volumen von 1,2 Millionen Euro angesam-
melt, die man irgendwie loswerden musste. Was 
geschah? Das Max-Rubner-Institut zahlte hieraus Aus-
gaben für Repräsentation, interne Feierlichkeiten, 
Geschenke, Tagungen und Dienstreisen. Der Präsident 

genehmigte sich also mit nicht ausgegebenen For-
schungsmitteln einen, nennen wir es einfach: „Repräsen-
tationsfonds“, der den ihm hierfür offiziell zugewiesenen 
Betrag um ein Vielfaches überstieg – und das alles, wäh-
rend unsere Bauern um ihr Überleben kämpfen, weil sie 
einem ruinösen Preisdruck auf ihre Waren ausgesetzt 
sind. Dabei brauchen wir gerade unsere Bauern, um unse-
re Ernährung in Deutschland sicherzustellen.

(Beifall bei der AfD)
Sie glauben es nicht? Nun, was könnte denn passieren, 

wenn diese Regierung nach dem gegenwärtigen zweiten 
faktischen Lockdown einen dritten, vierten oder gar fünf-
ten Lockdown ausruft – angeblich, selbstverständlich, um 
die Gesundheit und das Leben unserer Bevölkerung zu 
schützen? Glauben Sie wirklich, dass es dann noch Kiwis 
aus Neuseeland oder Orangen aus Israel gibt? Nein, 
schauen Sie sich in den Supermärkten um. Denn dann 
stellen Sie fest, wie wenig einheimische Produkte in 
den Regalen stehen. Stellen Sie sich weiter vor, dass die 
Lieferketten durch diese Lockdowns unterbrochen wer-
den. Nur eine Unterbrechung an einer Stelle der Kette 
reicht.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Jetzt denken Sie vielleicht, Frau Klöckner habe für 
diesen Fall sicher vorgesorgt. Pustekuchen! Das BMEL 
betreibt eine Ernährungsnotfallvorsorge. Dies ist eine 
Notfallbevorratung, bei der das BMEL ausschließlich 
zur Weiterverarbeitung vorgesehene Lebensmittel wie 
Mehl und Zucker an verschiedenen Standorten in 
Deutschland in unterschiedlich großen Mengen lagert. 
Und es ist nicht zu glauben: In der Vergangenheit wurde 
die eingelagerte Ware, für die seit 2012 jährlich zwischen 
13 und 21 Millionen Euro ausgegeben wird, wegen 
angeblich knapper Haushaltsmittel nicht im erforderli-
chen Umfang turnusmäßig umgewälzt und verkauft. 
Kurz gesagt: Der Notvorrat ist alt und muss nächstes 
Jahr zum großen Teil verkauft, besser gesagt: verschleu-
dert werden.

(Beifall bei der AfD)
Der Bundesrechnungshof hat als Ergebnis festgestellt, 
dass eine sachgerechte Bevorratung der Bevölkerung 
nicht sichergestellt ist. Wenn die bestehenden Vorräte 
gleichmäßig auf die gesamte Bevölkerung verteilt wür-
den, entfielen auf jeden Einwohner – und jetzt halten Sie 
sich alle fest – Vorräte im Wert von 3,25 Euro, die zudem 
aufwendig weiterverarbeitet werden müssten. Frau 
Klöckner, mit dieser Art der Notfallreserve haben Sie 
für den Fall eines wirklichen Notfalls den Grundstein 
für Hungersnot und Bürgerkrieg gelegt.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Als nächster Redner hat 

das Wort der Kollege Christian Haase, CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Christian Haase (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Frau Ministerin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir beschließen 
in dieser Woche den Bundeshaushalt 2021. Es ist kein 
Haushalt wie jeder andere. Die Coronakrise stellt uns in 
den nächsten Jahren vor Herausforderungen, die weit 
über die der Finanzkrise vor einem Jahrzehnt hinausge-
hen. Auch wenn alle staatlichen Ebenen davon betroffen 
sind, trifft es – aus finanzieller Sicht – den Bund beson-
ders schwer. Allein die Tilgung der aufgenommenen 
hohen Kredite ist eine große Vorbelastung für zukünftige 
Haushalte und schränkt politische Gestaltungsspielräume 
ein. Gleichzeitig erholen sich die erwarteten Steuerein-
nahmen auf der Bundesebene am langsamsten, sodass wir 
weitere Coronahilfsmaßnahmen im neuen Jahr unter dem 
Stichwort „Lastenverteilung zwischen Bund und Län-
dern“ neu justieren müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, schauen wir auf unseren 

Haushalt. Die Coronakrise hat auch die Landwirtschafts-
branche stark unter Druck gesetzt. Zurzeit trifft es die 
Schweinehalter besonders hart. Das Ganze findet vor 
dem Hintergrund vielfältiger, immer rasanter werdender 
Veränderungsprozesse in der Landwirtschaft statt. Zu 
nennen sind der europäische und internationale Wettbe-
werb, die steigenden Anforderungen im Natur- und Land-
schaftsschutz, die Auswirkungen des Klimawandels, die 
weltweit steigende Nachfrage nach qualitativ hochwerti-
gen Lebensmitteln, Herausforderungen durch Tierkrank-
heiten, gestiegene gesellschaftliche Anforderungen im 
Umgang mit Nutztieren und dem Tierwohl und letztlich 
die Wettbewerbsstellung im Lebensmittelmarkt. Zudem 
assoziieren viele, auch Fraktionen in unserem Hause, die 
Landwirtschaft mit Tierquälerei und Umweltsündern 
oder Leuten, die nachts auf Feldern arbeiten, um absicht-
lich die Bevölkerung zu stören.

Was ist die Antwort darauf? Man hat manchmal den 
Eindruck, dass einige Politikerinnen und Politiker die 
Landwirtschaft in Deutschland beenden wollen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!)
Das ist nicht meine Antwort. Das ist nicht die Antwort 
von CDU und CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)
An einer Antwort müssen aber alle mitwirken. Die Bäue-
rinnen und Bauern sind bereit, auf aktuelle Herausforde-
rungen zu reagieren. Nach wie vor reizt junge Menschen 
der verantwortungsvolle Umgang mit Tieren und Pflan-
zen, das hautnahe Erleben der Jahreszeiten und die Eigen-
ständigkeit. Das ist gut so. Wir brauchen aber auch bei 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern mehr Offenheit 
für eine moderne, innovative und digitalisierte Landwirt-
schaft. Und Politik? Sie muss die Enden zusammenbrin-
gen, das heißt, Zielkonflikte lösen. Sie muss Veränder-
ungsprozesse auf wissenschaftlicher Basis vorantreiben, 
Umstellungsprozesse flankieren und Rahmenbedingun-
gen im Bereich des Tierschutzes, bei der Gemeinsamen 
Agrarpolitik der EU oder bei der Düngung setzen. Was 
muss Politik noch? Sie muss Mut machen und nicht ent-
mutigen, wenn wir in Deutschland eine Landwirtschaft 
haben wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

All das finden Sie im eingebrachten Haushalt des 
BMEL, sodass wir im parlamentarischen Verfahren nur 
marginale Ergänzungen vornehmen mussten. Der 
Schwerpunkt lag in der personellen Flankierung der Poli-
tikansätze. Ich will auf einige Punkte eingehen.

Beispiel Digitalisierung. Bauernregeln waren gestern. 
Algorithmen und Hightech bestimmen heute schon die 
Arbeit auf den Feldern. Diese Entwicklung wollen wir 
weiter unterstützen; denn die Digitalisierung ermöglicht 
nicht nur mehr Effizienz und Wirtschaftlichkeit, sondern 
auch einen ressourcenschonenden Einsatz. Das schont 
Böden und das Trinkwasser. Im vorliegenden Haushalt 
sind insgesamt 63 Millionen Euro für die Förderung der 
Digitalisierung vorgesehen. Nun gibt es einen Schulter-
schluss mit dem Bundesforschungsministerium. Wir stel-
len über 40 Millionen Euro über fünf Jahre für den Auf-
bau eines Fraunhofer-Zentrums für Biogene 
Wertschöpfung und Smart Farming mit Standorten in 
Mecklenburg-Vorpommern und Bayern bereit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was soll da konkret passieren? Ich will Ihnen drei Bei-
spiele nennen.

Erstens. Der Anbau von Russischem Löwenzahn für 
die Gewinnung von Kautschuk ist ein gutes Beispiel für 
eine lokale Spezialkultur, die nicht mit den verfügbaren 
Ansätzen kultiviert werden kann. Die Herausforderung 
ist hier, dass der Löwenzahn, der sonst bekämpft wird, 
in diesem Fall die Nutzpflanze ist.

Zweitens. Wir forschen zur Messbarkeit von Tierwohl. 
Über eine Videoüberwachung und die Erfassung von 
Vitaldaten mithilfe intelligenter Sensorik direkt am Tier 
können zuverlässige Aussagen zum Gesundheits- und 
Stresszustand gemacht werden.

Drittens. Es wird ein automatisiertes Gewächshaus mit 
modernster Technologie entstehen. Dies bietet die einzig-
artige Möglichkeit, sowohl neue Agrartechnologien als 
auch neue Sorten unter Laborbedingungen zu testen. Da-
mit lassen sich Pflanzenarten züchten, die gegen verän-
derte klimatische Bedingungen resilient sind.

Mit so vielen innovativen Ideen will und wird Deutsch-
land als Spitzenreiter auf dem Gebiet moderner Land-
wirtschaft glänzen.

Meine Damen und Herren, sicherlich haben Sie in der 
letzten Woche und auch heute die Protestaktionen der 
Landwirte gegen die Preispolitik des Handels verfolgt. 
Sie zeigen, wie wichtig der Vorstoß unserer Ministerin 
Julia Klöckner zur Umsetzung der UTP-Richtlinie war. 
Wir verbieten damit unlautere Handelspraktiken. Wir un-
terstützen dies und stellen sechs neue Stellen zur Umset-
zung und Überwachung der Einhaltung der Regeln bereit.

300 000 Euro stellen wir für ein Kompetenzzentrum 
für Weidetierhaltung zur Verfügung, um mit den 
Weidetierhaltern Antworten auf die Folgen der weiterhin 
rasanten Ausbreitung des Wolfes in Deutschland zu fin-
den.
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Meine Damen und Herren, wichtig sind mir auch unse-
re Bundesforschungsinstitute, die die wissenschaftliche 
Vorarbeit leisten. Auch hier sorgen wir mit deutlichen 
Stellenaufwüchsen für noch mehr Expertise. Im Julius- 
Kühn-Institut wird zum Beispiel ein Institut für Waldge-
sundheit eingerichtet. Im Thünen-Institut stärken wir das 
Kompetenzzentrum Holzherkünfte. Der so beliebte 
Weihnachtsschmuck – die meisten werden ihn gerade 
zu Hause aufgestellt haben – ist häufig aus Holz, kommt 
aber in der Regel aus dem Ausland. Das Kompetenzzent-
rum in Hamburg arbeitet an verbesserten Methoden zur 
Bestimmung von Holzarten. So können wir falsche 
Angaben bei Holzimporten aufdecken und dem Handel 
mit illegal eingeschlagenem Holz einen Riegel vorschie-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Mit zusätzlichen Stellen setzen wir zudem den Aufbau 
der Institute für Wirtschaft bzw. Lebensqualität im länd-
lichen Raum fort.

„Ländlicher Raum“ ist im Übrigen ein gutes Stichwort. 
Im parlamentarischen Verfahren haben wir das Bundes-
programm Ländliche Entwicklung um weitere 5 Millio-
nen Euro verstärkt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Zum Abschluss möchte ich noch auf das Thema Wald 

zu sprechen kommen. Wir alle wissen, wie stark die Wäl-
der in den letzten Jahren gelitten haben: Sturm, Dürre, 
Schädlinge. Die Förderprogramme für den Wald, etwa 
in der GAK, sind sehr stark nachgefragt. Wir müssen 
andauernd Mittel umschichten, damit noch mehr Mittel 
fließen können. Das zeigt, wie groß die Not im Wald 
tatsächlich ist. Dabei ist der Wald doch der Schlüssel-
faktor für unsere Klimapolitik. Daher haben wir die Mit-
tel für die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe und 
den Waldklimafonds im parlamentarischen Verfahren 
noch einmal erhöht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, dieser Haushalt weist in die 

Zukunft und ist durch die Anhebungen wieder ein 
Rekordhaushalt: 7,7 Milliarden Euro. Lassen Sie mich 
aber anmerken, dass wir nicht damit rechnen können, 
dass das so weitergeht. Wir werden uns in den nächsten 
Jahren als Bund auf unsere Aufgabenkompetenzen und 
-verantwortungen konzentrieren müssen. Wünsche nach 
immer neuen Bundesprogrammen werden nicht erfüllbar 
sein.

Eines ist aber auch in Zukunft sicher: CDU und CSU 
stehen an der Seite der Bauern, Fischer und Waldbesitzer 
in Deutschland.

Schönen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Haase. – Als nächste Red-

nerin erhält das Wort die Kollegin Ulla Ihnen, FDP-Frak-
tion.

(Beifall bei der FDP)

Ulla Ihnen (FDP):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Im November 2019, als wir hier den Haus-
halt für 2020 beraten haben, demonstrierten nur wenige 
Meter entfernt Tausende Landwirte. Und auch während 
der heutigen Beratung machen Landwirte bundesweit mit 
Protesten auf ihre dramatische Situation aufmerksam. 
Wir müssen uns also fragen: Ist der Haushalt 2021 Aus-
druck einer Politik, die mit den Landwirten gemacht 
wird, die Wertschätzung und verlässliche Bedingungen 
für die Landwirte bedeutet?

Der Haushalt umfasst insgesamt 7,7 Milliarden Euro. 
Das ist viel Geld, aber Quantität ersetzt eben noch lange 
nicht Qualität.

(Beifall bei der FDP)
Zwar gibt es jetzt die sogenannte Bauernmilliarde, dazu 
ein Stallumbauprogramm mit einem Volumen von insge-
samt 300 Millionen Euro; aber die Landwirte sind nicht 
auf die Straße gegangen, um mehr Förderanträge zu stel-
len.

(Frank Sitta [FDP]: So ist es!)
Am Horizont steht schon das Insektenschutz-Gesetz – 
das war ja bereits Thema, auch bei Frau Ministerin 
Schulze –, und damit drohen weitere Auflagen und 
Ertragseinbußen für die Landwirte. Wenn wir zukünftig 
in Deutschland noch eine leistungsfähige Landwirtschaft 
haben wollen, dann, so denken wir Freien Demokraten, 
müssen wir von einer Politik wegkommen, die immer 
neue Auflagen verhängt und so keine verlässlichen Pro-
duktionsbedingungen mehr bietet.

Frau Ministerin, Sie haben in Ihrer Amtszeit ja durch-
aus einiges angepackt. Aber was, zum Beispiel, bleibt 
von Ihrer EU-Ratspräsidentschaft? Es gibt noch immer 
keine einheitlichen EU-weiten Produktionsstandards für 
unsere Landwirte. Was ist mit dem Subventionsabbau? 
Was ist mit dem Tierwohllabel, Ihrem Prestigeprojekt? 
Es steckt fest und könnte am Ende doch nicht kommen. 
Doch insgesamt wurden in dieser Wahlperiode bereits 
über 70 Millionen Euro dafür verplant. Und was ist mit 
der Afrikanischen Schweinepest? Den geplanten 
Schutzzaun haben Sie dieses Jahr nicht verwirklichen 
können, und genau dort, wo er geplant war, kam die 
ASP nach Deutschland. Jetzt sind Zigtausende Schwei-
nehalter betroffen. Wir als Freie Demokraten haben im 
Haushaltsverfahren Anträge zur ASP gestellt. Leider 
wurden sie abgelehnt.

Frau Ministerin, für die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“, 
GAK, stehen im Jahr 2021 gut 1,1 Milliarden Euro zur 
Verfügung. Ein großer Teil der Mittel bleibt jedes Jahr 
ungenutzt. – Wollen Sie sich weiter unterhalten, Frau 
Ministerin, oder hören Sie mir zu?

(Julia Klöckner, Bundesministerin: Ich kann 
beides! – Frank Sitta [FDP]: Sie hat sich mit 
mir unterhalten!)

– Vielen Dank. – Und nicht nur bei der GAK haben Sie 
große Probleme mit dem Mittelabfluss. Die Ausgabereste 
in Ihrem Ressort sind enorm. Problematisch ist auch, was 
und wie innerhalb der GAK gefördert wird; darauf hat 
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uns der Bundesrechnungshof hingewiesen. Bereits vier 
Ministerien befassen sich mit der Elektromobilität, und 
nun ist auch Ihr Haus noch in die zweckfremde Förderung 
von Ladeinfrastruktur über die GAK verwickelt. Frau 
Ministerin, Deiche sind die Seismografen für eine gute 
Nutzung der GAK, nicht Ladesäulen.

Im Haushalt wurden die Fördermittel für den Wald 
aufgestockt; der Kollege Haase hat darauf hingewiesen. 
Insgesamt stehen 700 Millionen Euro für 2020 und 2021 
zur Verfügung. Das ist gut, aber auch nur dann, wenn das 
Geld für den Wald aus allen Fördertöpfen und Titeln 
schnell abfließt. Um dem Wald und den Waldbauern zu 
helfen, hatten wir Freie Demokraten beantragt, der Bund 
solle Schadholz ankaufen. Diese wirklich naheliegende 
Lösung ist leider abgelehnt worden.

Zusammengefasst: Wir Freien Demokraten lehnen den 
Haushalt ab, weil er aus unserer Sicht falsche Prioritäten 
setzt. Aus unserer Sicht fehlt der Plan für eine gute Zu-
kunft unserer Landwirte, der zukunftsweisende Gestal-
tungswille. Dieser Haushalt ist alles: ein bisschen inter-
national, ein bisschen digital, ein bisschen punktuell, ein 
bisschen strukturell und insgesamt aus unserer Sicht ein 
bisschen ziellos. Frau Ministerin, schon Laotse hat ge-
sagt: Wer kein Ziel hat, kann auch keines erreichen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Ihnen. – Karneval fällt ja 

aus dieses Jahr; aber ich kann aus eigener Anschauung 
bestätigen, dass „Ritterin Julia“ multitaskingfähig ist,

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie der Abg. Renate Künast [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

wie die meisten Frauen, die ich kenne – im Gegensatz zu 
Männern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Ja, sehr wahr.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Ist klar, Frau Präsidentin Roth. – Nächste Rednerin ist 

die Kollegin Susanne Mittag, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Susanne Mittag (SPD):
So, wen spreche ich denn jetzt an?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Mich, also „Frau Präsidentin“!

Susanne Mittag (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit einem Gesamtvolumen von 7,66 Milliar-
den Euro ist der Haushalt des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft so groß wie noch nie. 

Insbesondere die Unterstützung der Forstwirtschaft 
macht einen großen Anteil des Gesamtvolumens aus. 
Aber als größter Posten sind Ausgaben für die landwirt-
schaftliche Sozialpolitik in Höhe von 4,2 Milliarden Euro 
fest eingeplant. Damit steht für die eigentlichen, gestal-
terischen Aufgaben ein eher kleiner Teil des gesamten 
Etats zur Verfügung. Die Möglichkeiten, denke ich, 
sind dafür aber gut genutzt. Und so freut es mich, dass 
mehr für Gesundheit – es mag ja überraschend sein, aber 
es heißt „Ernährung und Landwirtschaft“ –, also für 
Mensch und Tier, getan wird:

Zum einen werden 15 Millionen Euro für Maßnahmen 
zur Förderung ausgewogener Ernährung zur Verfügung 
gestellt, sodass gesundes Frühstück in Kitas und Schulen 
sowie Projekte der Tafeln finanziert werden können.

Aber natürlich liegt mein Blick als Tierschutzbeauf-
tragte besonders bei dem Thema Tier. Die kommenden 
Monate und Jahre werden für die zukünftige Ausrichtung 
der Nutztierhaltung in Deutschland ganz entscheidend 
sein. Auch dazu trägt dieser Haushalt bei.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es herrscht hochgradig Handlungsbedarf im Bereich 
Tierwohl in der gesamten Nutztierhaltung, aber auch 
wegen des Beitrags der Nutztierhaltung zum Klima-
schutzprogramm und auch zu einer planungssicheren Zu-
kunft der Landwirte.

Wichtige Forschungsergebnisse und damit Handlungs-
empfehlungen – das ist teilweise schon erwähnt worden – 
liefern uns die bundeseigenen Forschungseinrichtungen 
Friedrich-Loeffler- und Johann-Heinrich-von-Thünen- 
Institut, die auch im kommenden Jahr finanziell wieder 
gut ausgestattet werden, besonders in heutigen Zeiten, wo 
Zoonosen und Viren – die Themen sind wirklich nah 
dran – mehr als aktuell sind. Die Erkenntnisse müssen 
dann aber auch von der Politik aufgenommen und poli-
tisch umgesetzt werden.

Die Bundesforschungsinstitute beschäftigen sich auch 
mit Fragen, wie sich unsere Gesellschaft die Tierhaltung 
vorstellt und wie Tierhaltungssysteme zukünftig ausse-
hen müssen, um dem Tierwohl und dem Klimaschutz 
gerecht zu werden.

Mit dem beschlossenen Klimaschutzprogramm 2030 
hat sich das Bundeslandwirtschaftsministerium ver-
pflichtet – das gilt natürlich auch in der Tierhaltung –, 
CO2, Methan und Lachgas einzusparen. Das geht nur mit 
modernen Ställen, mit einem guten Außenklimamanage-
ment, Luft, Licht, geringerer Besatzdichte und Tierge-
sundheitsdatenbanken.

Ein Schritt möglicher Verbesserungen im Stallbau ist 
zum Beispiel das Bundesprogramm Nutztierhaltung, das 
mit 38 Millionen Euro ausgestattet ist. Daraus sollen 
unter anderem die Ställe der Zukunft, besonders im Be-
reich Rind und Geflügel, finanziert werden.

Die Zukunft der Tierhaltung und dazugehörige Ställe 
hängen ganz entscheidend von den Ergebnissen der 
Arbeitsgruppen der Borchert-Kommission ab, die zum 
Jahresanfang vorliegen sollen, um noch vor Ende der 
Wahlperiode – jawohl, ich bin optimistisch – die Umset-
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zung eines verpflichtenden Tierwohllabels für alle drei 
Nutztierarten zu verwirklichen. Da ist noch Luft nach 
oben.

(Beifall bei der SPD)
Viel Zeit bleibt da nicht. Wie anfällig unser System der 

Nutztierhaltung ist, haben die Coronapandemie mit ihren 
Auswirkungen auf die Schlachtindustrie – ist auch schon 
erwähnt worden – und die Ausbreitung der Afrikanischen 
Schweinepest, kurz ASP, gezeigt. Die Vogelgrippe lauert 
im Übrigen auch schon. In Sachen ASP werden im Bun-
deshaushalt übrigens immer noch ausreichend Gelder 
vorgehalten, um jederzeit weitere notwendige Maßnah-
men ergreifen zu können.

Aber Verbesserungen nicht nur bei Schwein, Rind und 
Geflügel sind notwendig, Unterstützung wird es im 
kommenden Jahr auch wieder für die Weidetierhaltung – 
ist schon erwähnt worden – geben, vor allem aus der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“. Daraus soll auch Regionalisie-
rung von Schlachthöfen gefördert werden. Ich denke, die 
Einsicht in diese Notwendigkeit ist inzwischen auch 
überall angekommen.

750 000 Euro gibt es für die Unterstützung der Wan-
derschäfer beim Schutz der Schafe vor dem Wolf. Eine 
breitere Aufstellung wäre auch schön gewesen, aber das 
ist immerhin etwas. Und 300 000 Euro gibt es für das 
Kompetenzzentrum Weidetierhaltung und Wolf; mein 
Kollege Carsten Träger hat es schon erwähnt, Herr Haase 
auch. Trotzdem sind die kleinen Weidetiere bei Förde-
rungen immer noch massiv benachteiligt und müssen in 
Zukunft stärker unterstützt werden. Sie haben eine wich-
tige ökologische Funktion, sind beliebt – werden gern 
gesehen, werden aber auch gern gegessen –; aber für 
den Halter sind sie wirtschaftlich gesehen absolut kata-
strophal.

Im Etat geht es aber nicht nur um Nutztiere. Einen 
kleinen Posten wird es in diesem Jahr neu im Haushalt 
geben: So soll es zukünftig möglich sein, aus dem Be-
reich für Digitalisierung in der Landwirtschaft die 
Anschaffung von Drohnen mit Infrarotsensor zu fördern. 
Damit können zum Beispiel Hegeringe vor der Mahd 
nach Rehkitzen suchen und diese auch finden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Damit können später – im Rahmen des Klimawandels – 
auch Brandherde im Wald ausgemacht werden. Bei allen 
technischen Gerätschaften am Mäher ist die Effizienz von 
Drohen unübertroffen. Sie sind zum Beispiel auch geeig-
net, Wildschweine in ASP-Sperrgebieten ausfindig zu 
machen.

Eine coronabedingte Besonderheit gibt es in diesem 
Jahr in diesem Haushalt: Mit 5 Millionen Euro soll den 
knapp 600 Tierheimen in Deutschland geholfen werden. 
Das ist sehr außergewöhnlich. Aber ich freue mich sehr, 
dass wir den engagierten Betreibern und Unterstützern 
von Tierheimen mit dieser finanziellen Förderung zeigen 
können, dass wir ihren Beitrag zum Tierschutz und letzt-
endlich auch für die Menschen wertschätzen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sie haben keine finanziellen Puffer. Wir haben viel disku-
tiert, und die Haushälter haben eine kreative Lösung 
gefunden; das hat mein Kollege Carsten Träger auch 
schon gesagt. Und, jawohl, Landwirtschaft und Umwelt 
können auch zusammenarbeiten. Das hat hier super 
geklappt. Ich möchte dafür auch unserem SPD-Haushäl-
ter Uli Freese dafür danken, dass er das mit reinverhan-
delt hat.

(Beifall bei der SPD)
Zum Schluss kümmern wir uns aber auch um die ganz 

Kleinen: 35 Millionen Euro gehen in den Insektenschutz. 
Deren Wichtigkeit dürfte hier auch nicht mehr strittig 
sein.

Ich denke, das ist alles in allem ein Haushaltspaket, das 
in die richtige Richtung weist, gute Ansätze zeigt, aber 
auch zeigt, dass das erforderliche Invest in die ernäh-
rungs- und landwirtschaftliche Zukunft in den nächsten 
Jahren noch ganz erheblich sein wird.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Susanne Mittag.
Einen schönen Tag von mir Ihnen, liebe Kollegen und 

Kolleginnen! – Nächste Rednerin: für die Fraktion Die 
Linke Heidrun Bluhm-Förster.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidrun Bluhm-Förster (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Frau Ministerin! Die Kollegin Mittag vor mir 
hat es bereits ausgeführt: Der Haushalt des Einzelplans 10 
ist leicht aufgewachsen, aber vor allem bei der landwirt-
schaftlichen Sozialversicherung. In den anderen Berei-
chen hat der Haushalt sich nicht wesentlich verändert, 
außer beim Wald; dazu wird aber meine Kollegin Frau 
Tackmann nachher noch etwas sagen. Wir haben aber 
auch keine gravierenden Kürzungen. Insofern ist die Fra-
ge: Ist das nun gut, oder ist das schlecht? Gut ist, dass wir 
am Ende der Woche einen Haushalt für diesen Einzelplan 
haben werden. Nicht so gut ist, dass es nicht gelungen ist, 
ihn mit der Landwirtschaft und mit der Umwelt so abzu-
stimmen, dass wir alle gemeinsam mit diesem Etat dann 
auch zufrieden wären.

(Beifall bei der LINKEN)
Um sozial, ökologisch und ökonomisch eine nachhal-

tige Wirkung vor allem für die ländlichen Räume zu 
erreichen, müssen auch hier alle an einem Strang ziehen. 
Auch das läuft aus unserer Sicht noch nicht so gut.

Jüngste Pressestimmen zum Dritten Bericht der Bun-
desregierung zur Entwicklung der ländlichen Räume 
gehen in eine deutliche Richtung. Zum Beispiel sagt die 
„Hessische Allgemeine“ zu diesem Bericht:

Förderprogramme zur Unterstützung ländlicher Re-
gionen gibt es mehr als genug. … An Geld mangelt 
es nicht. Trotzdem kann von einer Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse keine Rede sein. … Der Feh-
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ler scheint im System zu liegen. … So wichtig 
zweckgebundene Förderprogramme von EU und 
Bund und Ländern auch sind, gehen sie häufig an 
den spezifischen Bedürfnissen vor Ort vorbei.

Der „Tagesspiegel“ hält fest, dass „viel Geld“ „unge-
nutzt liegenbleibe. … Unter anderem, weil die Förder-
kriterien des Bundes und einiger Länderprogramme nicht 
wirklich zusammenpassen“.

Und auch das Berlin-Institut stellt fest:

An dem Anspruch, regionale Lebensbedingungen 
und Teilhabechancen in eine ausgewogene Balance 
zu bringen und sie damit unabhängiger vom kon-
kreten Wohnort und Lebensmittelpunkt der Bevöl-
kerung zu machen, ist die Mehrzahl der Förderpro-
gramme trotz der bislang guten finanziellen 
Rahmenbedingungen gescheitert.

Die Konsequenz ist also klar, meine Damen und Her-
ren: Kein Unternehmen wird sich in einer Region nieder-
lassen, in der das Internet langsam und die Infrastruktur 
lückenhaft ist.

Darüber hinaus sind Kommunen immer mehr von För-
dermitteln als Finanzierungsinstrument für kommunale 
Investitionen abhängig: Mittlerweile sind 27 Prozent aller 
Kommunen in Deutschland nicht mehr aus eigener Kraft 
in der Lage, zu investieren. 2016 waren es nur 17 Prozent, 
was auch schon schlimm genug war. Ohne Fördermittel 
von EU und Bund oder auch von den Ländern geht also 
schon lange nichts mehr. Darüber hinaus mangelt es den 
Gemeinden mittlerweile auch an ausreichenden Kompe-
tenzen, ihre Belange selbst in die Hand zu nehmen. 
Solange sich daran nichts ändert und solange die Kom-
munen das auch für sich nicht im ländlichen Raum klären 
können, bleiben sie weiter am Tropf der Länder und sind 
von kommunaler Selbstverwaltung Galaxien entfernt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am 23. November 
2020 erreichte uns alle der Bericht des Bundesrech-
nungshofes zur Mittelverwendung des BMEL. Insbeson-
dere haben sie die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ untersucht. 
Um es vorwegzunehmen: Dieser Bericht ist verheerend. 
Dass die GAK einen dringenden Reformbedarf hat, das 
sagen nicht nur die Länder, auch meine Fraktion hat das 
seit vielen Jahren hier immer wieder vorgetragen.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Bericht des Bundesrechnungshofes heißt es unter viel-
em anderem, dass das BMEL seine Aufgabe weitgehend 
auf die Zuweisung von Mitteln an die Länder beschränkt, 
ohne innerhalb des Rahmenplanes deren wirtschaftliche 
Verwendung vorzugeben. Darüber hinaus habe es das 
BMEL versäumt, Ziele hinreichend zu definieren oder 
Indikatoren zu bilden, womit es unmöglich werde, 
Rechenschaft darüber abzulegen, ob die Förderung not-
wendig oder wirtschaftlich war. Damit seien Fehlent-
wicklungen nicht rechtzeitig erkennbar, und auf zukünf-
tige Förderentscheidungen könne nicht geschlussfolgert 
werden. Und: Die Mittelverwendung werde auch nicht 
kontrolliert.

So bewältigen wir die Unterschiede zwischen Stadt 
und Land, zwischen strukturstarken und strukturschwa-
chen Gebieten leider nicht. Länger werdende Wege zum 
Krankenhaus, absehbarer Hausärztemangel, mangelnde 
Alternativen zum privaten Pkw statt ÖPNV, das immer 
noch nicht flächendeckend verfügbare Breitband, der 
Abbau von Nahversorgungsstrukturen, Kitas und 
Schulen, kommunale Verwaltungen sind überbelastet: 
All das ist längst bekannte Traurigkeit.

Dabei sind Lösungen nicht schwer zu finden; denn die 
in den ländlichen Räumen selbst Lebenden wissen vor 
Ort am besten, was ihnen fehlt.

(Beifall bei der LINKEN)

Förderprogramme müssen endlich vereinheitlicht wer-
den, Programmkonkurrenzen müssen vermieden werden, 
und insgesamt muss auch ein Überblick hergestellt wer-
den, damit die Antragstellung nicht zu einer Herkulesauf-
gabe mit ungewissem Ausgang wird oder gar zu Rück-
forderungen von ausgereichten Fördermitteln führt. Aber 
Letzteres kann ja nach dem Bericht des Bundesrech-
nungshofes kaum passieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein wichtiger 
Ansatz, um Klimaschutz, Gesundheit und soziale Sicher-
heit zu verbinden, ist eine beitragsfreie und nachhaltige 
Schul- und Kitaverpflegung für alle Kinder und Jugend-
lichen in Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben diesen Vorschlag in unseren Entschließungs-
antrag noch mal aufgenommen. Wenn Sie das bewerk-
stelligen wollen, können Sie unserem Antrag folgen.

Wir können Ihrem Haushalt insgesamt allerdings nicht 
folgen, und deshalb werden wir ihn ablehnen.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Heidrun Bluhm-Förster. Wo ist die Mas-

ke? Nicht vergessen. Das gilt für alle. – Nächster Redner: 
für Bündnis 90/Die Grünen Dr. Tobias Lindner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ja, an Herausforderungen hat es im Bereich „Ernährung 
und Landwirtschaft“ in den letzten drei Jahren dieser 
Legislaturperiode wahrlich nicht gemangelt. Da können 
wir über das Bienensterben, über drei Dürresommer, über 
das Tierwohl, über den Verbraucherschutz, über gesunde 
Ernährung und über Schulernährung sprechen.

Frau Ministerin Klöckner, wenn man in Ihren Haus-
haltsplan hineinschaut, dann finden sich diese Begriffe 
teilweise durchaus auch als Überschriften von Kapiteln 
oder Titeln wieder. Wenn man sich aber die Frage stellt: 
„Sind das denn wirklich Antworten auf diese Herausfor-
derungen?“ – es wäre gerade jetzt, in dieser Situation, 
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Zeit für Antworten –, dann muss man sagen: Sie geben 
mit diesem Haushaltsplan keine oder nur sehr kleine Ant-
worten auf die Herausforderungen unserer Zeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es ist in der Debatte schon angesprochen worden: Ihr 

Ministerium ist bei einer Sache, nämlich beim schlechten 
Abfluss der Haushaltsmittel, fast Spitzenreiter. Man 
könnte auch sagen: In diesem Haushaltsplan tauchen 
große Zahlen auf, aber wenn man sich dann anschaut, 
wer das Geld tatsächlich verwendet und für was es ver-
wendet wird – das Stichwort „GAK“ ist an dieser Stelle 
schon gefallen –, dann sieht es durchaus dürftig und über-
schaubar aus.

An anderer Stelle, beim Thema Ernährung, setzen Sie 
auf das Prinzip Freiwilligkeit. Es ist gut, dass wir jetzt mit 
dem Nutri-Score eine Nährwertkennzeichnung von 
Lebensmitteln haben, die rechtssicher verwendet werden 
kann, aber Sie bleiben bei der Selbstverpflichtung. Sie 
bleiben beim Prinzip Freiwilligkeit für Unternehmen, 
die Produkte anbieten, die eben nicht gut für die Gesund-
heit sind und von denen man nicht zu viel essen sollte. 
Gerade über diese bräuchten die Verbraucherinnen und 
Verbraucher aber Informationen an der Ladentheke, um 
wirklich eine transparente und auch selbstbewusste Ent-
scheidung treffen zu können. Ich sage Ihnen eines: Eine 
freiwillige Basis beim Thema „Nährwertampel für 
Lebensmittel“ öffnet dem Missbrauch und der Umge-
hung Tür und Tor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn wir über das Tierwohllabel sprechen, dann erin-

nert mich das ein bisschen an „Dinner for One“. Jedes 
Jahr in dieser Legislaturperiode diskutieren wir in den 
Haushaltsberatungen das Thema Tierwohllabel. Ich 
kenne niemanden hier im Haus, der ein solches Label 
schlecht findet; alle finden das irgendwie gut. Aber 
ganz im Ernst: Wann kommt es denn nun endlich? Und 
auch hier wieder: Eine freiwillige Basis an dieser Stelle 
wird Produzenten, die unter schlechten Haltungsbedin-
gungen produzieren, natürlich die Möglichkeit für eine 
Umgehung eröffnen. Das kann nicht Sinn und Zweck 
eines Tierwohllabels sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das Einzige, was wir feststellen können, wenn wir uns 
das Label anschauen, ist, dass bereits 50 Millionen Euro 
Steuergelder verausgabt worden sind – für eine Sache, 
von der ich gespannt bin, wie oft wir noch darüber reden.

Am Ende des Tages kommt dann immer das liebe 
Argument: Es muss EU-rechtskonform sein. – Ja, natür-
lich muss es EU-rechtskonform sein. Nur, die Bundesre-
gierung hätte jetzt, während der Ratspräsidentschaft, ers-
tens einige Monate Zeit gehabt, sich dafür einzusetzen, 
und zweitens: Wenn man kreativ an die Sache herangeht, 
das diskriminierungsfrei gestaltet und die niedrigste 
gesetzlich erlaubte Stufe der Haltung durch so ein Label 
abbildet, dann kann man das sehr wohl EU-rechtskon-
form umsetzen. Wo ein Wille ist, ist an dieser Stelle 
auch ein rechtskonformer Weg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will ja nicht nur schimpfen, sondern zumindest 
zwei Themen nennen, die Sie aufgegriffen haben, die 
wir Grüne auch seit Jahren fordern.

Sie haben jetzt in diesem Haushaltsplan ein Stallum-
bauprogramm drin. Das ist erst einmal eine gute Idee. 
Wenn wir von Bäuerinnen und Bauern erwarten, dass 
unter besseren Haltungsbedingungen produziert wird, 
dann brauchen wir am Ende des Tages natürlich auch 
Unterstützung, dann brauchen wir Mittel dafür. Dagegen 
habe ich nichts; das haben wir Grüne seit Jahren gefor-
dert.

Die Mittel dafür sollten ursprünglich nur für ein Jahr 
bereitstehen. Sieht man nun in Ihren Haushaltsplan, dann 
stellt man fest, dass Sie das dankenswerterweise so 
umgebaut haben, dass das für zwei Jahre zur Verfügung 
steht. Für den Umbau eines Stalles braucht man eine 
Finanzierung und auch Baufirmen. Jeder von uns, der 
das Baurecht und die Genehmigungsdauern kennt, wird, 
wie ich, große Zweifel daran haben, dass diese Herkules-
aufgabe in zwei Jahren wirklich zu bewältigen ist. An 
dieser Stelle springen Sie, ehrlich gesagt, mit diesem 
Stallumbauprogramm zu kurz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Gleiche lässt sich zum Konjunkturpaket Wald 
auch sagen. Auch hier bräuchte man eine Mehrjährigkeit. 
Probleme, die über Jahre hinweg beim Wald aufgewach-
sen sind, wird man nicht in ein oder zwei Jahren lösen 
können.

Insgesamt kann man über diesen Haushalt sagen: Er 
mag nette Überschriften enthalten, aber Antworten auf 
die Herausforderungen unserer Zeit bietet er nicht.

Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Tobias Lindner. – Nächste Rednerin 

für die Bundesregierung: Ministerin Julia Klöckner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! „Wo ein Wille ist, ist an dieser 
Stelle auch ein rechtkonformer Weg“: Ich muss sagen, 
das ist eine sehr kreative Interpretation, Herr Kollege 
Lindner. Ich glaube kaum, dass Sie vor einem deutschen 
Gericht oder vor dem EuGH damit durchkämen.

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schauen wir mal!)

Ich will Ihnen ganz deutlich sagen: Solche Debatten 
sind auch für Nicht-Agrarpolitiker wie Sie eine Chance, 
dazuzulernen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Deshalb bin ich ganz dankbar, dass Sie vor mir geredet 
haben, weil Sie jetzt wirklich die Chance haben, lieber 
Herr Lindner, sich ein bisschen auch ins EU-Recht 
zumindest hineinzufühlen, auch wenn Sie es nicht ver-
stehen wollen.

(Heiterkeit des Abg. Frank Sitta [FDP])
EU-Recht hat nichts mit Kreativität zu tun, sondern mit 
rechtlicher Verlässlichkeit.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Konformität!)

Es ist hochinteressant, dass Sie uns jetzt anraten – das 
muss man sich erst mal vorstellen –, man solle doch das 
Tierwohlkennzeichen auf so niedriger Stufe ansetzen – 
also keinen Anspruch an das Tierwohl haben –, dass 
man irgendein Tierwohlkennzeichen hat, mit dem man 
in Europa durchkommt. Das hilft nur dann, wenn man 
formal Politik machen will, aber nicht, wenn man fürs 
Tierwohl etwas erreichen will.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Das sind die Grünen: Sie sind immer wieder zu einer 
neuen Argumentation bereit, je nachdem, wie man es 
gerade braucht.

Herr Lindner, gerne erkläre ich Ihnen noch etwas zum 
Nutri-Score – man merkt, dass Europa nicht tagtäglich 
Ihre Ebene ist –: Es ist schon so, dass weder Frankreich 
noch Belgien noch andere Länder, die den Nutri-Score 
nutzen, ihn verpflichtend vorschreiben dürfen, weil der 
europarechtliche Rahmen nicht gegeben ist.

Wenn die Grünen jetzt glauben, dass in Europa das 
Mehrheitsprinzip nicht mehr gelten soll, sondern nur die 
Deutschen Rechte haben dürfen – ich warne vor solch 
einer Haltung –, dann kann man natürlich Ihre Argumen-
tation bemühen und sagen: Weil Deutschland es will, 
muss ganz Europa das so tun, und abgestimmt wird 
nicht. – Also, das ist typisch Grün: Man ist so lange für 
Demokratie, bis die eigene Haltung zum Tragen kommt, 
und dann sind alle anderen hinfällig. – Davor warne ich, 
weil es auch mal in eine andere Richtung gehen könnte.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dann will ich kurz – ich meine, Sie haben mir so eine 

schöne Vorlage gegeben, worüber ich mich wirklich sehr 
freue – noch etwas zur GAK sagen. Herr Lindner kommt 
aus dem wunderschönen Bundesland Rheinland-Pfalz. 
Jetzt muss ich sagen: Es gibt Bundesländer, die auch 
wunderschön sind: Bayern schöpft die GAK-Mittel aus; 
die wissen, was sie wollen. Ihr Bundesland, mein Bun-
desland aber, wo Ihre Grünen mit an der Regierung sind, 
lässt Gelder beim Bund liegen, nämlich von der GAK, 
und zwar mehrere Millionen Euro. – Also, das müssen 
Sie nicht mir zum Vorwurf machen. Reden Sie mal mit 
Ihren Grünen in Ihrem Land, lieber Herr Lindner.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wenn man sich diese Debatte anhört – Herr Lindner 

hat es angedeutet –, dann hört man darin schon zwei 
Richtungen. Es gibt die eine Richtung, die nach vorne 
geht, und es gibt die Richtung, wofür die Grünen stehen, 
die rückwärtsgerichtet ist, mit der simplen Gleichung: 
Kleine Ställe, kleine Höfe sind besser. Das ist eine ganz 

klare, simple Gleichung: je technikferner, desto 
ursprünglicher. Und was kleiner, besser und technikfer-
ner ist, das ist dann auch moralisch erhabener, und das 
soll dann auch nachhaltiger sein. – Ich muss Ihnen, Herr 
Lindner, und auch den Grünen sagen, dass Ihr Leitbild 
von romantischen Bauernhöfen weder nachhaltig noch 
ein Zukunftsversprechen für die junge Generation unter 
den Landwirten ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn eines ist auch klar: Wir können gerne mit Ihnen 

zurückschauen. Vor 500 Jahren gab es kleine Ställe, gab 
es viele kleine Höfe. Ja, da gab es wenige Tiere in den 
Ställen; aber die Ställe waren klein, in der Tat, dunkel, 
wenig durchlüftet, und mit Tierwohl hatte das kaum 
etwas zu tun. Das war auch eine Zeit, in der Hunger 
und Armut zum Alltag gehörten.

Deshalb sage ich: Wir machen ein anderes Angebot an 
die junge Generation. Wir schauen nicht nostalgisch zu-
rück, wir schauen nach vorne. Wir machen klar: Ökolo-
gie, Ökonomie und die soziale Frage gehören zusammen, 
sind nicht gegeneinander zu denken, weil in Landwirt-
schaft auch der Begriff „Wirtschaft“ steckt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn von diesem Beruf müssen Menschen leben, sowohl 
diejenigen, die ihn ausüben, aber auch die anderen, die 
von den Produkten leben, und das sind wir alle, wir Ver-
braucherinnen und Verbraucher.

Deshalb übernimmt moderne Agrar- und Ernährungs-
politik Verantwortung für die 80 Millionen Menschen, 
über die Sie hier überhaupt nicht gesprochen haben.

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was?)

Sie haben über eines hier überhaupt nicht gesprochen: 
über das Thema Ernährungssicherung. Es ist auch ein 
Ausdruck von Hochmut, als Selbstverständlichkeit zu 
betrachten, dass Regale einfach immer nur voll sind. Des-
halb betone ich: Das ist nicht selbstverständlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Erst wenn die Ernährung gesichert ist, können wir ge-

meinsam die Ziele verfolgen: die Biodiversität erhalten, 
die Klimawirkung weiter reduzieren – nicht gegeneinan-
der, sondern zusammen. Denn unsere Bauern haben Fair-
ness verdient, Fairness im Umgang, darin, wie sie ange-
sprochen werden, dass sie nicht in Gute und Schlechte 
unterteilt werden.

Sie haben aber auch Fairness vom Handel verdient. 
Deshalb war es gut und richtig, dass wir gemeinsam auf 
gesetzlicher Ebene eine Regelung gegen unlautere Han-
delspraktiken getroffen haben. Ich bin zuversichtlich, 
dass wir unter der Moderation unseres Ministeriums 
einen Verhaltenskodex zwischen Handel und den Bauern 
hinbekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Denn am Ende wäre es vielleicht gar nicht schlecht für 
die Verbraucher, wenn sie auf den Verpackungen erken-
nen könnten, welcher Anteil des Verkaufspreises, des 
Erlöses, wirklich den Bäuerinnen und Bauern zugute-
kommt.
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(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sagen wir schon lange!)

Deshalb sage ich auch sehr klar Danke schön an den 
Haushaltsausschuss, an die Große Koalition. Ich will an 
Frau Mittag als Vorrednerin auch Danke sagen – Sie 
haben es in Details dargestellt; deshalb will ich gar nicht 
exakt hineingehen – und vor allen Dingen an Christian 
Haase, der sich intensiv in die Themen nicht nur ein-
arbeitet, sondern sie lebt und kennt und sie mit den länd-
lichen Räumen verbindet; denn wir bringen ländliche 
Räume voran. Uns geht es um die Lebensqualität in den 
ländlichen Räumen. Sie sind nicht die Kompensationsor-
te für die Wünsche der städtischen Bevölkerung. Das ist 
uns wichtig, deutlich zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb, sehr geehrte Damen und Herren, Folgendes: 
Dieser Haushalt der Großen Koalition gibt Antworten. Er 
polarisiert nicht weiter, wie das andere für ihr Weltbild 
tun, sondern er zeigt Lösungen auf. Um diese Lösungen 
umzusetzen, treibe ich Digitalisierung im Stall und High-
tech auf dem Acker voran. Das ist kein Selbstzweck, 
sondern hilft, wichtige Ziele zu erreichen: Umwelt- und 
Klimaschutz sowie Tierschutz, aber gleichzeitig auch 
Einkommens- und Ernährungssicherung. Das ist nicht 
nachgeordnet, sondern das muss gleichzeitig gedacht, 
gleichzeitig geplant und auch gleichzeitig erzielt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Digitalisierung hilft, unsere natürlichen Ressourcen zu 
schonen, aber ist auch im Verbraucherinteresse. Digitali-
sierung erleichtert die harte Arbeit bäuerlicher Familien. 
Digitalisierung ist eine Investition ins Weitermachen, in 
eine zukunftsfähige Landwirtschaft, in die nächste Gene-
ration. Deshalb sage ich: Bauern machen Klimaschutz. 
Dazu versetzen wir sie in die Lage, und deshalb gestalten 
wir mit ihnen zusammen einen Umbauprozess. Sie bauen 
ihre Ställe um. Das geht aber nicht per Knopfdruck und 
nicht so, als wenn man sich etwas zu Weihnachten 
wünscht. Das sind Menschen, die ihre Ställe umbauen, 
die ein Interesse an ihren Tieren haben.

Wir sehen: Es hat noch nie eine so verdichtete, eine so 
klare Politik gegeben, wie wir in dieser Legislatur 
machen, um eindeutig einen nachhaltigen Umbau beim 
Ackerbau – Stichwort: Ackerbaustrategie – und bei der 
Tierhaltung – Stichwort: Borchert-Kommission – hinzu-
bekommen, um am Ende das Ganze mit finanzieller 
Unterstützung und Innovation zu hinterlegen. Deshalb: 
Dieser Haushalt ist gelungen, und zwar weil wir für so-
ziale Fairness sorgen.

Frau Ihnen, Sie haben es zwar hier nicht erwähnt, aber 
im Ausschuss haben Sie einen Antrag gestellt. 4,2 Milliar-
den Euro geben wir für die soziale Sicherung der Bauern 
aus; die FDP will das abschaffen. Das ist eine Entsolida-
risierung mit dem bäuerlichen Berufsstand.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Das ist ja 
unglaublich!)

Auch das will ich sehr klar und deutlich machen. Mir ist 
wichtig, dass Landwirte auch abgesichert sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Wald ist erwähnt worden. Wir haben das größte 
Umbauprogramm mit Zertifizierung für nachhaltige Wäl-
der in der Geschichte unserer Bundesrepublik gestartet, 
und wir sorgen dafür, dass wir mit der sogenannten 
Zukunfts- und Investitionsmilliarde das fördern, was am 
Ende eine Win-win-Situation ist. Das heißt: nur Maschi-
nen, die weniger Pflanzenschutzmittel und weniger Dün-
gemittel brauchen, aber dem Landwirt den Ertrag sichern.

Das sind Lösungen, nicht entweder/oder, nicht gegen-
einander, nicht gut oder schlecht, sondern für die Zu-
kunft, für die junge Generation. Dazu brauchen wir die 
Förderung der ländlichen Räume. Es gibt über 40 Modell-
projekte hin zu einer modernen Mobilität in den länd-
lichen Räumen. Sie kommt den Menschen dort zugute, 
sie kommt den Landwirten dort zugute und zeigt Bleibe-
perspektiven auf. Darum geht es uns.

Darum geht es uns auch bei der Frage der Ernährung. 
Deshalb haben wir einen besonderen Blick auf Kinder, 
auf Senioren.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine – –

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Wir verstetigen die Investitionen, und deshalb sage ich 
allen, die uns unterstützt haben, herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Erlauben Sie noch eine Zwischenfrage von Frau 

Ihnen?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Ja.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Ihnen.

Ulla Ihnen (FDP):
Frau Ministerin, Sie haben eben behauptet, die FDP 

habe in den Haushaltsberatungen einen Antrag gestellt, 
die gesamte landwirtschaftliche Sozialversicherung 
abzuschaffen. Da ich diesen Antrag nicht kenne, wäre 
ich sehr dankbar, wenn Sie ihn mir zuschickten, und 
dann können wir uns ja darüber unterhalten, wo Sie 
sich vielleicht in angemessener Form entschuldigen. – 
Danke schön.

(Beifall bei der FDP)

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Darf ich antworten?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Ja, klar.
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Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Liebe Frau Ihnen, wir beide wissen, dass Sie von der 
Eigenständigkeit der landwirtschaftlichen Sozialversi-
cherung nicht viel halten, und wir zwei kennen uns 
auch von der Arbeit in den Ausschüssen. Regelmäßig, 
so auch dieses Mal, haben Sie wieder dafür plädiert, 
dass die Eigenständigkeit der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung keine Zukunft hat.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Unsinn!)
Deshalb will ich Ihnen sagen, dass wir als Christdemo-
kraten uns dafür einsetzen, dass Bauern bei Krankheit, 
bei Unfällen und auch im Alter abgesichert werden.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Der Unter-
schied zwischen Altersversorgung und Unfall-
versorgung müsste Ihnen bekannt sein!)

Deshalb haben wir nicht gekürzt, so wie es die FDP will, 
sondern wir haben in die landwirtschaftlichen Kranken-
kassen sogar noch 30 Millionen Euro hineingegeben. Da 
gibt es eben auch Unterschiede: Sie legen Ihren Schwer-
punkt auf etwas anderes; wir legen ihn darauf, Familien 
in sozial schwierigen Fällen oder Situationen zu unter-
stützen.

So kann man Politik unterschiedlich machen. Ich habe 
betont: Wir geben ein klares Bekenntnis für die Bauern-
familien ab.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Gero Clemens 
Hocker [FDP]: Das ist unredlich!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Julia Klöckner.

(Zurufe von der FDP)
– Herr Dr. Hocker ist ja gleich noch dran. Jetzt nicht; es 
kommt noch jemand dazwischen. – Nächster Redner: für 
die AfD-Fraktion Wilhelm von Gottberg.

(Beifall bei der AfD)

Wilhelm von Gottberg (AfD):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin Klöckner! Meine 

Damen und Herren! Mit einem Aufwuchs um 9 Prozent 
leistet auch der Agrarhaushalt seinen Beitrag zum hohen 
Defizit des Gesamthaushaltes 2021 – leider. In der Debat-
te zur Düngeverordnung hat der geschätzte Kollege 
Johannes Röring ausgeführt, die Arbeitsgruppe Land-
wirtschaft seiner Fraktion werde von der AfD geringge-
schätzt. Dabei seien seine Kollegen in der Arbeitsgruppe 
„echte Fachleute“, „Bauern, die ihr Handwerk verste-
hen“. Und dann in Richtung AfD: „Und Sie sind Schaum-
schläger.“ Echo aus der CDU/CSU-Fraktion: Die können 
nichts anderes! – Ich werde nicht mit Polemik antworten. 
Klar ist: Ein hervorragender landwirtschaftlicher 
Betriebsleiter ist noch lange kein exzellenter Parlamenta-
rier.

Offensichtlich sind die haushaltspolitischen Grund-
sätze für die selbsternannten „echten Fachleute“ Schall 
und Rauch. Andernfalls hätten sie für eine Korrektur bei 
dem inflationären Stellenaufwuchs im Teilhaushalt 10 
sorgen müssen. Stellenaufwuchs im Agrarministerium 

in 2020 und 2021: 137 Stellen. In den nachgeordneten 
Instituten sind es 350 Stellen. Im Verantwortungsbereich 
des Ministeriums ist das also ein Aufwuchs um 487 Stel-
len in den letzten beiden Jahren. Sparsamkeit, meine 
Damen und Herren, geht anders.

(Beifall bei der AfD)

Sie sollten sich Wilhelm Brese zum Vorbild nehmen, 
ehemaliger CDU-MdB von 1949 bis 1969,

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Bauer aus dem Kreis Celle, 20 Jahre Mitglied im Haus-
haltsausschuss. Er hat nicht zugelassen, dass Steuergeld 
für Nichtigkeiten ausgegeben wurde. 1955 hat er als Ein-
zelner einen Antrag ins Parlament eingebracht, zukünftig 
jede vierte freiwerdende Stelle im öffentlichen Dienst 
unbesetzt zu lassen. Der Antrag ging durch, und Brese 
war bei seiner Fraktion unten durch. Als Brese 1969 den 
Bundestag verließ, war eine Haushaltsrücklage in Höhe 
von 20 Milliarden D-Mark vorhanden. Dies gelang, 
obwohl drückende Finanzlasten aufgrund des Wiederauf-
baus und der schweren Erblast der beiden verlorenen 
Kriege bedient werden mussten.

Das Ministerium alimentiert auch selbstständige Orga-
nisationen, soweit diese der Landwirtschaft zuzuordnen 
sind. Der Zuschuss für das Biomasseforschungszentrum 
wurde gegenüber 2020 um 30 Prozent gekürzt. Gut so! 
Leider nur ein Einzelfall. Bei der Fachagentur Nach-
wachsende Rohstoffe gibt es 70 Prozent Aufwuchs 
gegenüber dem Planansatz von 2020. Auf Seite 97 des 
Plans finden wir zwei exotische Organisationen, die ich 
bereits bei der vorjährigen Debatte über den Haushalts-
plan als Beispiele für reine Steuergeldverschwendung 
genannt habe: die Internationale Walfangkommission 
und die Kommission zur Erhaltung der lebenden Meeres-
schätze der Antarktis. Der Walfang ist nicht Sache 
Deutschlands, und um die Erhaltung der Meeresschätze 
in der Antarktis sollen sich die Anrainerstaaten kümmern.

Schließlich: Die Ministerkonferenz zum Schutz der 
Wälder in Europa erhält aus dem Agrarhaushalt 
600 000 Euro. Und dafür sollen wir die Hand heben?

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Ihre Hand brau-
chen wir nicht!)

Eine Zumutung!

Der voluminöse Teilhaushalt 10 mit seinen Förderpro-
grammen, mit GAP und GAK, mit Sonderrahmenplänen 
und den landespolitischen Ergänzungsprogrammen ist 
für die meisten landwirtschaftlichen Betriebsleiter kaum 
schlüssig zu begreifen.

Einige Details:

Erstens: die Bauernmilliarde, zugesagt zu Beginn die-
ses Jahres, um die demonstrierenden Bauern beim Voll-
zug der Düngeverordnung ein wenig zu besänftigen, ver-
teilt auf vier Jahre. Tatsächlich kommt bei den Bauern nur 
eine Dreiviertelmilliarde an, der Rest versickert – Gieß-
kannenprinzip.
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Zweitens. Ausweislich des Entwurfs kommen 160 Mil-
lionen Euro aus dem Einzelplan 60 – Allgemeine Finanz-
verwaltung. Verwendungszweck: sieben Einzelmaßnah-
men mit Schwerpunkt ökologischer Landbau und 
Moorbödenkultivierung. Meine Damen und Herren, das 
kann auch in die Nachcoronazeit verschoben werden.

Drittens. Das Klimaschutzprogramm 2030, Dürrehilfe 
für den Wald: 800 Millionen Euro, davon 253 Millionen 
Euro von den Ländern, und das verteilt auf vier Jahre – 
also pro Jahr etwa 200 Millionen Euro, wenn denn die 
Länder mitfinanzieren. Dem derzeitigen katastrophalen 
Zustand des Waldes hilft das nur wenig. Die Experten 
Schirmbeck und von der Marwitz haben bereits im 
April 2019 festgestellt, dass der Wald ein Sofortpro-
gramm in Höhe von 2,3 Milliarden Euro benötigt. Wo 
bleibt ein großzügiges Aufforstungsprogramm für 
300 000 Hektar Kahlfläche?

Viertens. In der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“, GAK, finden 
wir das Bundesprogramm Ländliche Entwicklung, 
BULE. Bei BULE sind dem Missbrauch Tür und Tor 
geöffnet. Ein Beispiel, und dies ist beileibe kein Einzel-
fall: Eine Laienschauspieltruppe bekam in diesem Jahr 
aus dem Bundesprogramm BULE 100 000 Euro für das 
Theaterprojekt „Bauern, Hippies, Feuerwehr! – Ein 
Landkreis macht Theater“, und dies in einer Zeit, in der 
viele Milchbauern, die Schweinemäster, die Kartoffel-
bauern und die Forstbetriebe wegen totalen Preisverfalls 
vor dem Aus ihrer Existenzen stehen. Marktpreisstüt-
zungsmaßnahmen sind angesagt, aber nicht die Förde-
rung von Laienschauspielern und sonstigen Nichtigkei-
ten.

(Beifall bei der AfD – Christian Haase [CDU/ 
CSU]: Denken Sie doch mal an Menschen!)

Die gesamte Förderpraxis des Agrarhaushaltes gehört 
auf den Prüfstand, ausgenommen die erste Säule der 
GAP. Sie ist eine Lebensversicherung für die landwirt-
schaftlichen Betriebe.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Denken Sie an Ihre Redezeit, bitte. Sie sind deutlich 

drüber.

Wilhelm von Gottberg (AfD):
Ich komme zum Ende. – Das Geld zur Linderung der 

Coronaprobleme muss vorrangig durch Einsparungen 
und Umschichtungen im Haushalt gewonnen werden.

Ich bedanke mich.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön, Kollege von Gottberg. – Nächste Red-

nerin: für die SPD-Fraktion Nezahat Baradari.
(Beifall bei der SPD)

Nezahat Baradari (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Bun-

desministerin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bitte erlauben 

Sie mir zu Anfang eine Bemerkung. Herr Kollege von 
Gottberg, wir befinden uns im 21. Jahrhundert, und heute 
ist der 8. Dezember 2020. Es gibt keine D-Mark mehr; 
wir haben inzwischen den Euro.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Thomas Lutze 
[DIE LINKE])

Wie meine Kollegin Susanne Mittag schon erwähnte: 
Mit 7,66 Milliarden Euro für das Jahr 2021 ist der Haus-
halt des Bundesministeriums für Ernährung und Land-
wirtschaft ein Rekordhaushalt. Seit der Wiedervereini-
gung ist das der größte Haushalt in der Geschichte des 
Ministeriums. Das ist auch gut so. Denn nicht nur die 
Coronapandemie, sondern auch der Klimawandel, das 
Insektensterben und die Schäden in unseren Wäldern 
erfordern umfassende Maßnahmen, die einer ausreichen-
den Finanzierung bedürfen.

Besonders für mich als Kinder- und Jugendärztin mit 
der Zusatzbezeichnung Ernährungsmedizin sind es 
jedoch nicht nur die großen agrarpolitischen Fragen, die 
diesen Haushalt besonders wichtig machen. Zu den zent-
ralen Aufgaben des Ministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft gehört auch der gesundheitliche Verbrau-
cherschutz, der hier leider viel zu selten thematisiert wird. 
Denn so wie die Gesundheit unserer Wälder wichtig für 
uns ist, ist die Gesundheit unserer Bürgerinnen und 
Bürger und unserer Kinder nicht minder wichtig.

(Beifall bei der SPD)
Dieser Gesundheitsschutz darf nicht erst im Krankheits-
fall beginnen.

Erstens. Unsere Kinder brauchen die Sicherstellung 
einer guten und gesunden Ernährung, insbesondere in 
Kitas und Schulen. Diese muss für jede Familie 
erschwinglich sein. Die Nahrungsmittel müssen den 
höchsten Sicherheitsanforderungen entsprechen, streng 
geprüft sein und bedenkenlos konsumiert werden kön-
nen.

Bereits in der ersten Lesung dieses Haushaltsentwurfs 
vor einigen Wochen machte ich daher auf die Gefahr 
durch Hormongifte, sogenannte endokrine Disruptoren, 
aufmerksam. Diese Chemikalien werden oftmals als 
Weichmacher im Plastik eingesetzt und stellen eine ernst-
zunehmende Gefahr für die Gesundheit von Mensch und 
Tier dar. Besonders Kinder sind gefährdet. Der Kinder- 
Umwelt-Survey hat gezeigt, dass sich in allen der insge-
samt 600 untersuchten Blut- und Urinproben Abbaupro-
dukte von gefährlichen endokrinen Disruptoren befan-
den. Diese Stoffe können Krebserkrankungen auslösen, 
die Fruchtbarkeit hemmen und Verhaltensstörungen von 
Kindern verursachen. Leider wissen wir immer noch viel 
zu wenig über die genauen Wirkungsweisen dieser Stoffe 
und kommen bei der politischen Regulierung kaum 
voran.

Vielen Menschen sind die Gefahren, die von Hormon-
giften ausgehen, schlichtweg nicht bekannt, auch wenn es 
Apps gibt wie ToxFox vom BUND. Daher muss unser 
Ziel sein, dass belastete Produkte gar nicht erst in die 
Supermarktregale gelangen.

(Beifall bei der SPD)
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Daher begrüße ich sehr, dass – zweitens – im Haushalt 
nun eine Studie verankert ist, mit der die Wirkung von 
Hormongiften genau untersucht wird; denn nur, wenn wir 
hier Mittel in die Hand nehmen und Forschung ermögli-
chen, können wir die Sicherheit und die Gesundheit von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern wirksam schützen 
und unserer Fürsorgepflicht als Gesetzgeber nachkom-
men.

Ein dritter wichtiger Aspekt, welcher sich erfreulicher-
weise im Haushalt wiederfindet, ist die Erforschung der 
Sicherheit von Tätowiermitteln. Auch hierbei handelt es 
sich um ein Thema, welches insbesondere junge Men-
schen betrifft. Knapp die Hälfte aller 20- bis 30-Jährigen 
in Deutschland trägt mindestens ein Tattoo auf der Haut. 
Ich habe mich in den vergangenen Monaten intensiv mit 
Tätowierern und mit Wissenschaftlern über diese Thema-
tik ausgetauscht. Klar wurde dabei: Tattoos sind dabei 
nicht bloß Modeaccessoire oder ein vergänglicher Trend. 
Tattoos sind für ihre Trägerinnen und Träger nicht selten 
Ausdruck ihrer Persönlichkeit oder die dauerhafte Visua-
lisierung besonderer Erinnerungen. Tattoos können vie-
len Menschen helfen, wenn es darum geht, traumatische 
Ereignisse zu verarbeiten. Und auch medizinisch können 
Tattoos durchaus sinnvoll sei. Sie können Narben über-
decken, zum Beispiel nach einer Brustoperation, oder 
Borderlinepatienten dabei helfen, selbstverletzendes Ver-
halten abzulegen.

Was den meisten dabei jedoch nicht bekannt ist: Tat-
toofarben können eine ernste Gefahr für den menschli-
chen Körper darstellen. Dabei geht es nicht nur um die 
akuten Nebenwirkungen wie Rötungen, Schwellungen 
oder allergische Reaktionen, sondern um mögliche lang-
fristige Folgen. Pigmente aus Tattoofarben können aus 
der Haut direkt in die Lymphknoten wandern und sich 
dort ansammeln und somit in den Körper gelangen. 
Gesundheitliche Gefahren, besonders langfristige, sind 
indes nicht ausreichend erforscht.

Die in Deutschland geltende Tätowiermittel-Verord-
nung greift bisher leider zu kurz. Hier sind nur besonders 
gefährliche Stoffe verboten. Viele potenziell gefährliche 
Stoffe und Pigmente fliegen immer noch unter dem 
Radar. Umso mehr freue ich mich, dass auch Mittel für 
eine Forschungsstudie zu Tattoofarben im Haushalt ver-
ankert werden konnten. Wir brauchen eine Positivliste; 
denn diese Positivliste würde für mehr Sicherheit für Ver-
braucherinnen und Verbraucher und für die vielen Tat-
toostudios in Deutschland sorgen.

(Beifall bei der SPD)

Als SPD-Bundestagsfraktion setzen wir uns auch mit 
diesem Haushalt für konsequenten Verbraucherschutz, 
Schutz für Kinder und Schutz für Tiere ein.

Zum Schluss möchte ich mich bei allen Abgeordneten 
bedanken, die in den Haushaltsverhandlungen waren, und 
insbesondere bei meinem Kollegen Ulrich Freese.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD – Carina Konrad [FDP]: 
Das ist das, was die SPD zum Agrarhaushalt zu 
sagen hat! – Stephan Protschka [AfD]: Zu viele 
Bauern sind tätowiert!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Nezahat Baradari. – Wir haben uns auch 

gerade unterhalten, wer wohl im Bundestag Tattoos hat; 
das wollen wir jetzt wissen.

(Heiterkeit)
Herr Dr. Hocker, jetzt sind Sie gefordert. Nächster 

Redner: für die FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker.
(Beifall bei der FDP)

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Verehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich werde weniger über Tattoos sprechen, son-
dern eher auf die Rede der Ministerin von eben Bezug 
nehmen; das erwarten Sie wahrscheinlich auch schon, 
Frau Ministerin. Denn Sie haben erklärt, dass die FDP 
in den Haushaltsberatungen beantragt habe, dass die 
Zuschüsse für die soziale Sicherung der Landwirte abge-
schafft werden sollen. Ich sage Ihnen: Das ist die 
Unwahrheit! Ich kann die Forderung von Frau Ihnen 
nur wiederholen, dass Sie uns bitte bis zum Freitag, 
wenn die Abschlussabstimmung stattfindet, diesen An-
trag einmal vorlegen. Er existiert nicht, und deswegen 
werden Sie damit nicht erfolgreich sein.

Wahr ist aber, Frau Ministerin, dass Sie selber im Thü-
ringer Landtagswahlkampf im Herbst 2019 angedroht 
haben, dass etwaige Strafzahlungen bei Nichteinhaltung 
der Düngeverordnung mit den freiwilligen Leistungen 
zur Rentenversicherung der Landwirte verrechnet wer-
den könnten. Das ist Ihr Fehler gewesen, verehrte Frau 
Ministerin, und Sie wollen einfach von sich auf andere 
ablenken.

(Beifall bei der FDP)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, vor einem 

Jahr haben in Deutschland die größten Bauernproteste 
stattgefunden, die es in unserem Land seit 1949 jemals 
gegeben hat. Die Hoffnungen damals sind groß gewesen, 
dass sich in den kommenden zwölf Monaten die Situation 
der Bäuerinnen und Bauern in Deutschland tatsächlich 
verbessern würde. Es hat viele runde Tische gegeben; 
es hat viele Diskussionsprozesse und Dialogprozesse 
gegeben, die angestrebt wurden. Es gab damals und es 
gibt heute eine große Geschlossenheit innerhalb der 
Branche. Es hat viele Beteuerungen der Politik gegeben, 
und es hat eine Zeit der EU-Ratspräsidentschaft von 
Deutschland gegeben. Das alles hat Hoffnungen genährt.

Zwölf Monate später, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, demonstrieren Landwirte wieder, oder lassen Sie 
mich sagen: immer noch, und zwar aus einem einzigen 
Grunde: weil sie das Gefühl haben, dass in den letzten 
zwölf Monaten nichts, aber auch wirklich gar nichts von 
den Forderungen, die damals formuliert wurden, in kon-
krete Gesetzesinitiativen umgesetzt wurde, und das 
machen wir Ihnen zum Vorwurf, verehrte Frau Ministe-
rin.

(Beifall bei der FDP)
Wenn andere Branchen, wenn einzelne Betriebe zur 

Zeit von Corona oder auch bei anderen Anlässen in 
Schieflage geraten, in prekäre Verhältnisse abdriften, 
dann gibt es, sagen wir mal, häufig ähnliche Reflexe 
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von der Politik. Da wird erst Verständnis und Betroffen-
heit zum Ausdruck gebracht, und danach werden häufig 
umfängliche Millionen- und Milliardenprogramme auf 
den Weg gebracht. Bei den Landwirten wurde vor knapp 
einem Jahr eine Bauernmilliarde ins Spiel gebracht, die 
sie besänftigen sollte, und jetzt lockt der Lebensmittelein-
zelhandel mit 50 Millionen Euro, um Landwirte zu 
besänftigen.

Man kann stolz sein auf die Landwirte in Deutschland, 
die sich davon eben nicht besänftigen lassen, weil sie als 
Unternehmer wissen, dass es nichts hilft, ihnen einmalig 
ein paar Scheine in die Hemdtasche zu stecken, sondern 
dass es darauf ankommt, dass selbstständige Unterneh-
mer in der Situation sind, faire Rahmenbedingungen vor-
zufinden, damit sie ihre Betriebe tatsächlich fortführen 
können. Das ist unsere verdammte Aufgabe, das ist die 
Aufgabe von Politik, endlich dafür zu sorgen, statt 
irgendwelche Almosen zu verteilen, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)
Verehrte Frau Ministerin, die deutsche EU-Ratspräsi-

dentschaft läuft in wenigen Tagen aus. Sie wäre die ideale 
Gelegenheit gewesen, für etwas zu kämpfen, was wirk-
lich dazu beigetragen hätte, dass Boden, Luft, Wasser und 
auch das Tierwohl, und zwar europaweit, geschützt wer-
den würden, indem Sie nämlich innerhalb dieser Amts-
zeit dafür gerungen, gekämpft, gestritten hätten, dass es 
zumindest innerhalb Europas endlich eine Angleichung 
von Wettbewerbsstandards gibt.

Denn was wir gegenwärtig erleben, ist, dass es diese 
einheitlichen Wettbewerbsstandards in einem europä-
ischen Binnenmarkt eben nicht gibt. Ganz im Gegenteil: 
Der süd- oder der osteuropäische Berufskollege des deut-
schen Landwirts produziert zu niedrigeren Standards, 
und das führt dazu, dass auf den Tellern von Verbrau-
chern in diesem Binnenmarkt und in Deutschland Pro-
dukte landen, die zu Standards erzeugt wurden, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, die man einem deutschen 
Landwirt niemals zugestehen würde. Damit erweist man 
dem Tierwohl und der Wasser-, Boden- und Luftqualität 
in Europa einen Bärendienst, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der FDP)
Sie haben ausführlich über Fairness gesprochen, die 

man Landwirten entgegenbringen müsste, Frau Ministe-
rin. Zu Fairness würde dazugehören, dass hier in diesem 
Hohen Hause Politiker tatsächlich auch mal den Rücken 
gerade machen und auch zu unpopulären Botschaften 
stehen. Eine dieser unpopulären Botschaften ist, dass es 
nicht sein kann, dass Verbraucher, wenn am Sonntagmor-
gen ein Umfrageinstitut anruft, zu 90 Prozent erklären, 
sie wären ja gerne bereit, einen höheren Preis für Lebens-
mittel zu bezahlen, wenn denn auch hohe Standards bei 
der Produktion eingehalten werden, es gleichzeitig aber 
nur 10 Prozent der Menschen sind, die tatsächlich zu 
höherpreisigen Lebensmitteln greifen.

Da ist es auch Aufgabe der Politik, unpopuläre Bot-
schaften zu verkünden und auch den Verbraucher mit in 
die Pflicht zu nehmen, nämlich dass diese Bigotterie 
nicht funktioniert. Wer hohe Standards fordert, verehrte 

Kolleginnen und Kollegen, der muss auch bereit sein, 
dafür einen angemessenen Preis zu bezahlen. Und ganz 
offenbar bedarf es einer kleineren Fraktion in diesem 
Hohen Hause, die diese unpopulären Botschaften tatsäch-
lich auch formuliert, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Unpopulär ist auch, dass Sie jetzt sofort zum Schluss 

kommen müssen.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Das ist mein letzter Satz, verehrte Frau Präsidentin. – 

Ich bin der festen Überzeugung, dass es Landwirten darü-
ber hinaus besser gehen würde, wenn Politik etwas, was 
eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein müsste, wieder 
mehr Raum verschafft, nämlich dass politische Entschei-
dungen auf Grundlage von wissenschaftlichen Erkennt-
nissen zustande kommen. Wenn ich sehe, wie fadenschei-
nig und wie lückenhaft die Anfrage, die wir ans 
Umweltministerium formuliert haben, –

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Kollege.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
– beantwortet wurde, dann habe ich meinen Zweifel, 

dass diese Bundesregierung tatsächlich nach wissen-
schaftlichen Grundlagen entscheidet.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Kollege, Sie reden über Fairness. Dann müssen 

Sie jetzt wirklich aufhören.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Ich bin fertig, Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Ja, gut; aber so nicht. – Danke schön. Das war 

Dr. Hocker.

Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Artur 
Auernhammer – aus Bayern.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Protschka 
[AfD]: Ist ein Franke!)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Geschätzte Frau Präsidentin, ich komme aus Franken.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Und Sie tragen eine bayerische Maske? Na gut, das ist 

ein anderes Thema.
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Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Wenn wir die bayerischen Staatsgrenzen überschrei-

ten, sind wir Bayern geschlossen, auch im Deutschen 
Bundestag.

(Heiterkeit)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Na ja; das wäre aber was Neues.

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Werte Frau Bundesministerin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wie so oft hat uns die Rede von Gero Hocker 
nicht vom Hocker gehauen;

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Ulla Ihnen 
[FDP]: Was für ein lahmer Witz!)

weil wir diese Rhetorik langsam gewohnt sind.
(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Wenn Sie 
sich über Namen lustig machen, dann sinkt 
für Sie das Niveau, Herr Auernhammer!)

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht 
um einen Haushalt für das Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft in Höhe von fast 7,7 Milliarden 
Euro. Wenn wir über diesen Haushalt beraten, dann bera-
ten wir auch über die deutschen Bauernhöfe, über die 
deutschen Bäuerinnen und Bauern.

Da gibt es den Milcherzeuger in Garmisch-Partenkir-
chen, der sein Jungvieh oben am Kreuzeck hat, um dort 
für Wanderer und Skifahrer die Flächen freizuhalten. Da 
gibt es den Schafhalter in Niedersachsen, der mit seiner 
Schafherde die Deiche freihält und vielleicht Angst vorm 
Wolf hat. Und da gibt es die Freunde in Sachsen-Anhalt 
mit Feldstücken so groß wie meine Gemarkung zu Hause. 
Diese Vielfalt, die wir in der deutschen Landwirtschaft 
haben, muss sich auch in diesem Bundeshaushalt wider-
spiegeln. Dass wir gerade in Süddeutschland sehr viele 
kleine Betriebe haben, ist eine besondere Herausforde-
rung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alle deut-
schen Bäuerinnen und Bauern haben auch eine Aufgabe: 
die 83 Millionen deutschen Einwohner mit gesunden, 
nachhaltigen Lebensmitteln zu ernähren. Das sollte man 
stärker in den Vordergrund stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wenn in diesen Tagen die Bauern wieder vor den Aus-

lieferungslagern des LEHs demonstrieren – fast hätte ich 
gesagt: zu Recht – und so mancher LEH-Marktbeteiligter 
versucht, sich mit einer Einmalzahlung irgendwie freizu-
kaufen, dann muss ich schon sagen: Da müssen wir eine 
Verhandlungsebene auf Augenhöhe schaffen, damit hier 
vernünftige und bessere Preise für unsere Bäuerinnen und 
Bauern erreicht werden. Dazu ist die angesprochene 
UTP-Richtlinie ein wichtiges Signal, und das wollen 
wir gerne unterstützen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Unterstützen wollen wir auch unsere heimische Land-

wirtschaft, wenn es darum geht, die Herausforderungen 
der Düngeverordnung zu bewältigen. Wir haben unter-
schiedliche Betriebe und unterschiedliche Anforderun-

gen. Da bin ich dankbar, dass wir für die nächsten vier 
Jahre fast 1 Milliarde Euro im Bundeshaushalt haben. 
Das ist auch ein Verdienst vom CSU-Parteivorsitzenden 
Markus Söder in den Koalitionsverhandlungen.

(Zurufe von der SPD und der FDP: Oh!)

Ich freue mich darauf, dass wir das Geld zielgerichtet 
einsetzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wichtig ist 
auch, dass wir zukunftsorientiert handeln, dass wir nach 
vorne schauen. Und – lieber Rainer Spiering, pass jetzt 
auf! – wenn wir nach vorne blicken, ist die Digitalisie-
rung ein großes Thema auch für unsere Land- und Ernäh-
rungswirtschaft. Ich bin froh, dass in diesem Bundes-
haushalt Geld in die Hand genommen wird und 
investiert wird, zum Beispiel bei der Hochschule 
Weihenstephan-Triesdorf. Die liegt zufälligerweise bei 
mir im Wahlkreis; wo sonst als in Franken ist digitale 
Traktorentechnologie anzusiedeln?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht 
darum, dass wir das, was wir in Forschung und Entwick-
lung in Deutschland auf den Weg bringen, auch auf die 
Felder, in die Ställe bringen. Wir müssen das transformie-
ren. Wir müssen hier nach vorne schauen und unsere 
Landwirtschaft modern aufstellen.

Die Situation im Schweinesektor kann ich hier nicht 
unangesprochen lassen. Wir haben hier schon öfter darü-
ber diskutiert. Die Probleme haben in erster Linie unsere 
Zuchtsauenhalter, die keine Absatzmöglichkeiten für ihre 
Ferkel mehr haben. Deshalb sind wir alle gefordert, hier 
in den nächsten Tagen und Wochen entsprechende Be-
schlüsse zu fassen. Ich bin dankbar, dass wir in dem 
Arbeitsschutzgesetz, das jetzt auf dem Weg ist, auch ein 
Signal an die Metzgerschaft senden, damit hier ein direk-
ter Vermarktungsweg ermöglicht wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mir ist auch 
wichtig, dass wir in dieser Debatte das Thema Wald 
ansprechen. Wir haben sehr viel Geld in die Hand genom-
men, um den Wald umzubauen, den Wald klimatolerant 
zu machen. Wir müssen auch das Bauen mit Holz noch 
stärker unterstützen. Wir müssen noch mehr in die For-
schung investieren, um herauszufinden, wo wir welche 
Pflanzen überhaupt noch zu pflanzen haben. Und wir 
müssen bei der anstehenden Novelle des Bundesjagdge-
setzes über das Verhältnis von Wald und Wild reden. Da, 
glaube ich, sind wir sehr konstruktiv unterwegs.

Ich als Sportpolitiker kann hier nicht über einen Haus-
halt fürs Ernährungsministerium reden, ohne das Thema 
„Ernährung und Bewegung“ anzusprechen. Ja, es ist rich-
tig: Wir haben jetzt den Nutri-Score. Wir haben jetzt eine 
freiwillige Deklaration der Inhaltsstoffe. Aber die Dekla-
ration ist das eine. Wir müssen auch dafür sorgen, dass 
sich unsere Bevölkerung, die Menschen in unserem Land 
auch wieder richtig bewegen, wieder richtig Sport trei-
ben. Das ist die wichtigste und richtigste Kombination: 
Sport und Ernährung.

Zum Schluss möchte ich mich ganz herzlich bei den 
Haushältern für die Beratungen zum Agrarhaushalt 
bedanken, namentlich bei unserem Christan Haase. Ich 
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bedanke mich besonders herzlich, wenn ihr auch bei den 
nächsten Haushaltsberatungen unseren Etat so intensiv 
berücksichtigt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Gero Clemens 
Hocker [FDP]: Das hat mich jetzt noch weniger 
vom Hocker gerissen! – Gegenruf des Abg. 
Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ausnahmsweise gebe ich dem Herrn Hocker 
mal recht!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Artur Auernhammer. – Nächste Redne-

rin: für die Fraktion Die Linke Dr. Kirsten Tackmann.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Im Etat des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft geht es um 7,7 Milliarden 
Euro. Das ist viel Geld. Es wird aber auch dringend 
gebraucht; denn es brennt an allen Ecken: Afrikanische 
Schweinepest, Coronapandemie, Vogelgrippe, Missernte, 
Insektenschwund, Tierwohldefizite, sterbende Wälder, 
Küstenfischerei am Limit, Agrarbetriebe geben auf.

Einige Probleme greift der Agraretat in der Tat auf, 
hoffentlich nicht zu spät. Aber als Ausbilderin von Ret-
tungshundeteams habe ich ja gelernt, dass man kleine 
Fortschritte mit Lob verstärken muss.

(Heiterkeit)

Also: Ja, es ist gut, dass es nun ein Kompetenzzentrum 
für Weidetierhaltung geben soll. Ich fordere das als Her-
denschutzzentrum schon seit 2011. Aber ehrlich gesagt: 
Angesichts der mickrigen Finanzierung ist das ja wohl 
eher ein Alibiprojekt. Da muss die Koalition wirklich 
eine Schippe drauflegen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eine Soforthilfe für die gestressten Wälder hat Die 
Linke sehr früh gefordert. Nun kommt Geld, aber ziem-
lich schleppend. Und es erreicht vermutlich nicht die 
Klein- und Kleinstwaldbesitzenden. Aber ohne schnelle 
Hilfe werden gerade diese ihren Wald verkaufen müssen – 
leider eben nicht an die Nachbarschaft im Dorf, sondern 
an Leute mit viel Geld. Damit wird auch der Wald zum 
Spekulationsobjekt, und das geht so nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb müssen die Waldhilfen dort ankommen, wo sie 
am dringendsten gebraucht werden.

Aber nicht alle Probleme lassen sich mit Geld lösen, 
auch nicht mit sehr viel Geld und schon gar nicht, wenn 
es in den falschen Taschen landet. Bei strukturellen oder 
sehr lange ausgesessenen Problemen funktioniert die 
Magie der großen Zahlen nicht. Wer zum Beispiel duldet, 
dass die Landwirtschaft in der Lebensmittellieferkette am 
Katzentisch sitzt, statt auf Augenhöhe zu verhandeln, 

nimmt doch billigend in Kauf, dass keine kostendecken-
den Erzeugerpreise bezahlt werden – nicht mal für Stan-
dards, die längst gesellschaftlich hinterfragt werden.

Natürlich ist es richtig, wenn auch aus dem Agraretat 
Unterstützung geleistet wird für den Umbau der Tierhal-
tung, für die Umsetzung der Düngeverordnung, für die 
Ackerbaustrategie, für Insektenschutz usw. usf. Und ja, 
das Geld wird da dringend gebraucht. Aber warum sollen 
das eigentlich nur die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
bezahlen? Wer profitiert denn von dem falschen System 
der Dumpingpreise und Dumpingstandards? Das sind 
doch vor allem die Konzernzentralen von Supermarktket-
ten, Schlachthöfen, Molkereien und Chemieriesen. Wenn 
die einfach so weitermachen können, profitieren sie auch 
noch von den Fördermitteln, die für höhere Standards 
ausgereicht werden – übrigens inklusive der Pandemie-
gewinne, über deren Abschöpfung man auch mal disku-
tieren muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber wehe, die Ministerin wagt es, das Problem mal vor-
sichtig anzusprechen: Dann hagelt es gleich Beschwer-
den bei der Kanzlerin. Ich finde das einfach nur absurd.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, viele Agrarbetriebe haben sich auf dieses üble Spiel 
eingelassen – zu lange –; aber jetzt protestieren sie Gott 
sei Dank an den richtigen Türen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Sie brauchen keine Almosen, sondern sie brauchen faire 
Bezahlung, und die Reparatur von Systemfehlern müssen 
die zahlen, die vorher davon profitiert haben. Punkt!

(Beifall bei der LINKEN)

Dabei geht es übrigens nicht zwingend um höhere 
Lebensmittelpreise, sondern es geht um faire Gewinnver-
teilung entlang der Lieferkette und um das Ende von 
Konzernübermacht. Wenn jetzt sogar die FDP das Kar-
tellrecht einfordert, dann ist es wirklich höchste Zeit.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Übrigens geht es selbst beim Klimaschutz um Sozia-
les; denn höhere Ernterisiken bedeuten eben auch höhere 
Einkommensrisiken für die Landwirtschaft. Das Ende 
des Liedes ist wirklich bitter. Obwohl die Hälfte des 
Agraretats des Bundes in die landwirtschaftliche Sozial-
versicherung geht, droht vielen Landwirtinnen und Land-
wirten Altersarmut, so besagt es eine aktuelle Studie. 
Eine faire Bezahlung ist deshalb zwingend für die Lösung 
dieses Problems.

(Beifall bei der LINKEN)

Abschließend sei gesagt: Die Zeche dürfen nicht wie-
der die ohnehin schmalen Geldbeutel zahlen, sondern das 
müssen die richtig dicken Geldsäcke.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 197. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 8. Dezember 2020                                                                                                                                                                                             24891 

Artur Auernhammer 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Kirsten Tackmann. – Nächster Red-

ner: für die SPD-Fraktion Rainer Spiering.

(Beifall bei der SPD)

Rainer Spiering (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Ministerin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte an das anknüpfen, 
was Dr. Kirsten Tackmann gesagt hat, und die Frage auf-
werfen: Diskutieren wir hier nicht vielleicht ein wenig 
das Falsche? Wir müssen bei der Diskussion die gesamte 
Produktionskette im Auge behalten, und die geht los mit 
der Urproduktion, über die landwirtschaftliche Verede-
lung bis in die Betriebe hinein. Nur wenn wir die gesamte 
Lieferkette betrachten, erhalten wir auch eine Bewertung.

In dem Moment, wo wir die Landwirtschaft aus der 
Diskussion herausnehmen – wie wir das hier so gerne 
machen –, geben wir ihr in der Lieferkette nicht die Kraft, 
die sie eigentlich braucht, um sich dort zu behaupten. 
Deswegen halte ich es für ganz, ganz wichtig, die Land-
wirtschaft als einen integralen Teil der Lieferkette mit 
allen Rechten und Pflichten zu sehen.

(Beifall bei der SPD)
Ich bin mir übrigens nicht ganz sicher, ob rund um 

diesen Haushalt nicht gerade ein Gesetz geschrieben 
wird, das für den Bereich Ernährung und Landwirtschaft 
sehr viel wichtiger ist als dieser Haushalt. Ich zitiere aus 
dem Entwurf eines Gesetzes der Bundesregierung zur 
Verbesserung des Vollzugs im Arbeitsschutz, wie wir 
ihn heute im Ausschuss beraten haben:

… im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. 
Sie tragen zur Erreichung der Ziele … bei: Dauer-
haftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum, produktive Vollbeschäftigung und men-
schenwürdige Arbeit für alle fördern.

Das ist, wie ich finde, ein zentrales Gesetz, das den 
Bereich der Ernährung und Landwirtschaft in Deutsch-
land nachhaltig stärken wird. Herzlichen Dank an 
Hubertus Heil und herzlichen Dank an alle Koalitionäre, 
die es mitgeschrieben haben!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich will übrigens auch allen, die starke Vertreter der 
bäuerlichen Veredelungswirtschaft sind, sagen, was mei-
ner Ansicht nach passieren wird: Zwangsläufig werden 
durch Lohnsteigerungen auch Umwälzungen auf den 
Fleischpreis stattfinden müssen, und die wird man nicht 
wegdrücken können. Die wird man auch nicht den 
Bauern in die Schuhe schieben können. Wenn der Markt 
anerkennt, dass gute Produkte ihren Wert haben, dann 
werden, angetrieben durch dieses Gesetz, auch höhere 
Preise in der Fleischwirtschaft generiert werden können. 
Das ist meine große Hoffnung, und deswegen sage ich: 
Das ist ein guter Tag für Deutschland – ein gutes Gesetz.

(Beifall bei der SPD)
Das Augenmerk, das wir auf die Landwirtschaft legen, 

wird genau durch diese Branche verfälscht. Wenn man 
den Blick auf Schlachthöfe richtet, die 25 000 bis 

30 000 Tiere am Tag schlachten, dann impliziert man 
den Blick auf das Produkt, und ein Bild setzt sich fest. 
Selbst der bestarbeitende Viehbetrieb kann sich aus die-
sem Bild nicht herausnehmen. Deswegen müssen wir das 
Gesamtbild verbessern, um so auch die Situation der 
Kolleginnen und Kollegen – sowohl in der Landwirt-
schaft als auch in den Veredelungsbetrieben und in den 
Schlachtbetrieben – nachhaltig zu verbessern.

(Beifall bei der SPD)
Was ist die Schlussfolgerung? Eine solche ziehe ich 

heute übrigens jenseits des Ernährungsministeriums. Ent-
wicklungsminister Müller sagt, extensive Landwirtschaft 
fördere Virusübertragung, und fordert einen Einfuhrstopp 
für Soja- und Palmöl. Das hat ein CSU-Minister gesagt! 
Wenn ich das zu Ende denke, dann heißt das, dass natür-
lich die komplette Produktions- und Lieferkette bei 
erheblichen Teilen der Viehzucht gravierend verändert 
wird. Das hat auch Auswirkungen auf unsere eigene Pro-
duktion.

In dem Zusammenhang kann die Stärkung des Öko-
landbaus – an dieser Stelle ein Dank an Isabel Mackensen 
und an den Kollegen Haase, die sich intensiv darum ge-
kümmert haben, dass wir das im Haushalt so gut fördern 
konnten – eine massive Hilfe darstellen. Hier wäre auch 
die Umstellung auf die eigene Eiweißproduktion zu nen-
nen. Das alles können wir durch diesen Haushalt leisten, 
und ich glaube, das tun wir auch. Insofern haben zwei 
andere Ministerien hier eine ganz gute Schlagzahl vorge-
legt, um die Verhältnisse in unserem Land nachhaltig zu 
verbessern.

(Beifall bei der SPD)
Heute hat uns alle ein Schreiben der LFD, einer großen 

Erzeugergesellschaft in den neuen Bundesländern, 
erreicht. Ich fand es für einen Ferkelaufzüchter schon 
bemerkenswert, was dieser von uns einforderte: Kapazi-
tätsabbau durch Ausstiegsprämien, Stärkung der Regio-
nalisierung und Sicherstellung einheitlicher und tier-
wohlgerechter Haltungsbedingungen bei Importtieren. 
Dem ist nur zuzustimmen, aber wir müssen es dann 
auch tun, und zwar gemeinsam.

Diese Diskussion über die Einhaltung der drei genann-
ten Kriterien sollten wir führen. Dann werden wir eine 
veränderte Landwirtschaft mit einem – hoffentlich – rich-
tig guten Image nach draußen haben, in Übereinstim-
mung mit einer Bevölkerung, die diese Produkte gerade 
über unsere bäuerlichen Betriebe gerne kauft und bereit 
ist, einen angemessenen Preis dafür zu bezahlen. Aber 
dann muss die Lieferkette im Ganzen stimmen, und dafür 
lassen Sie uns streiten.

(Beifall bei der SPD)
Heute Morgen habe ich eine Nachricht gelesen, die 

mich wirklich sehr gefreut hat. Über den Ticker kam 
die Meldung: Fraunhofer-Zentrum in Triesdorf gegrün-
det. Der Bund steuert 40 Millionen Euro über die nächs-
ten fünf Jahre hinzu. – Geforscht wird zu einem Thema, 
für das ich wirklich brenne: die Digitalisierung, und zwar 
in zwei Forschungsrichtungen, die ich auch toll finde: 
zum einen biogene Züchtungen – also keine Genschere, 
sondern Züchtungen über Algorithmen, was ich schon 
seit längerer Zeit predige – und zum anderen Smart Far-
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ming. Dann habe ich zu meiner großen Überraschung 
gelesen, dass das Ganze im Haushaltsausschuss mithilfe 
eines Kollegen auf den Weg gebracht worden ist, der hier 
sitzt und dem ich an dieser Stelle dafür danken möchte: 
Artur, das habt ihr gut gemacht! Das ist der richtige 
Ansatz.

(Beifall bei der SPD)

Leider konnte ich mich des Eindrucks nicht erwehren, 
dass Artur Auernhammer das ziemlich allein bewerkstel-
ligt hat, ohne das BMEL. Aber Artur, das musst du klä-
ren. Auf jeden Fall freue ich mich riesig darüber, dass wir 
jetzt in der gesamten Bandbreite tatsächlich 109 Millio-
nen Euro für diesen Bereich zur Verfügung gestellt be-
kommen haben. Herr Haase, wenn ich an die Koalitions-
verhandlungen denke und daran, wie schwierig es war, 
die ersten 10 Millionen Euro dafür von den Haushältern 
zu erstreiten, dann, finde ich, sind heute die 109 Millionen 
Euro ein richtig gutes Zeichen. Herzlichen Dank dafür, 
dass das geklappt hat.

(Beifall bei der SPD)

Stichwort „Wald“: Ich habe es hier in einer meiner 
letzten Reden schon gesagt: Der Wald ist eine der großen 
CO2-Senken, und vor allen Dingen ist Holz mit langfris-
tiger Wirkung und Nutzung eine CO2-Senke. Wir haben 
leider – ich bedauere das – nur 100 Millionen Euro aus 
dem Gesamtpaket bekommen für die Umwidmung des 
Naturstoffes Baum/Holz in die Holzwirtschaft.

Herr Kollege Haase, ich würde mich riesig freuen, 
wenn Sie es begleiten würden, dass wir in dem Bereich 
der Holzwirtschaft – das umfasst die Zimmereien, die 
Schreinereien, die Bautechniken, die Erzeugung von 
neuen Isolierstoffen – viel nachhaltiger würden und der 
daran hängenden Wirtschaft einen richtigen Schub geben 
könnten. Das ist mit dem Geld möglich. Ich glaube, dann 
hätten wir mit diesem Haushalt auch etwas Gutes 
erreicht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Rainer Spiering. – Nächster Redner: für 

Bündnis 90/Die Grünen Harald Ebner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Frau Ministerin, Ihrer Rede hat noch das Stich-
wort „Bullerbü“ gefehlt; ich füge es an dieser Stelle noch 
hinzu, einfach damit die Buzzword-Liste komplett ist. 
Aber trotzdem: Sie sind tatsächlich nicht zu beneiden. 
Die Aufgaben im Agrarbereich, die stapeln sich, ein Pro-
test jagt den anderen, und Sie gründen eine Kommission 
nach der anderen. Bei so vielen Kommissionen kann man 
dann schon mal den Überblick verlieren, Frau Ministerin. 
Vielleicht haben Sie auch deshalb die für die europäische 
Agrarpolitik maßgebliche Kommission, die EU-Kom-
mission, ein bisschen aus dem Blick verloren.

Genau die stellt Ihrer Politik nämlich ein Armutszeug-
nis aus. Der Kommissionsvizepräsident bescheinigt 
Ihnen, dass Sie mit Ihren Ratsvorschlägen zur Gemein-
samen Agrarpolitik – ich zitiere – „festhalten an einer 
Agrarpolitik, die nicht nachhaltig ist“ und dass Sie damit 
nichts zur Bekämpfung der Klimakrise und des Artens-
terbens geliefert haben. Da hilft auch alles Schönreden 
nichts, Frau Ministerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Auf die existenziellen Herausforderungen – Klimakri-

se, Artensterben – bleiben Sie damit tatsächlich jede Ant-
wort schuldig. Sie verspotten sogar noch die Ziele der 
EU-Kommission, die Farm-to-Fork-Strategie, als unrea-
listische Visionen, statt zu deren Erreichung beizutragen. 
Genau diese ignorante und störrische Haltung ist doch 
genau das Desaströse in der CDU/CSU-Agrarpolitik. 
Sie verweigern jeden notwendigen Umbau so lange, bis 
die Betriebe den Anschluss verloren haben. Das ist für 
Umwelt und Klima eine Katastrophe, aber auch für die 
Bauernfamilien; denn das ist das Gegenteil von Pla-
nungssicherheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was für die Gemeinsame Agrarpolitik gilt, gilt leider 

auch für den Haushalt: Nichts geliefert. Sie schütten ein 
Füllhorn nach dem anderen aus, aber ohne jedes Konzept. 
Inhaltlich umgesetzt haben Sie schrecklich wenig. Sie 
reden von Ackerbaustrategie. Ja, aber wo ist sie denn? 
Da ist doch gar nichts passiert. Sie reden von Tierwohl. 
Ihre Haushälter sagen: Nö, finanzieren wir nicht. – Also, 
bis heute ist nichts passiert. Beispiel Pestizide: Im Koa-
litionsvertrag haben Sie den Glyphosatausstieg verspro-
chen. Passiert ist bis heute – nichts, null, nada. Noch nicht 
mal das Glyphosatverbot für Privatanwender wurde 
erlassen, obwohl Sie es seit über zweieinhalb Jahren 
angekündigt haben. Das ist doch ein Offenbarungseid, 
Frau Ministerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Jetzt wollen Sie auch noch mithilfe der Kanzlerin das 

Insektenschutz-Gesetz blockieren. Wo bleiben die vom 
Kabinett schon längst beschlossenen Pestizidbeschrän-
kungen für sensible Schutzgebiete, und wo bleibt der 
überfällige Kurswechsel hin zur Forschungsförderung 
von Pflanzenschutzmethoden ohne Gift? Das Einzige, 
was Sie hier bislang zustande gebracht haben, ist – fest-
halten! – ein Bundeswettbewerb für insektenfreundliche 
Landwirtschaft. Was für eine Blamage!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie haben von Lebensgrundlagen gesprochen, aber 

ohne Lebensgrundlagen keine Grundlagen zum Leben, 
Frau Ministerin. Diese Missachtung jeder wissenschaft-
lichen Erkenntnis zum Erhalt unserer Lebensgrundlagen, 
die muss endlich ein Ende haben, auch in der Waldpoli-
tik; sie wurde schon ein paarmal angesprochen. Hier trei-
ben Sie die konzeptionslose Gießkannenförderung wirk-
lich auf die Spitze. Sie verschenken eine halbe Milliarde 
Euro als Flächenprämie an die Waldbesitzinnen und 
Waldbesitzer.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Verschen-
ken?)
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Statt die Jahrhundertaufgabe Waldumbau voranzutreiben, 
blasen Sie hier wirklich Geld ohne Wirkung raus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Christian Haase [CDU/CSU]: Was machen 
denn die Waldbesitzer damit? Sie pflanzen 
Bäume!)

Sie halten nicht nur bei der GAP an Überkommenem fest, 
Sie führen es beim Wald auch noch neu ein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Flacher kann eine Lernkurve nun wirklich nicht sein.

Ihr Haushalt ist ein Spiegelbild Ihrer Politik: Vier Jahre 
lang zu viel Geld für zu wenig Zukunft. Schöne Worte 
und viel Geld sind noch lange keine Agrarpolitik. Das 
gehört zur Ehrlichkeit dazu.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Harald Ebner. – Die letzte Rednerin in 

dieser Debatte: Gitta Connemann für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Haben 

Sie schon mal ein Ferkel aufgezogen?
(Hermann Färber [CDU/CSU]: Ja, klar! Und 

was für schöne!)
– Der Kollege Hermann Färber kann diese Frage mit Ja 
beantworten. Damit weiß er auch: Von der Trächtigkeit 
bis zum Verkauf dauert es 190 Tage. Das sind 190 Tage 
Fürsorge, Arbeit und Kosten. Wissen Sie, was aktuell für 
ein Ferkel bezahlt wird? 200 Euro? 100 Euro?

(Ulli Nissen [SPD]: 60 Euro!)
– Nein. – Ich sage es Ihnen: Aktuell werden pro Ferkel 
22 Euro bezahlt. Von diesen 22 Euro bleiben dem Fer-
kelerzeuger genau 0 Cent.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Er zahlt 
dazu!)

Er bringt jeden Tag Geld mit, wenn er in den Stall geht. 
Von Mindestlohn kann er nur träumen. Seine Realität 
wird bestimmt durch ruinöse Preise, durch Kosten für 
Stallumbauten, und das nach der Düngeverordnung. 
Das ist einfach zu viel. Ein junger Landwirt sagte mir 
jetzt: An keiner Stelle sieht man den Weg. – Die Folgen: 
Die Ställe bleiben leer. Beim Sozialdienst läuft das Tele-
fon heiß. Insolvenzen sind kein Fremdwort mehr.

Dabei legen wir heute einen Rekordhaushalt vor. Noch 
nie gab es so viel Geld: von Tierwohl bis zur Sozialver-
sicherung. Wir puffern zum Beispiel die Auswirkungen 
der Düngeverordnung mit immerhin 1 Milliarde Euro ab. 
Respekt, liebe Julia Klöckner, und danke, lieber Christian 
Haase, übrigens auch für die Mittel für den Wald!

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Das bringt 
ja nichts!)

Wir nennen das nicht „verpuffen“, lieber Harald Ebner. 
Wir nennen das Hilfe für die Waldbauern, die diese drin-
gend brauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber wir sind weiter gefordert. Wir brauchen ein Not-

hilfeprogramm für die Sauenhalter: schnell, direkt, 
unmittelbar, als Zuschuss, nicht als Darlehen. Die Fer-
kelerzeuger sind nämlich das schwächste Glied. Aber 
auch andere Landwirte wissen nicht mehr weiter: Milch-
bauern, Putenmäster, Obstbauern; dabei ist es übrigens 
egal, ob öko oder konventionell. Viele verzweifeln; zur 
wirtschaftlichen Misere kommt nämlich die gesellschaft-
liche Ächtung hinzu. Diese Landwirte stehen mit dem 
Rücken an der Wand; denn Strukturen versagen.

Erstens. Auch in der Politik gilt: Bevor wir andere zur 
Verantwortung ziehen, sollten wir uns selbst an die Nase 
fassen; denn wir tragen politische Verantwortung und 
schaffen immer neue Vorgaben.

(Carina Konrad [FDP]: Ja!)
Dabei wissen wir: Jede Auflage beschleunigt den Struk-
turwandel. Eine Politik für bäuerliche Familienbetriebe 
muss maßhalten und sich darauf beschränken, einen fai-
ren Rahmen, einen Korridor zu setzen, in dem Landwirte 
sich auch bewegen können. Das gibt Flexibilität, das 
schafft Planungssicherheit, die ersehnt wird, und das 
zeigt am Ende auch Zukunftsperspektiven.

Dazu gehört aber Vertrauen. Genau dieses Vertrauen 
zeigt einer nicht: der Entwurf für ein Insektenschutz-Ge-
setz von Ministerin Schulze. Über die mangelnde Fach-
lichkeit dieses Entwurfs will ich hier gar nicht sprechen. 
Wer Insektenschutz ernst meint, darf Lichtverschmut-
zung, Versiegelung und Co nicht aussparen, wie das 
BMU es tut.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dieser Entwurf kennt nur einen Sündenbock, und das ist 
die Landwirtschaft. Aber wer sind denn die Umwelt- und 
Klimapraktiker? Das sind doch unsere Bäuerinnen und 
Bauern, und ihnen wird gedroht: mit einer Enteignung 
durch die Hintertür.

Deshalb sind wir dir, liebe Julia Klöckner, dankbar, 
dass du gegenüber dem Bundesumweltministerium auch 
ein faires Miteinander einforderst. Denn was wäre die 
Konsequenz des Entwurfs? 1,6 Millionen Hektar dürften 
nicht mehr bewirtschaftet werden, und das alles ohne 
Ausgleich. Eigentumsschutz, Klimaschutz, Artenschutz 
gehen anders, nämlich nur mit der Landwirtschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Miteinander statt gegeneinander – genau das lebt das 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, 
das übrigens über den GAK-Sonderrahmenplan 85 Mil-
lionen Euro für den Insektenschutz bereitstellt. Das ist 
der richtige Weg.

Zweitens. Die Strukturen versagen auch im Lebens-
mittelhandel. Dort fehlt von Fairness bisher jede Spur. 
Damit meine ich übrigens nicht den Händler vor Ort; es 
geht um die großen Konzerne. Mit 85 Prozent Marktan-
teil sind Edeka, Rewe, Lidl und Aldi so mächtig, dass sie 
Bedingungen und Preise diktieren können, und sie tun es 
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gnadenlos. Wer nicht mitzieht, geht unter. Sie spielen 
schon heute heimisches Obst und Gemüse gegen Aus-
landsware aus.

Der Grundsatz müsste heißen: Unsere Lebensmittel 
von unseren Bauern. Die großen Vier beschwören aktuell 
in ganzseitigen Anzeigen eine faire Partnerschaft mit den 
Erzeugern. Das ist übrigens nur eine Reaktion auf die 
Streiks der Bäuerinnen und Bauern und auf das anstehen-
de Verbot unlauterer Handelspraktiken. Julia Klöckner 
hat den Gesetzentwurf auf den Weg gebracht. Gut so! 
Nun ist der Deutsche Bundestag dran – wir.

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion empfehle ich 
Ihnen, liebe Big Four: Nicht nur über Fairness reden, 
sondern Fairness leben!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Unsere Bäuerinnen und Bauern haben einen fairen Preis 
verdient. Sonst steuern wir nach, und zwar hart; denn 
Lebensmittel sind mehr wert.

Drittens. Verbraucherinnen und Verbraucher fordern 
immer höhere Standards. Eingekauft wird aber leider 
häufig immer noch nach dem Motto „Geiz ist geil“. 
Über Tierwohl, Klimaschutz etc. wird aber auch an der 
Ladenkasse oder im Restaurant entschieden. Regionalität 
und Qualität haben ihren Preis und sind es wert.

Eine nationale Marketingagentur, lieber Christian 
Haase, könnte heimische Produkte noch bekannter 
machen – dafür hast du jetzt einen Titel für die Machbar-
keitsstudie geschaffen; dafür vielen Dank –:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
„Gutes aus deutschen Landen. Unsere Lebensmittel von 
unseren Bauern.“ – Um die Verbraucherinnen und Ver-
braucher in die Lage zu versetzen, die richtige Wahl tref-
fen zu können, wollen wir als CDU und CSU deshalb 
auch eine verpflichtende Herkunftskennzeichnung für 
Lebensmittel in ganz Europa; denn die Menschen haben 
ein Recht darauf, zu wissen, wo ihr Essen herkommt.

Meine Damen und Herren, ich könnte jetzt auch die 
Verantwortung der Medien, der NGOs und von kirchli-
chen Organisationen ansprechen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Kollegin Connemann, erlauben Sie eine Zwi-

schenfrage oder -bemerkung von Dr. Hocker?

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Vielen Dank, verehrte Frau Präsidentin. Vielen Dank, 

verehrte, liebe Gitta Connemann, dass diese Zwischen-
frage zugelassen wird. – Frau Connemann, Sie haben 
eben von mangelnder Fairness den Landwirten gegen-
über gesprochen. Sie haben davon gesprochen, dass 
Landwirte keinen Weg in der Zukunft sehen.

Jetzt habe ich mir das eben noch mal vergegenwärtigt 
und bin zu dem Ergebnis gekommen, dass das Landwirt-
schaftsministerium seit 2005 entweder in Händen der 
CDU oder der CSU ist.

(Ulli Nissen [SPD]: Hört! Hört!)

Können Sie mir vor dem Hintergrund dieser Tatsache 
erklären, warum gerade Sie davon sprechen, dass Land-
wirte in Deutschland keinen Weg mehr sehen? Ist das ein 
Eingeständnis des eigenen Politikversagens?

(Ulli Nissen [SPD]: Das war eine gute Frage!)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Nein, ist es nicht, lieber Kollege Hocker. Sie haben 

übrigens vergessen, zu erwähnen, dass es auch eine 
Legislaturperiode gab, in der die FDP Mitverantwortung 
getragen hat,

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Beim Landwirt-
schaftsministerium?)

auch ganz wesentlich Verantwortung getragen hat, näm-
lich im Wirtschaftsministerium.

Ich will nicht wissen, wie die Situation für Bäuerinnen 
und Bauern in diesem Land aussehen würde, wenn die 
CDU/CSU in diesem Bereich nicht Verantwortung getra-
gen hätte; denn eines erleben wir immer und immer wie-
der, übrigens leider auch seitens der FDP: dass Sie in 
Reden, auch in Beiträgen im Internet die großen Partner 
der Bäuerinnen und Bauern sind. Aber wenn es darum 
geht, zu ihnen zu stehen, übrigens zum Beispiel bei dem 
Thema Direktzahlung oder aber bei dem Thema landwirt-
schaftliche Unfallversicherung, das die Ministerin vorhin 
angesprochen hat, dann gehört zur Wahrheit dazu, dass 
Sie im Haushaltsausschuss den Antrag gestellt hatten, 
den bisherigen Zuschuss von 180 Millionen auf 100 Mil-
lionen Euro herunterzusetzen. Das ist die Wahrheit, und 
das sollten Sie Ihren Bäuerinnen und Bauern auch sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gut, dass es die CDU/CSU gibt, die immer noch unein-
geschränkt an der Seite der Bäuerinnen und Bauern in 
Deutschland steht – anders als andere, die eben keine 
Verantwortung übernehmen.

Ich hätte hier über NGOs, über Medien, über kirchliche 
Organisationen sprechen können. Ich könnte über Halb-
wissen, Skandalisierung und leider auch über Doppelmo-
ral sprechen. Nur zu rufen „Wir haben es satt!“, macht 
niemanden satt; das ist keine Lösung. Aber genau diese 
brauchen unsere Bäuerinnen und Bauern; denn sie ver-
sorgen Deutschland, und das wollen sie übrigens auch in 
Zukunft tun. Es gibt eine starke junge Generation, die die 
Höfe übernehmen will; sie kann es, und sie will es.

Übrigens hat mir der Jungbauer nach unserem Ge-
spräch noch einmal geschrieben. Er kam gerade aus 
dem Stall, kurz vor Mitternacht, weil seine Sauen abge-
ferkelt hatten – keine Arbeitszeitbegrenzung –, und er 
schrieb mir: Vielleicht klang ich sehr negativ, aber ich 
bin leidenschaftlicher Landwirt, und ich will es bleiben. – 
Meine Damen und Herren, das liegt auch in unserer 
Hand. Wir haben dafür mit diesem Haushalt die Vorlage 
gemacht. Bitte stimmen Sie diesem zu!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Gitta Connemann. – Damit schließe ich 

die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 10 – 

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft – 
in der Ausschussfassung. Wer stimmt dafür? – Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Keine. Der Einzel-
plan 10 ist angenommen. Zugestimmt haben die Fraktio-
nen von SPD und CDU/CSU. Dagegengestimmt haben 
die Fraktionen der Linken, von Bündnis 90/Die Grünen, 
der FDP und der AfD.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt I.8 auf:
hier: Einzelplan 30 
Bundesministerium für Bildung und For-
schung
Drucksachen 19/23324, 19/23325

Berichterstatter sind die Abgeordneten Bettina Stark- 
Watzinger, Kerstin Radomski, Swen Schulz, Marcus 
Bühl, Dr. Gesine Lötzsch und Ekin Deligöz.

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 90 Minuten 
beschlossen.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, zügig Platz zu 
nehmen. – Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort 
hat für die AfD-Fraktion Dr. Götz Frömming.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin! Wenn wir 
über Bildung und Forschung sprechen, sollten wir nicht 
nur über Geld reden, sondern auch über Werte.

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN – 
Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Da sind wir ja 
bei Ihnen richtig aufgehoben!)

Die Ermordung des französischen Geschichtslehrers 
Samuel Paty war ein Angriff auch auf unsere Werte, ein 
Angriff auf Bildung, Menschenwürde,

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Die AfD redet 
von Menschenwürde!)

Abendland, Aufklärung und Humanismus.

(Beifall bei der AfD)
Am vergangenen Sonntag wurde der Täter in Tschetsche-
nien beerdigt. Wer nun erwartet hat, dass das eine stille, 
verschämte Feier im kleinen Kreis war, sah sich 
getäuscht. Hunderte feierten den Täter und verhöhnten 
das Opfer. Inzwischen soll sogar eine Straße nach ihm 
benannt worden sein.

Gleichzeitig nehmen wir zur Kenntnis, dass leider 
nicht nur in Frankreich, sondern auch in Deutschland, 
mitten in Berlin, das Opfer verhöhnt wurde und die Tat 
verharmlost worden ist. Nach und nach wird auch deut-
lich, dass die Schweigeminute, die an vielen Schulen 
dankenswerterweise durchgeführt worden ist, viel öfter, 

als bisher geahnt, gestört worden ist. Meine Damen und 
Herren, all das ist beschämend und ist eine Schande für 
Europa.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, wir haben ein gewaltiges 

Problem an unseren Schulen, und es wird sicherlich nicht 
kleiner, wenn man es vertuscht und verharmlost. Schulen 
und Schulbehörden haben in der Vergangenheit viel zu 
oft weggesehen. In Hamburg hat übrigens erst eine 
Anfrage der CDU-Fraktion dazu geführt, dass die Schul-
behörde bekannt gab, wie muslimische Schüler die 
Schweigeminute gestört und Verständnis für den islami-
schen Terrorismus geäußert haben.

Woher kommt das eigentlich, meine Damen und Her-
ren, dass Staat und Gesellschaft hier so kläglich versagen, 
obwohl Sie doch sonst gegen den Extremismus ständig 
kämpfen und sich diesen Kampf groß auf die Fahnen 
geschrieben haben? Meine Damen und Herren, offenbar 
wird hier mit zweierlei Maß gemessen. Die gleichen Leu-
te, die sonst nicht müde werden, zu betonen, dass es doch 
keine Unterschiede gebe zwischen länger und kürzer hier 
Lebenden, machen dann plötzlich einen Unterschied. 
Wenn Christian und Johanna auf Abwege geraten, dann 
funktionieren die Frühwarnsysteme und Schule und 
Gesellschaft, und das ist auch gut so. Wenn aber Moham-
med oder Hatice sich radikalisieren, dann wird das mit 
Blick auf ihre Herkunft, Kultur und Religion relativiert 
und damit verharmlost, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wenn muslimische Kinder in der Schule aus der Spur 
laufen, dann darf uns das auch nicht kaltlassen, dann 
müssen wir genauso reagieren; wir müssen sie einfangen 
und erziehen wie alle anderen. Die Schule hat hier einen 
Erziehungsauftrag, meine Damen und Herren, übrigens 
nicht der Staat für erwachsene Bürger, sondern die Lehrer 
für minderjährige Schüler.

(Beifall bei der AfD)
Während Programme gegen rechts mit Milliarden 

gefördert werden – auch da haben Sie eine ordentliche 
Schippe draufgelegt –, sehen wir doch, dass hier viel zu 
wenig getan wird. Still und heimlich konnte sich der 
radikale Islamismus in Schulen, Hochschulen und 
Moscheen weitgehend ungehindert ausbreiten. Wir wis-
sen übrigens noch viel zu wenig darüber. Deshalb wird 
die AfD-Fraktion demnächst einen Antrag einbringen, 
der eine bundesweite Studie zur Erforschung dieses Phä-
nomens fordern wird.

Lassen Sie mich abschließend noch ganz kurz drei 
Punkte erwähnen, die Ihnen zeigen, dass wir im Aus-
schuss natürlich konstruktiv mitarbeiten und nicht, wie 
Sie das häufig behaupten, nur Polemik betreiben.

(Lachen des Abg. Markus Paschke [SPD] – 
Margit Stumpp [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber eine sehr einseitige Sicht 
der Dinge!)

Erstens. Wir haben sehr früh die steuerliche For-
schungsförderung gefordert. Wir waren die erste Frak-
tion, die Sie daran erinnert hat, dass wir das in dieser 
Legislaturperiode umsetzen sollten.
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(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Sie haben es in Ihrem Koalitionsvertrag stehen, haben 
aber nichts gemacht.

Zweitens haben wir daran erinnert, dass wir die Grund-
lagenforschung zur Kernenergie stärken müssen.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Das ist 
schon sehr erheiternd!)

Wir haben schließlich einen Antrag eingebracht, um 
die nationale pharmazeutische Forschung zu stärken. 
Auch das haben Sie bisher zu wenig berücksichtigt. 
Hier sind wir allerdings der Bundesregierung dankbar, 
dass sie dort tatsächlich eine Erhöhung vorgenommen 
hat.

Insofern ist nicht alles schlecht am Haushalt. Die Höhe 
stimmt. Von der Zielsetzung her hätten wir uns etwas 
mehr für Naturwissenschaft und weniger für ideologische 
Projekte gewünscht.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön, Dr. Frömming. – Nächste Rednerin: für 

die CDU/CSU-Fraktion Kerstin Radomski.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Kerstin Radomski (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wenn wir über den Bereich „Bildung und 
Forschung“ des Bundeshaushalts 2021 debattieren, dann 
müssen wir uns eines vor Augen führen – und das passt 
ganz gut zu meinem Vorredner –: Der Einzelplan 30 bil-
det die Zukunftschancen und Möglichkeiten Deutsch-
lands ab. Mit 20,8 Milliarden Euro investiert der Bund 
für das Jahr 2021 die höchste jemals für diesen Bereich 
zur Verfügung gestellte Summe.

Der Titel des Ministeriums – „für Bildung und For-
schung“ – ist jedoch für die Öffentlichkeit oft irreführend. 
Und auch wir als Parlamentarier scheinen immer öfter 
aus den Augen zu verlieren, welche Aufgaben dem 
Bund in diesem Bereich zugesprochen werden. Grob ge-
sagt sind drei Viertel des Einzelplans im Bereich des 
Wissenschaftssystems und der Forschung veranschlagt 
und nur ein Viertel im Bildungswesen. Die berechtigte 
Frage eines Bürgers und auch mancher Kollegen könnte 
nun sein: Ist Bildung nicht die Zukunftsinvestition 
schlechthin, und warum investiert der Bund in diesem 
Bereich nicht viel mehr?

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Gute Frage!)
Die Kompetenz des Bundes ist aber verfassungsmäßig 
begrenzt.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Die gleiche 
Antwort wie seit 15 Jahren!)

Bildung ist im föderalen System Aufgabe der Länder. 
Deren Aufgabe ist es, diesen wichtigen Zukunftsbereich 
sowohl inhaltlich als auch finanziell zu gestalten und zu 
fördern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der AfD)

Die allermeisten Länder kommen diesem Auftrag auch 
gut nach. Natürlich gibt es immer Unterschiede, aber 
diese sind in der föderalen Struktur auch gewollt.

(René Röspel [SPD]: Warum?)
In den letzten Jahren haben wir uns als Bund im Be-

reich des Bildungswesens immer stärker finanziell enga-
giert. So ist zum Beispiel die Übernahme der Kosten des 
BAföG der größte Posten. Wir fördern als Bund auch die 
berufliche Bildung, etwa bei den überbetrieblichen Bil-
dungsstätten, und das Aufstiegs-BAföG für Auszubilden-
de. Auch in die Alphabetisierung investieren wir jedes 
Jahr einen zweistelligen Millionenbetrag.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ländersa-
che!)

Dieser dient nicht dazu, Alphabetisierung bei Schulkin-
dern zu unterstützen, sondern das richtet sich an Berufs-
tätige oder Erwachsene. Anhand der Alphabetisierung 
kann man gut erläutern, was der Bund in der letzten 
Zeit sehr häufig macht. Wir helfen immer dann, wenn 
wir feststellen, dass es Schwierigkeiten im Bildungswe-
sen gibt. Gelder für die Alphabetisierung zur Verfügung 
zu stellen, ist wirklich richtig. Die Frage ist aber: Warum 
verlassen immer noch Schüler nach der 10. Klasse unser 
Schulsystem, ohne gefestigte Deutschkenntnisse zu besit-
zen?

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Wer stellt die 
Landesregierungen?)

Diese Frage muss aber in den Landesparlamenten gestellt 
und auch dort beantwortet werden.

Kommen wir aber zum Bereich des Wissenschaftssys-
tems und der Forschung, in den ein Großteil des Geldes, 
das das Parlament zur Verfügung stellt, reingeht. Der 
Bund fördert eine breite Palette von Wissenschaftsdiszi-
plinen: Quantentechnologie, künstliche Intelligenz, Was-
serstofftechnologie, Polarforschung, Impfstoffforschung, 
Bioökonomie – Frau Christmann –, Materialforschung, 
und das geht bis zur Erforschung des Universums. 
Wenn man das in einem Satz zusammenfassen will, könn-
te man sagen: Von den Quanten über die Zelle bis zu den 
Sternen fördern wir Wissenschaft in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir fördern dabei grob gesagt über zwei Wege: die 

institutionelle und die projektbezogene Förderung. Bei 
der institutionellen Förderung unterstützen wir die groß-
en außeruniversitären Forschungsgesellschaften als ver-
lässlicher Partner dauerhaft finanziell. Gleichzeitig wer-
den über die Projektfördermittel einzelne Vorhaben 
finanziell und zeitlich begrenzt gefördert; man könnte 
auch sagen: angereizt. Man kann sich das Ganze wie 
einen Baum vorstellen: Der Stamm mit einigen Veräste-
lungen wird mit Mineralstoffen, Wasser und Sonnenlicht 
grundversorgt. Aber immer wieder zeigen sich neue 
Knospen, die aus der Wissenschaftsvielfalt entstehen. 
Die Aufgabe der Politik ist es nun, gemeinsam mit der 
Wissenschaft abzuwägen, ob die Förderung einer einzel-
nen Knospe oder eines Bereiches über das Grundmaß 
hinaus sinnvoll und geboten ist. Für nächstes Jahr haben 
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wir zum Beispiel die Demenzforschung als einen solchen 
Bereich identifiziert, den wir zusätzlich mit 5 Millionen 
Euro Projektfördermitteln finanziell unterstützen. So 
können mit zeitlich und finanziell begrenzten Ressourcen 
neue Forschungsbereiche angeregt werden, die sich 
irgendwann zu tragenden Ästen des Wissenschaftsbau-
mes entwickeln.

Was Wissenschaft, Politik und Gesellschaft aber ver-
meiden müssen, ist, dem Irrglauben zu verfallen, man 
könnte in einen Baum unendlich Löcher bohren und ein-
fach Äste hineinstecken, die dann anwachsen müssen und 
Teil des Ganzen werden. So etwas könnte tatsächlich im 
Einzelfall klappen, aber nicht dauerhaft und immer. Wenn 
Wissenschaftler der Politik gefallen wollen und politi-
sche Schlagwörter benutzen, um Forschungsgelder abzu-
greifen, und Politiker von Forschern ideologiegetriebene 
Forschung erwarten, wird es dagegen langfristig schwie-
rig für beide Seiten und dient nicht dem Wohl unseres 
Landes.

Natürlich haben wir als Parlament in diesen Haushalts-
beratungen auch eigene Akzente gesetzt – über den 
Regierungsentwurf hinaus. Wir investieren in Therapeu-
tika gegen Covid-19  50 Millionen Euro über drei Jahre. 
Auch wenn die Medien derzeit gerne über Impfstoffe 
berichten und darüber, ab wann diese zur Verfügung ste-
hen müssen: Wir als Politik wollen auch Optionen schaf-
fen für Menschen, die sich nicht impfen lassen können. 
Wir fördern die Fortführung eines Forschungsnetzwerkes 
der über 36 Universitätsklinika, die patientenorientierte 
Forschung betreiben und sich hoffentlich in Zukunft nicht 
nur mit Corona beschäftigen, sondern andere Volkskrank-
heiten beachten.

Außerdem möchte ich die Fraunhofer-Immunfor-
schung erwähnen. An bundesweit vier Standorten wird 
die Erforschung und Therapie von Immunerkrankungen 
nachhaltig gestärkt. Weitere Beispiele für angewandte 
Forschung sind das Fraunhofer-Zentrum für Biogene 
Wertschöpfung und Smart Farming sowie das Fraunho-
fer-Zentrum für Öffentliche Sicherheit in Berlin.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch die Grundla-
genforschung ist wichtig. In diesem Bereich investieren 
wir 70 Millionen Euro in die Wirkstoffforschung. Es geht 
da zum Beispiel um neue Antibiotika.

Ich komme zu dem Ergebnis, dass wir gut aufgestellt in 
das kommende Jahr gehen. Mein Dank gilt allen Beteilig-
ten, vor allen Dingen den Mitberichterstattern, für die 
kollegiale Zusammenarbeit. Mein besonderer Dank gilt 
meinem Kollegen Swen Schulz,

(Beifall bei der SPD)
der zum letzten Mal bei den Verhandlungen mit dabei 
war. Lieber Swen, wir haben deine Verlässlichkeit immer 
sehr geschätzt; ich glaube, da kann ich für alle Kollegen 
sprechen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Mein Dank gilt ebenso Ministerin Anja Karliczek und 
ihrem Haus. Erwähnen möchte ich natürlich auch die 
Mitarbeiter der Arbeitsgruppen, der Büros und des Haus-
haltssekretariats. Danke für die gute Zusammenarbeit!

Ich wünsche Ihnen allen ein schönes Restjahr und dan-
ke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Kerstin Radomski. – Nächste Rednerin: 

für die FDP-Fraktion Bettina Stark-Watzinger.
(Beifall bei der FDP)

Bettina Stark-Watzinger (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Frau Ministerin! Liebe 
Kerstin Radomski, heute ist der Tag der Bildung, und 
heute kam eine neue Studie heraus, nach der ein Viertel 
der Viertklässler, also ein signifikanter Teil, nur rudimen-
täre Kenntnisse in Mathematik hat. Deswegen: Ja, Bil-
dung in der Schule ist eigentlich Ländersache,

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Nicht 
„eigentlich“!)

aber wir haben eine Grundgesetzänderung vorgenommen 
und haben uns dazu entschieden, an bestimmten Stellen 
auch als Bund aktiv zu werden.

Wir beschließen heute einen Haushalt von 21 Milliar-
den Euro. Zwischen der Einbringung und dem Ende der 
Bereinigungssitzung sind 500 Millionen Euro dazuge-
kommen. Das hört sich erst mal toll an, aber am Gesamt-
etat macht dieser Haushalt 4 Prozent aus. 52 Prozent 
gehen in den Sozialetat, 4 Prozent in Bildung und For-
schung. In Anlehnung an John F. Kennedy sage ich jetzt 
einfach mal: Es gibt nur eines, was teurer ist als Bildung 
und Innovation, nämlich keine Bildung und Innovation.

(Beifall bei der FDP)
Die aktuelle bildungspolitische Forschung zeigt das 

auch. Wenn wir die Bildungsleistung in unserem Land 
um 25 PISA-Punkte erhöhen würden, könnte unser Brut-
toinlandsprodukt auf 15 Billionen Euro, also auf das 
Fünffache des tatsächlichen Bruttoinlandsprodukts, stei-
gen. Ich denke, das ist ein Anstieg, den auch der Wirt-
schaftsminister im Augenblick gerne sehen würde.

Doch Bildung ist nicht nur eine Frage des wachsenden 
Wohlstands in einer Gesellschaft; sie ist auch eine Frage 
der Gerechtigkeit, meine Damen und Herren. Und da 
sieht es in diesem reichen Land doch sehr arm aus. 
Schauen wir uns die Bildungsgerechtigkeit und soziale 
Mobilität an: Nur 21 von 100 Kindern aus Nichtakademi-
kerhaushalten gehen an die Universität, 8 schließen ein 
Masterstudium ab. In Deutschland braucht es zwei bis 
vier Generationen, bis Kinder aus einkommensschwa-
chen Familien ein Durchschnittseinkommen erzielen 
können.

(Zuruf des Abg. Kai Gehring [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Aufstiegschancen werden nicht durch staatliche 
Umverteilung im Sozialministerium geschaffen. Sie wer-
den dort geschaffen, wo der Mensch das Handwerkszeug 
an die Hand bekommt, um aus eigener Leistung zu wach-
sen, nämlich durch Bildung, meine Damen und Herren. 
Dafür zu sorgen, ist auch Ihre Aufgabe, Frau Ministerin.
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(Beifall bei der FDP)

Und Sie brauchen sich gar nicht aufzuregen: In skandi-
navischen Ländern – dort zeigt es sich – ist Bildung ein 
viel integralerer Bestandteil von Sozialpolitik. Bildungs-
politik wird dort für den Statuserwerb und nicht nur für 
den Statuserhalt gemacht. Das muss unser Vorbild sein.

Ich möchte ein konkretes Beispiel nennen. Ein Drittel 
der Abiturienten, die nicht studieren, geben fehlende 
finanzielle Voraussetzungen als Grund dafür an, dass sie 
nicht studieren. Das ist für uns Freie Demokraten ein 
unerträglicher Zustand.

(Dr. Anna Christmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, aber Sie wollen das doch mit 
Krediten ändern!)

Es gibt in diesem Haus, von der Union bis zu den Linken, 
einen parteiübergreifenden Konsens, dass hier etwas 
getan werden muss; aber es passiert nichts. Wir haben 
das elternunabhängige BAföG vorgelegt,

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Ja, das ist doch 
ein Schmarrn! Das ist doch der Einstieg in die 
Elitenförderung!)

ein Konzept, das junge Menschen unabhängig davon 
macht, aus welcher Situation sie kommen, und sie in 
die Lage versetzt, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu 
nehmen. Das ist unser Vorschlag, um die soziale Mobili-
tät in unserem Land zu erhöhen. Von Ihnen, liebe Union, 
gibt es zu diesem Thema nichts. Sie verwalten den Status 
quo und akzeptieren diese Ungerechtigkeit stillschwei-
gend. Das müssen wir ändern!

(Beifall bei der FDP)
Stillstand bei der Digitalisierung; Rückschritte sehen 

wir durch Corona. Es wird Sie nicht überraschen, dass ich 
Ihnen sage: Nie war digitale Bildung so wichtig wie 
heute. „… wir machen jetzt Nägeln mit Köpfen“, haben 
Sie, Frau Ministerin, 2018 hier im Plenum gesagt. Und: 
„... was im Kinderzimmer Standard ist, muss es im Klas-
senzimmer doch erst recht sein.“ Realitätscheck in mei-
nem Heimatland Hessen: Für die geplante Anschaffung 
von Dienstlaptops für alle Lehrer – so hat es Ihr Partei-
kollege Herr Lorz, der hessische Kultusminister, gesagt – 
werde wahrscheinlich Ende des Jahres der Startschuss 
fallen. Fast ein Jahr nach Beginn der Coronakrise!

(René Röspel [SPD]: Das läuft mit der FDP in 
NRW noch schlechter!)

Es werde an einer Verwaltungsvereinbarung gearbeitet. 
Es sei voraussichtlich nur noch eine Frage von Wochen, 
und im Laufe des nächsten Jahres – mehr als ein Jahr nach 
Corona! – könnten diese Laptops dann verteilt werden. 
Wann kommen die Laptops, liebe Frau Ministerin? Ich 
bitte Sie: Geben Sie uns jetzt mal einen Zeitplan.

(Beifall bei der FDP)
Ja, die Kooperation zwischen Bund und Land ist nicht 

trivial, aber wir haben in unserem Land schon ganz ande-
re Probleme gelöst. Sie stellen in vielen Ländern die 
Landesregierungen. Also: Packen Sie es an! Der Digital-
Pakt muss in dieser Legislaturperiode noch richtig zum 
Laufen kommen.

Wir haben kein finanzielles Problem; wir haben ein 
Umsetzungsproblem – der Bundesrechnungshof hat 
dazu viele Berichte auf den Tisch gelegt –: Bei Forschung 
und Innovation fließen die Mittel nicht ab; für eine Was-
serstoffunion ist bisher noch kein einziger Vertrag abge-
schlossen.

Für uns Freie Demokraten gilt: Wie sozial ein Staat ist, 
zeigt sich nicht im Sozialetat, sondern in den Chancen, 
die er bietet. Und es gilt: Ein Land, das in Innovation, in 
Forschung investiert, investiert in die eigene Zukunft. 
Wir haben unsere Konzepte vorgelegt.

Dem Haushalt werden wir nicht zustimmen.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Bettina Stark-Watzinger. – Nächster 

Redner: für die SPD-Fraktion Swen Schulz.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Swen Schulz (Spandau) (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ausnahms-
weise zitiere ich mich eingangs selbst.

(Zurufe von der SPD: Oh! – Bettina Stark- 
Watzinger [FDP]: Dürfen Sie heute!)

– Ja, wer kluge Sachen sagt, der darf auch zitiert werden.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Mit Erlaubnis der Präsidentin.

(Heiterkeit)

Swen Schulz (Spandau) (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin.

(Albert Rupprecht [CDU/CSU]: Aber richtig 
zitieren! Aufpassen!)

Ich habe nämlich meinen Redebeitrag in der ersten 
Lesung des Haushalts 2021 so begonnen:

Es gibt letztlich nur einen Weg, mit der Pandemie 
fertigzuwerden: mit einem Impfstoff. Und den be-
kommen wir nur, wenn die Forschung erfolgreich 
ist. Ebendiese Forschung unterstützen wir massiv.

Ende des Zitats vom 1. Oktober.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Astrid 

Mannes [CDU/CSU])
Nun liegen die ersten Forschungsergebnisse vor. Das 

Unternehmen BioNTech hat einen vielversprechenden 
Impfstoff entwickelt und dafür viel Förderung vom 
BMBF erhalten. Diese beherzte und kräftige Förderung 
hat das Ergebnis mindestens begünstigt.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Na ja!)
Das zeigt, wie wichtig und erfolgreich unsere Politik ist, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Nun konnte ich das bei der ersten Lesung natürlich 
nicht wissen. Was ich allerdings für die parlamentari-
schen Beratungen schon im Sinn hatte, war, dass wir 
den Entwurf der Bundesregierung noch etwas verbessern 
können. Aber ganz ehrlich: Was wir dann tatsächlich 
gemeinsam geschafft haben, hat sogar mich überrascht. 
Wir haben für die nächsten Jahre sage und schreibe über 
1,2 Milliarden Euro mehr für Bildung und Forschung 
vorgesehen – über 1,2 Milliarden Euro für die Zukunft, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was haben wir im Einzelnen beschlossen? Die 
Gesundheitsforschung wird weiter massiv und verstärkt 
unterstützt: erstens durch das Netzwerk Universitätsme-
dizin, mit dem wir über die Pandemie hinaus die Zu-
sammenarbeit der Uniklinika in Deutschland auf ein neu-
es Niveau heben und thematisch verbreitern, zweitens 
durch zusätzliche Forschungsmittel für Covid-19-Medi-
kamente – denn mit dem Impfstoff alleine wird es nicht 
getan sein; es müssen wohl auf längere Sicht Erkrankte 
behandelt werden – und drittens durch neue Institute für 
Immunologieforschung an verschiedenen Standorten in 
Deutschland.

Darüber hinaus spannen wir den Rettungsschirm für 
Ausbildungsplätze weiter auf und geben mehr Geld 
dafür, und wir stärken die Nothilfe für Studierende. 
Angesichts der weiterhin angespannten Lage ist beides 
gleich wichtig, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die gesellschaftlichen Auswirkungen der Pandemie 
sind natürlich von großer Bedeutung. Darum stellen wir 
mehr Mittel für deren sozialwissenschaftliche Erfor-
schung bereit.

Mit diesen Maßnahmen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, bekämpfen wir die Pandemie und ihre Aus-
wirkungen nach Kräften, auch und gerade mit Bildung 
und Forschung.

Wir kümmern uns aber auch um Themen, die gar nichts 
mit Corona zu tun haben. So stocken wir die Mittel für die 
Demenzforschung auf, womit wir einen weiteren Bau-
stein zur Bekämpfung dieser Krankheit setzen wollen, 
die so viele betrifft und die so viel Leid bringt.

Wir stärken einmal mehr die Alphabetisierung, damit 
Menschen ein Angebot erhalten, um Lesen und Schreiben 
zu erlernen. Wir wollen, dass die Betroffenen besser am 
gemeinsamen Leben teilhaben können und Chancen 
erhalten.

Die öffentliche Sicherheit wollen wir mit einem neuen 
Fraunhofer-Institut auch von der technologischen Seite 
her verbessern, sei es mit Blick auf die Datensicherheit 
und Kommunikation oder zum Beispiel, wenn es um 
Gefahren durch Drohnen geht.

Den Tierschutz wollen wir durch die Verbesserung der 
Forschung für Alternativen zu Tierversuchen unterstüt-
zen. Ich weiß, dass das vielen Bürgerinnen und Bürgern 
wichtig ist. Deswegen ist es gut, dass wir hier einen 
Schritt weiter vorankommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Last, not least: Die digitale Bildung fördern wir mit 
erheblichen zusätzlichen Mitteln, weil es da schmerzliche 
Defizite gibt, wie wir gerade in dieser Zeit immer wieder 
sehen.

(Zuruf der Abg. Margit Stumpp [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind nur Stich-
worte aus den Haushaltsberatungen. Ich könnte noch vie-
le weitere Themen ansprechen, die alle wichtig und im 
Haushaltsplan verankert sind – von Klima und Energie 
über angewandte Forschung bis zu der beruflichen Bil-
dung und der Hightech-Strategie –, aber ich habe hier nur 
ein paar Minuten Zeit.

Ich will noch auf zwei Grundsatzfragen eingehen, die 
sich auch in diesem Etat wiederfinden: zum einen das 
Bund-Länder-Verhältnis und zum anderen die Frage 
nach der Rolle des Deutschen Bundestages. Der Hoch-
schulpakt ist eine seit Jahren erfolgreiche Bund-Länder- 
Kooperation. Aber leider wurden über 3 Milliarden Euro 
bislang nicht für die Studierenden eingesetzt, sondern 
gebunkert. Wir haben darum beschlossen, 15 Prozent 
der Mittel zu sperren, und geben gleichzeitig die Perspek-
tive, dass das Geld freigegeben wird, wenn es zweckge-
mäß eingesetzt wird. Das ist meiner Meinung nach aus-
gesprochen maßvoll; denn im Umkehrschluss bedeutet 
das ja auch, dass 85 Prozent der Mittel weiterhin auf 
jeden Fall fließen. Trotzdem: Als Haushaltsgesetzgeber 
haben wir damit – wenn ich es richtig sehe, zum ersten 
Mal – in eine solche Bund-Länder-Vereinbarung einge-
griffen, aber nicht, damit der Bund weniger zahlen muss 
und die Länder mehr zahlen müssen, sondern, um sicher-
zustellen, dass der Hochschulpakt auch überall wirkt. Wir 
wollen, dass das Geld tatsächlich für Studienplätze und 
bessere Lehre eingesetzt wird, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Kerstin Radomski [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!)

Bei diesen Bund-Länder-Vereinbarungen stellt sich 
auch die Parlamentsfrage. Sie werden nämlich von den 
Landesregierungen und der Bundesregierung geschlos-
sen, nach vertraulichen Gesprächen. Es sind eben Ver-
waltungsvereinbarungen, teils mit großer Bedeutung, 
gerne langjährig und viele Milliarden Euro schwer, aber 
ohne dass der Bundestag gefragt, geschweige denn ange-
messen einbezogen wird. Dabei kann man ja durchaus 
diskutieren: Wie ist die Ausgestaltung? Wie viel Geld 
ist von wem wofür vorgesehen? Welche Ziele bekommen 
welches Gewicht, wie wird kontrolliert, was passiert, 
wenn die Ziele nicht erreicht werden? All das wird von 
den Regierungen verhandelt, und der Deutsche Bundes-
tag wird rausgehalten. Wir sollen nur hinterher brav das 
Geld dafür bereitstellen. Das geht so nicht, Kolleginnen 
und Kollegen,

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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das kann so nicht bleiben. Darum haben wir nun ein 
Stoppschild aufgestellt: Wir wollen künftig einbezogen 
werden und unsere Ansichten einbringen. Politik kann 
nur dann Akzeptanz erwarten, wenn alle wichtigen Fra-
gen parlamentarisch diskutiert und die verschiedenen 
Argumente öffentlich ausgetauscht werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich könnte jetzt noch 

ein bisschen über Differenzen innerhalb der Koalition 
sprechen,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Au ja!)

etwa was das Thema „Hilfe für Schüler und Studierende“ 
und die SPD-Forderung nach einem besseren BAföG- 
Konzept anbetrifft.

(Ulli Nissen [SPD]: Wichtige Frage!)
Aber meine Redezeit ist fast erschöpft. Außerdem freue 
ich mich viel zu sehr über das Erreichte.

Schließen möchte ich darum mit meinem herzlichen 
Dank an alle, die mitgewirkt haben: die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Bundesregierung und auch hier im 
Deutschen Bundestag sowie die Kolleginnen und Kolle-
gen. Ein besonderer Dank gilt natürlich meiner liebsten 
Kollegin Kerstin Radomski, die die Fackel weitertragen 
wird,

(Ulli Nissen [SPD]: Oh!)
sowie unseren Sprechern Ecki Rehberg und Dennis 
Rohde, ohne die das Ergebnis nicht möglich gewesen 
wäre.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch für die 

Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Am 21. September fand im Bundes-
kanzleramt ein Bildungsgipfel statt. Auf diesem Gipfel 
beschworen die Kanzlerin und auch die Ministerin, Frau 
Karliczek, die gemeinsame Verantwortung von Bund und 
Ländern für die Bildung. Aus dieser Beschwörung lassen 
wir Sie auch nicht mehr heraus, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Pandemie hat doch gezeigt, wie wichtig die 

Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern ist. Aber 
was ist Ihnen eingefallen? Frau Karliczek, Sie sagen: 
Masken auf in der Schule, dicke Pullover anziehen. – 
Und unsere Kanzlerin hat heute den Vogel abgeschossen 
und hat den Kindern empfohlen, sie sollten in der Schule, 
wenn ihnen kalt ist, doch mal in die Hände klatschen und 
dicke Pullover anziehen und Kniebeugen machen. Ich 
finde, so kann man mit unserem Bildungssystem nicht 
umgehen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Es ist schon gesagt worden: Es ist viel Geld zur Ver-
fügung gestellt worden. Frau Karliczek, Sie haben vom 
Bundestag 5 Milliarden Euro für den DigitalPakt bekom-
men, und Sie schaffen es nicht, das Geld sinnvoll in die 
Schulen zu bringen. Das ist ein Armutszeugnis. So darf 
das nicht weitergehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung hat den 
Zugang zu Lernmitteln untersucht. Das Ergebnis ist ein-
deutig: Während des Lockdowns im Frühjahr erhielten 
36 Prozent der Gymnasien entsprechenden Fernunter-
richt, aber nur 25 Prozent der Haupt-, Real- und Gesamt-
schulen.

(Zuruf von der LINKEN: Hört! Hört!)

Und nach dem Lockdown wurde die digitale Kluft noch 
größer. Kinder in Privatschulen hatten übrigens in der 
Zeit der Schulschließung häufiger Videounterricht als 
Kinder in öffentlichen Schulen. Das bestätigt: Die Digita-
lisierung der Schulen kommt nicht nur langsam voran, 
sondern die digitale Spaltung und die soziale Spaltung 
gehen auch miteinander einher. Das sind unhaltbare Zu-
stände. So darf das nicht weitergehen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich frage Sie auch: Warum gelingt es der Bundesregie-
rung und den Ministerpräsidenten nicht, den Unterricht in 
kleineren Gruppen zu organisieren und so Lehrerinnen 
und Lehrer und Schülerinnen und Schüler zu schützen? 
Wir haben Ihnen ja bereits in der vergangenen Sitzungs-
woche Vorschläge unterbreitet. Es gibt geschlossene 
Kinos, Theater und Konzertsäle. Warum werden diese 
nicht für den Schulunterricht genutzt? Es gibt Angebote 
von Jugendherbergen. Sie werden ausgeschlagen. Das 
kann doch wohl nicht wahr sein!

Ich sage Ihnen: Es gibt auch viele Lehramtsstudentin-
nen und -studenten, die bereit wären, die Lehrerinnen und 
Lehrer zu unterstützen. Medizinstudenten haben sich im 
ersten Lockdown in den Krankenhäusern gemeldet. 
Warum soll das nicht auch mit Lehramtsstudenten mög-
lich sein? Sie sind dazu bereit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

In Ihrem Geschäftsbereich, Frau Ministerin, befindet 
sich eines der größten Wissenschaftssysteme der Welt. 
Ich bin mir sicher, dass Hunderte Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler freiwillig bereit wären, unseren 
Schulen bei der Digitalisierung zu helfen. Waren wir 
nicht das Land der Ideen, oder war das nur eine PR- 
Aktion? Meine Damen und Herren, hier muss es besser 
gehen, und Sie dürfen die Schulen nicht weiter hängen 
lassen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Sie lassen aber nicht nur die Schulen hängen; Sie las-
sen auch die Hochschulen hängen. Nach Angaben des 
Deutschen Studentenwerkes leben 200 000 Studierende 
in struktureller Armut. Das ist doch eine Verschwendung 
von Potenzial. Das können wir uns nicht leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Darum fordern wir als Linke endlich eine Studienfinan-
zierung, die jungen Menschen ermöglicht, ohne finanz-
ielle Sorgen zu studieren. Das ist machbar, das ist finan-
zierbar – man muss es nur wollen.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die soziale Spaltung in unserem Bildungs- und Wis-
senschaftssystem fängt in der Schule an und setzt sich bei 
den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern fort. Vie-
le von ihnen leben in prekären Verhältnissen; Arbeitsver-
träge sind zeitlich kurz begrenzt, sodass sie nur von der 
Hand in den Mund leben. Darum fordern wir als Linke 
einen Fonds von 3,4 Milliarden Euro für die Schaffung 
von Dauerstellen und verlässlichen Berufswegen.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Ich denke, diesem Antrag sollten Sie zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)
Meine Damen und Herren, die prekäre Beschäftigung 

führt natürlich dazu, dass die Hochschulen gezwungen 
werden, Geld aus der Wirtschaft einzuwerben. Und 
immer mehr Konzerne wie Amazon, Facebook und Goo-
gle versuchen, mit finanziellen Mitteln die Hochschulen 
von sich abhängig zu machen und die Forschung in ihrem 
Profitinteresse zu beeinflussen. Noch schlimmer ist es, 
dass sie darauf bestehen, dass viele Forschungsergebnis-
se geheim bleiben. Wir sagen: Das ist ein Angriff auf 
unser Grundgesetz. Dort heißt es in Artikel 5 Absatz 3: 
„Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind 
frei.“ Und diese Freiheit wird von Konzernen unterlau-
fen. Es darf nicht sein, dass Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler die Wissenschaft finanzieren und nichts 
darüber erfahren, was an Forschungsergebnissen heraus-
kommt. Wir müssen hier gründlich umsteuern, damit wir 
die Vorgaben unseres Grundgesetzes erfüllen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Margit Stumpp für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Margit Stumpp (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Mit diesem Haushalt enttäuscht die Bundes-
bildungsministerin zum wiederholten Mal in Sachen Bil-
dungsaufbruch. Anzeichen dafür sind ebenso wenig zu 
erkennen wie eine Bereitschaft des Bundes, endlich tat-
kräftig in gute Bildung und Chancengerechtigkeit zu 
investieren. Anstatt endlich beherzt an den Stellen anzu-
setzen, wo die Not am größten ist, und zu verhindern, 
dass das Ungleichgewicht bei Bildungschancen und 

Abschlüssen noch größer wird, halten Sie, Frau Ministe-
rin, an ihren wenig engagierten, wenig praxisbezogenen 
und deswegen auch reichlich unwirksamen Maßnahmen 
fest. Daran hat auch die Krise nichts geändert. Im Gegen-
teil: Trotz des langen Sommers und der Gewissheit einer 
zweiten Pandemiewelle hat sich die Lage an Schulen 
wenig verändert.

Wir zeigen mit unserem Entschließungsantrag, wo wir 
von Bundesseite kurzfristig und dennoch nachhaltig dazu 
beitragen können, auch in der Pandemie das Recht auf 
Bildung zu sichern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die bisherigen Infektionsschutzkonzepte reichen vie-

lerorts nicht mehr aus, um die Infektionszahlen an 
Schulen einzudämmen. Wir brauchen zusätzliche Maß-
nahmen. Wenn wir Präsenzunterricht so lange wie mög-
lich aufrechterhalten wollen, muss die Raumsituation 
schnell und wirksam verbessert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Umfangreiche bauliche Maßnahmen, die bei vielen 
maroden Schulen schon lange und zwingend notwendig 
sind, sind wegen der Vorlaufzeiten und vor allem auch 
der finanziellen Lage vieler Kommunen nicht umsetzbar.

Deshalb fordern wir 500 Millionen Euro für ein För-
derprogramm „Mobile Luftreinigungsgeräte für Schulen“ 
ausschließlich für finanzschwache Kommunen. Denn es 
gibt inzwischen gut geeignete Geräte, die die Virenlast 
nachweislich senken und damit auch für ein vernünftiges 
Lernklima sorgen können. Es ist auch kaum zu erwarten, 
dass der fachgerechte Einsatz und der jährliche Tausch 
eines Filters gerade das Personal überfordert, dem seit 
Jahren die Pflege der Schul-IT zugetraut wird; zumal es 
auch noch Schulen geben soll, an denen sich Hausmeis-
ter/-innen um diese Arbeiten kümmern.

(Martin Reichardt [AfD]: Hausmeisterinnen? 
Das sind ja ganz viele in Deutschland!)

Der Verteilungsschlüssel soll sich an der Einwohnerzahl, 
dem Kassenkreditbestand und der Arbeitslosenzahl 
orientieren, damit das Geld dort ankommt, wo es am 
dringendsten gebraucht wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Präsenzunterricht muss Priorität haben; da sind wir uns 

einig. Präsenzunterricht heißt aber nicht zwingend, die 
komplette Stundentafel im ganzen Klassenverbund auf 
Biegen und Brechen zu erfüllen. Bei steigenden Inzidenz-
zahlen wäre eine sinnvolle Kombination von Präsenz- 
und Fernunterricht zielführender. Dies entspräche auch 
den Empfehlungen der führenden Virologinnen und Viro-
logen, etwa des RKI.

Wer fragt, warum dem so lange nicht nachgekommen 
wurde, muss die Realität in den Schulen betrachten. Seit 
dem Sommer gibt es kaum einen Nachholeffekt an den 
Schulen, die bisher nicht oder wenig digitalisiert waren. 
Das ist ein Skandal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die dringend notwendige Basisdigitalisierung von 
Schulen, die in Bezug auf Digitalität noch ganz am 
Anfang stehen, wurde sträflich versäumt. Doch anstatt 
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umgehend ein Förderprogramm „Basisdigitalisierung für 
Schulen“ aufzusetzen, hat man erst nach Monaten die 
Investitionsbremse Medienentwicklungsplan gelockert. 
Nur gelockert wohlgemerkt, nicht abgeschafft. Das hat 
Gründe, nützt aber gerade den Schulen, die sich mühsam 
über Möglichkeiten und Angebote informieren und im 
Nachgang jede Entscheidung doch wieder einordnen 
müssen, herzlich wenig. Deswegen untermauern wir mit 
unserem Antrag die Forderung, eine Bundeszentrale für 
digitale und Medienbildung einzurichten. Sie soll nied-
rigschwellig Zugang zu wichtigen Informationen bieten, 
sowohl in Bezug auf Technik als auch auf Organisation 
und Pädagogik, für Pädagoginnen und Pädagogen sowie 
Schulträger, aber auch für alle Interessierten.

Mein dritter Punkt adressiert die Ungerechtigkeit im 
Bildungswesen, die durch die Schulschließungen im 
Frühjahr noch zugenommen hat. Denn oft besuchen gera-
de die Kinder mit den größten Problemen Schulen, die 
sowohl materiell als auch personell am schlechtesten für 
das Auffangen dieser Kinder gerüstet sind. Ein Förder-
programm für Schulen in benachteiligten Regionen und 
Quartieren soll gezielt die Schulen unterstützen, die vor 
den größten Herausforderungen und Problemlagen ste-
hen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auf Grundlage sozialer Indikatoren bekommen diese 
Schulen zusätzliche Ressourcen. So entkoppeln wir Bil-
dungserfolg von der sozialen Herkunft und gehen einen 
wichtigen Schritt auf dem Weg zu mehr Teilhabe und 
mehr Bildungsgerechtigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Das klappt ja in 
Baden-Württemberg mit grüner Landesregie-
rung hervorragend! Wie ich gehört habe aus 
unzuverlässigen Quellen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Bundesministerin Anja Karliczek.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und 
Forschung:

Liebe Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen! Die Stärke unserer Forschung gibt uns in die-
sen schwierigen Zeiten Grund zu Hoffnung und Zuver-
sicht. Das gilt für die Impfstoffforschung, das gilt aber 
auch für den Forschungsstandort Deutschland und seine 
Strahlkraft in der Welt.

Gestern Abend hat Emmanuelle Charpentier den Che-
mienobelpreis erhalten. Sie hat sich bereits vor Jahren für 
das Forschen in Deutschland entschieden, und sie hat 
gemeinsam mit ihrer Kollegin Doudna die Genschere 
CRISPR/Cas9 entwickelt, eine bahnbrechende Innova-
tion mit enormem Potenzial – nicht nur in der Medizin, 
sondern auch in der Pflanzenzüchtung. Ich hoffe, liebe 
Grüne, dass der Nobelpreis auch Sie beflügelt und Sie 
endlich mithelfen, dieser Innovation auch in Deutschland 
und in Europa Flügel zu verleihen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In München steht – zur Stunde – die nächste Nobel-
preisverleihung an. Gerne hätte ich Professor Reinhard 
Genzel persönlich gratuliert. Deswegen jetzt auf diesem 
Wege: Lieber Herr Professor Genzel, meinen herzlichsten 
Glückwunsch zum Physiknobelpreis! Wir verneigen uns 
vor Ihrer Forscherleistung.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der AfD und 
der LINKEN und der Abg. Beate Walter- 
Rosenheimer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Nobelpreise stehen für exzellente individuelle For-
schungsleistungen. Sie zeichnen aber auch den For-
schungsstandort aus, der sie ermöglicht. Und unser Inno-
vationsland ist solch ein Möglichmacher. Die exzellenten 
Rahmenbedingungen sind das Ergebnis klarer Prioritä-
tensetzung. Seit 2005. Seit der Kanzlerschaft von Angela 
Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deutschland ist ein „science powerhouse“; so nennt es 
der aktuelle Nature Index. Ich will – exemplarisch – dafür 
die Pakte nennen.

Schon heute können unsere Forschungsorganisationen 
auf ein jährliches Plus von 3 Prozent ihrer Budgets bis 
2030 bauen. Wo sonst auf der Welt gibt es eine so aus-
kömmliche und langfristige finanzielle Sicherheit für die 
Wissenschaft?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unsere Zukunft hängt an exzellenter Forschung und an 
guter Bildung; das haben meine Vorredner erwähnt, das 
ist Common Sense in diesem Haus, und dafür steht der 
Haushalt 2021 mit 20,8 Milliarden Euro.

Und ja, liebe Kritiker, es stimmt: Wir haben in der 
Krise viel Geld in die Coronaforschung investiert. Aber 
damit werden Sie diesen Rekordhaushalt trotzdem nicht 
kleinrechnen; denn auch dieser Haushalt wächst ohne 
Coronamehrausgaben in der Substanz. Dafür darf ich an 
dieser Stelle den Haushältern der Koalition ganz herzlich 
danken, umso mehr, weil sie gerade in schwierigen Zeiten 
Kurs auf Forschung, Innovation und Bildung halten; denn 
es geht um unsere Wettbewerbsfähigkeit, es geht um 
unseren Wohlstand, und es geht um die Zukunft unserer 
Kinder und Enkelkinder.

Vier Themen möchte ich bei diesem Haushalt beson-
ders ansprechen:

Das erste Thema ist gerade schon erwähnt worden: 
digitale Bildung. Kritik daran, wo Deutschland in der 
digitalen Bildung steht, kann ich verstehen. Aber die 
Bundesregierung zu beschimpfen, liebe Frau Lötzsch, 
das ist billig und Ihrer eigentlich unwürdig; denn Sie 
wissen es besser, wer welche Aufgabe zu erfüllen hat. 
Und in Richtung FDP, liebe Frau Stark-Watzinger, darf 
ich sagen: Die FDP stellt sogar eine Kultusministerin.

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Und was für eine! 
Die Beste von allen! – Bettina Stark-Watzinger 
[FDP]: Ja! Da sind die Schulen ja auch offen 
geblieben!)
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Außerdem sollten Sie bei allem Ärger nicht übersehen, 
was in den letzten Monaten vorangegangen ist. Bund und 
Länder arbeiten nämlich sehr konstruktiv zusammen, und 
der Bund hilft, wo er kann: Wir stellen mittlerweile 
6,5 Milliarden Euro für den DigitalPakt Schule bereit; 
wir bezahlen digitale Endgeräte für Schülerinnen und 
Schüler; wir bezahlen Laptops für Lehrerinnen und Leh-
rer;

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Weiterbil-
dung haben Sie abgelehnt! – Weiterer Zuruf 
des Abg. Dr. h. c. Thomas Sattelberger [FDP])

wir finanzieren den Aufbau der Administratorensysteme 
in den Ländern. All das – eigentlich originäre Länder- 
oder Kommunalaufgaben – übernimmt der Bund, weil 
das außergewöhnliche Zeiten sind und weil es zügig 
vorangehen soll.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
René Röspel [SPD] – Zurufe von der LINKEN)

Wir wollen die Aufbruchstimmung in den Schulen nut-
zen,

(Dr. Anna Christmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was war im Sommer?)

um langfristig gute digitale Bildung in den Schulalltag zu 
bringen; denn digitale Bildung erschöpft sich nicht in 
Technik. Corona hat uns nur deutlich vor Augen geführt, 
dass selbst eine technische Mindestausstattung eben nicht 
überall verfügbar war. Aber gute digitale Bildung bedeu-
tet viel mehr, nämlich jedem Kind einen individuellen 
Lernpfad zu ermöglichen, auf Teamarbeit zu setzen, 
Netzwerke zu schaffen über Schul- und Ländergrenzen 
hinaus.

(Zurufe von der LINKEN)

An zwei Punkten bin ich bei Ihnen: Schülerinnen und 
Schüler haben das Recht, nach bestem Wissen gefördert 
zu werden, und Lehrerinnen und Lehrer dürfen eine Wei-
terbildung erwarten, die sie diese Aufgabe auch meistern 
lässt.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Wir haben 
einen Antrag gestellt! Abgelehnt!)

Deshalb hilft der Bund auch hier: mit Bildungskompe-
tenzzentren. Wir werden künftig die Lehrerweiterbildung 
Hand in Hand mit den Erkenntnissen aus der Bildungs-
forschung weiterentwickeln.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Oje! Da ist 
Schlimmes zu befürchten!)

Ein zweites großes Thema ist Klimaschutz und Nach-
haltigkeit. Seit Beginn der Pandemie wird weniger darü-
ber debattiert. Doch nur weil Klimaschutz und Nachhal-
tigkeit seltener die Schlagzeilen beherrschen, ist es kühn, 
lieber Kai Gehring, zu behaupten, es passiere nichts. Die 
größte Arktisexpedition aller Zeiten wurde zur Hälfte aus 
Deutschland finanziert. Wo waren Sie, als die „Polar-
stern“ im Oktober zurückgekehrt ist?

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Auswertung der Klimadaten aus dem Eis zum Bei-
spiel wird unsere Forscher noch Jahre beschäftigen. 
Aktuell fördern wir mit weiteren 10 Millionen Euro, 
dass dieser Datenschatz zügig in Handlungswissen über-
setzt wird.

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [DIE LINKE])
Aber wir machen noch mehr: Wir finanzieren mit 

9 Milliarden Euro den Aufbau einer Wasserstoffwirt-
schaft. Wir forschen an synthetischen Kraftstoffen. Wir 
fördern die Entwicklung einer echten Kreislaufwirt-
schaft – von der Batterie bis hin zu neuen Materialien 
für unseren Alltag.

(Dr. Anna Christmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das mit der Batterie war ja ganz 
erfolgreich!)

Wir haben unsere Fördermittel von 2 auf 4 Milliarden in 
diesem Bereich glatt verdoppelt!

Damit bin ich beim dritten Schwerpunkt: Schlüssel-
technologien der Zukunft. Wir müssen im internationalen 
Wettbewerb um diese Technologien vorne mitspielen. 
Wir wollen sie entwickeln und mit ihnen Geld verdienen; 
daran hängt unser Wohlstand. Wir reden oft über die 
Frage: Wie wollen wir leben? Ich finde, wir sollten 
genauso oft darüber reden: Wovon wollen wir eigentlich 
künftig leben? Die künstliche Intelligenz dringt aktuell in 
die Bereiche vor, in denen wir traditionell stark sind. In 
den Quantentechnologien ist die Spitzenposition in der 
Entwicklung noch offen. Und auch die Kommunikations-
systeme, namentlich 6 G und Open RAN, entwickeln sich 
rasant. In all diesen Zukunftsfeldern positionieren wir uns 
mit dem Ziel, die Weltspitze zu erobern.

(Beifall bei der CDU/CSU – Margit Stumpp 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir schaffen 
ja nicht einmal LTE im ganzen Land!)

Die Europäische Union muss im 21. Jahrhundert in der 
freien Welt mehr Verantwortung übernehmen. Nur wenn 
wir technologisch souverän sind, sitzen wir am Ruder. 
Nur dann können wir weltweit Standards setzen. 
Deutschland kann seinen Beitrag leisten; denn Deutsch-
land ist ein starkes Innovationsland. Und deshalb müssen 
Wirtschaft, Wissenschaft und staatliches Handeln Hand 
in Hand gehen, um in diesem Transformationsprozess die 
Zukunftstechnologien aktiv mitzugestalten.

Lieber Kollege Sattelberger, mit Miesepeterei hat noch 
niemand den Aufbruch in eine neue Zeit geschafft. Das 
klappt nur mit Mut und Zuversicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Dr. h. 
c. Thomas Sattelberger [FDP]: Das können Sie 
auch brauchen! – Dr. Birke Bull-Bischoff [DIE 
LINKE]: Mit Schönreden aber auch nicht!)

Mut und Zuversicht – dafür steht in diesen Tagen unsere 
Gesundheitsforschung. Der erste zugelassene Impfstoff 
ist in Deutschland entwickelt worden. Gibt es einen bes-
seren Beweis für die Leistungsfähigkeit unseres For-
schungsstandorts?

Aber natürlich ist Corona mit dem Impfstoff nicht weg. 
Deswegen bauen wir auch die Medikamentenforschung 
gegen Covid-19 noch einmal aus. Auch das Nationale 
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Forschungsnetzwerk der Universitätsmedizin ist mehr-
fach angesprochen worden. Wir haben es in der Pandemie 
ins Leben gerufen, aber es wird auch in Zukunft 
gebraucht, für weitere Forschungsfragen, für andere 
Krankheitsbilder. Bei wem wirkt welches Medikament 
am besten? Welche Therapien schlagen an? Diese Infor-
mationen werden zwischen Unikliniken von München bis 
Greifswald geteilt, und dieses geteilte Wissen rettet 
Leben. Die Pandemie hat eines überdeutlich gezeigt: 
Die Zukunft liegt im Netzwerk. Nur so werden die Ideen 
von Einzelnen für alle nutzbar. Nur so werden wir die 
Krise überwinden, und nur so werden wir auch in Zukunft 
stark sein.

Wir wollen stärker aus dieser Krise herauskommen, als 
wir in sie hineingegangen sind. Mit dem Haushalt 2021 
sind die Segel gesetzt, dank einer exzellenten Zusammen-
arbeit mit dem Parlament. Ich will namentlich unsere 
Haushälter erwähnen: Eckhardt Rehberg, Dennis Rohde, 
Kerstin Radomski und Swen Schulz. Swen Schulz, auch 
von meiner Seite ganz herzlichen Dank für die gute 
Zusammenarbeit, aber auch allen anderen herzlichen 
Dank. Den einen oder anderen sehe ich ja dann noch 
mal wieder.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Marcus Bühl für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Marcus Bühl (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Zuschauer an den Bildschirmen!

(Ulli Nissen [SPD]: Zuschauerinnen!)

Nach der Bereinigungssitzung liegt der Haushaltsansatz 
für das Forschungs- und Bildungsministerium bei über 
20 Milliarden Euro.

(Dr. Karamba Diaby [SPD]: Viel Geld!)

Nun bedeutet viel nicht zwangsläufig, dass es viel bringt. 
In den letzten Wochen wurde über den DigitalPakt Schule 
und Endgeräte für Lehrer gesprochen. Abgesehen davon, 
dass die Mittel schleppend abgerufen werden, da die 
Durchführungsvorschriften schwierig sind: Tablets sind 
nicht die Antwort auf die Herausforderungen, denen sich 
Schulen und Bildungseinrichtungen derzeit stellen müs-
sen.

(Beifall bei der AfD)

Die immer neuen Bildungsexperimente der Länder kos-
ten viel Geld und verunsichern Schüler, Eltern und Leh-
rer.

(Zuruf von der AfD: Bringt nichts!)

Wir setzen uns für Stabilität in der Wissensaneignung und 
Entwicklung ein.

(Beifall bei der AfD – Lachen des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Notwendige Sanierungen der Schulgebäude oder mas-
siver Lehrermangel in Bundesländern wie meinem Hei-
matland Thüringen spiegeln den Alltag in unserem Bil-
dungswesen wider. Hierfür ist nicht der Bund zusätzlich 
in die Pflicht zu nehmen, sondern es wäre die Kernauf-
gabe der Bundesländer, ihre Schulen so auszustatten, dass 
sie gut gerüstet in das 21. Jahrhundert starten können.

(Beifall bei der AfD)
An dieser Stelle stellt sich die Frage, wofür die alt-

parteiengeführten Bundesländer die Steuereinnahmen 
der vergangenen Jahre denn verwendet haben. Die letzten 
Monate haben deutlich gezeigt, dass die Länder über 
Jahrzehnte Modernisierung und Instandhaltung von 
Schulgebäuden vernachlässigt haben. Dadurch ist ein 
milliardenhoher Investitionsstau bundesweit aufgelaufen. 
Außerdem sind in den vergangenen Jahren die Bundes-
länder mit dem Hochschulpakt entscheidend durch den 
Bund entlastet worden; insgesamt 20 Milliarden Euro 
umfasste diese Bundeshilfe. Aber was ist damit gesche-
hen? Berichten des Bundesrechnungshofes zufolge haben 
sich intransparente Strukturen gebildet, Mittel wurden in 
Einzelfällen zweckentfremdet ausgegeben, zum Beispiel 
für den Hochschulbau, oder es wurden Ausgabereste für 
die Zukunft gebildet. So kann man mit dem Geld unserer 
Steuerzahler nicht umgehen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Sven 
Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aus unserer Sicht kommt die Förderung der berufli-
chen Bildung im Haushalt zu kurz. Wir als AfD-Fraktion 
setzen uns für eine Aufwertung der beruflichen Bildung 
und des Handwerks ein.

(Beifall bei der AfD)
Wir können stolz auf unsere Handwerker und Industrie-
arbeiter sein, die deutsche Wertarbeit weltweit bekannt 
gemacht haben. Sie gehören gefördert und unterstützt.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Und wo war jetzt der Inhalt? – Gegen-
ruf der Abg. Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber er hat doch schön abgele-
sen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Bärbel Bas für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kerstin 

Radomski [CDU/CSU])

Bärbel Bas (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Swen Schulz hat es gerade 
schon angesprochen und viele Vorredner auch: Ja, es 
stimmt, wir haben natürlich in diesem Jahr im Bereich 
der Forschung einen Schwerpunkt bei der Bekämpfung 
der Pandemie gesetzt. Ich will noch einmal daran erin-
nern: Ganz früh, Anfang des Jahres, haben viele Experten 
gesagt: Wer weiß, ob wir überhaupt einen Impfstoff be-
kommen? Das kann Jahre dauern. – Und jetzt haben wir 
den Erfolg da, wir stehen kurz davor, dass auch die Euro-
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päische Arzneimittel-Agentur, wahrscheinlich zum Ende 
des Jahres, den Impfstoff tatsächlich zulassen kann. 
Deutschland hat daran, wie ich finde, einen sehr, sehr 
großen Anteil, und das ist zu begrüßen. Ich bedanke 
mich auch bei den Kollegen im Haushaltsausschuss, 
dass sie die Forschungsmittel dafür freigeräumt haben; 
das war ein wichtiger und richtiger Schritt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich will die Summen gerne noch einmal nennen: Für 
die Impfstoffentwicklung – auch international – haben 
wir 230 Millionen Euro investiert, in CEPI, damit viele 
Wissenschaftler – auch das international – sich austau-
schen, weiterforschen. Wir haben 750 Millionen Euro in 
die klinische Impfstoffentwicklung sowie die Auswei-
tung der Herstellungs- und Abfüllkapazitäten investiert. 
Das sind wichtige Schritte, um am Ende dann auch 
Betriebsstätten – übrigens auch in Deutschland – damit 
zu unterstützen. Auch das war für uns ein ganz wichtiger 
Punkt.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Astrid 
Mannes [CDU/CSU])

Fast 90 Projekte zu Covid-19 in verschiedenen For-
schungsbereichen haben wir mit insgesamt 45 Millionen 
Euro im Jahr 2020 gefördert und werden wir auch im 
Jahr 2021 fördern. Dazu gehören eben auch Forschungs-
projekte zu ethischen, rechtlichen und auch sozioökono-
mischen Folgen der Pandemie. Auch das ist ein Punkt, 
den wir erforschen müssen: Nicht nur der Impfstoff ist 
wichtig, sondern auch die Folgen einer Pandemie in der 
Gesellschaft müssen erforscht werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Viele mögen den Eindruck haben, jetzt haben wir alles 
Geld in der Gesundheitsforschung nur für die Pandemie, 
für einen Impfstoff, investiert. Dem ist nicht so; das ist 
vorhin auch schon kurz angesprochen worden. Wir geben 
auch 35 Millionen Euro jährlich für die Forschung zu 
Antibiotikaresistenzen. Es wird zunehmend zu einer 
großen Gefahr, dass wir keine Antibiotika oder kaum 
noch Antibiotika haben, die helfen. Deshalb ist genau 
dieser Schwerpunkt wichtig; denn viele Menschen ver-
sterben eben auch an diesen resistenten Keimen. Wer das 
selbst schon einmal erlebt hat – jemand liegt im Kranken-
haus, hat eine Infektion, und es gibt keine Hilfe mehr –, 
der weiß, dass dieser Punkt elementar wichtig ist. Ich bin 
sehr stolz darauf, dass wir hier jährlich 35 Millionen Euro 
investieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir haben weitere Projekte – sie sollen in dieser Haus-
haltsdebatte nicht untergehen –, die zur Prävention, Diag-
nose und auch Therapie von Krebserkrankungen wichtig 
sind. 62 Millionen Euro stellen wir hierfür zur Verfügung, 
auch für das Nationale Centrum für Tumorerkrankungen. 
Die Ausschreibung für die Standorte läuft.

Ein wichtiger Punkt für uns ist neben den Konzeptvor-
schlägen, die es gibt, der Aufbau eines Deutschen Zent-
rums für Kinder- und Jugendgesundheit bzw. eines Deut-

schen Zentrums für Psychische Gesundheit. Da sind die 
Ausschreibungen ebenfalls erfolgt. Auch das sind wich-
tige Elemente im Bereich der Gesundheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hinzu kommt die Demenzforschung; auch das ist 
etwas, was die Gesellschaft braucht. Das haben wir jetzt 
angelegt. Da können wir sicherlich noch mehr tun; aber 
es ist auf den Weg gebracht. Auch dafür herzlichen Dank 
an alle, die sich daran beteiligt haben! Wir haben eine 
Nationale Demenzstrategie. Es ist jetzt auch wichtig, 
dass wir hier die Forschung vorantreiben.

Nicht unterschlagen will ich auch das Universitäre 
Herzzentrum hier in Berlin, das wir mit 100 Millionen 
Euro sichern. Auch das ist ein ganz wichtiger Punkt. Bis 
zum Jahr 2028 können wir hier diese Förderung möglich 
machen. Auch dafür herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Insgesamt wird deutlich, dass wir in diesem und auch 
in den nächsten Haushaltsjahren den Fokus sehr stark auf 
die Gesundheitsforschung gelegt haben. Das ist, weil ich 
in erster Linie Gesundheitspolitikerin bin, für mich ein 
wichtiger Punkt. Die Kollegen werden die anderen Punk-
te sicherlich gleich noch ansprechen. Ich bedanke mich, 
wie gesagt, bei allen Haushälterinnen und Haushältern, 
die dafür gesorgt haben.

Diesem Haushalt kann man zustimmen. Er setzt rich-
tige Schwerpunkte in diesem Jahr. Herzlichen Dank 
dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Thomas Sattelberger für die FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Kerstin 
Radomski [CDU/CSU] – Swen Schulz [Span-
dau] [SPD]: Der Miesepeter!)

Dr. h. c. Thomas Sattelberger (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Schwüls-

tige, ja güldene Worte, liebe Frau Karliczek, aber haus-
haltspolitisch dünnes Blattgold! Nach Jahren der Stagna-
tion sind Ihre 20,8 Milliarden Euro für 2021 zwar 
rekordhoch, aber in Relation zum Wachstum des Bundes-
haushalts ein Klacks, ein Trostpreis im Vergleich zu 
anderen Ressorts. Vielleicht aber auch ganz gut, liebe 
Frau Karliczek, dass Sie nicht noch mehr Geld zum Aus-
geben haben: Output, Outcome und Impact interessieren 
Sie ja nicht so sehr.

(Dr. Astrid Mannes [CDU/CSU]: Die Rede 
kennen wir schon!)

Brandaktuelles Hochschulbarometer, wenige Tage alt: 
An den Fachhochschulen bricht die Zufriedenheit mit den 
Rahmenbedingungen massiv ein und erst recht an den 
staatlichen Universitäten ohne Exzellenzstrategie. Mehr 
als die Hälfte der hochschulischen Forscherinnen und 
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Forscher empfinden die Wettbewerbsfähigkeit ihrer 
Arbeit als massiv rückläufig. Impact des Ungleichge-
wichts in der Forschungsförderung!

Und der Tiefpunkt, Frau Karliczek: Sie werfen 400 
zusätzliche Millionen für anwendungsorientierte For-
schung in den Rachen der Außeruniversitären, und die 
Hochschulen schauen in die Röhre.

(Beifall bei der FDP)
Exzellenz? Bitte. Aber nicht zugunsten einer Zweiklas-
sengesellschaft Hochschulen versus Außeruniversitäre. 
Dass das ein freier Demokrat Ihnen erklären muss, Frau 
Karliczek!

Fast die Hälfte der Wissenschaftler sehen die Coro-
naauswirkungen auf die Lehre als problematisch an,

(Zuruf von der SPD: Sag bloß!)
fast 60 Prozent als negativ für Transfer und Forschungs-
kooperation. Und die Koalition sperrt sich immer noch 
gegen einen Digitalpakt Hochschule und gegen die 
Gründung einer Deutschen Transfergemeinschaft. 
„Herr, lass Hirn regnen!“, möchte man rufen.

(Zuruf des Abg. René Röspel [SPD])
Aber zumindest was Union und SPD betrifft, erhört er 
mich leider nicht.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Ist schon nicht 
mehr lustig!)

So bleibt nur die irdische Maßnahme des Aktenstu-
diums. In Ihrem Positionspapier für eine Digitale Bil-
dungsoffensive Schulen, liebe Unionschristen, lesen Sie 
Ihrer ambitionslosen Ministerin ja kräftig die Leviten

(Zurufe von der SPD)
und ziehen Anja Karliczek jeglichen Speck unter dem 
Sessel weg.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Wie niveaulos ist 
das denn?)

Toll, was Sie da fordern! Eine Unbedenklichkeitsprüfung 
für digitale Lehrmittel,

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Ja!)
die Einbindung innovativer EdTechs,

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Jawohl!)
eine Whitelist für Tools und für Apps.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Wird immer 
besser!)

Nur, das steht ja alles schon in unserem Antrag vom Juni, 
den Sie im Oktober abgelehnt haben. Und jetzt schreiben 
Sie ab,

(Beifall bei der FDP)
Sie Copycats!

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wenn der Herr schon kein Hirn regnen lässt, gut, dass Sie 
immerhin als Manna unser liberales Gedankengut haben.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Bitte weiter so bei unseren Änderungsanträgen zum 
Haushalt; wir helfen gerne mit.

(Beifall bei der FDP)

Auch das Thema „Luftfilter an den Schulen“ haben Sie 
den ganzen Sommer verpennt.

(Zuruf des Abg. Kai Gehring [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

So viel Wind, wie Sie jetzt machen, da könnte man mei-
nen, Sie verwechseln Luftfilter mit dem päpstlichen Fla-
bellum aus Pfauenfedern, das die Häupter früherer Ponti-
fexe gekühlt hat.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Gabriele Katzmarek [SPD]: Oh Mann!)

So liest man auf der CDU/CSU-Homepage: „Wirksam 
filtern statt frieren“.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Mannomann!)

Dabei ist die Realität vieler Schüler genau umgekehrt: 
Wirksam frieren statt filtern.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Und Kniebeugen und Händeklatschen – da hat die Kanz-
lerin wirklich tolle Rezepte heute.

Vorher hat Spahn das Thema Masken verschlafen – 
und die Gesundheitsämter die Digitalisierung – und jetzt 
die Antikörperschnelltests. Jetzt sind wir im Lockdown – 
vielleicht verschärft – und haben keinen Plan für danach. 
Das versuchen Sie hinter Ihren rhetorischen Pfauenfedern 
zu verstecken.

Stimmen Sie lieber unseren Änderungsanträgen zu! 
Streichungen und Aufwuchs sind gut begründet: von 
der Exzellenz über berufliche Bildung und Midlife- 
BAföG bis hin zum Gentechnikfonds, zur Transferge-
meinschaft und natürlich zu Luftfiltern. Lesen, beipflich-
ten und dann endlich mal machen!

Ran an den Speck: Das gilt übrigens nicht nur für Sie, 
sondern auch für die Frau Karliczek.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Jetzt hat dieses Niveau endlich 
ein Ende! Um Gottes willen! – Steffi Lemke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Eine Tonlage 
ist das bei Ihnen! Unterirdisch! – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Die Maske hätte auch nicht 
geschadet! Am besten durchgängig!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Albert Rupprecht für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Albert Rupprecht (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Herr Sattelberger, Sie werden immer 
mehr eine Parodie Ihrer selbst.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich denke mir immer – mit allem Respekt –: Der Mann 
kann eigentlich wirklich was. Der hat Ideen, der ist auch 
scharf im Denken, aber immer, wenn es um die Abzwei-
gung geht, ob Sie jetzt ernsthaft bleiben oder Klamauk 
machen, damit Sie in den Zeitungen Überschriften produ-
zieren, entscheiden Sie sich für den zweiten Weg. – Es ist 
schade.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Frau Deligöz hat noch vor Kurzem hier gesessen; 
ich wollte sie ansprechen. Ich mache es trotzdem. Sie hat 
nämlich heute Vormittag in der Debatte einen bemerkens-
werten Satz, an uns gerichtet, geprägt – ich zitiere –:

Sie machen das Notwendige – auch das Richtige –; 
aber Sie haben keine Vision, Sie haben keine Ziele ...

Zunächst wollte ich mich bei ihr ganz herzlich bedan-
ken. Ich neige das Haupt vor der Aussage, dass wir das 
Notwendige und das Richtige machen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich wage zu bezweifeln, dass sich das auf die 
Debatte hier bezieht!)

– Nein, das war in der Generaldebatte. Sie ist für unseren 
Bereich zuständig und hat das durchaus auf diesen Be-
reich bezogen formuliert. – Ich möchte aber auch auf den 
Punkt eingehen, den sie darüber hinaus gesagt hat, näm-
lich, wir hätten keine Vision und keine Ziele.

(Margit Stumpp [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, da hat sie ja recht!)

Ich möchte ein paar Bausteine dieser Vision nennen – 
die Ministerin hat angesprochen, dass wir seit 2005 die 
Verantwortung hier haben –:

Es wäre eben nicht ohne unser Zutun möglich gewe-
sen, dass Professor Drosten mit seinem Team in der Cha-
rité den PCR-Test, der weltweit Maßstäbe setzt, entwi-
ckelt.

Es wäre eben nicht ohne unser Zutun möglich gewe-
sen, dass das deutsche Unternehmen BioNTech als Erstes 
weltweit die Zulassung für einen Coronaimpfstoff erhält.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Es geht um 
Geld, nicht ums Zutun!)

Es wäre auch nicht ohne unser Zutun gelungen, dass 
die Nobelpreisträgerin Charpentier Angebote, die sie 
weltweit hatte, ausschlägt und sich für den Standort 
Deutschland entscheidet. Sie hat nämlich in einem Inter-
view 2014 gesagt – ich zitiere –:

Da war schon klar, dass aus der Crispr-Sache etwas 
Großes werden wird, und dazu brauchte ich eine 
langfristige Forschungsmöglichkeit. Die Helm-
holtz-Gemeinschaft und die Alexander-von-Hum-
boldt-Stiftung boten mir eine Unterstützung an, die 
besser war als alle anderen Angebote.

Es war unser Beitrag, 2008 die AvH-Professoren in 
Deutschland zu konzipieren und einzuführen. Deswegen 
forscht sie auch heute noch am Standort Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Anna Christmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es geht doch jetzt um 
die Zukunft und nicht um die Vergangenheit!)

Wir hatten 2005 eine Vision, wie wir das deutsche 
Wissenschaftssystem verändern wollen, und auch der 
Haushalt 2021 ist hier ein weiterer Baustein. Ich nenne 
einige der zentralen Leitbilder, die wir seit 2005 – seit 
inzwischen 15 Jahren – leben: Exzellenz, Internationali-
sierung, Verlässlichkeit und Langfristigkeit, Bund-Län-
der-Pakte, die die Strukturen nachhaltig verändern, und 
natürlich auch mehr Geld ins System, mehr Geld für die 
Breite und die Spitze unserer Wissenschaft, das heißt 
Priorität für Forschung und Bildung in unseren Haushal-
ten.

Zu den Leitbildern im Einzelnen:

Leitbild 1: Exzellenz. Deutschland war vormals die 
führende Wissenschaftsnation, und es waren die Nazis, 
die diese Wissenschaftskultur, diese Exzellenz, letztend-
lich zertrümmert haben mit dem Ergebnis, dass exzell-
ente Wissenschaftler Deutschland verlassen haben.

Es war im Nachkriegsdeutschland keine Selbstver-
ständlichkeit, dass der Begriff „Exzellenz“ gelebt wurde. 
Ganz im Gegenteil: Er ist bis heute umstritten. Wir haben 
trotzdem 2005 – gemeinsam mit der SPD übrigens – be-
schlossen, dass wir die Exzellenzinitiative einführen. Wir 
haben klar gesagt, dass wir zu diesem Exzellenzprinzip 
stehen,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
2001!)

weil wir der festen Überzeugung sind, dass es eine wis-
senschaftliche Verantwortungselite in unserem Land 
braucht. Wir brauchen die Breite, aber wir brauchen 
auch die Spitze in der Wissenschaft.

Diese Exzellenzinitiative hat zu einer Aufbruchstim-
mung in Deutschland geführt, und die Universitätsland-
schaft – schauen Sie sich die TU, die LMU und viele 
andere an – hat sich substanziell, nachhaltig verändert. 
Diese Exzellenzinitiative hat die deutschen Universitäten 
wachgerüttelt, aufgerüttelt und substanziell verändert.

Leitbild 2: Internationalität. Die Zahlen sprechen für 
sich: Die Ausgaben des Forschungsministeriums für 
internationale Vorhaben sind seit 2009 um 72 Prozent 
gestiegen.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ja, von wel-
chem Niveau? Das ist nicht schwierig!)

Die Zahl der deutschen Studierenden im Ausland hat sich 
seit 2005 verdoppelt, die Anzahl der Studierenden aus 
dem Ausland in Deutschland ist seit 2009 um 66 Prozent 
gestiegen, und die Zahl der ausländischen Professoren, 
die in Deutschland tätig sind, ist zwischen 2012 und 
2018 um 21 Prozent gestiegen.

Man sieht eindeutig: Deutschland ist hoch attraktiv für 
ausländische Wissenschaftler, und die deutsche Wissen-
schaft ist weltoffen und international vernetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Leitbild 3: strukturbildende Pakte. Wir haben eine 
Vielzahl von Bund-Länder-Pakten ins Leben gerufen, 
die die Wissenschaftsarchitektur im Land substanziell 
verändert haben und auch heute noch verändern. Die 
wichtigsten: Pakt für Forschung und Innovation, Exzel-
lenzinitiative – später Exzellenzstrategie –, Hochschul-
pakt, Innovative Hochschule, Qualitätspakt Lehre, Pro-
fessorinnenprogramm, Programm „Forschung an 
Fachhochschulen“, Programm zur Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses, DigitalPakt usw.

Allein für den DigitalPakt, über den wir heute schon 
diskutiert haben, stehen 6,5 Milliarden Euro im Haushalt.

Zum Pakt für Forschung und Innovation – die Minis-
terin hat es zu Recht angesprochen –: Wo sonst auf der 
Welt gibt es Derartiges, dass die außeruniversitären For-
schungseinrichtungen für zehn Jahre einen Zuwachs 
garantiert bekommen, das heißt, 120 Milliarden Euro 
für diese zehn Jahre garantiert bekommen? Und das ist 
nur die Grundfinanzierung. Das heißt nicht, dass durch 
die Projektfinanzierung nicht noch zusätzliches Geld 
darüber hinaus hinzukommt. Das ist ein sicherer, verläss-
licher Aufwuchs, der eine super Grundlage für die Arbeit 
der außeruniversitären Wissenschaftler bietet.

Als Gegenleistung erwarten wir von den Wissenschaft-
lern top wissenschaftliche Leistungen, und, Herr 
Sattelberger, ganz intensiv fordern wir ein, dass die 
Transferleistungen massiv zunehmen.

Leitbild 4: mehr Geld, Priorität bei Forschung und 
Bildung im Haushalt. Nur noch wenige Zahlen: Wir 
haben die Forschungsausgaben seit 2005 von 7 Milliarden 
Euro auf 20,8 Milliarden Euro gesteigert. Das ist eine 
Steigerung um 170 Prozent. Aber auch im internationalen 
Kontext ist das klasse.

Bei der Diskussion, welchen Anteil des Bruttoinlands-
produktes wir für Forschung und Entwicklung ausgeben, 
messen wir uns oft an den USA. Wie schauten die Zahlen 
in den vergangenen zehn Jahren aus? Die USA haben in 
den vergangenen Jahren bei der Steigerung der Ausga-
ben, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, eine Stagnation 
zu verzeichnen. Wir haben in den vergangenen zehn Jah-
ren eine Steigerung um 19 Prozent erreicht. 2018 haben 
wir 3,13 Prozent des BIPs für Forschung und Entwick-
lung ausgegeben.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: 2 Prozent aus 
der Wirtschaft!)

Die USA liegen mit 2,83 Prozent inzwischen ganz klar 
hinter uns.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die absoluten 
Zahlen sehen ganz anders aus!)

– Das ist verständlich; das ist ein wesentlich größeres 
Land, würde ich sagen.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss. Frau Deligöz ist leider immer noch nicht da; 
ich spreche sie trotzdem noch mal an. Wenn Sie behaup-
ten, wir hätten keine Vision, dann müssen Sie sich ver-
gegenwärtigen, welche Leitbilder wir seit 2005 gelebt 
haben, welche Ziele wir angestrebt haben und welche 

finanziellen Mittel wir zur Verfügung gestellt haben. 
Was haben wir damit erreicht? – Genau das, was wir 
wollten. Das ist unsere Vision.

Die Grünen verstehen Vision so, dass sie der Wissen-
schaft sagen, was sie tun oder lassen soll:

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Kernforschung ist Teufelszeug, aus der Fusionsforschung 
müssen wir aussteigen, Forschung zu Sonnenkollektoren 
soll gefördert werden.

Das ist nicht unser Verständnis; das ist auch nicht unse-
re Vision. Ganz im Gegenteil! Die Grundlage für Top-
wissenschaft in unserem Land ist nach unserem Wissen-
schaftsverständnis: Wissenschaft braucht Freiheit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen zum Abschluss: Das ist im Kern einer der 

wichtigsten Bausteine, Frau Ministerin, den wir in den 
letzten 15 Jahren beschlossen haben, mit tiefer Überzeu-
gung. Und es war nicht einfach, weil viele Haushaltspoli-
tiker gesagt haben: Das könnt ihr nicht machen. – Den-
noch haben wir eine singuläre Konstruktion für die 
Wissenschaft in unserem Land geschaffen, indem wir 
im Jahr 2012 das Wissenschaftsfreiheitsgesetz beschlos-
sen haben. Das ist ein Meilenstein, absolut singulär im 
Bundeshaushalt, weil wir der festen Überzeugung sind, 
dass die Wissenschaft diese Freiheit verdient,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das war der Bundesrechnungshof!)

und wir anders als die Grünen die Vision von Wissen-
schaft in Freiheit und nicht die Vorstellung ideologiege-
triebener Wissenschaft haben.

Ein herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Nicole Gohlke für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Nicole Gohlke (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

der Bildungspolitik geht es im Kern um die Frage, in was 
für einer Gesellschaft wir leben wollen. Es geht um die 
Fragen, wie gerecht es in einer Gesellschaft zugeht und 
ob alle Menschen die gleichen Chancen haben. Und die 
Wahrheit ist: Die Chancen sind höchst ungleich verteilt; 
es geht nicht gerecht zu in unserer Gesellschaft. Kinder 
aus armen Familien haben zum Beispiel dreimal schlech-
tere Chancen, aufs Gymnasium zu kommen, als die Kin-
der aus finanziell gut gestellten Elternhäusern.

Die Wahrheit ist, dass das Bildungssystem in Deutsch-
land bestehende Privilegien und Benachteiligungen 
reproduziert. Das ist die Situation, und das zu verändern, 
wäre jetzt die Aufgabe von Politik.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)
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Das Virus hat die ungleichen Bedingungen ja noch mal 
ungleicher gemacht. Das gilt zum Beispiel fürs Home-
schooling, das benachteiligte Kinder noch weiter benach-
teiligt, weil es natürlich einen Unterschied macht, ob es 
einen guten Laptop und einen eigenen ruhigen Arbeits-
platz gibt und ob die Eltern bei den Aufgaben vielleicht 
helfen können.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Auf einmal!)
Das gilt auch fürs Studium, weil es natürlich auch da 
einen Unterschied macht, ob man sich die Miete vom 
Mund absparen muss oder ob die Eltern Geld zuschießen 
können. Der Aufgabe, diese ungleichen Bedingungen 
auszugleichen, sie gerechter zu machen, wird diese 
Regierung nicht gerecht, und das ist absolut unverant-
wortlich.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Margit Stumpp [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

20,8 Milliarden Euro umfasst der Bildungshaushalt, 
für den sich die Große Koalition hier ja ziemlich abfeiert. 
Aber zum Gesamtbild gehört auch, dass diese Regierung 
mehr als doppelt so viel Geld wie in die Bildung in 
Militär und Aufrüstung steckt, nämlich 47 Milliarden 
Euro.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Wir wollen 
den Frieden retten, Frau Kollegin! Ohne Frie-
den kein Lernen!)

Dass Sie allein für die Rettung der Lufthansa 9 Milliarden 
Euro lockergemacht haben, also fast so viel wie die Hälf-
te des gesamten Bildungshaushaltes! Das steht doch alles 
in überhaupt keinem Verhältnis mehr zueinander!

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Margit Stumpp [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Diese Zahlen sprechen Bände über die Politik der 
Großen Koalition. Spätestens jetzt wäre doch der 
Moment gekommen, dafür zu sorgen, dass Geld ins Bil-
dungssystem fließt, und zwar besonders dahin, wo es am 
meisten gebraucht wird. Warum machen Sie nicht endlich 
einmal die Bildung zur Chefsache in diesem Land? Das 
wäre doch Ihre Aufgabe!

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Margit Stumpp [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir brauchen Geld für die bauliche Sanierung der 
Schulen. Es lassen sich ja noch nicht mal an jeder Schule 
in Deutschland die Fenster zum Lüften öffnen. Es braucht 
mehr Geld für Luftfilteranlagen und Laptops, und es feh-
len an allen Ecken und Enden Lehrerinnen und Lehrer.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: In Thüringen 
ist es besser, ja?)

Deswegen: Legen Sie ein Programm für zusätzliche 
Lehramtsstudienplätze auf! Geben Sie mehr Geld und 
dauerhaft Geld in den DigitalPakt! Bauen Sie die Schul-
sozialarbeit auf, und stellen Sie eine gute Verpflegung an 
Kitas und Schulen sicher!

(Beifall bei der LINKEN)

Denn damit bekämpft man die soziale Spaltung.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Das machen 
doch die Länder selber nicht!)

– Gehen Sie das endlich mal an, statt sich ständig hinter 
dem Bildungsföderalismus zu verstecken.

(Lachen des Abg. Tankred Schipanski [CDU/ 
CSU])

– Sie verstecken sich dahinter.
An all diesen Stellen, die ich gerade genannt habe, 

könnte der Bund helfen, und das wäre dringend notwen-
dig.

(Beifall bei der LINKEN – Tankred Schipanski 
[CDU/CSU]: Das ist ein Schmierentheater, was 
Sie hier aufführen!)

Und es ist höchste Zeit, sich darum zu kümmern, dass 
ein Studium nicht nur Kindern aus wohlhabenden Eltern-
häusern möglich ist. Die Zahlen sind schlecht. Heute 
studieren wieder weniger Kinder aus Arbeiterfamilien 
als noch vor 20 oder vor 30 Jahren.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
Das ist natürlich auch kein Wunder; denn genau diese 
jungen Menschen, die kämpfen, um sich ein Studium zu 
finanzieren, lassen Sie im Regen stehen: Fast 
50 000 Anträge auf Coronaüberbrückungshilfe haben 
Sie mit der Begründung abgelehnt, die Studierenden hät-
ten sich ja schon vor der Pandemie in einer akuten Not-
lage befunden.

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN)
Das ist absurd. Das ist absurd und zynisch.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Und statt endlich das BAföG zu reformieren, streichen 
Sie es in Ihrem Haushalt auch noch weiter zusammen. – 
Die Linke fordert ein existenzsicherndes BAföG und die 
Öffnung des BAföG; das wäre jetzt die richtige Maß-
nahme.

(Beifall bei der LINKEN)
Kolleginnen und Kollegen, die Bildungspolitik hat 

einen anderen und einen größeren Stellenwert in unserer 
Gesellschaft verdient, als die Große Koalition ihr hier 
einräumt. Spätestens jetzt gilt es, das Bildungssystem 
zum Hebel für soziale Gerechtigkeit zu machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Das ist wie bei „Willi Schwabes Rum-
pelkammer“! Das ist ja nicht wahr! – Tankred 
Schipanski [CDU/CSU]: Besser wäre schnelles 
Denken als schnelles Reden!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Markus 

Paschke das Wort.

(Beifall bei der SPD)
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Markus Paschke (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Deutschland hat auf dem Weg zu einer Reduzierung der 
Tierversuche einen wichtigen Schritt gemacht: Der Bund 
wird die konzeptionelle Entwicklung einer nationalen 
Plattform für tierversuchsfreie Alternativmethoden mit 
3 Millionen Euro fördern. Dafür haben wir als Sozial-
demokraten uns eingesetzt, das hat der Haushaltsaus-
schuss jetzt beschlossen, und das ist eine gute Nachricht.

(Beifall bei der SPD)

Ich danke ganz ausdrücklich unseren Haushältern, die 
sich dafür auch sehr stark eingesetzt haben.

In den letzten Jahren rückte das Tierwohl zu Recht 
immer weiter in den Fokus der Öffentlichkeit. Der 
Umgang mit Tieren in allen Lebensbereichen ist eine 
zutiefst politische und auch moralische Frage geworden, 
und wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
wollen auch in der Forschung die Weichen für die Zu-
kunft stellen.

Auf der einen Seite sind wir uns in unserer Gesellschaft 
alle einig, dass Tierversuche eine besondere Rechtferti-
gung brauchen und diese auf ein unumgängliches Mini-
mum in der wissenschaftlichen Praxis reduziert werden 
sollen. Auf der anderen Seite gibt es – das zeigt die 
andauernde Coronapandemie sehr deutlich – ein beson-
deres öffentliches Interesse an getesteten und für sicher 
befundenen Medikamenten, Impfstoffen und auch Che-
mikalien.

Im Sinne des Wissenschaftsstandortes Deutschland 
erkennen wir an, dass Tierversuche ein wichtiges und 
zurzeit noch ein unverzichtbares Erkenntnismittel in der 
biologischen und medizinischen Forschung sind. Tierver-
suche dürfen aber wirklich nur dann zum Einsatz kom-
men, wenn es um die Untersuchung komplexer Phäno-
mene geht, die anders nicht erfasst werden können; das 
heißt, es muss das letzte Mittel sein.

Als Sozialdemokraten haben wir das Ziel einer dauer-
haften und nachhaltigen Reduktion von Tierversuchen 
auf ein notwendiges Mindestmaß. Wir wollen die Ent-
wicklung tierversuchsfreier Alternativmethoden fördern. 
Es gibt viele innovative Beispiele, um Tierversuche 
erfolgreich und langfristig zu reduzieren, um das Leiden 
von Tieren zu minimieren. Häufig fehlen aber noch die 
notwendigen Schritte, um diese Methoden in die prakti-
sche Anwendung zu überführen, sie zu validieren und 
auch in den Prüfgremien für Medikamente und Chemika-
lien als Alternativen zu den bisherigen Tierversuchen 
anzuerkennen.

Deutschland kann hier ein internationales Vorbild wer-
den. Dazu müssen wir eine enge Kooperation zwischen 
den beteiligten Forschungsorganisationen, den Industrie-
partnern und den Zulassungsbehörden erreichen. For-
schung und Innovation sind immer dann erfolgreich, 
wenn wir Spitzenforschung und anwendungsorientierte 
Forschung nicht trennen, sondern zusammenbringen.

Wir wollen zielgerichtet die Weiterentwicklung alter-
nativer Methoden fördern. Dafür wird die nationale Platt-
form die Grundlagen schaffen. Ich finde, es ist ein wichti-
ges Signal, dass wir auch in diesen schwierigen Zeiten 
Konzepte für die Zukunft entwickeln.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun 

Dr. Anna Christmann das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anna Christmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Rupprecht, ich wollte an Sie anschließen. 
Für mich war es schon bemerkenswert, wie Sie von 
Visionen in der Wissenschaft sprechen konnten, dann 
aber die ganze Zeit über die Vergangenheit geredet haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Sie haben offenbar nichts mehr vor im Bereich der Wis-
senschaft. Das ist ziemlich fatal; denn wir reden heute 
hier hoffentlich über die Dinge, die in der Zukunft pas-
sieren sollen.

Dafür sind jetzt 20,8 Milliarden Euro im Haushalt vor-
gesehen. Das ist Geld, das wir in der Tat dringend brau-
chen. Wie dringend, das haben wir ja gerade in diesem 
Jahr gesehen: Plötzlich schreien alle nach den Prognosen 
zur Entwicklung der Pandemie. Alle wollen dringend 
einen Impfstoff haben. Analysen der Bildungsforschung 
zu den Schulschließungen sind gefragt. Viele Menschen 
merken: Wir brauchen eine starke Wissenschaft, um gera-
de auf die unvorhersehbaren Herausforderungen gut vor-
bereitet zu sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich bin daher ganz froh, Frau Ministerin, dass sich Ihre 

Prognose vom Anfang Ihrer Amtszeit nicht bewahrheitet 
hat. Sie haben ja gesagt, die Zeit der Aufwüchse sei vor-
bei. Die Größe der Herausforderung hat Sie da aber 
offensichtlich eingeholt; denn wir brauchen die Investi-
tionen in die Wissenschaft. Es ist also gut, dass der Wis-
senschaftsetat wächst, obwohl Sie dafür nicht besonders 
gekämpft haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das heißt aber leider auch, dass Sie den Entwicklungen 

allgemein oft hinterherlaufen, und das ist fatal. Erstes 
Beispiel dafür: die Digitalisierung der Hochschulen. 
Wir haben gesehen, dass da jetzt viel durch Engagement 
der Lehrenden lief, dass es digitale Veranstaltungen gab. 
Aber solches Krisenmanagement ersetzt natürlich keine 
verlässliche digitale Infrastruktur, die die Hochschulen 
dringend brauchen. Führen Sie endlich eine Digitalpau-
schale ein, die nicht nur von uns, sondern auch von der 
Hochschulrektorenkonferenz und der Expertenkommis-
sion Forschung und Innovation gefordert wird. Packen 
Sie das endlich an!
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweites Beispiel: die Wissenschaftskommunikation. 
Auch da hat die Wirklichkeit Sie überholt, Frau 
Karliczek. Sie riefen am Anfang Ihrer Amtszeit, die Wis-
senschaft müsse sich besser erklären. Heute erklärt sich 
die Wissenschaft jeden Tag in Talkshows, in Politrunden. 
Wir wissen alle, was ein R-Wert ist und was Aerosole 
sind. Nur, was Ihr großer Wurf in der Wissenschaftskom-
munikation ist, das wissen wir immer noch nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hier braucht es endlich ein umfassendes Konzept für 
starke Orte der Wissenschaftskommunikation und 20 
statt 2 zusätzliche Millionen, wie sie jetzt vom Haushalts-
ausschuss beschlossen wurden. Das ist zu wenig.

Drittes Beispiel: Gründungsförderung. Wir brauchen 
endlich einen Aufbruch für eine gründungsfreundliche 
Wissenschaft. Aber die EXIST-Mittel stagnieren vor 
sich hin; da ist überhaupt keine Bewegung drin. Deswe-
gen haben wir eine dringende Erhöhung beantragt.

Auch ein Update bei den Rahmenbedingungen ist drin-
gend fällig; denn die völlig überzogenen Lizenzgebühren 
und festen Patentvergütungen sind einfach nicht unter-
stützend für Ausgründungen. Es braucht die stille Betei-
ligung im einstelligen Bereich als neuen Ausgründungss-
tandard. So geht Gründungsförderung in der 
Wissenschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte auch noch die sozialen Innovationen 
erwähnen, die Sie ebenfalls sträflich vernachlässigen. 
Auch die EFI-Kommission hat sie in ihrem Gutachten 
dieses Jahr erwähnt. Es braucht einen breiteren Innova-
tionsbegriff, der gerade auch die sozialen Innovationen 
umfasst. Als Grüne fordern wir schon länger eine Innova-
tionsstiftung, gerade auch für soziale Innovationen. Von 
Ihnen ist da gar nichts zu sehen, Frau Karliczek.

Zum Schluss vielleicht noch das leidige Thema der 
angeblichen Milliarden für künstliche Intelligenz, die ja 
dann auch immer nur so ein paar Millionen sind. Zu allem 
Überfluss hat Ihnen da jetzt der Haushaltsausschuss sogar 
noch die Mittel gesperrt, weil noch gar kein Gesamtkon-
zept vorliegt. Dabei wäre eine Stärkung der KI-Mittel 
gerade für eine europäische KI so wichtig. Wir haben 
130 Millionen Euro für AI made in Europe beantragt, 
waren damit aber leider nicht erfolgreich. So bleibt es 
ein hohles Schlagwort, wenn Sie sagen, Sie seien jetzt 
auch für AI made in Europe. Das muss mit Leben erfüllt 
werden.

Sie waren auch bei diesem Thema „europäische künst-
liche Intelligenz“ nicht die Erste, sondern mal wieder 
eher die Letzte. Unsere Wissenschaft hätte da ein biss-
chen mehr Weitsicht verdient. Ich würde mir wünschen, 
dass Sie sich hierhinstellen und sagen: Mir reicht das alles 
nicht, ich möchte mehr erreichen für die Wissenschaft. – 
So müssen wir diese Rolle übernehmen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Frau Kollegin Christmann.

Dr. Anna Christmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Denn dringend notwendig ist es.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Tankred 

Schipanski das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Tankred Schipanski (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich bin der letzte Redner der Union. Ich darf zusammen-
fassen, ein bisschen aufräumen und vor allen Dingen 
richtigstellen. Ich als Medienanwalt glaube, es passt der 
Begriff der sogenannten Eindrucksrichtigstellung, nach-
dem ich diese Debatte heute hier verfolgt habe.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die FDP offenbart wieder ihre Schwäche für Zahlen. 
20,8 Milliarden Euro, ein Rekordhaushalt, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen; eine Zwei mit zehn Nullen. Kolle-
ge Rupprecht hat den Aufwuchs genannt: Seit 2005, seit 
dem Amtsantritt von Angela Merkel, hat sich das Volu-
men mehr als verdoppelt. Da von einem „Klacks“ zu 
sprechen, ist, glaube ich, falsch. Das ist ein Zeichen für 
die richtige Schwerpunktsetzung für Bildung und For-
schung in dieser Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU – Bettina Stark- 
Watzinger [FDP]: 4 Prozent vom Gesamtetat!)

Die FDP, liebe Kolleginnen und Kollegen, argumen-
tiert neuerdings wie die Linken. Sie kennt keine Zustän-
digkeiten, keine Verfassung; Fortschritte und Fakten wer-
den ausgeblendet. Das gleiche falsche Lied zum 
DigitalPakt Schule hören wir hier zum zigsten Mal. 
Wenn man hier etwas Falsches sagt, wird es durch Wie-
derholungen nicht richtiger, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
LINKEN)

– Zur Linken komme ich. Bei dem Vorwurf der struktu-
rellen Armut bei Schülern und Studenten werden wieder 
Fakten ausgeblendet. Googeln Sie einfach mal bei 
YouTube: Stefan Kaufmann, Thema Studierendenhilfen. 
Da sehen Sie in einem schönen Video zusammengefasst, 
wie wir unseren Studierenden in dieser schwierigen 
Situation helfen, nämlich sehr erfolgreich. Mit diesem 
Haushalt stocken wir die Hilfen noch mal auf. Lieber 
Stefan Kaufmann, vielen Dank für deine Arbeit in diesem 
Bereich!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kollegen der Opposition, hören Sie doch auf, 
hier ständig ein Zerrbild zu zeichnen. Ich will Ihnen 
mal sagen: Deutschland ist Innovationsland. Gehen Sie 
mal auf die Seite des BMBF; da finden Sie ein entspre-
chendes Faktenblatt. Zum Impfstoff wurde heute viel 
gesagt. Zum PCR-Test, der hier an der Charité von Pro-
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fessor Drosten entwickelt wurde, wurde viel gesagt. Das 
CISPA, unser IT-Sicherheitsinstitut, das Helmholtz-Zent-
rum in Saarbrücken, liegt auf Platz eins beim Thema 
Cybersicherheit. Wir gehen weiter: Der Supercomputer 
in Jülich ist Nummer eins in Europa. Wir gehen weiter 
zum Thema Patente: 2017 wurden 398 weltmarktrelevan-
te Patente pro 1 Million Einwohner angemeldet, das ist 
doppelt so viel wie in den USA. Wir sind im Innovations-
ranking auf Platz eins gerückt; wir haben Südkorea fak-
tisch von Platz eins vertrieben. Die Ministerin hat es 
angesprochen: Die größte Arktisexpedition aller Zeiten, 
MOSAiC, wurde von uns aus gestartet. Die Nobelpreis-
träger wurden genannt. Reden Sie doch diesen For-
schungsstandort nicht immer schlecht!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir setzen richtige Schwerpunkte bei den Aufwüch-

sen. Die Wissenschaftskommunikation wurde genannt. 
Ich finde es gut, dass der Haushaltsausschuss die Mittel 
dafür noch mal aufgestockt hat. Ich finde das sehr richtig; 
das ist auch ausreichend. Wir haben in der Koalition 
einen sehr guten Antrag dazu geschrieben. Gleiches gilt 
für die Berufsorientierung. Hier wurde auch noch mal 
nachgebessert; auch das ist ein toller Antrag. Danke an 
Stephan Albani und Yvonne Magwas, die daran feder-
führend gearbeitet haben. Wir haben den Aufwuchs bei 
den KI-Mitteln. Wir sind bei der Quantentechnologie 
weit vorne. Auch dort sind wir überall auf dem Weg zur 
Weltspitze. Das ist eben genau das Gegenteilige dessen, 
was die Kollegin Christmann hier angesprochen hat.

Blicken wir auf die Bereinigungssitzung, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Das war natürlich ein Glückstag für 
Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg, Branden-
burg und Berlin: zwei neue Fraunhofer-Institute, ein neu-
es Fraunhofer-Cluster. Im Saarland kommt noch der Aus-
bau eines Helmholtz-Instituts dazu. Wir haben es beim 
letzten Haushalt mit Blick auf Sachsen bereits erlebt, als 
dort wegen Mitteln für Fraunhofer- und Helmholtz-Insti-
tute die Sektkorken geknallt haben. Ich mahne an dieser 
Stelle ausdrücklich an, dass wir schon wieder zu einem 
geordneten Verfahren zurückfinden müssen, wie wir For-
schungsinstitute in dieser Republik einrichten.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])

Forschungsinstitute müssen wissenschaftsgeleitet im 
Dialog mit den Stakeholdern und im Dialog mit den 
Fachpolitikern eingerichtet werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. René Röspel [SPD] – Bettina Stark- 
Watzinger [FDP]: Aber hallo!)

Richtig ist, liebe Kolleginnen und Kollegen, die starke 
Beteiligung des Parlamentes bei dieser Frage. Daher bin 
ich dem Haushaltsausschuss für seine Maßgabebeschlüs-
se außerordentlich dankbar. Es wird keine Bund-Länder- 
Vereinbarungen ohne Parlamentsbeteiligung mehr geben. 
Es gibt mehr Kontrolle durch dieses Parlament bei den 
Bund-Länder-Vereinbarungen; Kollege Schulz hat das 
exzellent dargestellt. Es gibt keine Vereinbarung mehr 
nach Artikel 91b Grundgesetz, ohne dass dieses Parla-
ment hier beteiligt wird. Ich finde auch richtig, liebe 
Frau Kollegin Christmann, dass die Millionen für KI, 

die wir den Hochschulen geben wollen, gesperrt sind, 
weil wir als Parlamentarier erst mal das Konzept sehen 
wollen, daran mitwirken wollen, bevor wir den Ländern 
Geld geben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Anna Christmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es ist schwierig, wenn 
Sie nie ein Konzept haben!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch die Sperre auf 
die 90 Millionen Euro, die die Bildungsplattformen und 
die digitalen Bildungskompetenzzentren betrifft, ist rich-
tig. Wir packen diese Mittel drauf. Die Union hat hier 
einen sehr guten Vorschlag erarbeitet. Kollege 
Sattelberger hat ihn zitiert. Aber, Kollege Sattelberger, 
das haben wir mit Sicherheit getan, ohne einen FDP-An-
trag zu lesen, ohne Pfauenfedern, ohne himmlisch Manna 
und ohne Speck.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Ungleichgewicht 

zwischen der universitären Forschung und der außeruni-
versitären Forschung müssen wir bremsen; das ist ein 
richtiger Hinweis. Das machen wir nur schon seit vielen, 
vielen Jahren. Ich denke hier an den Artikel 91b des 
Grundgesetzes, das Kooperationsgebot, die vielen 
Bund-Länder-Vereinbarungen, die wir hier schließen. 
Schauen Sie doch mal direkt in den Haushalt, was die 
Fachhochschulen betrifft: noch mal Sondergelder, noch 
mal Sonderprogramme und der ganz wichtige Haushalts-
vermerk bei der DFG, dass jetzt auch entsprechende Mit-
tel an die Fachhochschulen für die Forschung fließen 
müssen.

Ich komme zum Schluss. Alles in allem: ein sehr, sehr 
guter Haushalt. Es wäre am heutigen Tag der Bildung ein 
richtiges Signal aller Kolleginnen Kollegen in diesem 
Hause, diesem Haushalt entsprechend zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Marc Jongen für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Marc Jongen (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bildung, 

auch universitäre, ist Ländersache. Aber dem Bund 
obliegt die Rahmengesetzgebung, und er gibt mit Hoch-
schulpakt, Exzellenzstrategie und anderen Förderpro-
grammen mehr forschungspolitische Leitlinien vor.

Insofern ist es durchaus ein Vorfall von bundespoliti-
scher Relevanz, wenn die Frankfurter Direktorin des For-
schungszentrums Globaler Islam, Susanne Schröter, von 
Studenten heftigst angegangen wurde, nachdem sie im 
Mai letzten Jahres eine Podiumsdiskussion initiiert hatte 
mit dem Titel „Das islamische Kopftuch – Symbol der 
Würde oder der Unterdrückung?“. Man unterstellte ihr 
antimuslimische Ressentiments und islamophoben Ras-
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sismus und forderte ihre Entlassung. Sie sprach von Ruf-
mord; die Veranstaltung musste unter Polizeischutz statt-
finden.

In einer Studie, die in diesem Oktober publiziert wur-
de, haben nun zwei Forscher den Stand der Meinungs-
freiheit an deutschen Universitäten empirisch untersucht. 
Und zwar befragten sie just die Studenten der Sozial-
wissenschaften an der Goethe-Universität Frankfurt:

Unsere Umfrageergebnisse zeigen,
– schreiben die Forscher –

dass sich Studierende häufig sprachlich angegriffen 
fühlen und dass

– und jetzt kommt es –
sich ein beträchtlicher Anteil für die Einschränkung 
der Meinungsfreiheit ausspricht.
(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Welche Forscher sind denn das? Welche Quel-
len sind denn das?)
Auch finden wir Hinweise für Konformitätsdruck … 
Linksgerichtete Studierende sind weniger bereit, 
umstrittene Standpunkte zu Themen wie Gender, 
Einwanderung oder sexuelle und ethnische Minder-
heiten zu tolerieren. Studierende rechts der Mitte 
neigen eher dazu, sich selbst zu zensieren.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

In Zahlen – hören Sie bitte mal zu –: Nur 44 bis 69 Pro-
zent der Befragten sind dafür,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Von welcher Studie sprechen Sie denn?)

dass nichtkonforme Personen an der Universität über-
haupt sprechen dürfen, und dass diese Personen an der 
Universität unterrichten dürfen, befürworten nur 17 bis 
36 Prozent.

Meine Damen und Herren, diese Zahlen sind erschre-
ckend.

(Beifall bei der AfD)
Und es wäre doch naiv und heuchlerisch, anzunehmen, es 
handele sich um Einzelfälle oder um ein innerstudenti-
sches Problem. Die Zerstörung der Meinungs- und Wis-
senschaftsfreiheit ist vielmehr das Ergebnis einer lang-
jährigen tendenziösen Wissenschaftspolitik. Das 
Problem hat systemische Ausmaße erreicht, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
So wie in den Medien im sogenannten Haltungsjourna-

lismus nicht mehr zwischen Berichterstattung und Mei-
nung unterschieden wird, so machen sich auch an den 
Universitäten immer mehr Studiengänge breit, die nicht 
mehr vom politischen Aktivismus zu unterscheiden sind. 
Gender Studies, Postcolonial Studies, Critical Whiteness 
Studies – die Namen sagen es bereits: All diese „Studies“ 
sind keine ergebnisoffenen wissenschaftlichen Studien-
gänge wie Germanistik, Philosophie oder Volkswirt-
schaftslehre, sondern Agendawissenschaften, die ein 
ideologisches Programm vorantreiben.

(Beifall bei der AfD)
Statt um Erkenntnis geht es ihnen um Moral und vor 
allem um Macht. Andersdenkende werden ausgegrenzt 
und mundtot gemacht; ihre Karrieren werden zerstört.

(Dr. Karamba Diaby [SPD]: In welchem Land 
leben Sie denn?)

In Frankreich gab es letztes Jahr diesen dramatischen 
„Appell der 80“ von 80 namhaften französischen Intel-
lektuellen. Sie sprechen unumwunden von intellektuel-
lem Terrorismus. Und der Medienwissenschaftler 
Norbert Bolz geht für Deutschland so weit, festzustellen: 
Die Geisteswissenschaften sind verloren. – Damit dürfen 
wir uns nicht abfinden, meine Damen und Herren. Diesen 
Trend müssen wir dringend umdrehen.

(Beifall bei der AfD)
Wenn ich immer wieder höre, das sei gar nicht Auf-

gabe der Politik, sie dürfe sich nicht in die Wissenschafts-
freiheit einmischen, so ist das pure Heuchelei. Mit Pro-
grammen wie jetzt den „Strategien zur Durchsetzung von 
Chancengleichheit“ beispielsweise, wofür Sie wieder 
34 Millionen Euro ausgeben wollen, und mit dem Gen-
der-Mainstreaming fördern Sie doch die wissenschafts-
feindliche Mentalität systematisch. Über 300 Genderpro-
fessuren gibt es bereits in Deutschland. Wir fordern die 
restlose Streichung dieses Haushaltspostens. Das würde 
der Wissenschaftsfreiheit unmittelbar zugutekommen.

(Beifall bei der AfD)
Und wir wollen weniger Geld für Wissenschaftskom-

munikation, weil die unter diesen ideologisierten klima-
tischen Bedingungen auf Propaganda für politisch kor-
rekte Themen wie Klimaschutz hinausläuft. Dafür 
wollen wir mehr Geld für anwendungsorientierte For-
schung, für den Ingenieursnachwuchs; der ist wirklich 
wichtig für unser Land.

Daher können wir bei einigen guten Ansätzen diesem 
Haushalt leider doch nicht zustimmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Markus Paschke [SPD]: 

Wäre auch peinlich gewesen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege René Röspel für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

René Röspel (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! So eine Haushaltsdebatte ist ja auch immer eine 
Möglichkeit, sich inhaltlich darzustellen und Vorschläge 
zu unterbreiten. Ich will ausdrücklich sagen, dass ich eine 
Reihe von Anträgen aus der Opposition, der demokrati-
schen jedenfalls, inhaltlich interessant finde und auch 
durchaus unterstützenswert gefunden hätte. Aber zur 
Haushaltsdebatte gehört auch immer, dass man die 
finanziellen Enden tatsächlich zusammenkriegt, und das 
sehe ich an vielen Stellen eben nicht. Deswegen können 
wir den Oppositionsanträgen auch nicht zustimmen.
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Ein besonderes Exemplar unseriöser Finanzierung, 
wenn ich das so sagen darf, finden wir tatsächlich bei 
der FDP.

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Das sagt ausge-
rechnet die SPD!)

Es gibt von der FDP den Vorschlag – das hören wir in 
allen Debatten –, dass sie den Solidaritätszuschlag für die 
Superreichen streichen will; das sind 10 Milliarden Euro. 
Wie sie das finanzieren will, das wird nicht begründet.

(Zuruf des Abg. Dr. Jens Brandenburg [Rhein- 
Neckar] [FDP])

Allerdings hören wir immer öfter, dass der Sozialhaushalt 
in Deutschland offenbar zu hoch sei. Und wenn man in 
die Vorlagen zu den Haushaltsberatungen reinguckt – und 
ich habe sehr wohl gerade Ihre Rede gehört, was bil-
dungspolitische Anforderungen anbelangt –, dann stellt 
man fest, dass die FDP zum Beispiel die Streichung von 
500 Millionen Euro für Ganztagsbetreuung vorschlägt. 
Da will ich ausdrücklich sagen: Wer solche Vorschläge 
macht, scheint offenbar mit einer guten Abgeordnetendiät 
in einem schönen Stadtteil zu wohnen und kennt die 
tatsächlichen Probleme in anderen Stadtteilen nicht. Des-
wegen halten wir es ausdrücklich für sinnvoll, es nicht 
den Ländern zu überlassen – –

(Zuruf von der FDP: Unverschämt! – Otto 
Fricke [FDP]: Immer erst mal Neid erzeugen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Röspel, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung?

René Röspel (SPD):
Ja. Gerne.

Bettina Stark-Watzinger (FDP):
Lieber Herr Röspel, Sie haben eben einen Antrag der 

FDP angesprochen. Ist Ihnen bewusst, dass im Haushalt 
im Sondervermögen Ganztagsbetreuung 750 Millionen 
Euro liegen, denen auch wir zugestimmt haben? Ist Ihnen 
bewusst, dass in diesem Jahr kein Euro abgeflossen ist? 
Ist Ihnen bewusst, dass erst jetzt die Gesetzgebung statt-
findet, dass im nächsten Jahr, bis die Vereinbarungen 
geschlossen sind, kaum ein Euro abfließen wird? Halten 
Sie es nicht auch für sinnvoll, in einer Krise jetzt erst mal 
mit Blick auf Haushaltswahrheit und mit Blick auf Spar-
samkeit das zu nutzen, was an Rücklagen da ist, und 
wenn der Bedarf wieder da ist, dann wieder Geld zu bean-
tragen, statt es in Sondervermögen zu parken? 750 Millio-
nen Euro liegen dort – von der FDP unterstützt, Herr 
Röspel!

(Beifall bei der FDP)

René Röspel (SPD):
Wenn Sie das so im Streichungsantrag begründet hät-

ten, dann könnten wir ja noch darüber sprechen.

(Zurufe bei der FDP: Ah!)

Aber lesen Sie die Begründung dieses Streichungsantrags 
zu den 500 Millionen Euro. Dort steht ausdrücklich, dass 
Sie nicht die Notwendigkeit sehen, dass sich der Bund in 
diesem Bereich beteiligt, und dass das Ländersache ist.

(Beifall bei der SPD – Widerspruch bei der 
FDP)

Diese Argumentation heißt: Sie wollen die 500 Millionen 
Euro, egal ob sie abfließen oder nicht, zur Verfügung 
stellen. Das heißt, offenbar ist Ihnen nicht bewusst, was 
Sie als Begründung geschrieben haben. Sie hätten Ihren 
Antrag anders begründen müssen.

Aber da steht klar drin: Diese 500 Millionen Euro sind 
nicht in der Zuständigkeit des Bundes, das müssen die 
Länder machen, und zu häufig gibt es eine Vermischung 
zwischen den föderalen Zuständigkeiten. – Deswegen 
kann ich das nur so verstehen – und jeder andere sicher-
lich auch –, dass Sie diese 500 Millionen Euro nicht zur 
Verfügung stellen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Gut. Dann kriege ich heute Mittag einen Antrag von 
der FDP auf den Tisch gelegt, wo es um den Gentech-
nikfonds geht. Da steht drin, man solle sich konsequent 
auf die Systeme der Marktwirtschaft, des Unternehmer-
tums und der Forschungsfreiheit konzentrieren. Das finde 
ich dann allerdings schon spannend.

Wenn man sich die weiteren Anträge der FDP im Aus-
schuss – jedenfalls im Bildungs- und Forschungsaus-
schuss – im Hinblick auf Forschungsfreiheit anguckt, 
dann stellt man fest, dass Kürzungsvorschläge ausgerech-
net in den Bereichen gemacht werden, wo es Forschungs-
freiheit gibt, nämlich DFG, Fraunhofer und andere Berei-
che. Das sind all die Bereiche, wo es nicht darum geht, 
eine bestimmte Forschungsrichtung zu stützen, sondern 
wo es allein um exzellente Forschungsanträge aus allen 
Themenbereichen geht, also darum, Forschungsfreiheit 
par excellence umzusetzen. Da schlagen Sie Kürzungen 
vor.

Zum Stichwort – das fand ich spannend bei Ihrem 
Antrag – „Gentechnikfonds“ sagen Sie, wir müssen kon-
sequent Marktwirtschaft und Unternehmertum stützen. 
Die Forderung dieses Antrags heißt: Unternehmertum 
ist wichtig; aber Staat, gib mal bitte 150 Millionen Euro 
Staatsknete für diesen Fonds. – Das, finde ich, hat alles 
nichts mit Marktwirtschaft und Unternehmertum zu tun. 
Da sind Sie als FDP eben nicht auf der richtigen Spur.

(Beifall bei der SPD)

Noch schlimmer betreibt es die AfD. Ich habe in dieser 
Debatte niemanden gehört, der in irgendeiner Form die 
Wissenschaftsfreiheit oder Forschungsfreiheit einschrän-
ken oder bestimmte Themen verbieten will – mit Aus-
nahme der Partei der AfD. Sobald Sie Gender- oder Kli-
maforschung hören, geht bei Ihnen offenbar die 
Hasslampe an,

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist Gender- 
Gaga! Das hat mit Wissenschaft doch nichts 
zu tun! Das ist Hokuspokus!)
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und Sie sagen: Das muss sofort verboten werden. – Das 
ist alles andere als Forschungsfreiheit. Sie sind es, die 
genau diese Themen immer wieder behandeln unter 
dem Stichwort „Das wollen wir nicht“, „Das darf nicht 
sein“ und „Das ist ideologisch“. Das ist tatsächlich ein 
Angriff auf die Forschungsfreiheit.

(Widerspruch bei der AfD)

Ich bin sehr froh, dass diese Forschung auch dazu 
beiträgt, dass Jungen und Mädchen selbstbewusster 
sind. Ich bin sehr froh, dass meine Tochter Randi eine 
starke, selbstbewusste Frau wird. Und ich bin sehr froh, 
dass ihre Brüder Tobias und Daniel auch noch gut finden, 
dass sie eine starke, selbstbewusste Frau wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN)

Noch schlimmer ist: Wenn es nach der AfD gegangen 
wäre, hätten wir im zweiten Jahr 500 Millionen Euro 
weniger für BAföG zur Verfügung. Das würde bedeuten, 
dass gerade in dieser Situation rund 200 000 Schüler und 
Studierende aus Arbeiterfamilien es noch schwieriger 
hätten, sich ein Studium oder den Besuch eines Gymna-
siums zu leisten. Das, meine Damen und Herren von der 
AfD, ist genau das, was wir nicht wollen. Wir als SPD 
setzen eine andere Politik dagegen. Wir haben nämlich 
200 Millionen Euro zusätzlich für eine Nothilfe für Stu-
dierende zur Verfügung gestellt.

(Martin Reichardt [AfD]: Ihre Lügen glauben 
Ihnen doch die Arbeiter schon lange nicht 
mehr! Schauen Sie sich doch mal Ihre Wahler-
gebnisse an!)

– Sie können mir keine Lüge vorwerfen. Das haben Sie 
beantragt!

(Martin Reichardt [AfD]: Der Arbeiter glaubt 
Ihnen doch kein Wort mehr! Sie haben doch die 
Arbeiter verraten!)

– Ach, hören Sie auf. Eine Lüge ist übrigens ein schwerer 
Vorwurf.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Röspel.

René Röspel (SPD):
Das ist der Antrag 19(18)36a und b, den Sie beim 

letzten Mal gestellt haben. Das ist belegt im Ausschuss. 
Das kann jeder nachlesen, auch in Ihrem Videopodcast.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Ich finde, dieser Haushalt ist gut. Wir arbeiten daran, 
dass der nächste noch besser wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 30 – 
Bundesministerium für Bildung und Forschung – in der 
Ausschussfassung. Hierzu liegt ein Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP vor, über den wir zuerst abstimmen.

Änderungsantrag auf Drucksache 19/24975. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? – Das ist die FDP- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die übrigen Fraktionen 
des Hauses. Wer enthält sich? – Niemand. Der Ände-
rungsantrag ist gegen die Stimmen der FDP-Fraktion 
abgelehnt.

Dann kommen wir jetzt zu dem Einzelplan 30 in der 
Ausschussfassung. Wer stimmt für diesen Einzelplan? – 
Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt dage-
gen? – Die Oppositionsfraktionen. Wer enthält sich? – 
Niemand. Der Einzelplan 30 ist angenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am 
Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Mittwoch, den 9. Dezember 2020, 
9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen bis 
dahin alles Gute.

(Schluss: 19.14 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bär, Dorothee CDU/CSU

Brackmann, Norbert CDU/CSU

Brandt, Michel DIE LINKE

Brantner, Dr. Franziska BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Chrupalla, Tino AfD

Freihold, Brigitte DIE LINKE

Gabelmann, Sylvia DIE LINKE

Gauland, Dr. Alexander AfD

Göring-Eckardt, Katrin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Grötsch, Uli SPD

Hakverdi, Metin SPD

Hampel, Armin-Paulus AfD

Hartmann, Verena fraktionslos

Hebner, Martin AfD

Hendricks, Dr. Barbara SPD

Herzog, Gustav SPD

Heßenkemper, Dr. Heiko AfD

Hoffmann, Alexander CDU/CSU

Irlstorfer, Erich CDU/CSU

Kemmer, Ronja* CDU/CSU

Kolbe, Daniela SPD

Komning, Enrico AfD

Kuffer, Michael CDU/CSU

Leidig, Sabine DIE LINKE

Leikert, Dr. Katja CDU/CSU

Lezius, Antje CDU/CSU

Miazga, Corinna AfD

Müller, Alexander FDP

Abgeordnete(r)

Müller, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Müller, Dr. Gerd CDU/CSU

Müller, Hansjörg AfD

Müller-Böhm, Roman FDP

Nölke, Matthias FDP

Noll, Michaela CDU/CSU

Pasemann, Frank AfD

Pau, Petra DIE LINKE

Petry, Dr. Frauke fraktionslos

Pilger, Detlev SPD

Remmers, Ingrid DIE LINKE

Rimkus, Andreas SPD

Roth (Heringen), Michael SPD

Schäfer (Saalstadt), Anita CDU/CSU

Schimke, Jana CDU/CSU

Schlund, Dr. Robby AfD

Schmidt, Dr. Frithjof BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schneidewind-Hartnagel, 
Charlotte

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Seitz, Thomas AfD

Steinke, Kersten DIE LINKE

Ulrich, Alexander DIE LINKE

Vogt, Ute SPD

Vries, Kees de CDU/CSU

Wagner, Daniela BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Weeser, Sandra FDP

Weiler, Albert H. CDU/CSU

Weinberg, Harald DIE LINKE

Weingarten, Dr. Joe SPD

Westig, Nicole FDP
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Abgeordnete(r)

Witt, Uwe AfD

Yüksel, Gülistan SPD

Zimmermann, Pia DIE LINKE

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes      

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Wolfgang Wetzel (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) zu der namentlichen Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung des Haushaltsaus-
schusses zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD: Beschluss des Deutschen Bundes-
tages gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des 
Grundgesetzes

(Tagesordnungspunkt II)

Ich habe versehentlich mit Ja gestimmt. Mein Votum 
lautet Enthaltung.
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